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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und: dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen urid 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kolle- 
gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
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Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 


Name‘ 
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“ Straße und Hausnummer/Postfach 
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kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 
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Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
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Unterdrückung 
und Entmündigung 
der Deutschen 

Die Mitteldeutschen und 
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Macht von den Konferenz- 
tischen, setzte die deut- 
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Deutschland- 
Journal 


Zu lange 
Verfahrens- 
dauer vor 
Finanzgerichten 


Das deutsche Steuerrecht gilt 
aufgrund seiner mannigfaltigen 
Schlupflöcher und Anweisungen 
der Finanzbehörden nicht zu Un- 
recht als eines der komplizierte- 
sten der Welt. Dies bekommen 
auch immer wieder die Steuer- 
zahler zu spüren, da selbst die Fi- 
nanzämter nicht immer den 
Durchblick durch den ganzen 
Wust haben und oftmals irgend- 
welche Vorteile für den Steuer- 
zahler schlicht und einfach »ver- 
gessen«. Wenig bekannt ist auch, 
daß die Finanzämter eigentlich 
verpflichtet sind, irgendwelche 
Dinge, die ein Steuerzahler ver- 
gißt, bei seiner Steuererklärung 
anzugeben, von sich aus einzuset- 
zen. 


Folge ist, daß die Anzahl der Kla- 
gen vor den Finanzgerichten im- 
mer mehr zunimmt. Mit der Zahl 
der Verfahren nimmt aber auch 
die Dauer der Verfahren zu. Mitt- 
lerweile- grenzt die Situation nach 
Ansicht des Bundes der Steuer- 
zahler (BdSt) sogar schon an 
Rechtschutzverweigerung. 


So mußte ein klagender Steuer- 
zahler im vergangenen Jahr im 
Gebiet der alten Bundesländer 
durchschnittlich fast zwei Jahre 
auf eine Entscheidung über seine 
Klage bei den Finanzgerichten 
warten. 


Hierbei bestehen allerdings 
große Unterschiede.in den einzel- 
nen Bundesländern. Am wenig- 
sten langsam sind die schleswig- 
holsteinischen Finanzgerichte, 
bei denen der Steuerzahler »nur« 
etwas mehr als ein Jahr auf die 
Entscheidung warten muß. Am 
langsamsten sind Nordrhein- 
Westfalen mit 26 Monaten und 
Baden-Württemberg mit 28 Mo- 
naten. Negativer Spitzenreiter ist 
Düsseldorf, wo die Erledigung ei- 
nes Verfahrens im Durchschnitt 
34,9 Monate dauert. 
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Dieses ist dann aber nur die erste 
Instanz. Eine Revision mit Sach- 
entscheidung dauert beim Bun- 
desfinanzhof in einem Drittel der 
Fälle bis zu vier Jahre. Hat der 
Steuerzahler Pech und seinen 
Wohnsitz in Düsseldorf kann ein 


'gerichtliches Verfahren demzu- 


folge bisweilen rund sieben Jahre 
dauern. Da zwischen dem Streit- 
jahr in der ersten Instanz und 
dem Zeitpunkt, zu dem zum er- 
sten Mal ein Rechtsbehelf einge- 
legt wird in der Regel ein bis zwei 
Jahre liegen, erweist sich ein 
Streit mit dem Finanzamt also als 
echte Geduldsprobe. Bis zur end- 
gültigen Klärung können also 
schon mal acht bis neun Jahre ins 
Land gehen. 


Damit ist nach Ansicht des BdSt 
aber die Rechtsstaatlichkeit in 
Gefahr, die jedem, der in seinen 
Rechten verletzt wird, den 
Rechtsweg garantiert. Was ist 
diese Garantie aber wert, wenn 
die Entscheidung eventuell erst 
nach einem Jahrzehnt ergeht? 
Wie soll die gerichtliche Entschei- 
dung dann noch Rechtsfrieden 
stiften? Wie sollen die Gerichte 
noch Rechtssicherheit schaffen, 
wenn zuvor jahrelang in Rechts- 
unsicherheit gelebt werden muß? 
Was ist der Rechtsstaat für den 
Bürger noch wert, wenn er even- 
tuell damit rechnen muß, daß nur 
seine Erben den Ausgang des Ver- 
fahrens erleben werden, fragt der 
BdSt? oO 


Bundes- 
verfassungs- 
gericht stärkt 
Rechte der 
Bürger 


Auf ein für den Bürger wichtiges 
Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts hat der Bund der Steuer- 
zahler (BdSt) hingewiesen. 


Mit Entscheidung vom 7. Mai 
1991 hat das höchste deutsche 
Gericht klargestelit, daß der Bür- 
ger insbesondere berechtigt sei, 
die ihm vom Gesetz eingeräum- 
ten prozessualen Rechte bis zu ih- 
rer Grenze auszunutzen. Für die 
Rechtzeitigkeit des Eingangs ei- 
nes fristwahrenden Schriftstük- 
kes sei allein entscheidend, daß 
es innerhalb der Frist tatsächlich 
in der Verfügungsgewalt des Ge- 
richts angelangt sei. 


Dabei komme es weder auf das 
Ende der Dienstzeit noch auf die 
fristgerechte Entgegennahme 
durch den zuständigen Be- 
diensteten der Geschäftsstelle 
an. Etwaige Fristversäumungen, 
die auf Verzögerungen der Entge- 
gennahme der Sendung durch 
das Gericht beruhten, dürften 
dem Bürger nicht angelastet wer- 
den. Gerade in Fristfragen müsse 
für den Rechtssuchenden klar er- 
kennbar sein, was er zutun habe, 
um einen Rechtsverlust zu ver- 
meiden. 


Die Grenze des Zumutbaren, so 
der BdSt, sei dann überschritten, 
wenn die Verantwortung für Risi- 
ken und Unsicherheiten bei der 
Entgegennahme rechtzeitig in 
den Gewahrsam des Gerichts ge- 
langter fristwahrender Schrift- 
sätze auf den Bürger abgewälzt 
werde, obwohl die Ursache hier- 
für alleine in der Sphäre des Ge- 
richts zu finden sei. m 


Kohls 
fahrlässiges 
Verhalten in der 
sudeten- 
deutschen Frage 


Hat Bundeskanzler Helmut Kohl 
fahrlässig — oder gar bewußt? - 
die Rückkehr geflüchteter Sude- 
tendeutscher in ihre Heimat ver- 
hindert? Diese Frage muß man 
sich angesichts neuester Verlaut- 
barungen aus der CSFR stellen. 


Zwar sieht es im ersten Augen- 
blick gut aus, daß Deutschland 
den Wunsch Prags ausklam- 
merte, auf alle Entschädigungs- 
forderungen der Sudetendeut- 
schen zu verzichten, die CSFR im 
Gegenzug auf die Erstattung 
sämtlicher Kriegsschäden aus der 
Nazi-Zeit verzichtet. Gut deswe- 
gen, weil die Tschechoslowakei 
sowieso keinen völkerrechtlichen 
“Anspruch auf irgendwelche Ent- 
schädigungszahlungen hat. Im 
Gegensatz zu den Sudetendeut- 
schen, da die Vertreibung ohne 
jede völkerrechtliche Grundlage 
geschah, vielmehr sogar eindeu- 
tig dagegen verstieß. _ 


Wenn trotzdem Kritik an dieser 
Regelung zu üben ist, dann 
deswegen, weil ohnehin mit kei- 
ner Entschädigungszahlung der 
tschechischen Seite zu rechnen 


ist. Vielmehr hatte diese sich ge- 


genüber Kohl zu folgendem be- 
reit erklärt: Danach sollten die 
Opfer der sogenannten »wilden 
Vertreibung« der ersten Wochen 
nach Kriegswochen sehr wohl in 
gewissem Sinne entschädigt wer- 
den. 


So hatte Havel Kohl am 8. Mai 
dieses Jahres den Vorschlag ge- 
macht, bei ausdrücklicher Nicht- 
anerkennung ihrer Ansprüche 
könnten sich die Sudetendeut- 
schen künftig mit doppelter - 
Staatsangehörigkeit wieder in : 
der CSFR niederlassen und frü- 
heres Eigentum im Zuge der lau- 
fenden ° großen Privatisierung 
wiedererlangen. Nach diesem “ 
Angebot hätten die Sudetendeut- - 
schen ein Vorkaufsrecht gehabt 
und mit DM-Rückendeckung im 
günstigen Kronen-Kurs dabei 
sein können. Da dieses Angebot 
aber bis heute von Kohl unbeant- 
wortet geblieben sei, zog Havel 
sein Angebot nunmehr nach Aus- 
klammerung der gegenseitigen - 
Ansprüche wieder zurück. Damit 
wird es nun eine Einbürgerung 
von Sudetendeutschen nur nach 
den üblichen europäischen Be- 


dingungen geben, also erst nach - 


Jahren. 


Zwar wäre dies aus nationaler 
und völkerrechtlicher Sicht noch 
immer nicht das Optimale gewe- 
sen, aber jedenfalls weitaus bes- 
ser als das, was jetzt droht. Aus 
dem Kanzleramt war bislang 
noch keine Erwiderung auf die 
tschechischen Vorwürfe zu hö- 
ren. 


Wenn diese aber stimmen, und 
davon muß man nach jetzigem 
Erkenntnisstand ausgehen, dann 
stellt dies einen der größten 
Skandale der Regierungszeit 
Helmut Kohls dar. Denn dadurch 
hat er ohne wirklichen Grund 
verhindert, daß vertriebenen Su- 


detendeutschen zumindest wie- 


der die Chance eingeräumt wird, 
in ihre Heimat zurückzugehen. 


Der Grund für dieses Verhalten 
Kohls soll mit Ostdeutschland zu- 
sammenhängen. Angeblich soll 
das Kanzleramt Erkenntisse dar- 
über gehabt haben, daß sehr 
viele Sudetendeutsche sehr wohl 
bereit gewesen sein sollen, das 
Angebot der tschechischen Re- 
gierung anzunehmen und sich 
ihre (früheren) Besitztümer für 


relativ wenig Geld zurückzukau- 


fen. H 
Wäre dies geschehen, so hätte :; 


> „ deutsch-polnische 


dies dann aber auch Auswirkun- 
gen auf die deutschen Ostgebiete 
gehabt. Denn dann wäre sofort 
die Frage aufgetaucht, wieso 
geht das im Sudentenland und 
nicht in Oberschlesien und Pom- 
mern. Auch hätte dann das deut- 
sche Volk gemerkt, daß der 
»Freund- 
schaftsvertrag« eben nicht so 
weitgehend ist, wie es die Bun- 
desregierung einem weismachen 
will, sondern daß dieser Vertrag 
weitgehend das wiedergibt, was 
ohnehin in völkerrechtlich ver- 
bindlichen Verträgen geregelt ist. 


In sudetendeutschen Kreisen sol- 
len jetzt Untersuchungen stattfin- 
den, ob man gegen dieses »Ver- 
säumnis« Kohls vor dem Verfas- 
sungsgericht angehen kann. Wie 
auch immer, jedenfalls hat dieser 
Fall gezeigt, wo die wahren Inter- 
essen der derzeitigen deutschen 

m] 


“ Regierung liegen. 


2 Bespitzelten die 


Franzosen auch 


- deutsche 


Unternehmen? 


-- In Frankreich grassiert derzeit 


ein Skandal, der das französisch- 
amerikanische Verhältnis stark 


: belastet und auch die gleichen 
Auswirkungen auf das Verhältnis 


zu Deutschland bekommen 
kann. 


Was war geschehen? Der franzö- 
sische Geheimdienst hat nach 
Darstellung seines früheren 
Chefs, Pierre Marion, seit 1981 
die amerikanischen Unterneh- 
men ausspioniert. Zwar wäre es 
»nicht normal«, wenn dies im 
politischen und militärischem 


. Bereich geschehen wäre, da sei 


man schließlich Verbündete, 
»aber im wirtschaftlichen Wettbe- 
werb, im technologischen Wett- 
bewerb sind wir Konkurrenten, 


.sind wir nicht verbündet« sagte 


Marion. 


Er habe insgesamt 20 Agenten 
auf amerikanische Firmen ange- 
setzt. Die Spione seien sogar in 
Hotelzimmer von US-Geschäfts- 
leuten eingedrungen und hätten 
auch Telefonate abgehört. Sie 
hätten versucht, »die Kommuni- 
kation aufzufangen«, wie es so 
schön im Geheimdienstdeutsch 
heißt. 

In einer ersten Stellungnahme er- 


klärten hohe FBI-Beamte, die 
Spionage der Franzosen sei so 
schlimm wie die des sowjetischen 
Geheimdienstes KGB in Mos- 
kau, wenn nicht gar schlimmer. 
Unter den Opfern seien die US- 
Konzerne IBM, Texas Instru- 
ments und Corning Glass. 


Nach Darstellung von US-Ge- 
heimdienstexperten sollen ameri- 
kanische Geschäftsleute: sogar in 
Air France-Flugzeugen ausspio- 
niert worden sein, was das franzö- 
sich Luftfahrtunternehmen 
aber »energisch« dementierte. 
Berichten zufolge soll dies mit- 
tels Mikrofonen in den Sitzen ge- 
schehen sein. Auch könnten Pas- 
sagiere oder gar Mitglieder des 
Bordpersonals zum _ französi- 
schen Geheimdienst gehört ha- 
ben. Ein Experte für die Abwehr 
von Industriespionage, der für 
große amerikanische Unterneh- 
men arbeitet, erklärte inzwi- 
schen, er warne seine Klienten re- 


gelmäßig davor, mit Air France 
zu fliegen. 
Deutsche Geheimdienstkreise 


vermuten jetzt, daß auch deut- 
sche Unternehmen derart über- 
wacht worden sein sollen. Es 
wäre verwunderlich, wenn die 
derzeit stärkste Wirtschaftsmacht 
der Welt von den Franzosen an- 
ders behandelt worden sein soll, 
als die Amerikaner. Angesichts 
der Nachbarschaft beider Länder 
und der viel mehr deutsch-fran- 
zösischen als französisch-ameri- 
kanischen Kooperation müßte 
»das Schlimmste befürchtet wer- 
den«. Bislang ist aber nicht be- 
kannt, daß die deutsche Regie- 


‚rung bei der französischen Regie- 


rung vorstellig wurde und um 
Klärung der Verdachtsmomente 
gebeten hat. m 


Das Kurzzeit- 
gedächtnis von 
Weizsäckers | 


Über Störungen im Langzeitge- 
dächtnis scheint neuerdings Bun- 
despräsident Richard von Weiz- 
säcker zu leiden. Wie anders ist 
sonst seine Verlautbarung anläß- 
lich des ersten Besuchs des fran- 
zösischen  Staatspräsidenten 
Frangois Mitterrand in den fünf 
neuen Bundesländern zu beurtei- 
len? Weizsäcker dankte ihm näm- 
lich für die »konstruktive Mitwir- 
kung Frankreichs am Prozeß der 
deutschen Einigung«. Unter Füh- 


x 


rung Mitterrands habe Frank- 
reich dabei auf seine Sonder- 
rechte und Verantwortlichkeiten 
für Deutschland und Berlin als 
Ganzes verzichtet, sagte Weizsäk- 
ker ım Schloß Bellevue. »Mit sei- 
ner Zustimmung zur deutschen 
Einheit (man beachte den erneut 
ausgesprochenen Verzicht Weiz- 
säckers auf die deutschen Ostge- 
biete; die Redaktion) erfüllte 
Frankreich diese Verantwortlich- 
keit im Geiste der gewachsenen 
Partnerschaft und der Freiheit.« 


Weizsäcker dankte Mitterrand 
dafür, daß er die Einladung zum 
Besuch der neuen Bundesländer 
spontan angenommen habe. Da- 
mit setze Mitterrand für die Deut- 
schen in der ehemaligen DDR 
ein Zeichen von großer Bedeu- 
tung. Für die Westdeutschen sei 
die »freundschaftliche Sym- 
biose« mit dem französischen 
Nachbarn schon fast zu einer gu- 
ten Selbstverständlichkeit gewor- 
den. Der Besuch Mitterrands 
werde dazu beitragen, daß die 
Ostdeutschen in die direkte 
Nachbarschaft zu Frankreich hin- 
einwachsen, meinte der Bundes- 
präsident. 


In Wirklichkeit war natürlich ge- 
nau das Gegenteil der Fall. 
Frankreich war derjenige Staat, 
der am meisten gegen die (Teil-)- 
Wiedervereinigung zwischen 
West- und Mitteldeutschland ge- 
arbeitet hat. Man denke nur an 
die damaligen Äußerungen aus 
Frankreich oder die kurz vor dem 
endgültigen Fall der Mauer noch 
schnell durchgeführten Besuche 
französischer Politiker in Mittel- 
deutschland. 


Wie von CODE seinerzeit aus- 
führlich dargestellt, hat es seitens 
der deutschen Botschaft in Paris 
sogar vertrauliche Ausarbeitun- 
gen über die Vorbehalte Frank- 
reichs zur (Teil-)Wiedervereini- 
gung gegeben. Auch das französi- 
sche Bremsen bei den sogenann- 
ten 2+4-Verhandlungen ist noch 
nicht vergessen. 


Das Verhalten der Franzosen än- 
derte sich erst dann, als fest- 
stand, daß die (Teil-)Wiederver- 
einigung auch durch die Brems- 
politik der Alliierten nicht aufzu- 
halten war. Prompt wurde der Ja- 
nuskopf herumgedreht und aus 
Opportunismus par excellence 
den Deutschen das schönste Lä- 
cheln gezeigt. Schließlich galt es, 
für die französische Wirtschaft 
aus der wirtschaftlichen Erstar- 


kung Deutschlands so viel wie 
möglich herauszuholen. 


Verheimlicht werden soll nicht, 
daß die Franzosen derzeit die 
meisten Auslandsinvestitionen in 
den fünf neuen Bundsländern 
vornehmen und damit den dorti- 
gen Aufschwung unterstützen 
und erleichtern. Dies geschieht 
aber mit Sicherheit nicht, um 
dem östlichen Nachbarn zu hel- 
fen, sondern aus reinem Gewinn- 
streben, was gar nicht kritisiert 


. werden soll, da es Sinn eines Un- 


ternehmens ist, neue Trends zu 
erkennen und diese möglichst ge- 
winnbringend auszunutzen. Dies 
alles ändert aber nichts daran, 
daß Frankreich zuvor aus Angst 
vor einem Wirtschaftlich-zu- 
stark-werdenden Deutschland 
versuchte, die (Teil-)Wiederver- 
einigung zu torpedieren oder zu- 
mindest deutlich zu verlangsa- 
men. 0 


SPD, Grüne 
und FDP 
verhindern 
Kriminalitäts- 
bekämpfung 


Mit einem unverständlichen 
Nein haben jetzt die SPD, die 
Grünen und die FDP eine wir- 
kungsvolle Verbrechensbekämp- 
fung verhindert. Nach dem Wil- 
len von CDU und CSU sollten 
verdeckt arbeitende Ermittler in 
der Rauschgiftszene auch. an so- 
genannten milieutypischen Straf- 
taten, wie also etwa Aufbrechen 
von Zigarettenautomaten und 
Wohnungseinbrüchen mitma- 
chen dürfen. Nicht erlaubt wäre 
auch weiterhin zum Beispiel Ge- 
walt gegen Personen gewesen. 


Sinn des ganzen wäre es gewe- 
sen, die verdeckt arbeitenden Er- 
mittler besser in der Szene zu in- 
tegrieren. Denn es fällt auf, wenn 
jemand zwar eine große Klappe 
hat, bei irgendwelchen Aktionen 
dann aber nie mitmacht. Da- 
durch kommt er nie in den inne- 
ren Kreis der Rauschgiftszene, 
wodurch natürlich die Verhaf- 
tung wirklich großer Fische er- 
schwert wird. 


Begründet wird die Ablehnung 
von SPD, Grünen und FDP mit 


- Angsten vor Verstößen gegen 


Persönlichkeitsrechte. 
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Bonn 


Zweifel an der 


Finanzhilfe 


für 


Moskau 


Alfred König 


Kaum hat der (getürkte) Staatsstreich in der UdSSR zu einer deut- 
lich weitgehenderen Demokratisierung des Riesenreichs geführt als 
ursprünglich ‘geplant, kommen die ganzen sogenannten und ver- 
meintlichen Wirtschaftsexperten aller Parteien aus ihren Löchern 
und rufen vereint »Jetzt ist mehr Wirtschaftshilfe für die Sowjet- 
. union vonnöten«. Wenn man jetzt nicht helfe, bestehe die große Ge- 
fahr, daß die Demokratisierung schon im Ansatz scheitert oder zu- 
mindest sich viel länger als notwendig hinzieht. 


So sagte der schleswig-holsteini- 
sche FDP-Vorsitzende Kubicki, 
die notwendigen Hilfen für die 
UdSSR seien mit Einsparungen 
alleine nicht zu finanzieren. Für 
ungefähr drei Jahre befristet 
müsse daher die Mehrwertsteuer 
in der gesamten EG um einen 
weiteren Prozentpunkt erhöht 
werden. Der »wirtschaftspoliti- 
sche« Sprecher der Union im 
Bundestag, Wissmann, meinte 
ebenfalls, wenn Einsparungen im 
Haushalt nicht ausreichten, 
sollte der in der EG niedrigste 
Satz der Mehrwertsteuer auf 16 
Prozent erhöht werden, um die 
»sowjetische Reformpolitik zu 
retten«. 


Bisher 63 Milliarden 
für Moskau 


Während Bundeswirtschaftsmi- 
nister Möllemann sich gegen 
Steuererhöhungen, dafür aber 
gegebenenfalls für Kürzungen im 
sozialen Leistungsbereich aus- 
sprach - wodurch der Bürger 
aber auch weniger Geld in der Ta- 
sche hat, was also letztendlich zu 
gleichen Resultaten wie eine 
. Steuererhöhung führt -, schloß 
Finanzminister Waigel in einem 
Interview eine Mehrwertsteuer- 
erhöhung auf 16 Prozent nicht 
völlig aus, erklärte aber: 


»Unter normalen Umständen 
können wir mit dem auskom- 
men, was wir beschlossen haben. 
Wenn allerdings völlig unvorher- 
sehbare Dinge auf uns zukämen, 
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die heute nicht kalkulierbar sind, 
dann würde sich eine neue Situa- 
tion stellen.« 


Fast zeichnet sich das gleiche Sze- 
nario ab, wie zu Beginn dieses 
Jahres. Da wurden dann unter 
Hinweis auf den notwendigen 
deutschen Beitrag zur Kriegs- 
kasse der Amerikaner und Briten 
die Steuern erhöht. Von den weit 
mehr als 30 Milliarden hieraus in 
die Kassen kommenden Mark 
werden aber »nur« 18 Milliarden 
Mark an die westlichen Golf- 
kriegs-Alliierten gezahlt. Der 
Rest ist für deutsche Zwecke be- 
stimmt. 


Bundeskanzler Helmut Kohl und 
SPD-Chef Björn Engholm for- 
derten die westlichen »Freunde« 
auf, daß sie jetzt endlich mit 
Hilfsleistungen dran seien. Die 
Bundesrepublik habe alleine seit 
1989 den sowjetischen Reform- 
prozeß mit mehr als 63 Milliarden 
Mark unterstützt. 


Wie man sieht, ist dabei nicht viel 
herausgekommen, so daß sich die 
Frage stellt, ob es nicht besser ge- 
wesen wäre, den Großteil dieser 
Gelder für den wirtschaftlichewn 
Aufbau in Mitteldeutschland zu 
verwenden? 


Milliarden für 
die Rüstung 


Auch ist vor jeder weiteren west- 
lichen Hilfe erst einmal die So- 
wjetunion zur Eigenhilfe aufge- 


rufen. So wurde trotz vorder- 
gründiger Abrüstungsvereinbar- 
ungen und -versprechen in der 
UdSSR doch tüchtig weiter auf- 
gerüstet. CODE hat in der Ver- 
gangenheit oft genug darüber be- 
richtet, daß die Abrüstungsver- 
sprechen mehr oder weniger eine 
Farce waren, da in den meisten 
Rüstungsbereichen, so der Ma- 
rine inclusive des sehr teuren 
Baus modernster Atom-U- 
Boote, die Anstrengungen über- 


wiegend sogar noch deutlich ver- 


stärkt wurden. 


Obwohl die Sowjetunion bislang 
keine genauen Zahlen nannte 
und den wenigen offiziellen Ver- 
lautbarungen hierüber muß mit 
größtem Mißtrauen begegnet 
werden, kann es als sicher gel- 


‘ten, daß bislang viele hundert 


Milliarden Mark, wenn nicht so- 
gar Billionen Mark jährlich für 
Rüstung und die Aufrechterhal- 
tung des riesigen KGB-Betriebs 
ausgegeben wurden. 


Derzeit besteht aber nun trotz al- 
ler sicherlich nicht unbegründe- 
ten Zweifel an den USA beim be- 
sten Willen keine Angriffsgefahr 
für die Sowjetunion. Zur Siche- 
rung der paar noch verbleiben- 
den Gefahrenpunkte - Grenze zu 
China und Iran - wird aber keine 
derart große Militärstreitmacht 
benötigt. Selbst wenn man die 
Notwendigkeit eines auch zur 
Verteidigung gegen den Angriff 
einer Weltmacht fähigen Militärs 
bejaht, ist die Rote Armee aber 
noch immer um das doppelte bis 
dreifache überhöht. Und ein frei- 
heitlicher Staat braucht auch kei- 
nen derartig aufgeblähten Ge- 
heimdienst wie den KGB, der oh- 
nehin mehr zur Kontrolle der ei- 
genen Bevölkerung und weniger 
zur Abwehr feindlicher Spionage- 


.bemühungen oder der eigenen 


Spionage im Ausland eingesetzt 
wurde. 


Was geschieht mit dem 
Vermögen der KPdSU? 


Von daher besteht hier ein im- 
menses Einsparungspotential. 
Selbst wenn man die Massenpro- 
duktion militärischer Güter ganz 
einstellen oder auf das absolut 
notwendige Minimum herabfah- 
ren und zur sozialen Absicherung 
den dann arbeitslos werdenden 
Arbeitern ihr Gehalt fortzahlen 
würde, bliebe angesichts des dor- 
tigen sehr niedrigen Lohnniveaus 
noch immer genügend Geld üb- 


rig, um die ersten notwendigen 
Ausgaben zu tätigen, um den 
Winter zu überstehen. 


Ein gewaltiges Einsparungspo- 
tential ergibt sich auch aus der 
noch immer in hohe Milliarden- 
beträge gehenden »Hilfszahlun- 
gen« für kommunistische Terror- 
organisationen und Länder wie 
Kuba und Nicaragua. Weitere 
Gelder, die sofort in investive 
und konsumtive Ausgaben umge- 
setzt werden können, sind die 
eingezogenen Gelder der 
KPdSU, die sicherlich auch in 
zwei bis dreistelliger Milliarden- 
summen Größenordnungen rei- 
chen dürften. 


Dieses alles muß in der Sowjet- - 
union nicht von heute auf mor- . 
gen geschehen. Vielmehr ist es si- 
cherlich richtig, die notwendigen 
Anderungen Schritt fürSchrittzu - 


gehen. Man muß damit aber we- .". 


nigstens anfangen, bevor die 
westliche Hilfe in die UdSSR 
fließt. Denn man hat in der Ver- 
gangenheit den russischen Bären 
mehr als einmal unterschätzt. 
Werden die richtigen Schritte 
aber eingeleitet, dann sollte auch 
nicht gezögert werden, der So- 
wjetunion die Aufnahme in an- 
dere Gremien etwa dem Interna- 
tionalen Währungsfonds oder der 
Weltbank zu ermöglichen. 


Dieses oben aufgeführte hätte 
auch einen weiteren großen Vor-: 
teil: Die UdSSR (oder wie das 
neue Staatengebilde letztendlich 
auch immer heißen mag) würde 
sich nicht allzu abhängig von dem 
Westen machen, sondern würde 
eine eigene Selbständigkeit be- 
halten. Aufträge an westliche Un- 
ternehmen ja, Mehrheitsbeteili- 
gungen nein — so müßte eigent- 
lich die sowjetische Devise lau- 
ten. Es wäre für die Weltwirt- 
schaft sicherlich nicht gut, wenn 
die schon jetzt fast übermächti- . 
gen westlichen Konzerne sich un- 
tereinander auch noch die So- 
wjetunion aufteilen würden. 
Denn dann würde es nicht mehr 
lange dauern und George Or- 
wells Buch »1984« oder Aldous 
Huxleys »Schöne neue Welt« wä- 
ren keine Fiktion mehr, sondern 
leider bittere Wahrheit! oO 


Deutschland 


Der Golfkrieg 
in der Zensur 


Alfred König 


Noch sind die Worte »unserer westlichen Freunde und Verbündeten« 
nicht verklungen, die Deutschland während des Golfkriegs vorwar- 
fen feige zu sein und sich nicht der Verantwortung zu stellen, die man 
von einem wiedervereinigten Deutschland erwarten könne. Nun 
stellt sich heraus, daß dies alles Lügen waren. In Wirklichkeit war 
Deutschland nämlich weitaus stärker in dem Golfkrieg involviert als 
offiziell bis heute bekanntgegeben wurde. 


Daß dies aber jetzt doch bekannt 
wurde, ist dem Redakteur der 
»Welt am Sonntag« Heimo 
Schwilk zu verdanken, der bis- 
lang unbekannte Fakten in sei- 
nem Buch »Was man uns ver- 
schwieg - Der Golfkrieg in der 
Zensur« veröffentlichte. Schwilk 
hatte sich während des Golf- 
kriegs in Saudi-Arabien aufge- 


.. halten und aus erster Hand mit- 


bekommen, daß die ganze westli- 
che Kriegstaktik nur aufgrund 


“der tatkräftigsten Hilfe Deutsch- 


lands verwirklicht werden 


konnte. 


Als Schwilk protestierte, daß 
kaum deutsche Journalisten in 
den sogenannten »Media repor- 
ting teams« zugelassen waren, 


‚die zu den »Auserwählten« ge- 


hörten, die direkt zu den diver- 


.- sen Pressekonferenzen und auch 
: mal vor Ort durften, bekam er 


von Commander Willenbrock die 
lakonische Antwort: »Haben die 
Deutschen Truppen am Golf?« 


Schwilk hierzu: »Heute erscheint 
die amerikanische Überreaktion 
gegenüber einem vermutlich un- 
solidarischen Gesamtdeutsch- 
land angesichts des umfassenden 
deutschen Beitrags zum Golf- 
krieg als kalkuliertes Manöver.« 
Eines der Kriegsziele der USA 
sei eben die Spaltung Europas in 
solche Länder gewesen, die sich 
solidarisch an die Seite Bushs 
stellten (Frankreich, England, 
Italien) und die »pazifistischen«, 
darunter der Gigant Deutsch- 
land, den es seiner außenpoliti- 
schen Unreife zu überführen 


- galt. Denn anders könne die von 


maßgeblichen US-Politikern an- 
geheizte Meinungsmache in den 
Vereinigten Staaten und in Eng- 


land nicht verstanden werden. 
»Bush und seine Administration 
mußten wissen, daß die Bundes- 
republik schon vor der Bekannt- 
gabe ihres Zehn-Millionen-Dol- 
lar-Solidaritätsbeitrages mit 
umfangreichen und im eigenen 
Land im einzelnen gar nicht be- 
kanntgewordenen _ Hilfsleistun- 
gen entschieden an die Seite 
Amerikas getreten war. Die Bun- 
deswehr stellte Material und 
Transportleistungen im Wert von 
drei Milliarden Mark zur Verfü- 
gung, die Luftwaffe flog allein 
mit der »Transall< mehr als 8000 
Flugstunden Einsätze. Deutsch- 
land wurde damit zu der logisti- 
schen Drehscheibe der Alliier- 
ten, die ohne die Hilfe des bun- 
desdeutschen Territorialheeres 
und der zivilen Verkehrsfüh- 
rungsorganisationen ihren Blitz- 
aufmarsch am Golf gar nicht hät- 
ten bewältigen können.« 


Lob für die Hilfe 
der Bundespost 


Schwilk führt weiter aus: »Drei 
Monate nach Kriegsende, am 28. 
Mai, fand in Bonn eine kleine 
Feier statt, mit der das amerikani- 
sche Telekommunikationsunter- 
nehmen »Spacenet« seinen deut- 
schen Partner »Telekom« für die 
Unterstützung dankte, die er den 
Amerikanern im Golfkrieg ge- 
währt hatte. Der damalige US- 
Botschafter Walters sprach dabei 
von der »äußersten Wichtigkeit« 
dieses Projekts für den militäri- 
schen Erfolg der Verbündeten; 


. die glänzende deutsch-amerika- 


nische Kooperätion habe den ef- 
fektiven Datenaustausch zwi- 
schen den Streitkräften am’Golf 
und den Entscheidungsträgern in 


Washington überhaupt erst er- 
möglicht. 


In der Rekordzeit von nur 26 Ta- 
gen — seit dem 14. September 
1990 .- habe »Telekom< zusam- 
men mit »Spacenet<« die Kommu- 
nikation per Satellit geschaltet, 
um dem Central Command Da- 
ten über Nachschubbedarf, Wet- 
terlage und Feindbewegungen zu 
übermitteln. Der amerikanische 
Festredner rühmte den »Deutsch- 
landdirektdienst«e der Bundes- 


.post, mit der die psychologisch 


wichtige Brücke zwischen den 
Soldaten und ihren Familien ge- 
schaffen worden sei; dadurch 
hätte die Kampfkraft der US- 
Truppen entscheidend gestärkt 
werden können. Am Ende nahm 
ein strahlender Postminister 
Schwarz-Schilling die Ehrenpla- 
kette von »Spacenet« in Empfang 
- als hätte es die medialen Keu- 
lenschläge gegen den treulosen 


Bundesgenossen Deutschland 
nie gegeben!« 
Deutsche Bomben 


auf Bagdad 


Doch dies war noch längst nicht 
alles an deutscher Unterstüt- 


‘zung. Auch deutsche Waffen wa- 


ren dabei, als die Alliierten die 
hoffnungslos unterlegenen und 
zum Teil schon auf der Flucht be- 
findlichen Iraker niedermetzel- 
ten. Schwilk hierzu: »Das ganze 
Ausmaß der deutschen Golfhilfe 
konnte lange Zeit erfolgreich ver- 
schwiegen werden. Den Ameri- 
kanern helfen, aber nicht dar- 
über sprechen: So lautete wohl 
die interne Sprachregelung der 
Bundesregierung. Ob sich die 
deutsche Friedensbewegung 
ganz anders, unmittelbarer, ag- 
gressiver artikuliert hätte, wäre 
ihr bekannt geworden, daß es 
auch deutsche Bomben waren, 
die Bagdad in Schutt und Asche 
legten? 


Für Hunderte Millionen Mark 
waren Granaten und Bomben an 
Amerika, England, Frankreich 
und Ägypten geliefert worden, 
teilweise aus Beständen der frü- 
heren NVA. Die USA erhielten 
60, die Engländer 11 Spürpanzer 
»Fuchs« - gegen Ende des Krieges 
erhielt auch Israel welche -, Pa- 
triot-Systeme wurden aus 
Deutschland nach Israel und in 
die Türkei verlegt. Die Türken er- 
hielten zudem deutsche Panzer - 


Leopard 1 - und eine Viertelmil- 


liarde Mark zur »ökonomischen 


Stabilisierung, wie es in einem 
internen Papier der Hardthöhe 
heißt. Die peinliche Diskussion 
um die Verlegung einer deut- 
schen Alpha-Jet-Staffel und von 
eher unbedeutenden Luftvertei- 
digungskontingenten in die Tür- ° 
kei dürfte neben der bewußten 
amerikanischen Desinformation 
einer der Hauptgründe dafür ge- 
wesen sein, daß der beträchtliche 
Hilfsbeitrag der Bundesregie- 
rung international so wenig ge- 
würdigt worden ist.« 


Damit ist Deutschland viel akti- 
ver in den Golfkrieg verstrickt als 
es bisher den Anschein hatte. 
Auch von nationaler Seite ist es 
unbestritten, daß die von der Ver- 
fassung vorgegebene Einschrän- 
kung, deutsches Militär dürfe 
nicht außerhalb der NATO tätig 
werden, angesichts der Weltlage 
völlig überholt ist. Umso unver- 
ständlicher ist es dann aber, wenn 
die Bundesregierung das 
»dumme Volk« belügt und aktiv 
mitmischt. Und dieses in einem: 
Krieg, der, wie der frühere Spre- 
cher des Weißen Hauses, Salin- 
ger, in seinem Buch klar bewies, 
von den USA gewollt und aufden 
ganz klar hingesteuert wurde. 


Vergessen werden darf auch 
nicht, daß dies alles vom deut- 
schen Steuerzahler bezahlt wer- 
den mußte. Alleine die 8000 
Flugstunden Einsätze der Luft- 
waffe sind alles zusammen ge- 
rechnet mit mehreren hundert 
Millionen Mark zu veranschla- 
gen. Für den Aufbau des Satelli- 
tennetzes und die Lieferung der 
Bomben ist mit Sicherheit seitens 
der Alliierten nichts gezahlt wor- 
den. Damit ist die paradoxe Si- 
tuation entstanden, daß die USA 
aufgrund der »Finanzhilfen« 
Deutschlands, Japans und meh- 
rerer arabischer Länder für den 
von ihnen ausgelösten und ge- 
führten Krieg nicht einen einzi- 
gen Cent zahlen mußten, 
Deutschland aber das Land mit 
den höchsten Kriegskosten 
wurde. 


Dies wurde uns aber von den Alli- 
ierten nicht gedankt, im Gegen- 
teil. Selten war die Hetze gegen 
Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg so laut gewesen, wie in 
den ersten Monaten dieses Jah- 
res. »Unsere Freunde«. zeigten, 
was sie unter dem Wort »Freund- 
schaft« verstehen, nämlich die 
Niederhaltung Deutschlands. 
Doch was macht die Bundesre- 
gierung? Sie schweigt! Oo 
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Bonn 


Polenverherr- 
lichung im 


Bundestag 


Alfred König 


Wer sich am 6. September die Bundestags-Dehatte & über die soge- 
nannten deutsch-polnischen Freundschaftsvertrag anhörte und sich 
in der Geschichte beider Völker wenigstens etwas auskennt oder vie- 
les sogar selber miterlebt hat, der mußte sich dann auf einmal über 
das seltsame Geschichtsbild »unserer« führenden Staatsmänner 
wundern. Dort war auf einmal von Anknüpfen an »die guten Zeiten 
des Zusammenlebens« die Rede und von einem Polen, das maßgeb- 
lich zur europäischen Kultur auch in diesem Jahrhundert beigetra- 
gen habe. Die Wirklichkeit ist aber, daß durch diesen Sermon ledig- 
lich bei der immer weniger die Geschichte kennenden jungen und 
mittleren Generation die Stimmung pro diese Verträge geschürt wer- 


den sollte. 


Die richtige Antwort wurde den 
Verrats-Politikern nur zwei Tage 
später, am 8. September, in Düs- 
seldorf gegeben. Anläßlich des 
42. »Tags der Heimat« richtete 
der niederländische Völkerrecht- 
ler Frans de Buys, wie die »Rhei- 
nische Post« schrieb, scharfe 
Worte gegen die Bundesregie- 
rung«. 


Kette von Völker- 
rechtverletzungen 


Diese habe unrechtmäßig die Ge- 
biete jenseits von Oder und 
Neiße »einer fremden Macht 
überantwortet«. Mit leiser 
Stimme bezeichnete de Buys die 
Geschichte der »Deutschen 
Frage« seit 1945 als eine Kette 
von _Völkerrechtsverletzungen 
und verfehlter Politik, die ihren 
Höhepunkt in der Unterzeich- 
nung des deutsch-polnischen 
Grenzvertrages gefunden habe. 


Damit erklärte nun auch ein aus- 
ländischer Völkerrechtler, was 
. die wenigen wirklich unabhängi- 
gen deutschen Völkerrechtler 
und Historiker schon seit langem 
sagen: DaB nämlich eine Abtre- 
tung der deutschen Ostgebiete 
ohne vorherige Volksbefragung 
der auch heute noch in diesen Ge- 
bieten lebenden Deutschen völ- 
kerrechtlich gar nicht möglich ist, 
daß damit, wie der Vorsitzende 
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der Landsmannschaft Schlesien, 
Hupka, es ausdrückte »Stalins 
Erbe demokratisch abgesegnet« 
werde. 


Bei »unseren« Volksvertretern. 


hörte essich dagegen ganz anders 
an. Diese Verträge sind nach An- 
sicht Kohls »Marksteine in der 
Geschichte« der beiden Völker. 
Bundesaußenminister Genscher 
meinte sogar, dieser Vertrag gebe 
nichts auf, was als Folge eines 
»verbrecherischen Kriegs« nicht 
längst vorher verloren gewesen 
sei. 


Komischerweise hatte der glei- 
che Genscher tags zuvor noch da- 
von gesprochen, daß Gebietsver- 
änderungen, die durch Gewalt 
zustande gekommen seien, von 
der Völkergemeinschaft nicht an- 
erkannt würden. Nur meinte 
Genscher eben nicht Deutsch- 
land, sondern Jugoslawien. Da- 
mit ist der wahrscheinlich einma- 
lige Fall eingetreten, daß ein Mi- 
nister einem anderen Land grö- 
Bere Rechte in einem gleichgela- 
gerten Fall einräumt als dem eige- 
nen. 


Von nahezu allen Rednern, die 
eine breite Mehrheit in ihren je- 
weiligen Fraktionen für das Ver- 
tragswerk zusicherten, wurde im- 
mer wieder auf der alten Lüge 
herumgeritten, daß die Vereini- 
gung West- und Mitteldeutsch- 


lands nur durch den Verzicht auf 
die deutschen Ostgebiete mög- 
lich geworden sei. Ansonsten hät- 
ten die Alliierten niemals hierfür 
ihre Zustimmung gegeben, eben- 
sowenig hätte Gorbatschow sich 
zum Abzug der Roten Armee aus 
Mitteldeutschland bereit erklärt. 
Die Anerkennung der Oder- 
Neiße-Linie als polnische West- 
grenze wäre also die »Vorbedin- 
gung für die Wiedervereinigung« 
gewesen. 


Gefasel über angebliche 
Vorbedingungen 


Dieses wird auch durch ständige 
Wiederholung nicht richtiger. Da 
die Gründe hierfür schon mehr- 
fach ausführlich in CODE darge- 
legt wurden, hier nun nochmals 
die Kurzform. 


Entscheidend für die letztend- 
liche (Teil-)Wiedervereinigung 
war die Offnung Ungarns nach 
dem Westen. Bereits vor dem 
Sturz des stalinistischen DDR- 
Regimes waren Zehntausende 
durch dies Schlupfloch geflüch- 
tet, weitere Hunderttausende 
wären gefolgt. Diesen Drang 
nach Westen hätte man nur durch 
eine militärische Schließung der 
Grenzen, also praktisch durch 
eine Militär-Diktatur wieder auf- 
halten können. Das war aber zu 
diesem Zeitpunkt schon nahezu 
unmöglich geworden, da dies so- 
wohl politisch als auch wirtschaft- 
lich zum totalen Bankrott der 
DDR und der UdSSR geführt 
hätte. Sicherlich hat die vorhe- 
rige polnische Demokratisierung 
ebenfalls wichtige Impulse für 
die (Teil-)Wiederverinigung ge- 
geben; dies soll hier gar nicht ge- 
leugnet werden. 


Die endgültige Öffnung der 
DDR-Grenze und die sich bald 
darauf anschließende Wirtschaft- 
und Währungsunion waren also 
die logische Folge des Bürgerauf- 
stands und hätten sich ab einem 
gewissen Zeitpunkt gar nicht 
mehr unterdrücken lassen - höch- 
stens mit einem Dritten Welt- 
krieg - bis zur (Teil-)Wiederver- 
einigung war es dann nur noch 
ein kleiner Schritt. Selbst wenn 
die Alliierten einer formellen 
(Teil-)Wiedervereinigung nicht 
zugestimmt hätten, wäre dies de 
facto aber doch verwirklicht ge- 
wesen. 


Auch hätten die Alliierten über- 
haupt keine völkerrechtliche 


Grundlage besessen, diese zu ver- 
bieten. Aber selbst wenn, an der 
»De-facto-Vereinigung« hätte 
sich nichts mehr ändern lassen. 
Also warum dann das Gefasel 
von einer Anerkennung der 
Oder-Neiße-Grenze als Vorbe- 
dingung zur Wiedervereinigung? 


Wie auch noch nach 46 Jahren 
Kriegsfolgen revidiert werden 
können, bewiesen eindrucksvoll 


die Japaner. Am 9. September er- 


klärte der russische Präsident Bo- 
ris Jelzin offiziell- zwar in der für . 

Politiker typischen verklausulier- 
ten Sprache -, daß alle vier Kuri- 


len-Inseln an Japan ohne Vorbe- 


dingungen zurückgegeben wer- 
den. Die Rückgabe dieser in den 
letzten Tagen des Zweiten Welt- _ 
kriegs eroberten Inseln war aber - 
immer einer Vorbedingung Ja- 
pans für die Gewährung wirt- 
schaftlicher Hilfe gewesen. 


Deutschland befand sich aber in: 
der genau gleich starken Situa- 
tion. Polen ist existenziell auf 
westliche und hier aufgrund der 
strategischen Lage besonders auf 
deutsche Hilfe angewiesen. Auch 
die UdSSR wäre ohne die 50 bis 
60 Milliarden Mark-Hilfe der ver- 
gangenen zwölf bis 18 Monate 
bankrott gewesen. Warum also 
dies nicht ausnutzen und eine ge- 
wisse Souveränität für Ost- 
deutschland fordern? 


Seitens der Bundesregierung 
wird immer darauf hingewiesen, 
daß durch den Freundschaftsver- 
trag die Minderheitenrechte der 
Deutschen in Polen festgeschrie- . 
ben würden. Sieht man sich das 
Vertragswerk aber einmal etwas 
genauer an, dann erkennt man 
verblüfft, daß in den Verträgen 
lediglich die ohnehin in den 
KSZE- und anderen Verträgen 
vereinbarten Menschenrechte 
nun auch für das bilaterale Ver- 
hältnis zwischen Polen und Deut- 
schen festgeschrieben werden. 
Das einzig positive daran ist, daß 
sie durch die Ratifizierung zum 
Staatsrecht werden und dann je- 
derzeit vor Gericht eingeklagt 
werden können - sofern man den 
polnischen Gerichten eine Unab- 
hängigkeit und vor allem auch. 
Unparteilichkeit zugesteht, was 
beides aber mehr als zweifelhaft 
ist -. 


Echte Verbesserungen, die weit 
über das in den allgemeinen völ- 
kerrechtlich ohnehin verbindli- 
chen. Verträge vereinbart wur- 
den, gibt es also nicht. Selbst 


Kohl räumte bei seiner Rede am 
6. September vor dem Bundestag 
ein, weitere Verbesserungen 
seien wünschenswert, so etwa 
deutschsprachige Ortsbezeich- 
nungen und Niederlasssungs- 
möglichkeiten für Deutsche in 
Polen. 


Weitere Verbesserungen 
sind wünschenswert 


Sicherlich hat es viele Verbesse- 
rungen für die Deutschen in »Po- 
len« gegeben. Deutsche Radio- 
sendungen, verstärkter Deutsch- 
unterricht in den Schulen und 
deutschsprachige Gottesdienste, 
um nur einige zu nennen. Nur 


muß doch auch gesagt werden, 


daß diese Rechte in anderen ost- 
europäischen Ländern schon län- 
ger selbstverständlich waren und 
Polen praktisch die letzte En- 
klave massiver deutschfeindli- 
cher Verbote war — wobei selbst 
die Tschechoslowakei in einigen 
- Punkten großzügiger war -. 


Polnischer Imperialismus 
Richtung Westen 


So stellen die nunmehr verspro- 
chenen Lockerungen lediglich 
eine Anpassung an die im Osten 
ohnehin schon seit längeren vor- 
handenen Standards dar. Wie 
‘man dies, so wie »unsere« Bun- 
desregierung es tut, als »Mark- 
stein in der Geschichte« beider 
Staaten bezeichnen kann, wird 
wohl für immer ein Geheimnis 
dieser Damen und Herren blei- 
ben. 


Auch wurde von Kohl, Genscher 
& Co. immer wieder auf das frü- 
here friedliche und gedeihliche 
Zusammenleben beider Völker 
gesprochen. In Wahrheit hat 
doch seit Existenz des polnischen 
Staates ein Imperalismus in Rich- 
tung Westen und damit Deutsch- 
land bestanden. Wobei im Ge- 
genzug Deutschland sich immer 
großzügig gegenüber seinem öst- 
lichen Nachbarn gezeigt hat. 


1914 war der Staat Polen doch 
praktisch von der Landkarte ver- 
schwunden. Erst 1916 war es das 
»böse« deutsche Kaiserreich, das 
den Staat Polen praktisch neu 
gründete und aus den russischen 
Klauen entriß. Wie dankte Polen 
das aber den Deutschen? Indem 
es bereits 1918 versuchte, sich die 
deutschen Ostgebiete unter den 
Nagel zu reißen. Unvergessen, 


wie die deutschen Freiheitskorps 
— unter ihnen auch der deutsche 
Nationalheld Schlageter - trotz 
schmählichen Verrats der damali- 
gen Regierung die polnischen 
Truppen zurückschlugen und 
dem Großteil Ostdeutschlands 
die Freiheit bewahren konnten. 


Später in den dreißiger Jahren 


war es doch auch die polnische‘ 


Regierung, die durch ihre Weige- 
rung, Deutschland den ihm völ- 
kerrechtlich zustehenden Korri- 
dor nach Danzig zu schaffen, so- 
wie mehrerer Überfälle im Au- 
gust 1939 der Auslöser für den 
deutschen Ostfeldzug und damit 
auch letztendlich des Zweiten 
Weltkriegs war. Man errinnere 
sich auch nur an den Bromberger 
Blutsonntag, an die polnischen 
Lager, in den zehntausende deut- 


. sche Kriegsgefangene bestialisch 


umgebracht wurden oder das bis- 
lang in diesem Ausmaß in der 
Weltgeschichte einzigartige Ver- 
brechen der Vertreibung. 


Auch ist es nicht richtig wenn 
Genscher sagt, auch Polen hätten 
als Folge des Kriegs ihre Heimat 
verloren. Damit kann nur das 
von der Sowjetunion »annek- 
tierte Ostpolen« gemeint sein. 


Dieses »Ostpolen« war aber von 
den Polen durch einen Erober- 
ungsfeldzug 1920 von der UdSSR 
abgetrennt worden, ohne daß es 
hierfür einen wie auch immer ge- 
arteten Grund gab. Die Sowjet- 
union hat sich also im Zweiten 
Weltkrieg nur das zurückgeholt, 
was ihr ohnehin gehörte. Und 
wenn dort Polen hingezogen wa- 
ren und nun wieder abgeschoben 
wurden, so war dies für diese 
Menschen sicherlich ein Un- 
glück, für das aber nichtsdesto- 
trotz Polen die alleinige Verant- 
wortung trägt. 


Geschichte umgeschrie- 
ben und verdreht 


Dies sind einige Fakten der 
deutsch-polnischen Geschichte 
nur in diesem Jahrhundert. In 
den vergangenen Jahren sah es 
nicht viel besser aus. Diese Wahr- 
heiten werden aber von »unse- 
ren« Politikern nicht ausgespro- 
chen. In den Schulgeschichtsbü- 
chern sind sie in dieser Klarheit 
auch nicht zu finden. So wird also 
Geschichte umgeschrieben und 
verdreht - und das in dem angeb- 
lich freiheitlichsten Staat, den es 
auf deutschem Bodengab! LI 
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Genschers _ 
Taktieren ist 
gescheitert 


Hans Baader 


Jahrelang hat die FDP und hat er auch selber von sich das Bild eines 
der weltweit erfolgreichsten (Geheim-)Diplomaten gezeichnet. 
Auch die (Teil—)Wiedervereinigung West— mit Mitteldeutschlands 
soll weitgehend auf ihn zurückgehen. Jetzt hat die bittere Wirklich- 
keit ihn aber eingeholt, und aufgezeigt, was er in Wirklichkeit in der 
Vergangenheit war: Ein geschickter Taktierer mit dem notwendigen 
Quantum Glück und viel Opportunismus. Die Rede ist von Bundes- 
außenminister Hans— Dietrich Genscher. 


Woran will dieser Mann in der 
Vergangenheit nicht alles ent- 
scheidend mitgewirkt haben? Im 
Iran-Irak-Konflikt habe er ver- 
mittelt, die von Gorbatschow - 
angeblich - begonnene Öffnung 
der Sowjetunion nach dem We- 
sten sei erst durch ihn möglich ge- 
worden, die (Teil-)Wiederver- 
einigung ohne ihn nahezu’ un- 
denkbar und und und. 


Das Sprachrohr 
_ Gorbatschows 


Erst jetzt hat sich durch die Ju- 
goslawien-Krise und den Skan- 
dal um die drei baltischen Länder 
gezeigt, auf welch wackligen Bei- 
nen das von Genscher geschickt 
aufgebaute Kartenhaus stand. 
Nämlich zwei Krisen, die gar 
nicht einmal zu Weltkrisen zäh- 
len, die anders verliefen, als ur- 
sprünglich von ihm gedacht, 
reichten zur Demaskierung 
»Wendelins« aus. 


Bereits in den vergangenen Mo- 
naten hatte sich Genscher große 
Vorbehalte nicht nur nationaler 
Kreise,»sondern auch bei den 
westlichen Verbündeten der Bun- 
desrepublik anhören müssen, 
nachdem er quasi zum westlichen 
Sprachrohr der Gorbatschow- 


schen Politik wurde. Kaum eine . 


Woche verging, in der er nicht 
mehr unbedingte Hilfen für die 
Sowjetunion anforderte und Gor- 
batschows vordergründige Abrü- 
stungspolitik in den höchsten Tö- 
nen lobte. 
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Die Milliarden, die in die UdSSR 
flossen, schadeten nicht nur dem 
Bundeshaushalt, sondern waren 
auch dafür mitverantwortlich, 
daß Gorbatschow seine auf sozia- 
listischen Idealen basierende Po- 
litik weiter betreiben und die 
wahre Demokratisierung aufhal- 
ten konnte. Nicht zuletzt auch 
der Politik Genschers, der sich 
dann zunehmend auch Bundes- 
kanzler Kohl anschloß, ist es zu 
verdanken, daß rund um »Gorbi« 
in der Bundesrepublik schon fast 
ein Heldenkult betrieben wird. 
Unsere Nachbarn sahen dies alles 
weit realistischer. 


So war es dann auch kein Wun- 
der, daß sich Genscher nur sehr 
schleppend und in nur sehr mil- 
der Form hinter den Freiheits- 
kampf der baltischen Länder 
stellte. Angesichts seines späte- 
ren Verhaltens bei der Jugosla- 
wien-Krise kann es dabei fast als 
sicher gelten, daß nur die »deut- 
sche Schuld« gegenüber den bal- 
tischen Staaten es verhindert hat, 
daß Genscher sich mehr oder we- 
niger offen für Gorbatschow aus- 
sprach. 


Unterstützung der jugos- 
lawischen Kommunisten 


Angesichts der Wiedergutma- 
chungsmanie Genschers konnte 
er nun schlecht die baltischen 
Staaten, die ein Opfer des Hitler- 
Stalin-Pakts waren, gänzlich ver- 
raten. Wer aber Genschers wäh- 
rend des Golfkriegs abgegebe- 


nen Büßerworte gegenüber Is- 
rael kennt, mußt sich wundern, 
wie milde er Litauen, Estland 
und Lettland unterstützte. 


Von einer Forderung nach unbe- 
dingter Freiheit für die Balten 
oder gar von einer Anerkennung 
der drei Staaten war lange nicht 
die Rede. Erst nach Gorbat- 
schows getürktem und mißglück- 
ten Staatsstreich — entgegen den 
Erwartungen war nämlich nicht 
er, der wiederauferstandene Gor- 
batschow, der große Held, son- 
dern Boris Jelzin - und der Ver- 
selbständigung der Ereignisse in 
der UdSSR erkannte - endlich - 
auch die Bundesrepublik die drei 
baltischen Staaten als eigene Na- 
tionen an. 


Zum Redaktionsschluß dieser 
Ausgabe warteten aber Slowe- 
nien und Kroatien noch immer 
auf diesen längst überfälligen 
Schritt. Anscheinend dauerten 
die Überlegungen - Genschers, 
wie er am besten aus der Misere 
herauskommt, so lange. Denn 
nur kurze Zeit nach Beginn der 
Jugoslawien-Krise hatte sich 


‚Genscher noch - wie im übrigen 


die meisten Staaten der EG auch 
- mehr oder weniger undifferen- 
ziert hinter die jugoslawische Re- 
gierung gestellt und erklärt, er 
bevorzuge ein föderalistisches 
System ähnlich dem in der Bun- 
desrepulik. Und dies zu einem 
Zeitpunkt, nachdem Serbien 
schon deutlich zu verstehen gege- 
ben hatte, an dem Status quo 
dürfe sich nicht allzu vieländern. 

Dies wurde von vielen Kroaten 
und Slowenen dann als unmißver- 
ständliche Unterstützung der ju- 
goslawischen Kommunisten ge- 
deutet, wie wohlsowieso auffällt, 
daß kommunistische Regierun- 
gen einen anscheinend recht ho- 
hen Stellenwert in der Gunst 
Genschers aufweisen. So war es 
dann auch nicht verwunderlich, 
daß sich Genscher unmittelbar 
nach Bekanntwerden des angeb- 
lichen Putsches in der Sowjet- 
union mit harten Worten zurück- 
hielt und die Bundesregierung Ja- 
najew sogar als »amtierenden 
Präsidenten« bezeichnete. 


Dies gab 
Genscher den Rest 


Genscher redete sich später da- 
mit heraus, daß in den ersten 
Stunden nach Bekanntwerden 
des Staatsstreichs alles unterlas- 
sen werden mußte, was die Situa- 


tion irgendwie hätte verhärten 
dürfen. Wie sich die Lage aber le- 
diglich aufgrund von Außerun- 
gen westlicher Regierungen ver- 
schärfen sollte, ist ein Rätsel. 


“ Genschers großes Pech war es 


dann, daß sich zum einen in Ju- 
goslawien der Freiheitswille des 
slowenischen und kroatischen 
Volkes und die Bereitschaft zur 
Verteidigung ihres jeweiligen Va- 
terlandes als viel größer heraus- 
stellte als von ihm erwartet und 
zum anderen jetzt nicht mehr Mi- 
chail Gorbatschow, sondern viel- 
mehr Boris Jelzin der neue starke 
Mann in der Sowjetunion ist und 
dadurch den baltischen Staaten 
quasi über Nacht der Schritt in 
die Eigenständigkeit ermöglicht 
wurde. 


Dies gab Genscher dann den 
Rest. Den ersten Knacks hatte 
Genscher Bild bereits im Januar 
bekommen, als trotz all seiner 
»Bemühungen« er am Persischen 
Golf den Krieg zwischen den alli- 
ierten Streitkräften und dem Irak 
nicht verhindern konnte. Dort 
zeigte sich, daß auch Genscher in 
Wirklichkeit nur eine Marionette 
im Spiel der Hintergrundmächte 
ist. Die USA wollten den Krieg, 
arbeiteten sogar gezielt darauf 
hin — und da kümmern sie sich 
nicht um einen Genscher; der 
kann noch so agil sein, wie er 
will, letztendlich zählt er nicht. 


Dann wollte er mit einer Art 
Scheckbuch-Politik Israel besänf- 
tigen, das wegen angeblicher 
deutscher Mitschuld an der »Auf- 
rüstung« des Iraks Zeter und 
Mordio schrie. Trotz aller milliar- 
denschweren Geschenke wurde 
er bei seinem Besuch in Israel 
aber trotz des Tragen des Juden- 
käppis wie ein kleiner Schuljunge 
abgekanzelt. 


Schlußpunkt waren dann die Vor- 
fälle in Jugoslawien und der 
UdSSR. Derzeit ist es kein gro- 
Bes Geheimnis in Bonn, daß 
Genscher schon mehrfach bereit 
gewesen sein soll, alles hinzu- 
schmeissen und wegen seiner an- 
geschlagenen Gesundheit — die 
wirklich in den vergangenen Mo- 
naten sehr gelitten haben soll - 
seinen Rücktritt zu erklären. 


Viele FDP-Politiker haben dies 
Informationen zufolge aber ver- 
hindert. ‘Schließlich könne man 
heute noch nicht absehen, wer 
1994 der geeignete Koalitions- 
partner sei. oO 


Deutschland 


Unterdrückung 
und Ent- 


mündigung 
der Burger 


Emil Schlee 


»Wir sind ein Volk! Wir sind das Volk!« Dieser Ruf der Mitteldeut- 
schen ging um den ganzen Erdball, schreckte Parteien, Parlamente 
und Regierungen auf, ließ Politiker und Schriftsteller »im Regen ste- 
hen«, fegte die Arroganz der Macht von den Konferenztischen, 
setzte die deutsche Frage endlich auf die »Tagesordnung der Weltpo- 
litik« und gemahnte die Bonner Verzichtspolitiker an ihren grund- 
sätzlichen Auftrag und an ihre demokratischen Pflichten als Volks- 


vertreter. 


Die öffentlichkeitswirksame Er- 
innerung an die demokratische 
Grundregel, daß alle Macht vom 
Volk ausgeht, war notwendig ge- 
worden in einer Zeit, in der sich 
Parlamente und Regierungen in 
der Bundesrepublik Deutschland 
von Volk und Volkswillen zuneh- 
mend entfernen, die Würde des 
werdenden Menschen unzurei- 
chend schützen, aus dem »Volk« 
eine »multikulturelle Gesell- 
schaft« machen wollen, Eigen- 
tums- und Heimatrechte leicht- 
fertig in Frage stellen und sich 
auch nicht scheuen, notfalls 
Recht und Grundgesetz zu mani- 
pulieren. 


Selbstbesinnung auf 
die Selbstbestimmung 


Wen wundert es da noch, wenn 
internationale vertragswidrige 
Verträge abgeschlossen wurden, 
Deutschland auf zweifelhaften 
Wegen einem »Europa« überant- 
wortet werden soll, das mit List 
und Hast, zentralistisch und ohne 
"ausreichende parlamentarische 
Legitimation entstehen soll, in ei- 
ner Welt, in der nicht geltendes 
Recht, sondern Machtwillkür 
über Krieg und Frieden entschei- 
den. Dieser Denkanstoß der Mit- 
teldeutschen, die auch durch 
keine »Macht- und Medienak- 
tion« zu »Ostdeutschen« umge- 
tauft werden können, diese 


Selbstbesinnung auf die Selbstbe- 
stimmung des Volkes, war eine 
entscheidende Tat von großer po- 
litischer Bedeutung für die Zu- 
kunft des deutschen Volkes. 

In der Bundesrepublik Deutsch- 
land wird daher der Ruf und Auf- 


ruf der Mitteldeutschen nicht ta- 
ten- und folgenlos verhallen. 
Denn seit Jahrzehnten stehen 
Parteien und Politiker an der un- 
tersten Stelle der Sympathieska- 
len der Umfrageinstitute, nimmt 
die Zahl der enttäuschten und 
verärgerten Wähler, daher die 
Zahl der Nichtwähler bei Land- 
tags- und Bundestagswahlen auf 
mehr als 30 Prozent zu und zeigt 
steigende Tendenzen. 


Aus dieser Parteiverdrossenheit 
kann durch hohe Staatsverschul- 
dung, einsetzende Inflationsent- 
wicklung, steigende Arbeitslosig- 
keit, zunehmende Asylanten- 
überflutung, anziehende Steuer- 
schraube, menschenrechtswi- 
drige Abtreibungspraxis und 
mangelnde politische Vertretung 
der existenziellen Interessen des 
deutschen Volkes sehr schnell 
eine bedrohliche Staatsverdros- 
senheit werden. 


So kann es nicht 
weitergehen 


Die Menschen spüren, daß Parla- 
ment und Regierungen dem Volk 
nicht die Wahrheit über wichtige 
Vorgänge, Hintergründe und 


Entscheidungen in der Politik sa- 
gen und erkennen, daß Medien 
und Meinungsmacher sie dabei 


Die Alliierten in der Pose der Sieger: Churchill (von links), Truman 
und Stalin auf der Potsdamer Konferenz. 


unterstützen. Das Volk gewinnt 
den Eindruck, daß in jahrzehnte- 
langer, harter Arbeit Erreichtes 
von der Politik leichtfertig ver- 
spielt wird. Hinter der hohlen 
Hand sagt schon jeder, was alle 
denken: So kann es wirklich in 
und mit Deutschland nicht wei- 
tergehen! In gleichem Atemzuge 
wird bundesweit die Frage ge- 
stellt: Wie soll, wie kann es denn 
weitergehen? 


Die Antwort hierauf ist nicht ein- 
fach! Denn die wenigsten Men- 
schen kennen die äußerst schwie- 
rigen Rahmenbedingungen, un- 
ter denen in Deutschland noch 
verantwortbare Politik gemacht 
werden kann, die aus dem innen- 
und außenpolitischen Dilemma, 
in dem sich inzwischen die Bun- 
desrepublik Deutschland befin- 
det, herausführt. Jeder erlebt 
doch, wie die Bonner Altparteien 
versuchen, sich neu gründende 
Wahlparteien, die ihnen gefähr- 
lich werden könnten, mit allen 
politischen Mitteln daran hin- 
dern, Wähler und Einfluß zu ge- 
winnen. 


Und wer weiß schon, daß die 
Bundesrepublik Deutschland im- 
mer noch »Feindstaat« ist, gegen 
den die Siegermächte jederzeit 
jede »Maßnahme« ergreifen kön- 
nen, daß wir noch keinen Frie- 
densvertrag haben, der durch kei- 
nen anderen Vertrag ersetzt wer- 
den kann, daß wir immer noch 
kein souveräner Staat sind, son- 
dern in zahlreichen - auch besat- 
zungsrechtlichen — Abhängigkei- 
ten leben; ein Staat, der wohl am 
meisten von außen und innen 
kontrolliert, beobachtet, bespit- 
zelt, abgehört und genötigt wird. 


Anders sind die zahlreichen in- 
nen- und außenpolitischen Vor- 
gänge, die der Bundesbürger zu- 
nehmend mit Entsetzen, Kritik 
und Unverständnis wahrnimmt, 
nicht mehr vernünftig zu erklä- 
ren. Das alles muß man wissen 
und bedenken, wenn man auf die 
Frage, »wie kann es weiterge- 
hen«, eine Antwort versuchen 
oder gar politisch handeln will! 


Gefordert ist Wahrheit 
und Klarheit 


Ausgang- und Bezugspunkt für 
jede Überlegung zur Beantwor- 
tung der gestellten Frage ist stets 
das Volk, das deutsche Volk! Da 
haben die Mitteldeutschen mit ih- 
rer trutzigen Feststellung »Wir 
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Deutschland 


Unterdrückung 
und Ent- 
mündigung 
der Bürger 


sind ein Volk! Wir sind das Volk!« 
in schwieriger politischer Lage 
schon ein feines Gespür gezeigt 
und für alle Deutschen richtungs- 
weisend gehandelt. Das deutsche 
Volk als Abstammungs-, Kultur- 
und Sprachgemeinschaft, durch 
den gemeinsamen Willen zur 
staatlichen Einheit, zum alle um- 
fassenden deutschen Staat für je- 
den erkennbar »Nation« geblie- 
ben, besinnt sich durch den 
Denk- und Handlungsanstoß der 
mutig aufgestandenen- Mittel- 
deutschen auf die gemeinsame 
Herkunft, Kultur . und Ge- 
schichte, auf seine Rechte und 
Pflichten inmitten der europäi- 
schen Völkergemeinschaft und 
fordert von seinen gewählten 
Volks- und Regierungsvertretern 
‚Wahrheit und Klarheit in allen 
politischen Angelegenheiten und 
endlich Entschiedenheit und 
Durchsetzung von Einheit und 
Freiheit; von Recht, Gerechtig- 
keit und Gleichberechtigung für 
das ganze deutsche Volk. 


Diese Forderungen der Deut- 
schen sind ganz natürlich, völlig 
normal, staats- und völkerrechtli- 
chen legitim und unverantwort- 
licherweise noch nicht verwirk- 
licht: 


Das Recht auf einen endgültigen 
und gerechten Friedensvertrag, 
der durch keinen anderen Vertrag 
ersetzt werden kann, ohne den es 
keinen wirklichen Frieden in Eu- 
ropa geben wird, der die Strei- 
chung der Feindstaatenklauseln 
in der Charta der Vereinten Na- 
tionen, die Rückgabe der Akten 
und Archive und weiterer geraub- 
ter Güter des Deutschen Rei- 
ches, den Verzicht der Sieger- 
mächte auf weitere Reparationen 
- die schon geleisteten Billionen- 
beträge wurden irreführend un- 
ter einer Vielfalt von Tarnbe- 
zeichnungen getätigt — und letzt- 
endlich die tatsächliche volle 
Souveränität Deutschlands auch 
durch Abzug aller fremder Trup- 
pen von deutschem Boden re- 
gelt. 
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Die Konzeptlosigkeit der Regierung unter Bundeskanzler Kohl 
steigert zunehmend die politischen Spannungen in Deutschland. 


Der Warschauer Kniefall: Bundeskanzler Brandt vor dem Ehren- 
denkmal im Ghetto. Aber zu den Verbrechern an den Deutschen 


schweigen die Bonner Politiker. 


Eine den Kriegszustand endgül- 
tig aufhebende friedensvertragli- 
che Regelung ist auch deswegen 
dringend erforderlich, damit die 
bisherige Europapolitik der Bun- 
desregierung eine gültige Rechts- 
grundlage erhält, daran auch zu 
messen sein wird, und der von 
den Siegermächten eingeführte 
»Sonderstatus« Deutschlands in 
den internationalen Gremien 


aufgehoben und in den eines sou- 
veränen Vollmitgliedes umge- 
wandelt werden kann. Nur ein 
freier und gleichberechtigter 
deutscher Staat, der nicht mehr 
genötigt werden kann, eine 
»Scheckbuch-Politik« treiben zu 
müssen, wird in einer europäi- 
schen Friedensordnung seine 
volle Kraft zum Wohle Europas 
einsetzen können. 


Die durch den unumgänglichen 
Friedensvertrag gegebene inner- 
staatliche und außenpolitische 
Souveränität ist auch Vorausset- 
zung, um ohne fremde Einmi- 
schung und Bevormundung alle 
die Deutschen und Deutschland 
betreffenden Fragen endlich in 
eigener Verantwortung und nach 
bestem Wissen und Gewissen re- 
geln und lösen zu können. 


Absage an die 
Scheckbuch-Politik 


Ob es sich um die Beendigung 
der »Umerziehung«, die Einfüh- 
rung einer der Menschenwürde 
und Menschenbildung tatsäch- 
lich entsprechenden . Erziehung 
und Bildung ohne ideologische 
Konfliktstrategie, die wirklich 
freie und befreiende Wissen- 
schaft und Forschung handelt, ob 
es um die Lösung aller sozialen 
Fragen, um die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit, der Kriminali- 
tät aller Schattierungen, des Miß- 
brauchs des Asylrechts oder um 
die Pflege der Sprache, Kultur, 
Geschichte, Tradition oder Reli- 
gion geht, alle diese Probleme 
können wir Deutschen nur in ei- 
gener Verantwortung durch ei- 
nen die innerstaatliche und au- 
ßBenpolitische Souveränität ga- 
rantierenden Friedensvertrag lö- 
sen. Wer diesen notwendigen 
Friedensvertrag verhindern will, 
handelt unverantwortlich, denn 
er läßt die Deutschen weiterhin 
»Spielball in der Weltpolitik« und 
Deutschland Spielfeld ausländi- 
scher Interessen sein. Er verrät 
Volk und Vaterland und kann nie- 
mals freier Europäer werden. 


Deutschland bleibt 
ohnmächtig 


Natürlich weiß das Ausland um 
die zentrale Bedeutung eines 
Friedensvertrages mit Deutsch- 
land. Es fühlt sich in diesem frie- 
densvertraglosen Zustand mit 
Deutschland sicherlich sehr 
wohl, denn so bleibt Deutschland 
weiterhin in jeder Beziehung 
ohnmächtig, handlungsunfähig, 
politisch . kontrolliert. Unsere 
Rolle als »Einwanderungsland«, 
»Sozialamt der Welt«, »Zahlmei- 
ster«, »Scheinwerfer«, »Scheck- 
Politiker«, »Entwicklungshelfer« 
und »Hilfswilliger (Hiwi)« an 
möglichst allen Fronten ist doch 
weltbekannt. 


Abgesichert wird diese Ohn- 


“ 


machtsrolle Deutschlands mit 
den Feindstaatenklauseln der 
Vereinten Nationen gegen 
Deutschland, die aufzuheben 
vorerst keine Absicht besteht, 
durch die NATO, zu deren Auf- 
gaben es nach den Erklärungen 
des früheren Generalsekretärs 
Lord Ismays gehört, »die Ameri- 
kaner in Europa zu halten, die 
Sowjets aus Europa herauszuhal- 
ten und die Deutschen niederzu- 
halten«, die allem Anschein nach 
. das friedensvertragslose, feind- 
staatliche, NATO-kontrollierte 
Deutschland sicherheitshalber 
noch in eine »Europäische Ge- 
fangenschaft« überführen soll. 


Die Rolle von Bundestag und 
Bundesregierung, die Freund- 
schaft vieler Bundesspitzenpoliti- 
ker mit jenen in aller Welt bedür- 
fen wohl keiner Erläuterung 
mehr. 


Wie kann es 
wirklich weitergehen? 


Wer also der Meinung ist, daß das 
alles in und mit Deutschland so 
nicht weitergehen kann, die oben 
geschilderten »Rahmenbedin- 
gungen« genau verstanden hat, 
die politisches Handeln außerge- 
wöhnlich erschweren, sich mit 
der Forderung der Deutschen 
nach einer friedensvertraglichen 
Regelung ihrer Verhältnisse iden- 
tifizieren kann, der stellt nicht 
ohne Furcht und Sorge die bange 
Frage: Wie kann es wirklich wei- 
tergehen?!! 


Nach dem Versagen von Par- 
teien, Parlamenten und Regie- 
rungen kann es darauf nur eine 
Antwort geben: Das deutsche 
Volk muß in dieser völlig verfah- 
renen politischen _ Lage notge- 
drungen sein Schicksal wieder 
selbst in die Hand nehmen. Es 
muß den ihm von Churchill nicht 
ohne Erfolg zugedachten Zu- 
stand, nämlich »fett« gemacht zu 
werden, um »politisch impotent« 
zu bleiben, abschütteln, sich dar- 
auf besinnen, daß alle Macht 
vom Volke ausgeht, und mit Herz 
und Verstand mutig handeln! 
Dann fände die friedliche und de- 
mokratische Revolution der Mit- 
teldeutschen in der Gemein- 
schaft aller Deutschen eine legi- 
time und würdige Fortsetzung. 


In einer Demokratie sind als 
Volksvertreter die Besten gerade 
gut genug. Diese Besten schei- 
nen wir tatsächlich nicht zu ha- 


an 


N Re 


ben. Über 30 Prozent der Wähler 
reagieren bereits mit Stimmen-, 
enthaltung, viele gehen nur aus 
Pflichtgefühl zur Wahl, um zu- 
mindest noch, wie sie meinen, 
ein »kleines Übel« zu wählen, um 
»ein größeres« zu verhindern. 


allen Gebieten führt geradewegs 
in die Sackgasse. Unmut kommt 
auf, Veränderungen liegen »in 
der Luft«! Die Menschen kom- 
men »in Bewegung«. Sie besin- 
nen sich darauf, daß von der Be- 
völkerung der Bundesrepublik 


Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher ist mit seiner 


Scheckbuch-Politik gescheitert. 


Das alles reicht im Ergebnis und 
in der Konsequenz nicht aus. Die 
Parteien, Parlamente und Regie- 
rungen bleiben, wie es sich zeigt, 
davon unbeeindruckt und unbe- 
rührt und regieren trotzdem be- 
zuglos weiter! Ein Drittel der 


. Bevölkerung fühlt sich politisch, 


demokratisch, parlamentarisch 
nicht mehr vertreten: Es sind die 
eigentlichen Konservativen christ- 
licher, sozialer und nationaler Prä- 


gUNB. 


Für sie ist »Bonn« nur noch 
»Mitte-Links«! 


Die Konzeptlosigkeit 
der Politik 


Diese Lage in der Bundesrepu- 
blik Deutschland steigert zuneh- 
mend die politischen Spannun- 
gen. Die Konzeptlosigkeit der 
Politik der Bundesregierung auf 


Deutschland nur etwa vier Pro- 
zent Mitglieder in den Parteien 
sind, von denen ein Bruchteil die 
Politik in Deutschland bestim- 
men und über Wahlen und Beru- 
fungen in die Parlamente und Re- 
gierungen gelangen. Die 96 Pro- 
zent Nichtmitglieder, von denen 
schon 32 Prozent Nichtwähler 
sind, müssen den nicht mehr die 
Interessen des deutschen Volkes 
vertretenden Abgeordneten das 
Mandat entziehen, den Parteien, 
die längst keine »Volks-Parteien« 
mehr sind, die Spendenunterstüt- 
zung verweigern, im vorpoliti- 
schen Raum Gesprächsrunden, 
Foren, Versammlungen, Volks- 
versammlungen organisieren, 
um die Lage zu erörtern, politi- 
sche Bildungs- und Aufklärungs- 
arbeit betreiben, die eigentlichen 
Leistungs- und Verantwortungs- 
träger in den Verbänden des vor- 
politischen Raumes und der Be- 
rufsgruppen ansprechen und für 


eine Mitarbeit bei der Neugestal- 
tung einer Politik für Deutsch- 
land und für die Freiheit des deut- 
schen Volkes gewinnen. Vieles ist 
schon auf dem Wege. 


Es gibt eine »Nationalversamm- 
lung des Deutschen Ostens«, ei- 
nen »Deutschen  Nationalkon- 
greß« und in Erinnerung an die 
deutsche Erhebung im 19. Jahr- 
hundert eine im deutschen Spra- 
chenraum mit privater Initiative 
gewählte »Deutsche Volksver- 
sammlung«. Viele andere Organi- 
sationen, die hierbei beteiligt 
sind oder im eigenen Interessen- 
bereich sammeln und zusammen- 
führen, koordinieren und vernet- 
zen ihre Arbeit. Sie alle arbeiten 
auf friedlicher, demokratischer 
Grundlage im Rahmen des 
Grundgesetzes und wollen auf 
die Politik in und für Deutsch- 
land konstruktiven Einfluß neh- 
men. 


Der zündende Funke und das po- 
litische Beispiel sind die Mittel- 
deutschen, die den verzweifelten 
Deutschen in Erinnerung brach- 
ten: Alle Macht in der Demokra- 
tie geht vom Volke aus! Wir Deut- 
schen sind ein Volk! Wir sind das 
Volk! Es will der Arroganz der 
Macht, der Willkür der Bürokra- 
tie, der Unterdrückung des 
Volkswillens, dem Ausverkauf 
unseres Landes und der Zerstö- 
rung unseres Volkes auf legalem 
Wege den Boden entziehen und 
für Freiheit und Demokratie in 
und für Deutschland und Europa 
friedlich mit Herz und Verstand 
kämpfen. 


Banker- 
Journal 


Wiener Institut 
greift 
Schocktherapie 
an 


»Die sogenannte Schockthera- 
pie, um einen radikalen Über- 
gang zur Marktwirtschaft herbei- 
zuführen, wie sie zuerst in Polen 
angewendet wurde, kann zu ei- 
ner Situation wie in Südamerika 
führen, in der nicht nur das Pro- 
blem der Inflation nicht gelöst 
wird, sondern in der die Rezes- 
sion zu einer chronischen Er- 
scheinung wird«, klagt das Wie- 
ner Institut für wirtschaftliche 
Vergleichsstudien an. Das Insti- 
tut hat eine Studie herausgege- 
ben, in der die Wirtschaftspolitik 
von Jeffey Sachs an der Harvard 
University, des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und der 
Weltbank angegriffen wird. 

»Der IWF und die Weltbank sa- 
gen, daß sie alle richtigen Ant- 
worten haben. Aber das Mandat 
dieser Institutionen ist völlig 
monetaristisch, indem behauptet 
wird, daß Geldmangel die wich- 
tigste Variable in der Wirtschafts- 
politik sei. Die Hauptaufgabe 
des IWF besteht darin, vorüber- 
gehende Unstimmigkeiten in 
den Zahlungsbilanz-Diskrepan- 
zen auszubügeln.« 


Anders als die westlichen Wirt- 
schaftswissenschaftler, die be- 
 haupten, sie seien die großen Ex- 
‘ perten, wird in der Studie zu et- 
was mehr Bescheidenheit aufge- 
rufen. »Die meisten westlichen 
Wirtschaftswissenschaftler haben 
‚absolut keine direkte Kenntnis 
von den Volkswirtschaften in Ost- 
europa, die sie beraten.« oO 


Immer mehr 
private 
Industrie- 
zentren in 
Südkorea 


Die Anzahl der von der Privatin- 
dustrie betriebenen Zentren für 
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Forschung und Entwicklung in 


Südkorea hat 1000 überschritten. 
Darüber hinaus sind die Investi- 
tionen der Industrien in ihre For- 
schungs- und Entwicklungspro- 
jekte gewaltig gestiegen, zwei 
Prozent über ihren Gesamtum- 
satz, und die Anzahl der Beschäf- 
tigten in Forschungs-Werke in 
der Privatindustrie hat die Zahl 
30000 überschritten. 

Die _Forschungseinrichtungen 
einiger Betriebe sind größer als 
die regierungseigenen und denen 
überlegen. Gemeinsame For- 
schung der Industrie, der Wissen- 
schaftler und der Forschungsin- 
stitute werden immer beliebter. 
Selbst auf rein industriellem Ni- 
veau ist die internationale Zu- 
sammenarbeit bei der Forschung 
enger geworden. 


Forschungs- und Entwicklungs- 
zentren für die Privatindustrie 
traten erstmals Anfang der acht- 
ziger Jahre in Erscheinung. Seit 
1981 gewährt die Regierung den 
Betrieben, die sich mit For- 
schung und Entwicklung von Ar- 
beitskräften befassen, Steuerer- 
leichterung. Solche Arbeits- 
kräfte werden auch vom Militär- 
dienst befreit. Seit 1982 hat die 
Regierung die Zölle auf die Gü- 
ter, die für diesen Sektor einge- 
führt werden, gesenkt. 


Die Investitionen für Forschung 
und Entwicklung durch die Indu- 
strie erfolgten in nachfolgender 
Größenordnung: Die Feinme- 
chanik-Industrie ist führend, sie 
gibt 5,46 Prozent ihres Gesamt- 
umsatzes für Forschung und Ent- 
wicklung aus, gefolgt von der 
Elektro-Elektronik-Industrie mit 
4,92 Prozent; Informatik 3,55 
Prozent; Bauindustrie 2,51 Pro- 
zent; Förderanlagen 2,1 Prozent. 
Die Gesamtsumme, die von den 
Industrien des Landes in For- 
schung und Entwicklung gesteckt 
werden, beträgt 1,98 Prozent des 
Gesamtumsatzes, ist jedoch im- 
mer noch weit niedriger als Ja- 
pans 2,6 Prozent im Jahr 1988. 


China fördert 
ausländische 
Investitionen in 
die Ol-Industrie 


Obwohl die Volksrepublik China 
historisch immer darauf bestan- 
den hat, sie könne ihre eigenen 


Ölvorkommen auf dem Festland, 
sowohl aus wirtschaftlichen als 
auch aus strategischen Gründen, 
selbst entwickeln, wurde dieser 
Gedanke jetzt fallengelassen, um 
den Weg zu Investitionen aus 
dem Ausland freizumachen. Wie 
Wang Tao, Chef von China Nätio- 
nal Petroleum, es formulierte, 
wobei er sich auf die Vorkommen 
mit potentiellen Ölreserven be- 
zog: »Wir haben 167 Töchter, die 
wir unter die Haube bringen wol- 
len. Wer zuerst kommt, bekommt 
die Hübscheste.« 


Wang reiste inzwischen durch die 
USA, Japan und Kanada und un- 
terzeichnete neun Letters of In- 
tent (Absichtserklärungen) mit 
führenden Olgesellschaften. 


Das bedeutendste Projekt ist das 
Tarim-Becken in Xinjiang. Die 
Japan National Oil Company hat 
mit einer vierjährigen seismi- 
schen Begutachtung des Tarim 
begonnen. Verträge wurden je- 
doch für Gebiete in zehn Provin- 
zen ausgeschrieben. Weitere Pro- 
jekte sind: Planung und Bau von 
Ol- und Gas-Pipelines und tech- 
nische Betriebsführungsdienst- 
leistungen. Eine 3100 km lange 
Pipeline von Nordwest- nach 
Zentralchina wird im kommen- 
den Jahr gebaut. 


Inzwischen unterzeichnete die 
französische Firma Total-Com- 
pagnie Frangaise des P£troles ein 
Abkommen in Höhe von 440 Mil- 
lionen Dollar für eine Fünf-Mil- 
lionen-Tonnen-Olraffinerie in 
Dalian, Liaoning, das erste Ge- 
meinschaftsunternehmen dieser 
Art, wie die Londoner »Financial 
Times« schreibt. Diese Raffine- 
rie ist jedoch für Billig-Arbeits- 
kräfte- und »Freihandels«verein- 
barungen zur Verarbeitung von 
ausländischem Ol für den Export 
bestimmt. Die Anlage wird nur 
Nahost-Ol verwenden und haupt- 
sächlich an Japan, Südkorea, Tai- 
wan und Hongkong verkaufen. 


Teller schlägt 
Fusionsantrieb 
für Marsfahrt 
vor 


Dr. Edward Teller vom Lawrence 
Livermore National Laboratory 
hat vorgeschlagen, daß Raketen, 
die mit Magnetschmelzreaktoren 


betrieben werden, für Fahrten 
zum Mars und für tiefgehende 
Raumuntersuchungen entwickelt 
werden sollten. Er machte den 
Vorschlag in einem Referat vor 
der Ersten Internationalen A.D. : 
Sacharow-Konferenz inMoskau. _ 


»Ein Konzeptionsentwurf, für 


ein Raketenantriebsystem basie- : 


rend auf der magnetischen Di- 
pol-Konfiguration, wird zur 
Zeit diskutiert«, heißt es in dem 
Referat. »Es hat sich herausge- 

stellt, daß das Dipol Eigenschaf- 
ten aufweist, die es bestens für 
Anwendungen bei der Raum- 
fahrt geeignet erscheinen lassen. 
Beispielparameter werden für 
ein System vorgelegt, das eine _ 
spezifische Kraft von ein Kilo- - 
watt pro Kilogramm erzeugt, ge- 
eignet für interplanetare Raum- 
fahrten zum Mars in 90 Tagen, 


zum JupiterineinemJahrundfür - 


Flüge außerhalb der Sonne zu 
tausend astronomischen Einhei- - 
ten (die Tau-Mission) in 20 Jah- 
ren. Das System hat eine etwa 
zehnmal bessere spezifische 
Kraftleistung als Kernspaltungs- 
systeme. Möglichkeiten zur Er- 
höhung der spezifischen Kraft 
auf zehn Kilowatt pro Kilo- 
gramm sowie ein Vorstoß, das 


Konzept durch eine Erprobung 


auf dem Mond in die Tat umzuset- 
zen, sind derzeit im Gespräch. 


Bolivien 
mildert 

Urteile für 
Drogenhändler 


Die bolivianische Regierung be- 
freit alle illegalen Drogenhändler, 
die sich in den kommenden 120 
Tagen den Behörden stellen, von 
der drohenden Ausweisung nach 
Amerika oder nach anderen Län- 
dern, wie in Kolumbien. Eben- 
falls wie in Kolumbien, werden 
alle illegalen Drogenhändler, die 
geständig sind und mithelfen an- 
dere zu fassen mildernde Urteile 
bekommen. Ein Regierungsbe- 
amter sagte, dies geschehe um ei- 
ner gewalttätigen Phase vorzu- 
beugen wie Kolumbien sie jahre- 
lang durchlaufen habe. Innenmi- 
nister Carlos Saavedra meinte, 
der Plan »wird von den illegalen 
Drogenhändlern gut angenom- 
men werden«. 

Auf das Stichwort hin stellte sich 
Erwin Guzman, alias »der Leut- 


nant«, ein ehemaliger Armeeoffi- 
zier und Leiter des boliviani- 
schen Drogen-Kartells, der Poli- 
zei, ein Tag nachdem er in 
der römisch-katholischen Zei- 
tung »Presencia« eine Anzeige 
aufgegeben hatte, in der es hieß, 
daß »er großes Vertrauen zu unse- 
rem Rechtswesen hat«. 


Obwohl er von der US-Regie- 
rung gesucht wird, die den 
Auslieferungsprozeß einleiten 
könnte, besteht kein Zweifel dar- 
über, daß seine Handlungsweise 
Teil eines Versuches ist, in Boli- 
vien die Charade der »Kapitula- 
tion« der Pablo-Escobar-Bande 
in Kolumbien zu wiederholen, 
unter der Gewährleistung, daß 
sie nicht ausgeliefert werden. Er 
ist einer der zehn Männer, die im 
Juni das Ziel einer Razzia der 
- US-Drug Enforcement Admini- 
stration (Drogenbekämpfungs- 
behörde) war, bei der es nicht ge- 
lang, die Verdächtigten zu 
schnappen, weil die örtliche Re- 
. gierung die illegalen Drogen- 
händler vorgewarnt hatte. oO 


Vorschlag zur 
Stärkung der 

. Ein-Welt- 
Regierung der 
Banker 


In einem, durch die sogenannte 
Gruppe der 30, eine private Kör- 
perschaft, die führende interna- 
tionale Bankers und Finanzkory- 
phäen zu ihren Mitgliedern zählt, 

neu herausgegebenen Bericht, 

wird dazu aufgerufen, das Sy- 
stem der Wirtschaftsgipfeltreffen 
der Gruppe der Sieben so zu stär- 
ken, daß es praktisch als suprana- 
tionale Diktatur funktioniert. 
»Der Gipfelprozeß ... sollte ge- 
stärkt werden, um für die zukünf- 
. tige kollektive Führung und Tei- 
lung der Verantwortung unter 
den großen Industriestaaten eine 
feste Grundlage zu schaffen«, 
heißt es in.der Studie. 


‚ In dem Bericht wird empfohlen, 

daß die Teilnehmer an den Gip- 
feltreffen sich auf eine »Kern-Ta- 
gesordnung« einigen sollten, die 
diejenigen Bereiche umfaßt, »die 
zu einer wirksamen Koordina- 
tion der Politik und einer Über- 
einstimmung auf hoher Ebene 
bedürfen«. Dazu gehöre das 
Schuldenproblem, die Umwelt, 


Handel und Investitionen, Ver- 
teidigung und Wirtschaftspolitik. 
Gipfeltreffen würden dann auf 
diesen Gebieten »bei der Bewäl- 
tigung der Verbindungen zwi- 
schen der Weltpolitik eine beson- 
dere Rolle spielen«. 


In dem Bericht wird die Aufstel- 
lung eines »Überwachungssy- 
stems« vorgeschlagen, das die 
Leistung jedes Landes auf diesen 
Gebieten überwachen würde. 
Zum Beispiel »nationale Einspa- 
rungen in Prozenten des Brutto- 
sozialprodukts oder des Bruttoin- 


"landsprodukts« sowie die jährli- 


che Überwachung der Inflations- 
raten, ebenso wie die Beträge, 
die ein Land für sein Militär und 
seinen gesamten Energiever- 
brauch und seine Treibhausgas- 
Emissionen ausgibt. - 


In der Studie wird auch zu eini- 
gen institutionellen Veränderun- 
gen im Mechanismus des Durch- 
ziehens der Gipfeltreffen, ein- 
schließlich der Höherstufung der 
Beteiligung des IWF an dem Pro- 
zeß, der Stärkung des Sekreta- 
riats des General Agreement on 
Tariffs and Trade (GATT) und 
der Gründung einer neuen Insti- 
tution, ähnlich wie der Europäi- 
sche Ministerrat, aufgerufen, der 
»die Angelegenheiten der Indu- 
striestaaten als Gruppe steuern 
soll«. m 


Japanisches 
Konsortium soll 
Verkehrsflug- 
zeuge bauen 


Das japanische Ministerium für 
Internationalen Handel und In- 
dustrie hat eine Studie in Auftrag 
geben, die Japans Flugzeug- 
werke in die Lage versetzen soll, 
bis zum Jahr 2000 ein Verkehrs- 
flugzeug mit 75 bis 100 Sitzplät- 
zen, YS-X genannt, zu bauen. Es 
wird ein Konkurrenzunterneh- 
men zum Airbus-Konsortium 
und zu dem großen Flugzeug- 
bauer Boeing sein. 


Laut »Aviation Week«, hat die 
Regierung mindestens 60 Pro- 
zent einer zweijährigenen Zweck- 
mäßigkeitsstudie in Höhe von 2,2 
Millionen Dollar finanziert. Das 
restliche Geld kam von einer 
nicht auf Gewinn ausgerichteten 
Koalition von Flugzeug- und Tei- 
leherstellern darunter Mitsubishi, 


Heavy Industries, Kawasaki 
Heavy Industries und Fuji Heavy 
Industries. Die Regierung finan- 
ziert auch die Hälfte der Kosten 
für die zweite Phase des YS-X- 
Programms. Wenn die Konstruk- 
tion feststeht, wird eine der Fir- 
men ausgewählt, um das Flug- 
zeug zu bauen. 


»Aviation Week« kommentierte: 


»Außer der Verringerung der Ri- 
siken schaltet die Koalitions-Lö- 
sung doppelte Forschungs-, Ma- 


schinenbau- und andere Kosten 


s ... Kleine Hersteller profitie- 
ren davon, da sie weniger wahr- 
scheinlich von den riesigen Kon- 
glomeraten hinausgedrängt wer- 
den.« Die Japaner sagen, der aus- 
sichtsreichste Markt für die YS- = 
sei Nordamerika. 


Privatisierungs- 
pläne für die 
Weltbank 


Die »Far East Economic Re- 
view« griff in einem Leitartikel 
von Anthony Rowley den neuen 
Vorstoß der Weltbank zur Privati- 
sierung an, indem er eine ironi- 
sche Attacke auf die Ansprüche 
der Weltbank auf göttliche 
Rechte ritt, schrieb Rowley, daß 
wir jetzt eine »marktfreundliche« 
Orthodoxie haben, die ex cathe- 
dra (unfehlbar) von der Weltbank 
kommt. Derartige Überzeugun- 
gen verbreiten sich durch Osteu- 
ropa und die Dritte Welt. »Ihre 
Liturgie ist nicht inspirierend. 
Der eigentliche Schlüssel zur 
Entwicklung nach der neuesten 
Weisheit, die in jener Bibel der 
Entwicklung der Weltbank 
»World Development Report« 


“enthüllt wird, ist die »gegensei- 


tige Beeinflussung zwischen Re- 
gierungen und Märkten«.« 


"Sich auf die Rolle desehemaligen 


britischen Premierminister Mar- 
garet Thatcher und »ihren ideolo- 
gischen Seelenverwandten, Ro- 
nald Reagan«, bei der. Aufstel- 
lung dieses Dogmas beziehend, 
führt Rowley aus, daß »durch die 
engstirnige Einstellung der 
Markt-Doktrin zur menschlichen 
Entwicklung die Armut nicht zu- 
rückgedrängt werden konnte. 


Es ist keine Rede von morali- 
schen, ethischen oder gar kultu- 
rellen Werten, mit denen christli- 
che, moslemische und andere Re- 
ligionsführer gerne die Entwick- 


lungsdebatte bereichern möch- 


ten. Es ist anmaßend von der : 
Weltbank von einem neuen >Kon- 


sensus«, außer dem unter sich, zu 
reden.« D 


Israels neuer 
Chef-Banker 


Jacob Frenkel, der 48jährige 
Chef-Wirtschaftswissenschaftler 
beim Internationalen Währungs- 
fonds (IWF), gibt seine mit 
150000 Dollar pro Jahr dotierte 
Stellung auf und kehrt nach 
Hause zurück, um Gouverneur 
der Bank von Israel zu werden, 
ein Posten, der nominell mit 
30000 Dollar - nach Steuern -be- 
zahlt wird. 


»Es wäre undenkbar, wenn sich in 
dieser entscheidenden Periode in 
der Geschichte des Judenstaates 
nicht selbst mit anpacken 
würde«, sagte er. Als der Premier- 
minister Yitzhak Shamir den 
neuen Posten anbot, räumte der 
Likud-Führer ein, daß Israels 
wirtschaftliche Zukunft davon 
abhänge, die gewaltige Einwan- 
derungswelle sowjetischer Juden 
zu absorbieren. 

Frenkel wird der erste israelische 
Zentralbanker sein, der enge Be- 
ziehungen zu seinen Pendants in 
den Großstaaten unterhält, wie 
Alan Greenspan, der kürzlich 
von US-Präsident Bush erneut 
zum Leiter des Federal Reserve 
Board ernannt wurde. Man rech- 
net damit, daß.Frenikel Türen öff- 
nen kann, die bislang für Israel 
geschlossen waren. oO 


Afrika steht vor 
einem 
Bevölkerungs- 
Nullwachstum 


Industrie-Experten und Versiche- 
rungs-Mathematiker sind von 
der Aussicht beunruhigt, daß 
Aids viele afrikanische Länder 
auf einer Quote des Nullwachs- 
tums, mit verheerenden Folgen 
für die Industrie, herunterdrük- 
ken wird. 


Südafrikas Bevölkerungswachs- 
tum wird um die Jahrhundert- 
wende zum Erliegen gekommen 
sein, sagt Theo Hartwig, Chef- 
Versicherungs-Mathematiker der 
Old Mutual Insurance Group. U 
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Baltische Staaten 


Forderung auf 
Ruckgabe des 
Goldschatzes 


Mike Blair 


In den kommenden Monaten werden CODE-Leser wahrscheinlich 
anderswo über die Entdeckung der Medien des Establishments von 
Millionen von Dollar in Goldbarren lesen, die 1939 aus den balti- 
schen Republiken verschwanden, bevor die Sowjetunion dort ein- 
marschierte und sie annektierte. Es wird ein heißes Thema sein. 


CODE erfuhr, daß die baltischen 
Republiken Litauen, Lettland 
und Estland, um die Sowjets 
daran zu hindern, Millionen an 
Goldbarren zu stehlen, ihre 
Schatzkammern leerten und 
diese insgeheim in die Vereinig- 
ten Staaten, nach Großbritan- 
nien, Frankreich und in die 
Schweiz verbrachten. Die jetzt 
von den führenden Persönlich- 
keiten im Baltikum, die ihren 
Staatsschatz gerne wiederhaben 
wollen, gestellte Frage lautet, ob 
das von westlichen Ländern ge- 
hortete Gold bei deren zöger- 
lichen Haltung, den kleinen Re- 
publiken diplomatische Anerken- 
nung zu gewähren oder nicht, 
eine Rolle gespielt habe. Eine 
volle Abrechnung müsse jetzt 
von Rechts wegen der Anerken- 
nung der baltischen Staaten 
durch die Regierungen, die das 
Gold horten, folgen. 


Die Balten wollen das 
gesamte Vermögen 
zurückhaben 


Als die Sowjets 1940 in die balti- 
schen Staaten einfielen und diese 
besetzten, stellten sie fest, daß 
die Schränke leer waren, und so 
begann eine wenig bekannte 50 
Jahre währende diplomatische 
Bemühung seitens der UdSSR, 
die westlichen Länder dazu zu 
bringen, ihr den Schatz des Balti- 
kums auszuhändigen. 


Soweit bekannt ist, lehnten die 
westlichen Länder dies ab, da sie 
auch die sowjetische Annexion 
der baltischen Staaten nicht offi- 
ziell anerkannten, die jetzt, nach- 
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dem sie ihre Unabhängigkeit 
vom roten Imperium wiederer- 
langt haben, ihr Gold natürlich 
zurück haben wollen. 


Noch andere 
Vermögenswerte 


Außerdem wollen die baltischen 
Republiken eine Aufrechnung 
von weiteren Millionen an Ver- 
mögenswerten, darunter Eigen- 
tum, Bankkonten, Industrien, 
Betriebe und Schiffe, die von 
westlichen Ländern beschlag- 
nahmt oder eingefroren wurden, 
als die Sowjets die drei kleinen 
Republiken an der Ostseeküste 
widerrechtlich besetzten. 


Man hat sich jedoch im Westen 
bislang nicht gerade überstürzt, 


Zwei Millionen Balten bilden anläßlich des 50. Jahrestages des 
deutsch-sowjetischen Vertrages eine Menschenkette von mehr 
als 300 km Länge. 


um mit den baltischen Republi- 
ken abzurechnen. 

Bisher trat nur Frankreich hervor 
und verkündete, es werde Gold- 
barren im Werte von 22 Millionen 
Dollar an Litauen und von rund 
10 Millionen Dollar an Lettland 
zurückgeben. 


Indessen gab die Bush-Regie- 
rung nur bekannt, daß sie beab- 
sichtige, die 60 Millionen Dollar 
an Goldbarren und Bargeld aus 
den Schatzkammern der balti- 
schen Republiken, die sie in Be- 
sitz hat, baldmöglichst zurückzu- 
geben. 

Und nicht nur das. Im vergange- 
nen Jahr brachte das amerikani- 
sche Repräsentantenhaus eine 
Initiative des Senats, den balti- 
schen Staaten lächerliche zehn 
Millionen Dollar an humanitärer 


Die Präsidenten der drei balti- 
schen Republiken: Vytautas 
Landsbergis (von links) von Li- 
tauen, Arnold Ruutel von Est- 
land und Anatolija Gorbunova 
von Lettland. 


Hilfe zukommen zu lassen, zu 
Fall, während es gleichzeitig Mil- 
liarden an Hilfsleistungen an an- 
dere Länder, darunter insbeson- 
dere Israel und Ägypten, bewil- 
ligte. 


»Im Grunde genommen, wenn 
das Gold von den neuen balti- 
schen Regierungen wieder her- 
eingeholt werden kann«, erfuhr 
CODE von einem lettischen Ge- 
währsmann, »dann haben wir das 
Kapital für das notwendige »Saat- 


geld: für unsere Wirtschaftsent- 
wicklung und brauchen am An- 
fang nicht um Direkthilfe zu bet- 
teln.« 


»Einige der Vermögenswerte«, 
fuhr er fort, »sind zweifellos un- 
wiederbringlich verloren. 
Schiffe, die nicht von den Sowjets 
gekapert wurden, wurden wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges 
von den Alliierten in den transat- 
lantischen Dienst gestellt und 
entweder von den Deutschen ver- 
senkt oder nach dem Kriege we- 
gen Überalterung verschrottet. 
Botschaften wurden in den mei- 
sten Fällen an die UdSSR überge- 
ben und können in Zukunft 
durch die Regierungen des Balti- 
kums vor internationalen Gerich- 
: ten wiedererlangt werden. Zwei- 
‚fellos, abgesehen von glasklaren 
Angetegenheiten wie Goldreser- 


ven, wird es wegen der meisten - 


anderen größeren baltischen Ver- 
mögenswerte zu langen Verhand- 
lungsrunden kommen.« 
Im Falle der Schiffe, die den balti- 
schen Republiken von den soge- 
nannten westlichen Alliierten 
weggenommen wurden, so waren 
diese nichtsdestoweniger Eigen- 
tum der Republiken, und die Völ- 
‚ker des Baltikums haben einen 
Rechtsanspruch auf Entschädi- 


gung. 


Die Hinterhältigkeit 
_ der Briten 


Unter heftigem Druck der Bri- 
ten, die auf zaristischen Schuld- 
verschreibungen und anderen 
Schulden der vorsowjetischen 
russischen Regierung sitzenge- 
blieben waren, verkaufte Groß- 
britannien 1967 14.313 Kilo, oder 
15,7 Tonnen, des baltischen Gol- 
des für 5.803.122 Pfund Sterling, 
um alte russische Schulden, die 
die UdSSR nicht anerkennen 
wollte, zu tilgen. 


Weitere 22 Millionen Dollar an 
baltischen _Vermögenswerten 
. wurden auch von der britischen 
Regierung verwendet, um die 
Ansprüche britischer Bürger ge- 
gen die UdSSR zu befriedigen. 
-»Im Exil lebende Balten waren 
entsetzt und verärgert darüber, 
daß die Briten ohne weiteres 
über baltische Vermögenswerte 
verfügten, was angesichts der of- 
fiziellen Nichtanerkennung der 
sowjetischen Annexionen höchst 
irregulär, wenn nicht skrupellos 
war«, erfuhren wir von unserem 
lettischen Gewährsmann. 


Er sagte, er kenne mit Sicherheit 
nur die Gesamtmenge des Gol- 
des, das vor der sowjetischen An- 
nexion im Jahre 1940 aus Lett- 
land herausgebracht wurde. Er 
gab an, daß 11,7 Tonnen in westli- 
che Länder transportiert wurden, 
und daß diese heute mit rund 100 
Millionen Dollar bewertet wer- 
den. 


»Der größte Teil ging natürlich 
nach Großbritannien, das das 
Vertrauen des lettischen Volkes 
mißbrauchte, indem es dieses 
ausnutzte, um Verbindlichkeiten 
der Sowjetunion abzuzahlen«, 
sagte er. »Ich kann mir nicht vor- 
stellen, daß der britische Premier- 
minister John Major jemals in der 
Lage sein wird, diesen Vertrau- 
ensbruch zu erklären«, meinte er. 
Er sagte, der heutige Gesamt- 
wert, der in die westlichen Län- 
der transportierten Goldbarren, 
könnte sich auf sage und schreibe 
300 Millionen Dollar belaufen. 


Mit einem Ausdruck des guten 
Willens beschloß das lettische 
Parlament, ausländisches Eigen- 
tum, das von den Sowjets nach 
der Annexion von 1940 beschlag- 
nahmt wurde, zurückzugeben. 


Die Gesetzgebung erlaubt, die 
Rückkehr ausländischer Bot- 
schaften nach Lettland im Aus- 
tausch gegen die Einrichtung let- 
tischer Botschaften im Ausland. 
Es ist auch beabsichtigt, ausländi- 
sche Firmen anzuspornen, wie- 
der in Fabriken zu investieren, 
die von den Kommunisten be- 
schlagnahmt wurden. 

»Wir sind bereit, die Eigentums- 
rechte aller ausländischen Eigen- 
tümer anzuerkennen«, sagte Ad- 


ris Grutups, Mitglied des Parla-. 


ments und Hauptverfasser des 
neuen Gesetzes. Er fügte hinzu, 
daß eine weitere Gesetzgebung 
festlegen wird, wie ausländische 
Eigentümer ihr Eigentum zu- 
rückbekommen oder dafür ent- 
schädigt werden. 


Es gab 15 Länder, die vor der An- 
nexion durch die Sowjetunion in 
der lettischen Hauptstadt Riga 
Botschaften unterhielten, und 
Lettland unterhielt die gleiche 
Anzahl im Ausland, sagte Gru- 
tups. 


Lettland hoffte auch darauf, daß 
das Gesetz andere Länder dazu 
anregen wird, seinen Anspruch 
auf Eigentum vor der Annexion, 
vor allem die Goldbarren, anzu- 
erkennen. il 


BCCI-Bank 


Ein Tummelplatz 
der 
Geheimdienste 


Warren Hough 


Obwohl sie behauptet, eine 
»arabische Institution« zu sein, 
diente die von Skandalen umwit- 
terte Bank of Credit and Com- 
merce International (BCCI) als 
weltweites Schlüssel-Geldzen- 


. trum für den CIA und den Mos- 


sad, Israels Geheimdienst, der 
häufig Partner des CIA war. 


Aus Dokumenten, die unser di- 
plomatischer Berichterstatter 
aus gut informierten nahöstli- 
chen Kreisen am Hauptsitz der 
Vereinten Nationen in New York 
erhielt, geht hervor, daß die 
BCCI einige ihrer aktivsten 
Zweigstellen in Unruheherden 
einrichtete, wo der CIA und der 
Mossaad getarnte Operationen 
durchführten. Zu diesen Krisen- 
gebieten gehörten: 


Panama. BCCI unterhielt eine 
gut gehende Zweigstelle für ille- 
gale Drogenhändler und Waffen- 
schmuggler in Panama City, wo 
der CIA und der Mossad fast die 
ganzen achtziger Jahre hindurch 
mächtige örtliche Stützpunkte 
und Versorgungslinien für die ni- 
caraguanischen »Contras« unter- 
hielten. Um dieses Konjunktur- 
geschäft in der Unterweltfinanz 
abzuwickeln, erwarb BCCI 
schließlich eine Bank am Ort, die 
Banco Panameno de Comercio, 
in der Oberst Mike Harari, ein 
hochstehender Mossad-Agent 
und berüchtigter Spezialist für 
Mordanschläge, ein Minderheits- 
aktionär war. 


Kolumbien: Fast so wie in Pa- 


nama, begann die BCCI auch 
hier als Zweigstelle eines interna- 
tionalen Geldzentrums; sie 
wurde schließlich Eigentümerin 
einer ortsansässigen Bank, der 
Banco de Credito de Bogotä. 
Über diese Kanäle finanzierte 


‘“ die BCCI unter vielen anderen 


heimlichen Unternehmungen die 
vom Mossad für das mächtige ko- 
lumbianische Kokain-Kartell or- 
ganisierten Schlägertrupps. 

Sri Lanka: In den achtziger Jah- 
ren, als Mossad-»Berater« und 
»Ausbilder« in diesem einst fried- 


lichen Land die Flammen eines 


sich ausbreitenden Bürgerkrie- 
ges schürten, wuchs die BCCI 
zum größten ausländischen 
Bankzentrum am Ort heran. 
Hongkong: Eifrig bemüht, seine 
riesigen geheimen Waffenge- 
schäfte mit dem kommunisti- 
schen China zu verbergen, be- 
diente sich Israel Military Indu- 
stries, ein häufiger Mitspieler bei 
Krisengeschäften, die vom Mos- 
sad in die Wege geleitet wurden, 
der BCCI-Zweigstelle am Ort 
und unterhielt dort 40 geheime 
Konten, viele von ihnen unter 
dem Namen von philippinischen 
Scheinfirmen, fanden Fahnder 
heraus. 

London: Es gibt neue Beweise 
dafür daß, wie CODE bereits in 
einem Exklusiv-Artikel berich- 
tete, leitende Beamte der Haupt- 
geschäftsstelle der BCCI am Ort 


insgeheim mit MI-5, dem briti- 


schen Sicherheits-Nachrichten- - 
dienst, sowie mit dem CIA zu- 
sammenarbeiteten, um die Über- 
wachung vertraulicher Konten, 
die von nahöstlichen Gruppen 
die von Israel terroristischer Tä- 
tigkeiten beschuldigt werden, un- 
terhalten werden, zu sichern. 


»Jeder arabische Kämpfer, der 
bei der BCCI ein Konto eröff- 
nete, geriet unter verdeckte 
Überwachung«, sagt Ian Seale, 
ein britischer Wirtschaftsjourna- 
list, der die Untersuchung gegen 
die BCCI genau verfolgt hat. 
»Diese Bank war nur insofern 
eine arabische Einrichtung als sie 
dazu diente, die Finanzen von 
Ol-Millionären aus Saudi-Ara- 
bien und Kuwait mit den gehei- 
men Deals israelischer Agenten 
und Waffenhändler zu vermi- 
schen.« 

Andere an der richtigen Stelle sit- 
zende Kreise stimmten dieser 
Ansicht zu. Falls noch zusätzliche 
Beweise für die innigen Bezie- 
hungen zwischen dem CIA und 
dem Mossad benötigt werden, 
»braucht man sich nur die ge- 
heime Geschichte der amerika- 
nisch-israelischen Waffenge- 
schäfte mit dem Iran in den Jah- 
ren der Reagan-Regierung in 
Erinnerung rufen«, sagt ein ehe- 
maliger Untersuchungsbeamter 
des US-Kongresses. »Die BCCI 
spielte bei diesen Geschäften - 
eine Schlüsselrolle, wie berichtet 
wird auf Empfehlung von David 
Kimche, leitender Mossad-Be- 
amter, der zu dem Berater für na- 
tionale Sicherheit des Weißen 
Hauses, Robert McFarlane, 
sagte: »Sie ist wie eine unserer ei- 
genen Banken«.« 


11/1991 |=ODE 19 


Neue Weltordnun 


Das Geschäft 
der Roten 


C. Gordon Thether 


Die Neue Weltordnung erhielt durch den Ausgang der jüngsten poli- 
tischen Pantomime in der Sowjetunion einen gewaltigen Auftrieb. 


Was war die wahre Natur der 
»Neuen Weltordnung«, die US- 
Präsident George Bush auf der 
Weltkarte eintrug, als er den in- 
ternationalen Kreuzzug begann, 
um Saddam Husseins militäri- 
sche Besetzung des kleinen 
Scheichtums Kuwait rückgängig 
zu machen? Es war scheinbar 
eine Neuordnung, die sich in er- 
ster Linie, wenn nicht ausschließ- 
lich, damit befaßte, sicherzustel- 
len, daß kleine Staaten fürderhin 
nicht mehr als geeignete Beute 
für mächtigere Nachbarn angese- 
hen werden. 


Zum Wohle der 
Big Business 


„Als solche konnte man sie offen- 

sichtlich als bedeutende Innova- 
tion in Weltangelegenheiten in- 
terpretieren. Sogar solche Einmi- 
schungen in die Geschehnisse an- 
derer Staaten, die die Vereinigten 
Staaten in den letzten Jahrzehn- 
ten selbst vorgenommen haben, 
könnte man als unvergleichbar 
mit einem neuen globalen Sy- 
stem betrachten. Diese Version 
überlebte jedoch die Durchfüh- 
rung des Konzeptes der Neuen 
Weltordnung in dem Irak-Ku- 
wait-Gerangel nicht sehr lange. 


Nachdem es die kuwaitische herr- 
schende Klasse in dem Scheich- 
tum wieder an die Macht ge- 
bracht hatte, machte das Weiße 
Haus überdeutlich klar, daß dies 
eine Übung war. Die Vereinigten 
Staaten, so verlautete nachdrück- 
lich aus dem Weißen Haus, seien 
nicht daran interessiert, sich Sad- 
dam Husseins gewaltige militäri- 
sche Niederlage zunutze zu ma- 

- chen, um ihn von seinem Thron 
zu stürzen und somit der Unter- 
drückung des innerhalb der iraki- 
schen Grenzen in der Falle sitzen- 
den kurdischen Volkes zu been- 
den. 
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Flehende Bitten seitens iraki- 
scher Freiheitskämpfer, das iraki- 
sche Volk von Saddam Hussein 
zu befreien, verhallten ungehört. 


Es sei nicht Aufgabe der Vereinig- 
ten Staaten, sagte Bush nach- 
drücklich, sich in solche Maßnah- 
men verstricken zu lassen. Mit 
anderen Worten, Isolation von 
einer Art, die mit dem System 
der Neuen Weltordnung, die den 
Ton zu dem Feldzug zur Rettung 
Kuwaits angegeben hatte, völlig 
unvereinbar zu sein scheint, war 
wieder an der Tagesordnung. Es 
sah jetzt ganz genau so aus, als ob 
die ganze Sache ausgeklügelt 
worden sei - wie viele Kritiker 
von Anfang an behauptet hatten 
-, einzig und allein um die spe- 
ziellen Interessen Amerikas im 
Nahen Osten zu vertreten - und 
keineswegs um sich um das Volk 
zu kümmern, das zufällig dort 
lebte. 


Jedoch genau in dem Augen- 
blick, als es so aussah, als wäre es 
in aller Stille zu Grabe getragen 
worden, trat das Thema der 
Neuen Weltordnung wieder ins 
Bild. Und diese Version sieht viel 
mehr wie die eigentliche Sache 
aus, um die es geht. Dies ist so, 
weil sie eine Konditionierung des 
weltweiten Umfelds ins Auge 
faßt, für die sich das Washingto- 
ner Establishment dauerhaft be- 


-geistern kann. Denn das zentrale 


Merkmal der Neuen Weltord- 
nung wird es sein, sich damit zu 
beschäftigen, den Vormarsch 
eines Weltwirtschaftssystems zu 
beschleunigen, in dem das Big 
Business gut gedeihen kann. 


Die Startrampe für den neuen 
Kreuzzug ergab sich aus dem Zer- 
fall der Wirtschaftshegemonie 
der UdSSR. Dadurch wurde dem 
Westen klar, daß Moskaus Not- 
wendigkeit, sich um Hilfe an die 
Außenwelt zu wenden, um sich 


aus seiner politisch-wirtschaftli- 
chen Krise im Inland zu befreien, 
nur zu einem Ergebnis führen 
konnte. Dies war die Eröffnung 
von günstigen Gelegenheiten, 
um gewaltige neue Märkte für 
die westliche Geschäftswelt in 
einem Teil der Welt zu entwik- 
keln, der ihr bislang weitgehend 
verschlossen war. 


Lauwarmes Verständnis 
für Moskaus 
Interessen 


Ursprünglich wurde das überar- 
beitete Konzept der Neuen Welt- 
ordnung in vortastender Weise 
gehandhabt. Dies war so, weil es 
wünschenswert erschien, zu ge- 
währleisten, daß die Hilfelei- 
stung an den Kreml nicht mehr 
oder weniger als jene Art des 
Wirtschafts-- und Finanzlebens 
umfassen würde, das für die inter- 
nationale Gemeinschaft des Big 
Business höchst willkommen 
wäre. Moskaus Entscheidung, 
sich um Vollmitgliedschaft im In- 
ternationalen Währungsfonds 
und der Weltbank zu bewerben, 
erhielt zum Beispiel in Washing- 
ton eine entschieden lauwarme - 
um nicht zu sagen feindliche Auf- 
nahme. 


Das amerikanische Außenmini- 
sterium bezeichnete sie als »ver- 
früht«, während das Finanzmini- 
sterrum dahingehend zitiert 
wurde, gesagt zu haben, dies sei 
»nicht die wırksamste Weise, um 
mit der sowjetischen Wirtschafts- 


‘reform zu beginnen«. 


Der Ausgang des Putsches, der 
Präsident Boris Jelzin als Präsi- 
dent der Russischen Föderation, 
als König in dem politischen 
Schloß in Moskau, in den Sattel 
hob, scheint alles geändert zu ha- 
ben. Die Korridore der Macht im 
Westen haben dies klar und deut- 
lich so ausgelegt, als bedeute 
dies, daß die Sowjetunion von 
nun an die gleiche Wirtschafts- 
und Finanzsprache sprechen 
wird, die das internationale Ge- 
schäfts-Establishment verstehen 
und gutheißen kann. 


Kurz gesagt, Rußland wird jetzt 
so angesehen, daß es in ernsthaf- 
ter Weise in die Weltgemeinschaft 
eintritt und dies ohne alle Wenn 
und Aber, mit der es sich identifi- 
zieren mußte, solange die Füh- 
rung der UdSSR über ihre Schul- 
ter hinweg auf die alte Garde im 
Kreml schielen mußte. 


Es ist bemerkenswert, daß unmit- 
telbar nachdem Michail Gorbat- 
schow nach Moskau zurückge- 
kehrt war, um zu verkünden, daß 
echte Liberalisierung nun für So- 
wjetrepubliken, die ihre Angele- 
genheit selbst in die Hand neh- 
men wollen, jetzt an der Tages- 
ordnung sein werde, Bush vor 
Fernseh-Zuschauern sagte, das 
Argument, das für die Gewäh- 
rung von massiver Hilfe an die 
UdSSR spricht, stark untermau- 
ert worden sei. 


Mit anderen Worten, die eigentli- 


che Neue Weltordnung hat einen 
mächtigen Auftrieb bekommen. 
Die Form des von der Bilderberg 
Gruppe und der Trilateralen 
Kommission favorisierten inter- 
nationalen Wirtschaftslebens ist 
auf dem Wege, noch größere Er- 
folge zu erringen als bisher. 


Ernsthafte, 
stillschweigende 
Auswirkungen 


Es braucht nicht gesagt zu wer- 
den, daß dies für die Völker des 
zusammenbrechenden Sowjetrei- 
ches eine Entwicklung von größ- 
ter Bedeutung ist. Was vielleicht 
weniger unmittelbar in Erschei- 
nung tritt, könnte auch ernst- 
hafte stillschweigende Auswir- 
kungen für die übrige Mensch- 
heit haben. Dieser Punkt ist, daß 
der Wirtschafts- und Finanzver- 
kehr aller Art jetzt internationali- 
sierter als je zuvor sein wird, und 
jedermann kann sehen, wie weit 
dies bereits das Wirtschaftsleben 
der Völker und Einzelpersonen 
umgekrempelt hat. 
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Hilfe für die 


Sowjets 


Mike Blair 


CODE erfuhr, daß das US-Verteidigungsministerium Pläne für eine 
gewaltige Aktion, im kommenden Winter Nahrungsmittel im Werte 
von mehreren Milliarden Dollar in die Sowjetunion zu transportie- 
ren, ausarbeitet, ein Projekt, das auch Hilfestellung bei dem Trans- 
port der sowjetischen und westlichen Nahrungsmittel auf Märkte in- 


nerhalb der UdSSR einschließt. 


Robert K. Wolthuis, der Experte 
des US-Verteidigungsministe- 
rium für humanitäre Hilfe, sagte 
vor dem Ausschuß des US-Re- 
präsentantenhaus für bewaffnete 
Streitkräfte, daß nur das ameri- 
kanische Verteidigungsministe- 
rium dazu in der Lage sei, im 
kommenden Winter viele Sowjets 
vor dem: Hungertod zu bewah- 
ren. 


Eine Aktion größer als 
die Luftbrücke 


»Wenn erst einmal eine gewisse 
Schwelle erreicht worden ist«, 
sagte Wolthuis, »dann verfügt 
nur das Verteidigungsministe- 
rium über die Logistik und das 
Personal, um diese Aufgabe zu 
erfüllen.« 


Wolthuis sagte vor dem Aus- 
schuß, das Verteidigungsministe- 
rium sei bereit, sich der Heraus- 
forderung des kommenden Win- 
ters, der Folgen der sowjetischen 
Ernte, bei der damit gerechnet 
werden muß, daß sie um 20 Pro- 
zent niedriger als die des vergan- 
genen Jahres ausfallen wird, und 
des korrupten Transportwesens 
innerhalb der UdSSR, das 75 
Prozent der von Deutschland im 
vergangenen Jahr durchgeführ- 
ten Hilfssendungen absaugte, zu- 
stellen. 


Laut Wolthuis und anderer Be- 
amter des Verteidigungsministe- 
rium tragen nur rund 20 Prozent 
der amerikanischen Soldaten 
Waffen, während die übrigen 
Lkw beladen und fahren, Last- 
flugzeuge fliegen, Nahrungsmit- 
tel für die Kranken zubereiten 
und Straßen bauen. Diese Aufga- 
. ben, meinten sie, sind genau das, 


was im Grunde genommen bei je- 
der größeren Hilfsleistung erfor- 
derlich ist. 


CODE erfuhr, daß Beamte des 
Verteidigungsministerium ins 
Auge fassen, den Sowjets im 
kommenden Winter mit einer ge- 
waltigen Aktion, Nahrungsmit- 
tel im Werte von mehreren Mil- 
liarden Dollar aus den Vereinig- 
ten Staaten und anderen westli- 
chen Staaten zu transportieren, 
helfen wollen -eine Leistung von 
noch größerem Umfang als die 
Berliner Luftbrücke nach dem 
Zweiten Weltkrieg. 


Der Abgeordnete Les Aspin, Vor- 
sitzender des Armed Services 
Committee, drängt auf einen 
Plan, wegen der Hilfe an die So- 
wjets für den kommenden Winter 
eine Milliarde Dollar aus dem 
Verteidigungshaushalt der USA 
zu streichen. Aspin fürchtet, daß 
eine weitverbreitete Hungersnot 
in der Sowjetunion, die über ein 
Atomwaffenarsenal von beinahe 
30.000 Waffen verfügt, zu einer 
sehr ungewissen Situation führe 

könnte. 


»Wenn Sie Hunger, Krankheit 
und einen kalten Winter zu all 
dem - das sowjetische Atomwaf- 
fensystem — hinzurechnen, ist das 
riskant«, meinte Aspin. 


Obwohl die Regierung von US- 
Präsident Bush dem Hilfsplan 
Aspins in der Größenordnung 
von einer Milliarde Dollar sehr 
reserviert gegenübersteht, arbei- 
tet sie nichtsdestoweniger Pläne 
für den Transport der Hilfssen- 
dung aus. 


Die Regierung gab bekannt, daß 
sie zwei Delegationen von Land- 


‚Service des 


wirtschaftsexperten in die So- 
wjetunion entsenden werde, um 
den Umfang der Nahrungsmittel- 
knappheit und die Verteilerpro- 
bleme der Sowjets zu ermitteln. 


Die Befunde dieser beiden Dele- 
gationen werden die Grundlage 
dafür sein, wie die Vereinigten 
Staaten, Westeuropa und Japan 
die Nahrungsmittel-Engpässe 
und die möglicherweise umsich- 
greifenden Bürgerunruhen, die 
sich daraus ergeben könnten, 
handhaben werden. 


Es wird erwartet, daß der Under- 
secretary of Agriculture for Inter- 
national Affairs and Commodity 
Programs (Staatssekretär) Ri- 
chard T. Crowder, ein Experte 
des Transportwesens und ehema- 
liges Vorstandsmitglied bei meh- 
reren großen amerikanischen 
Nahrungsmittelverarbeitungsbe- 
trieben, in Kürze in die Sowjet- 
union reist, begleitet von einer 
Delegation anderer Experten der 
Landwirtschaft und des Trans- 
portwesens. 


Nach seiner Rückkehr wird er 
Bush und vermutlich anderen 
Führungspersönlichkeiten des 
Westens mitteilen, ob die Sowjet- 
union im kommenden Winter tat- 
sächlich wie erwartet mit Engpäs- 
sen rechnen muß, und um Lö- 
sungsvorschläge zu machen für 
den Fall, daß diese Engpässe ein- 
treten. 


Crowder war im Mai in der So- 
wjetunion und gab jetzt einen Be- 
richt heraus, aus dem hervor- 
geht, daß die sowjetische Land- 
wirtschaft »auf einer Pro-Kopf- 
Grundlage berechnet genügend 
Nahrungsmittel produziert, um 
die Bevölkerung des Landes zu 
ernähren«. Aus dem Bericht geht 
weiterhin hervor, daß die Erzeu- 
gung von Fleisch und Getreide 
pro Person der Westeuropas 
gleichkommt. 


»Der Verlust von 30 bis 50 Pro- 
zent bei einigen Nahrungsmittel- 
verbrauchsgütern zwischen Feld 
und Tisch unterstreicht die Tatsa- 
che, daß die Verteilung, mehr als 
die Erzeugung, Kernpunkt des 
Nahrungsmittelproblems der 
UdSSR ist«, heißt es weiter in 
dem Bericht. 


F. Paul Dickerson, der Verkaufs- 
leiter des Foreign Agriculture 
amerikanischen 
Landwirtschaftsministeriums, ge- 
hörte mit zu der Crowder-Dele- 


gation, die im Mai die Sowjet- 
union besuchte. Er berichtete, 
die Mannschaft habe Bahnhöfe, 
Kolchosen, eine Geflügelverar- 
beitungsfabrik, Bäckereien und 
verschiedene Läden besichtigt. 


»Wir besuchten fast jedes Seg- 
ment der Nahrungsmittelerzeu- 
gungskette«, sagte Dickerson. 


Das Problem ist die 
Verteilung 


Dickerson wies darauf hin, daß 
die Verteilung und nicht die Lie- 
ferung im vergangenen Jahr das 
Problem war, aber daß unzurei- 
chende Informationen darüber, 
wie sich die geringere Ernte des 
laufenden Jahres auf die Nah- 
rungsmittel auf sowjetische Ti- 
schen auswirken wird, der Grund 
dafür sei, weitere Delegationen 
zu entsenden. 


Die Mai-Delegation stellte auch 
fest, daß das Horten von Lebens- 
mitteln und die geringe Kenntnis 
von der Wirtschaft, die bei sowje- 
tischen Beamten gang und gebe 
sei, wesentlich zu den Engpässen 
des vergangenen Winters beige- 
tragen haben. Verbraucher, die 
im vergangenen Winter nicht hor- 
teten, litten darunter, während 
gleichzeitig große Mengen gehor- 
teter Nahrungsmittel in mindes- 
tens einer sowjetischen Stadt ver- 
gammelten. 


Der US-Landwirtschaftsminister 
Edward R. Madigan besuchte im 
Oktober mit einer anderen Dele- 
gation die Sowjetunion. 


»Wir hoffen, Experten des Trans- 
portwesens, Leute, die mit dem 
reibungslosen Betrieb von Eisen- 
bahnen, der gezielten Entsen- 
dung von Lkw und anderen Fahr- 
zeugarten vertraut sind, schicken 
zu können« äußerte Madigan. 


CODE erfuhr, daß der im Vertei- 
digungsministerium tätige Wol- 
thuis und andere Experten des 
Transport- und Hilfsleistungswe- 
sen wahrscheinlich einer oder 
beiden Delegationen, die von 
Bush in die Sowjetunion entsandt 
werden, angehören werden. 


Eine ähnliche Nahrungsmittel- 
hilfe und Hilfestellung bei der 
Verbesserung und Aufbau eines - 
gesunden sowjetischen Trans- 
portwesens wurde von den Verei- 
nigten Staaten schon in den zwan- 
ziger Jahren geleistet. 
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Sue Re 


"Bilderberg-Konferenz 
»Es gibt 

viele Saddam 
Husseins« 


James P Tucker 


Das Bilderberg-Absprachegremium plant innerhalb von fünf Jahren 
einen neuen Krieg. Diese düstere Nachrichte kam aus einer »Haupt- 
Pipeline« - ein hochrangiger Mitarbeiter der Bilderberg-Gruppe, 
der insgesamt mit unseren Untersuchung kooperiert hat - hinter den 
streng bewachten Türen des Hotels Badischer Hof in Baden-Baden, 
der von innen heraus operierte, wobei Kollegen als »Verbindungs- 


Pipelines« dienten. 


Die Mitglieder der Haupt-Pipe- 
line trafen sich mindestens einmal 
und manchmal zweimal pro Tag, 
als die jährliche Geheimsitzung 
der Weltelite vom 7. bis 9. Juni 
1991 in Baden-Baden stattfand. 
Als die Kriegspläne in »Bilder- 
bergese« umrissen wurden, be- 
richtete der Fluglotse auf Baden- 
Badens Privatflugplatz, über 
zahlreiche ankommende Flüge 
aus Brüssel, wo das NATO- 
Hauptquartier seinen Sitz hat, 
und US-Außenminister James 
Baker sich gerade aufhielt, um 
über Hilfe für die Sowjetunion zu 
verhandeln. 


UN-Truppen als 
Vollstreckungsgewalt 


An Bord einer dieser Maschinen 
en route zur Bilderberg-Sitzung 
befand sich Manfred Wörner, der 
Generalsekretär der NATO. Es 
wurde auf der Bilderberg-Sit- 
zung wiederholt festgestellt, daß 
es in den kommenden Jahren 
»andere Saddam Husseins« ge- 
ben werde, mit denen man 
schnell und gründlich fertigwer- 
den müsse. 


Was die Bilderberg-Gruppe 
plant, ist eine globale Armee zur 
Verfügung der Vereinten Natio- 
nen, die bis zum Jahr 2000 zur 
Weltregierung werden sollen, der 
alle Länder untergeordnet sind. 
Von entscheidender Bedeutung, 
um die Vereinten Nationen zu ei- 
ner starken Weltregierung zu ma- 
chen, sei es, nach den Worten ei- 
nes Bilderberg-Teilnehmers, die 
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und hoben hervor, daß dieser 
Krieg von den Vereinten Natio- 
nen auf Wunsch von US-Präsi- 
dent Bush, selbst eine Koryphäe 
der Trilateralen Kommission, 
sanktioniert wurde, bevor die Sa- 
che dem amerikanischen Kon- 
greß vorgetragen werden konnte. 
Die Tatsache, daß der Präsident 
seinen Fall zunächst der UNO 
vorgetragen hat, obwohl die ame- 


rikanische Verfassung nur den. 


Kongreß ermächtigt, einen Krieg 
zu erklären, wurde als bedeutsa- 
mer Schritt, »die Amerikaner 
vom Nationalismus wegzufüh- 
ren«, erachtet. 


Wenn Amerikaner dazu überre- 
det werden können, Entschei- 
dungen, die zum Krieg führen, 
der UNO zu überlassen und ihre 
jungen Männer in einer UNO- 
Uniform sterben zu lassen, unter 
einer UNO-Flagge kämpfend, 


Manfred Wörner, Generalse- 
kretär der NATO, stellt fest, 
daß es noch andere Saddam 
Husseins gibt, mit denen man 
fertig werden muß. 


UNO mit »Vollstreckungsge- 
walt« auszustatten. 


»Eine UNO-Armee muß in der 
Lage sein, unverzüglich ir- 
gendwo in der Welt eingesetzt zu 
werden, ohne die üblichen Verzö- 
gerungen, die eintreten, wenn je- 
des Land selbst entscheidet, ob 
es teilnimmt oder nicht, und alles 
auf krähwinkligen Entscheidun- 
gen beruht,« sagte Henry Kissin- 
ger bei einem der Forumgesprä- 
che. 


Kissinger und andere gaben ihrer 
Freude über die Kriegsführung 
am Persischen Golf Ausdruck, 


April Glaspie, ehemalige US- 
Botschafterin im Irak, hat Hus- 
sein versichert, daß die USA 
nicht eingreifen, wenn er in Ku- 
wait einmarschiert. 


»dann wird der krähwinklige Na- 
tionalismus« in Großbritannien, 
Frankreich und anderswo ver- 
schwinden, sagten Bilderberg- 
Sprecher. 


»Das Unternehmen am Persi- 
schen Golf hat die Sache um 
Jahre nach vorne getrieben«, 
sagte einer der Sprecher. Ameri- 
kanern, die sonst sehr ungern 
ihre Flagge auf fremden Schlacht- 
feldern hissen, vor allem nach- 
dem 58000 in dem verhängnisvol- 
len Vietnam-Krieg umkamen, ha- 
ben ihre Haltung »völlig umge- 
krempelt«, war dazu der Kom- 
mentar. 


Es war »gute Psychologie«, daß 
Bush Kongreß-Mitgliedern und 
anderen Führungspersönlichkei- 
ten gestattete, ihre Furcht, 20000 


bis 40000 amerikanische Men- . 


schenleben zu verlieren, zum 
Ausdruck zu bringen, sagte er, 
und zwar zu einem Zeitpunkt, als 
er bereits wußte, daß diese Verlu- 
ste viel geringer sein würden. 


Bush betrügt die 
Öffentlichkeit 


Als die Verlustliste der Alliierten 
»nur 378« erreichte und die Ame- 
rikaner lasen oder hörten, daß 
»nur vier« Amerikaner in einer 
Woche des Bodenkrieges_ star- 
ben, war es »als ob überhaupt 
niemand gestorben wäre«, sagte 
einer, »und Amerikaner freuten 
sich darüber wie über einen inter- 
natianalen Sportwettkampf«. 


Ein solches Abenteuer war von 
wesentlicher Bedeutung, um 
Amerikaner »für Jahre hinaus in 
den richtigen Geisteszustand zu 
versetzen«, sagte ein anderer. 


In ihrer besonnenen Art bean- 
spruchten die Bilderberg-Teil- 
nehmer Anerkennung dafür, daß 
sie Einfluß auf den US-Präsiden- 
ten ausüben konnten, in den 
Krieg zu ziehen, und einige von 
ihnen erwähnten mit wissendem 
Lächeln, daß die amerikanische 
Botschafterin, April Glaspie, 
Saddam Hussein direkt versi- 
chert habe, daß die Vereinigten 
Staaten nicht eingreifen würden, 
wenn er in Kuwait einmarschie- 
ren sollte. 


Und, so versprachen sie einan- 
der, es wird »weitere Zwischen- 
fälle« für die Vereinten Nationen 
geben, mit dem sie in den vor uns 
liegenden Jahren fertigwerden 
müssen. Die Bilderberg-Gruppe 
und ihr kleiner Bruder, die Trila- 
terale Kommission, kann »Zwi- 
schenfälle« nach Plan inszenie- 
ren, sagten sie, wenn auch in we- 
niger direkten Worten. Die Worte 
»innerhalb von fünf Jahren« wur- 
den wiederholt wahrgenommen. 


Ein weiterer bedeutsdamer 
Schritt in Richtung auf eine 
starke, anerkannte und akzep- 
tierte Weltregierung ist die Steu- 
ergewalt. Im Augenblick operie- 
ren die Vereinten Nationen mit 
»Veranlagungen«, die jedes ein- 
zelne Land zahlt. 


Auf ihrer April-Sitzung in Tokio 


“ 


riefen die Trilateristen zu einer 
Erhebung von zehn Prozent pro 
Barrel Ol, das vom Persischen 
Golf kommt, durch die UNO auf. 


. Dies wurde als »vorübergehende 
Maßnahme« verkauft, die nur so 
lange dauern soll, bis Kuwait wie- 
der aufgebaut und die Kurden 
wieder auf die Beine gekommen 
sind. 


Die Bilderberger billigten den 
Schritt ihrer Schwestergruppe, in 
der David Rockefeller, Henry 
- Kissinger und andere auch als 
führende Persönlichkeiten die- 
nen. Wenn sich die Leute erst ein- 
mal an eine Steuer gewöhnt ha- 
ben, wird sie niemals rückgängig 
gemacht. Zehn Cent pro Barrel 
hätte eine geringfügige Auswir- 
kung auf Verkäufe an der Tank- 
stelle, und das könnte in den 
kommenden Jahren »mit entspre- 
chenden Erhöhungen« auf die 
ganze Welt ausgedehnt werden. 


Eine »vorübergehende« 
Steuer für die UNO 


Ein Teil der Philisophie einer 
»Direktbesteuerung durch die 
UNO« ist bereits in Kraft, stell- 
ten sie mit Befriedigung fest: Die 
UNO verlangt 30 Prozent von 
Iraks Öl-Gewinnen für »Repara- 
tionen«, und die Vereinigten 
Staaten haben gefälligerweise 
den Standpunkt vertreten, daß 
dieser Prozentsatz auf 50 Prozent 
erhöht werden müsse. 


Das Resultat der Reden und Dis- 
kussionen der Bilderberger 
heißt: »Beginne mit der Steuer, 
indem sie einem neu geschaffe- 
nen »üblen Burschen« auferlegt 
wird, der leiden muß, und ver- 
wende das Steuereinkommen für 
solche humanitären Zwecke wie 
die Ernährung der Kurden. Halte 
die Erststeuer so niedrig, daß die 
Öffentlichkeit überhaupt nicht 
merkt, daß sie erhoben wird. 
Dann treibe sie nach oben.« 


Nationen für 
immer gefangen 


So wie die UNO ihre eigene glo- 
bale Armee und eine Direktbe- 
steuerung als zusätzliche Ein- 
kommensquelle bekommt, soll 
die Welt zur Erleichterung der 
Verwaltung in zwei große »Regio- 
nen« aufgeteilt werden, wie der 
in Baden-Baden diskutierte Bil- 
derberg-Plan vorsieht. 


a EEE A Fe et er 


David (links) und Laurence Rockefeller leiten eines der größten 
politischen Finanzimperien der Welt und sind die Drahtzieher bei 
den Bilderbergern und den Trilateralen. 


Bis 1993 soll Westeuropa bereits 
»ohne Grenzen« sein. Bis späte- 
stens 1996 soll es eine einzige 
Währung haben. Osteuropa und 
die Sowjetunion sollen letztend- 
lich eingegliedert werden. Die 
Sowjetunion soll intakt bleiben 
und die gefangenen Nationen sol- 
len für immer unterjocht werden. 
Sich mit 75 weiteren Kleinstaaten 
befassen zu müssen wäre zu kom- 
pliziert. 

Der Druck der Bilderberger, das 
Freihandelsabkommen mit Me- 
xiko abzuschließen ist ein weite- 
rer Schritt zur Errichtung der 
westlichen Hemisphäre als eine 
andere »Region«. Der Freihan- 
del mit Kanada war der erste 
Schritt und Mexiko der zweite. 
Danach sollen alle lateinamerika- 
nischen Länder eingeschlossen 
werden. 


Für die kommenden Jahre ist 
eine Eine-Währungs-Bewegung 
für die westliche Hemisphäre ge- 
plant, ähnlich wie bei der Euro- 
päischen Gemeinschaft, und 
schließlich eine Weltregierung 
mit Weltwährung. 


Auch auf der weltweiten Wirt- 
schaftsfront macht sich der 
Druck der Bilderberger auf die 
Uruguay-Gesprächsrunde über 
die General Agreement on Tariffs 
and Trade (GATT) bemerkbar. 
Schon als die Bilderberg-Gruppe 
mit 120 der führenden Bankers 
der Welt zusammentraf, verkün- 
digten die GATT-Verhandler ei- 
nen »neuen Geist der Zusam- 
menarbeit« und Entschlossen- 
heit, zu einer Vereinbarung zu 
kommen. 


David Rockefeller und Kissinger 
lobten die kürzlichen Aktionen 


des sowjetischen Staatschefs Mi- 
chael Gorbatschow, den sie eng 
betreuen und zu dem sie leichten 
Zugang haben. 


Bush bereit, sich in 
Positur zu werfen 


Gorbatschow verkündete, er be- 
nötige eine 100-Milliarden-Dol- 
lar-Spende des Westens — haupt- 
sächlich aus Amerika um überle- 
ben zu können. Bush - ein lang- 
jähriger Trilaterist, der sich der 
globalen Sache gewidmet hat -, 
könnte sich dann für die Ameri- 
kaner in Positur werfen und sa- 
gen: nein, nur etwa 20 Milliarden 
und nur dann, wenn Gorbat- 
schow sich brav verhält. 


Zwei Tage nach der Bilderberg- 
Sitzung, am 11. Juni 1991, machte 
Bush gefälligerweise eine Kehrt- 
wendung von 180 Grad - sechs 
Wochen nachdem er den »rech- 
ten Flügel« umworben hatte, in- 
dem er die Sowjetunion für »kre- 
ditunwürdig« erklärte - und ver- 
kündete, daß die Vereinigten 
Staaten sich für 1,5 Milliarden 
Dollar an Anleihen an die Kom- 
munisten verbürgen würden, um 
Getreide zu kaufen. Eine »Darle- 
hensgarantie« ist fast gleichbe- 
deutend mit einem »Geschenk«. 

Frank Murray, schrieb in der 
»Washington Times«, dies sei der 
erste » von einer zu erwartenden 
Reihe von Maßnahmen, um den 
Handel mit Moskau zu erleich- 
tern und um Wirtschaftshilfe zu 
gewähren«. 


Das Weiße Haus wiederholte 
auch seine Opposition zu Maß- 
nahmen im US-Kongreß, Hilfs- 
leistungen direkt an die Republi- 
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ken der gefangenen Nationen ge- 
hen zu lassen, um damit deren 
Freiheitsdrang zu stärken, ohne 
die zusammenbrechenden Mau- 
ern des Kommunismus innerhalb 
der Sowjetunion abzustützen. 


Man setzt weiter 
auf den Kreml 


Milliarden von Steuerdollar wer- 


den in den vor uns liegenden Jah- 


ren verwendet werden, um das 
Überleben der Sowjetunion zu 
gewährleisten, wobei deren Be- 
herrschung der gefangenen Na- 
tionen beibehalten wird. 


US-Außenminister Baker war 
am 8. Juni 1991 in Genf, am zwei- 
ten Tag der Bilderberg-Sitzung, 
und versprach Gorbatschow ame- 
rikanische Dollar und bestätigte 
praktisch noch einmal, daß die 
Vereinigten Staaten die gefange- 
nen Nationen im Stich lassen wol- 
len. 


Obwohl bekannt ist, daß hohe 
Beamte des Außen- und Verteidi- 
gungsministeriums und des Wei- 
ßen Hauses der Sitzung beiwohn- 
ten, war nicht zu erfahren, ob Ba- 
ker zu den wenigen gehörte, die 
später eintrafen, verborgen hin- 
ter einer Abschirmung von Wach- 
posten. Die Wachen und andere 
Mitarbeiter haben alle die glei- 
che Antwort auf laut gerufene 
Anfragen über die Anwesenheit 
einer betreffenden Person: »Ich 
weiß nicht.« 


Dies wird auf Deutsch gesagt, 
wenn die Frage auf Englisch ge- 
stellt wird, selbst wenn man die 
Wachen fließend Englisch spre- 
chen hört. Gorbatschow möchte 
die gefangenen Nationen natür- 
lich als Teil der Sowjetunion ver- 
sklavt halten. Die Vereinigten 
Staaten helfen ihm, indem sie die 
Haltung einnehmen, daß zu er- 
wartende zukünftige Milliarden 
amerikanischer _Steuergelder, 
über die Weltbank und den Inter- 
nationalen Währungsfonds, nur 
zum Kreml fließen dürfen, um 
die »Komplikationen«, sich mit 
15 Staaten befassen zu müssen, 
wenn diese ihre Souveränität wie- 
dererlangt haben, zu vermeiden. 
Die Bilderberger unterstützten 
diesen Ausverkauf nur wenige 
Tage vor Amerikas jährlicher 
Captive Nations Week, einst der 
Anlaß zu Gebeten um die Frei- 
heit der versklavten Völker und 
zum Jäuten derKirchenglocken. 
ji) 
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Moskau will 
Abkommen mit 
den USA über 
El Salvador 


Moskau ist eifrig darauf bedacht, 
mit Washington zu kooperieren, 
um die Regierung von El Salva- 
dor zu zwingen, vor den FMLN- 
Guerillas zu kapitulieren, in der 
Hoffnung, es der Sowjetunion 
freizustellen, die zu hohen Ko- 
sten für die Unterhaltung Kubas 
nicht mehr zu übernehmen. In 
der sowjetischen Presse hieß es 
dazu: »Es ist eine irrige Idee, die 
in einigen unsereren Publikatio- 
nen gang und gebe ist, daß Aus- 
länder sich aus dem salvadoriani- 
schen Konflikt heraushalten soll- 
ten. Hat die Tragödie dieses Lan- 
des nicht auch regionale und dar- 
über hinaus weltweite Dimensio- 
nen angenommen? 


Mit der Beendigung des salvado- 
ranischen Konflikts werden sich 
die Chancen einer langsamen 
Normalisierung der amerika- 
nisch-kubanischen Beziehungen 
mit Sicherheit verbessern. Die 
Sache ist die, daß das Weiße Haus 
Havannas traditionelle Solida- 
rität mit salvadoranischen Parti- 
sanen als eines der Haupthinder- 
nisse auf dem Weg zu einem offi- 
ziellen Dialog zwischen den USA 


und Kuba erklärt hat. Und wir _ 


glauben, daß die gesamte Völker- 
gemeinschaft aus einem solchen 
Dialog Nutzen ziehen würde - 
einschließlich der Sowjetunion, 
die in einem beträchtlichen Aus- 
maß die horrenden Kosten des 
kubafeindlichen Handels und der 
Wirtschaftsblockade tragen muß. 


Es gibt praktisch keine Mei- 
nungsverschiedenheiten _zwi- 
schen uns und Washington über 
die Tatsache, daß es für die strei- 
tenden Parteien in ElSalvador an 
der Zeit ist, den bewaffneten 
Kampf einzustellen. In der Tat, 


alle die daran interessiert sind, - 


die lokalen Kriege« zu beenden, 
sollten sich der maßgebenden 
Meinung der Führer der sowjeti- 
schen und amerikanischen Diplo- 
matie anschließen.« mi 
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Italien lehnt 
Euthanasie- 
Vorschlag ab 


Der Umwelt-Ausschuß des Euro- 
päischen Parlaments hat auf In- 
itiative des ehemaligen französi- 
schen Arztes Leon Schwartzen- 
berg hin, ein Dokument gebilligt, 
das nicht nur die Unterbrechung 
der Behandlung sogenannter un- 
heilbarer Krankheiten, sondern 
auch den aktiven Eingriff eines 
Arztes vorsieht, um einem Pa- 
tienten, der danach verlangt, den 
Tod zu bringen. 


Schwartzenberg wurde vom fran- 
zösischen Arzteverband suspen- 
diert, später aber als Abgeordne- 
ter der Sozialistischen Partei ins 
Europäische Parlament gewählt. 


Der Vorschlag soll im Europäi- 
schen Parlament diskutiert und 
den Mitgliederstaaten zur An- 
nahme vorgeschlagen werden. 


Die erste entschiedene Ableh- 
nung kam von Italien,.das die Re- 
solution des Umwelt-Ausschus- 
ses mit einem vom Staatlichen 
Ausschuß für Bioethik gebillig- 
ten Dokument zurückwies. Laut 
Professor Corrado Manni, Vorsit- 
zender der Medizinischen Fakul- 
tät an Italiens Katholischer Uni- 
versität und Mitglied des Aus- 
schusses, beinhaltet die Resolu- 
tion des Umwelt-Ausschusses 
zwei unannehmbare Grundsätze. 
Einer davon sei, daß der »Hirn- 
Tod« unumstößlich ist, obwohl 
dies niemals mit Sicherheit fest- 
gestellt worden sei. Der Aus- 
schuß besteht darauf, daß Tod 
mit völligem Gehirntod identifi- 
ziert werden muß. 


Zweitens, heißt es in dem besag- ° 


ten Dokument, daß der Arzt der 
kranken Person, die nach Ster- 
ben verlangt, helfen »muß«, was 
eine tatsächliche Verpflichtung 
zur Mordhilfe voraussetze. Nach 
Professor Manni ist dies unan- 
nehmbar, weil man niemals von 
einem Arzt verlangen kann, ei- 
ner Person zum Sterben zu ver- 
helfen. 


Ein italienischer Epigone 
Schwartzenbergs, Giorgio Con- 
ciani, sagte im italienischen Fern- 
sehen, er habe Menschen das 
Sterben erleichtert, indem er ih- 
nen starke Dosen Analgetikum 
verabreicht habe, er empfehle 


aber auch Opiate. »Ich finde daß 
eine Überdosis Heroin zivilisier- 
ter ist, als jemanden dazu zu 
zwingen, sich mit einer Pistole zu 
erschießen.« 


Slowakei stellt 
Tschechos- 
lowakei in Frage 


Der slowakische Ministerpräsi- 
dent Jan Carnogursky unter- 
stellte in einem Interview mit der 
französischen Tageszeitung »Li- 
beration«, daß die tschechische 
und slowakische föderative Re- 
publik (C.S.ER.) in ihrer derzei- 
tigen Form nicht weiterbestehen 
könne. »Wir wollen der Europäi- 
schen Gemeinschaft als völlig 
souveräner Staat beitreten«, 
sagte er. 

Carnogursky gab sich jedoch be- 
sondere Mühe, sich von den radi- 
kalen slowakischen Nationalisten 
zu distanzieren, indem er sagte: 
»Meine Position ist fortschrittli- 
cher, europäischer. Ich bin kein 
Verbündeter der slowakischen 
Nationalisten. Ich möchte ein 
Verbündeter der Länder sein, die 
im Rahmen des zukünftigen Eu- 
ropas um ihre nationale Identität 
ringen.« 

Aus dem Interview geht Carno- 
gurskys Überzeugung hervor, 
daß ein Prozeß der Loslösung der 
Slowakei zur Erreichung einer 
Form der Unabhängigkeit unauf- 
haltsam ist. Er verwirft Mei- 
nungsumfragen aus denen her- 
vorgeht, daß derzeit nur 16 Pro- 
zent der Slowaken für Unabhän- 
gigkeit seien, und sagt, dies sei 
keine Zurückweisung der Loslö- 
sung an sich, sondern »die Furcht 
einer unsicheren Mehrheit« vor 
Gefahren. »Unabhängigkeit zu 
verlangen bedeutet, ein unbe- 
kanntes Gebiet zu betreten. Die 
Slowaken haben nicht den Mut, 
diesen Schritt zu unternehmen. 
Sie befürchten Gewalttätigkei- 
ten, wie wir sie heute in Jugosla- 
wien erleben.« ; 

Der Trend zu einer Politik der 
Loslösung, den Carnogurskys Er- 
klärung widerspiegelt, ist die 
Folge der Tatsache, daß die Spar- 
samkeitspolitik des Finanzmini- 
sters Vaclav Klaus die Republik 
Slowakei besonders hart getrof- 
fen hat. Die offizielle Arbeitslo- 
senquote hat sechs Prozent über- 
schritten, im Gegensatz zu den 
tschechischen Provinzen Böh- 
men und Mähren, wo sie 2,6 Pro- 
zent beträgt. 


Durch 
Sanktionen ein 


Gefühl der 
Solidarität 


Eine hungernde irakische Bevöl- 
kerung wird sich eher hinter das 
Regime stellen als zu versuchen, 
es zu stürzen, bestätigten der Be- 
auftragte der Vereinten Nationen 
Aga Khan und sein französischer 
Mitarbeiter Dr. Thierry Brun 
nachdrücklich in Interviews, die 
in »Le Monde« veröffentlicht 
wurden. Beide waren kürzlich 
von einem Besuch in den Irak zu- 
rückgekehrt. 


»Die Politik der Sanktionen ist da- 
bei, ein Gefühl der Solidarität 
mit dem Regime und nicht das 
Gegenteil davon zu erzeugen«, 
äußerte Aga Khan, während Dr. 
Brun noch weitergeht: »Ausge- 
hungert würde das irakische Volk 
Saddam helfen. Nachdem was ich 
an Ort und Stelle gesehen habe, 
hält das irakische Volk den We- 
sten für sein Elend verantwort- 
lich und neigt dazu, sich um das 
Regime zu scharen.« 


Der tunesische Botschafter bei 
der UNESCO, Hamadi Essid, 
unterstrich in einem Interview 
mit der Tageszeitung »Libera- 
tion« die Gefahr der Hungersnot 
als Folge des UNO-Embargos. 
»Was uns Sorgen macht, ist. die 
Vermeidung einer Hungersnot 
unter dem irakischen Volk«, 
sagte er. Indem er hervorhob, 
daß das Embargo, so wie es jetzt 
angewendet wird »weder dem 
Geist noch dem Buchstaben der 
Resolution der Vereinten Natio- 
nen entspricht«, fügte er hinzu: 
»Es muß nicht sein, daß die Men- 
schen eines Tages Hunderttau- 
sende von Toten im Irak durch 
ein Embargo, das falsch oder 
übertrieben ausgelegt wurde, zu 
beklagen haben. Wir müssen eine 
Lage vermeiden, in der sie in fünf 
Jahren sagen werden: »Ich habe 
das nicht gewußt«. Jeder muß das 
wissen.« D 


Polens 
wirtschaftliche 
Katastrophe 


Der an der Harvard University 
lehrende Wirtschaftswissen- 
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schaftler Jeffrey Sachs sagte in ei- 
nem Forumsgespräch über Ost- 
europa, Polen sei normalerweise 
arm, so daß er (Sachs) dem Land 
keinen Vorwurf machen könne, 
wenn das Programm der 
»Schocktherapie« in diesem Land 
zum Zusammenbruch vieler Ka- 
tegorien der Industrieproduktion 
und der Beschäftigung geführt 
hat. 


An dem Forumsgespräch mit 
dem vielsagenden Thema »Der 
Preis der Demokratie« nahm 
auch Alan Walters, einer der eng- 
sten Wirtschaftsberater des ehe- 
maligen Premierministers Mar- 
garet Thatcher, teil, der eine auf 
den neuesten Stand gebrachte 
Version der »unsichtbaren 
Hand« Adam Smiths aufzeich- 
nete und meinte: »Wenn erst ein- 
mal die Reformen kommen, 
dann kommt auch das Geld-und 
es wird in die richtigen Hände 
fließen.« 


Sachs legte die, wie er es nannte, 
»Erfolgsgeschichte« der polni- 
schen Wirtschaftsreformen dar, 
die er von Anfang an mitgestaltet 
habe. Er verglich die gegenwär- 
tige Lage in der UdSSR mit der in 
Polen vor zwei Jahren und be- 
hauptete, die Sowjets könnten 
von der sachsianischen Einstel- 
lung zum polnischen Schlamassel 
lernen: »Heute ist Polen zwar 
noch weit davon entfernt, ein rei- 
ches Land zu werden. Aber die 
Leute haben wieder eine Zu- 
kunft; sie sind nicht hoffnungslos 
arm, sondern nur.normal arm.« 


Das Rezept, das Sachs dem so- 
wjetischen Staatschef Michael 
Gorbatschow anbot, war das glei- 
che: »Hilfe aus dem Westen sollte 
mit einem feststehenden, unver- 
änderlichen Zeitplan zur Reform 
des »freien Marktes< verknüpft 
werden. Falls Moskau vom ver- 
einbarten Kurs abweichen sollte, 
müsse die Hilfe auf der Stelle ein- 


gestellt werden.« oO 
Massen-Exodus 
von Christen 
aus dem 


Nahen Osten 


Mehr als die Hälfte der Christen 
im Nahen Osten sind seit den 


‚sechziger Jahren fortgegangen, 


berichtete die »Los Angeles Ti- 
mes«. Laut Salim Khalilieh, Vor- 


standsmitglied des Middle East 


Council of Churches in Amman, 
ist die Anzahl der Christen an bei- 
den Ufern des Jordans in den 
letzten 30 Jahren von 400000 auf 
170000 zurückgegangen. 


»Ich gebe dem Christentum in 
Jordanien und am Westufer des 
Jordans 10 bis 15 Jahre, nicht 
mehr«, sagte der anglikanische 
Bischof Elia Khouri sorgenvoll. 


Pfarrer Douglas DeCharme, ein 
Beamter des Middle East Coun- 
cil of Churches in Zypern, 
meinte: »Es geht hier nicht um 
Auswanderung. Es geht um die 
Friedlosigkeit. Um die Ungerech- 
tigkeit. Auswanderung ist nur ein 
Brennpunkt.« DO 


Papst 
verhindert 
Krieg der 


Moslems gegen 


Christen 


Die Opposition des Papstes Jo- 
hannes Paul II. gegen den Golf- 
Krieg und seine expandierende 
Diplomatie gegenüber der islami- 
schen Welt waren die Hauptfak- 
toren, die einen verallgemeiner- 
ten weltweiten Religionskrieg 
zwischen Moslems und Christen 
verhindert haben, schrieb der 
Korrespondent für religiöse An- 
gelegenheiten der Londoner »Ti- 
mes« Clifford Longley. 


»Politisch hat der Krieg einige 
unwahrscheinliche Allianzen zwi- 


schen Moslems und dem Westen ' 


hervorgebracht. Paradoxerweise 
markierte dies einen großen 
Schritt vorwärts in der Freund- 
schaft zwischen dem Islam und 
Rom. Päpste des Mittelalters 
pflegten Kreuzzügler hinauszu- 
schicken. In diesem Jahr be- 
nutzte Papst Johannes Paul II. 
den Krieg dazu, neue Brücken zu 
bauen. Sehr zur Bestürzung des 
Westens war er ein energischer 
Kritiker der Allianz gegen den 
Irak und seine Worte fanden in 
den arabischen Medien großen 
Widerhall. Er versäumte es nie, 
seine Achtung und Verständnis 
für Moslems zum Ausdruck zu 
bringen. 


»Infolgedessen haben sich seit 
Ende des Krieges die islamischen 
Gefühle gegenüber dem Vatikan 


in spektakulärer Weise erwärmt. 
Im Namen der Organisation der 
Islamischen Konferenz, die 42 
moslemische Staaten repräsen- 
tiert, wurde eine lange Erklärung 
der Anerkennung und Wertschät- 
zung abgegeben. Seitdem sind 
gemeinsame Wohltätigkeits- 


. werke in Angriff genommen wor- 


den, wo immer Interessen und 
Präsenzen zusammenkommen.« 


Indem er feststellte, daß der 
Papst gegenüber der islamischen 
Welt eine »strategische Diploma- 
tie« betreibe, wie sie der Vatikan 
früher gegenüber Osteuropa und 
dem Kreml betrieben habe, hob 
Longley hervor, daß der Papst »in 
der Tat eine übergroße Verant- 
wortung trägt. Es gibt 900 Millio- 
nen Katholiken auf der Welt und 
400 Millionen andere Christen, 
die in unterschiedlichem Ausmaß 


auf ihn als Führungspersönlich- 


keit schauen; und es gibt etwa 
eine Milliarde Moslems. Er 
könnte im Westen keinen Kreuz- 
zug gegen Moslems beginnen, 
aber er könnte ein Klima schaf- 
fen, in dem ein solcher möglich 
wäre. Sogar der Weltfrieden 
könnte davon abhängen, daß er 
das nicht tut.« | 


KGB 
destabilisiert 
Pakistan 


Anatoli Beloussow, Leiter des 
KGB in der zentralasiatischen 
Republik Tadschikistan, ließ ei- 
nen ungewöhnlichen Angriff auf 
die pakistanischen Sonderdien- 
ste los. Er beschuldigte sie, den 
islamischen Fundamentalismus 
in ganz Zentralasien zu verbrei- 
ten, »die öffentliche und politi- 
sche Lage in den zentralasiati- 
schen Republiken zu destabilisie- 
ren und die Bedingungen für de- 
ren Loslösung« von der UdSSR 
zu schaffen. 


Beloussow behauptete, »unwi- 
derlegbare Beweise« dafür zu ha- 
ben, daß Pakistan afghanische 
Mudjahedin bei derartigen Be- 
mühungen eingesetzt haben. Er 
sagte, seine Warnung richte sich 
nicht gegen den Islam, sondern 
verfolge den Zweck, »die Verfas- 
sung vor aufrührerischer Tätig- 
keit zu schützen«. 


Seltsamerweise wurde das 
Thema der angeblichen Destabi- 
lisierung Zentralasiens durch Pa- 


kistan im Zusammenhang mit 
amerikanischen Ermittlungen ge- 
gen die Bank of Credit and Com- 
merce International (BCCI) an- 
geschnitten. Jack Blum, der Un- 
tersuchungsleiter für US-Senator 
John Kerry in dieser Sache, sagte 
laut »International Herald Tri- 
bune« zu dem Reporter Larry 
Collins, die Wahrheit über die 
BCCI sei, daß diese ein in Paki- 
stan ansässiger Betrieb des ver- 
storbenen CIA-Chefs William 
Casey war, um die Destabilisie- 
rung der zentralasiatischen Re- 
gionen der UdSSR zu finanzie- 
ren. 


Irans Velayati 
schaut auf 
Afhganistan 


‚ Der iranische Außenminister Ali 


Akbar Velayati traf sich zu drei- 
seitigen Gesprächen mit Paki- 
stans Regierung und den afghani- 
schen Mudjahedin über eine bal- 
dige politische Einigung in Afg- 
hanistan. 


Heftige Kämpfe zwischen Gueril- 
las und afghanischen Regierungs- 
truppen halten weiter an, und 
Hunderte von Menschen sollen 
getötet oder verwundet worden 
sein, als kürzlich in der Haupt- 
stadt Kabul ein Waffendepot in -' 
die Luft gesprengt wurde, berich- 
tete die pakistanische Zeitung 
»Nation«. Wie berichtet wird, 
wurde die Explosion durch von 
Mudjahedin-Truppen abgefeu- 
erte Raketen verursacht und Tau- 
sende. von Raketen, darunter 
Scuds, seien dabei in die Luft ge- 
flogen. 

In einer nach den Gesprächen ab- 
gegebenen Erklärung wird zu ei-: 
ner »friedlichen Lösung des af- 
ghanischen Problems aufgefor- 
dert, unter der Afghanistans isla- 
mische Identitität und sein unab- 
hängiger, blockfreier souveräner 
Status wiederhergestellt werden 
soll«. 


Velayati sprach auch die sich ver- 
schlechternde indisch-pakistani- 
sche Grenzkrise über Kaschmir 
an und hob die Verpflichtung sei- 
ner Regierung hervor, daß »der 
Aufstand des Volkes des besetz- 
ten Kaschmir — die indischen 


. Staaten Jammu und Kaschmir -, 


um ihr Recht auf Selbstbestim- 
mung durchzusetzen voll unter- 
stützt wird«, berichtete Radio Pa- 
kistan. Oo 
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Populismus 


Ist der Kom- 
munismus tot? 


Willis A. Carto 


. Einige antikommunistische Organisation bestehen immer noch dar- 
auf, auf das tote Pferd Kommunismus einschlagen zu müssen. Aber 
der Kommunismus als lebensfähige Ideologie, als Regierungssystem 
oder als organisierte politische Macht ist vollkommen tot und wird 
sich zu unseren Lebzeiten und darüber hinaus nicht mehr erheben. 
Das heißt nicht, daß es keine Kommunisten mehr gibt. Es gibt in der 
ganzen Welt irrsinnige Fanatiker, die immer versuchen werden, das 
Versagen des Systems wegzuerklären. Aber die blutige 74jährige Ge- 
schichte des Marxismus-Leninismus spricht zu laut. 


Jetzt, wo die Welt in das 21. Jahr- 
hundert eintritt, tritt sie in eine 
neue Epoche ein, die Epoche des 
Populismus und des internationa- 
len Nationalismus. Der Imperia- 
lismus und die Ausbeutung eines 
Volkes durch ein anderes kann 
nicht länger geduldet werden. 
Die Völker der Welt werden die 
Einmischung in ihre Angelegen- 
heiten durch Ausländer nicht län- 
ger ertragen. Friede unter den 
Völkern kann nicht durch den 
Eingriff fremder Hände in die 
Angelegenheit einer  Volks- 
gruppe, sondern nur in einem Sy- 
stem des internationalen Natio- 
nalismus herbeigeführt werden. 


Die Demontage des ideo- 
logischen Kommunismus 


Seit Jahren sagen Antikommuni- _ 


sten, daß der Kommunismus 
nicht funktioniert, und daß er 
wirtschaftlich für ein weitgehend 
auf freiem Unternehmertum, 
freier Forschung und freier Mei- 
’ nungsäußerung beruhendes Sy- 
stem keine Konkurrenz ist. 


Es hatte jedoch über die Jahre 
hinweg manchmal den Anschein, 
als ob die künstliche Doktrin des 
Marxismus-Leninismus, obwohl 
sie als gewaltige Bremse für den 
wirtschaftlichen Fortschritt in der 
Sowjetunion und Rotchina fun- 
gierte, nithtsdestoweniger we- 
gen seiner brutalen internen Un- 
terdrückungsmethoden und sei- 
ner starken bewaffneten Streit- 
kräfte überleben könne. 


Die Ereignisse haben jetzt die 
Antwort gegeben; Die Antikom- 
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munisten haben Recht behalten. 
In den beiden »kommunisti- 
schen« Supermächten, das Fest- 
land China und die Sowjetunion 
vollziehen sich erstaunliche und 
revolutionäre Ereignisse. Die 
Demontage des ideologischen 
Kommunismus als Formel für 
Regierung vollzieht sich mit blitz- 
artiger Geschwindigkeit. 


Unter der Oberfläche dieser ge- 
waltigen Ereignisse sehen wir, 
wie sich die Maschinerie des 
internationalen Kapitalismus 
schnell in einst verbotene Märkte 
hineinbewegt. Ist dies nur Zufall 
oder vielleicht einer der Gründe 
- vielleicht sogar der Hauptgrund 
- für den Zusammenbruch des 
Kommunismus? Daß es zwischen 
den hochstehenden internationa- 
len Kapitalisten und den kommu- 


nistischen Herrschern schon seit 
1917 eine besondere Beziehung 
gibt, ist eine Tatsache, die unse- 
ren Lesern, die über die Wühlar- 
beit von Organisationen wie die 
Trilaterale Kommission und die 
Bilderberg-Gruppe bestens Be- 
scheid wissen, bekannt ist. 


Wer eine Studie des Populismus . . 


unternommen hat, weiß, daß 
Kommunismus und Kapitalismus 
zwei Seiten der gleichen Münze 
sind, daß Kommunismus ledig- 
lich Staatskapitalismus, ein ande- 
res Wort für Monopol ist. 


Der kommunistische Betrug, das 
freie Unternehmertum »Kapilis- 
mus« zu nennen, wird von kapita- 
listischen - konservativen libera- 
len - Intellektuellen kopiert, um 
den Kapitalismus als Champion 


des Antikommunismus hochzu- 
halten, obwohl Kapitalismus in 
Wirklichkeit der symbiotische 
Partner und Bettgefährte des 
Kommunismus ist. 


Von der Natur her muß der Kapi- 
talismus ebenso wie der Kommu- 
nismus expandieren, um überle- 
ben zu können; er kann nichts an- 
deres tun. Er muß sich so schnell 
oder noch schneller ausbreiten, 
wie die Gesamtrechnung für Zins 
und Zinseszins; Konkurs ist die 
unweigerliche Folge, wenn dies 
nicht geschieht. Die Offnung der 
chinesischen und sowjetischen 
Märkte ist zeitlich perfekt abge- 
stimmt, um den internationalen 
Kapitalismus noch eine Zeitlang 
weiterlaufen zu lassen. 


Der Zusammenbruch 
des Kommunismus 


Der Zusammenbruch des Kom- 
munismus bringt in seinem Kiel- 
wasser das Erfordernis für eine 
ungeheure Anzahl von notwendi- 
gen Anpassungen mit sich, und 
das nicht nur für die Völker, die in 
der UdSSR und auf dem Festland 
China leben. Tiefgreifende Ver- 
änderungen werden.auch in den 
Ländern des Westens erfolgen 
müssen, einschließlich im wirt- 
schaftlichen, politischen und - 
was noch wichtiger ist — im psy- 
chologischen Bereich. Uber 
diese komplexe Aufgabe - die 
Notwendigkeit, unser Denken 
und unsere Politik anzupassen - 
werden in den vor uns liegenden 
Monaten Tausende von Autoren 
schreiben und Untersuchungen 
anstellen. 


Was wir jetzt diskutieren möch- 
ten, ist nur ein ziemlich begrenz- 
ter Bereich, nämlich, daß der 
Zusammenbruch des Kommunis- 
mus als Ideologie dem Populis- 
mus die beste Gelegenheit bietet, 
die er seit Anfang dieses Jahrhun- 
derts gehabt hat. 


Um dies zu verstehen, muß man 
sich darüber im klaren sein, daß 
der Grund, warum der Kommu- 
nismus nach dem Ersten Welt- 
krieg so populär wurde - Europa 
istin der Tat nur so eben davonge- 
kommen, von ihm überrannt zu 
werden — nicht nur in den von 
Moskau gesteuerten Umstürzen, 
sondern auch und in noch bedeu- 
tenderem Ausmaß darin zu sehen 
ist, daß junge Leute und Intellek- 
tuelle in ihm eine Alternative zu 
den angeblichen Übeltaten und 


Menschenrechtsverletzungen des 
Kapitalismus sahen. 

Folglich wurde die ganze intellek- 
tuelle Atmosphäre der zwanziger 
und dreißiger Jahre von der Lie- 
besaffäre der Intellektuellen mit 
dem »sozialistischen Experi- 
ment« Lenins, Stalins und Maos 
beherrscht. Es bedurfte erst der 
Leiden und des Todes von Millio- 
nen, um zu beweisen wie sehr sie 
mit ihren Anbsichten daneben la- 


gen. 


Aber zu dieser Zeit waren die 
Greueltaten der Bolschewisten 
noch unbekannt. Daher wurde 
der Marxismus-Leninismus weit- 
hin als Lösung für die Sünden 
und Krankheiten des Kapitalis- 
mus, einschließlich Arbeitslosig- 
keit, Armut, menschliche Gier - 
sogar Alkoholismus und Tuber- 
kulose - angesehen. 

Heute ist die Welt immer noch 
nicht vollkommen; man kann so- 
gar dahingehend argumentieren, 
daß sie noch weniger vollkom- 
men ist als sie vor 60 oder 70 Jah- 
ren war, bevor der Kommunis- 
mus seinen Lauf nahm. Aber 
jetzt ist es unmöglich, ernsthaft 
eine anti-marxistische Alterna- 
tive vorzuschlagen, weil der Mar- 
xismus weit unglaubwürdiger ge- 
worden ist, als das, was die mei- 
sten Leute - irrtümlicherweise — 
als dessen Gegenteil betrachten: 
der Kapitalismus! 


Die praktische Auswirkung der 
Ausschaltung des Marxismus als 
Alternative zum Kapitalismus 
wird idealistische Reformer nicht 
davon abhalten, nach einem bes- 
seren Weg zu suchen, um die Ge- 
sellschaft zu organisieren. 


Und da der Populismus die ein- 
zige Alternative zu den Täu- 
schungen, des Betruges und den 
Angriffskriegen des Kapitalis- 
mus war und ist, wird er mit Si- 


cherheit trotz des vorhersagba- 
ren Widerstands und Hasses des 
gesamten politischen und journa- 
listischen Establishments immer 
populärer werden. 


Populismus ist die Philosophie, 
von der sich die Gründer Ameri- 
kas leiten ließen, und er ist heute 
ebenso lebensfähig, wie er es im 
18. Jahrhundert war. Heute ist 
Populismus ebenso sehr eine Al- 
ternative zum internationalen 
Kapitalismus und Korruption, als 
er eine solche zum Kolonialismus 
und zur Tyrannei ‘war. Populis- 
mus ist revolutionär. Es ist die ge- 
borene amerikanische politische 
Philosophie - eine Wahrheit über 
die sich immer mehr Amarikaner 
klarwerden. 


Der Marxismus-Leninismus war 
von Anfang an ein Betrug, finan- 
ziert und gefördert von der Hoch- 


finanz, zu dem ausdrücklichen 
Zweck, eine falsche Alternative 
zu ihren eigenen Verbrechen zu 
setzen, eine betrügerische Alter- 
native, die die echte verschleiern 
sollte: den Populismus. 

Wenn junge Menschen und Intel- 
lektuelle heute nach einer echten 
Alternative zum Kapitalismus su- 
chen, dann brauchen sie nur nach 
den Wurzeln der Vereinigten 
Staaten und der populistischen 
Politik zu forschen, die dieses 


Auf dem Roten Platz begann 
1917 das sowjetische Experi- 
ment des Marxismus-Leninis- 
mus, das heute vom Kapitalis- 
mus abgelöst wird. 


Land schuf und aufbaute, bis es 
von staatenlosen internationalen 
Bankern in Besitz genommen 
wurde. 


Heute ist der gesamtamerikani- 


. sche, ehrliche populistische Aus- 


blick wieder in Bewegung gera- 
ten - sogar bei seiner eigenen po- 
litischen Partei. Seine Aussichten 
wurden vor vier Jahren als so ein- 
drucksvoll erachtet, daß von in- 
nen heraus ein gewaltiges Zerstö- 
rungswerk versucht wurde, das 
die Bewegung zurückwarf, aber 
sicherlich nicht zerstörte. Mit 
neuer Führung ist sie heute wie- 
der auf dem Vormarsch. Oo 
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Boris Jekin Jelzin. 


Kein Mann 
des Establish- 


ments 


Peter Blackwood 


Der amerikanische Kommunistenfreund Lincoln Steffens sagte nach 
seiner Rückkehr von einer Reise in die Sowjetunion Anfang der 
zwanziger Jahre: »Ich habe die Zukunft gesehen, und sie funktio- 


niert!« 


Fragen Sie Boris Jelzin. Jelzin, 
der Präsident der Russischen Re- 
publik und die neue Kraft in der 
Sowjetunion - dank seines muti- 
gen Widerstands gegen die Put- 
schisten und seiner Fähigkeit, das 
russische Volk um sich zu scharen 
- ist, da kann man ganz sicher 
sein, ein Populist. 


Ein unterhaltsamer 
Kasper 


Das Dumme daran ist, daß nie- 
mand in den Medien des Esta- 
blishments diesen Begriff ver- 
steht, obwohl sie ihn frei auf Jel- 
zin anwenden. Und doch, was 
das Establishment und was 
CODE meint, wenn sie diesen 
Begriff benutzen, sind zwei ver- 
schiedene Paar Schuhe. Das 
Establishment benutzt ihn in ei- 
nem fast abwertenden Sinne, der 
bedeutet, daß Jelzin an die »nied- 
rigeren« Motive des Volkes ap- 
pelliertt, wie Nationalismus, 
Volksstolz, Anti-Elitismus und 
das Verlangen nach individueller 
Freiheit. 


Wissen Sie noch, wie der neuge- 
wählte Jelzin im vergangenen 
Jahr durch die USA reiste? Er 
wurde als seltsamer russischer 
Vogel, als ziemlich grobschlächti- 
ger, aber unterhaltsamer Kasper 
dargestellt, der den fünften 
Wodka herunterkippen kann, 
ohne daß man es ihm anmerkt. 

Als Jelzin im vergangenen Jahr 
an einer Sitzung des Europäi- 
schen Parlaments teilnahm, be- 
richtete CODE über die rüde Be- 
handlung, die ihm durch Europas 
Liberale zuteil wurde, die ihn 
brüskierten und ihm das Wort ab- 
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sen sie auch nichts über die wahre 
Natur des sowjetischen Zusam- 
menbruchs und auch nicht, was 
dieser für die Zukunft bedeutet. 


Zwei Seiten der 
gleichen Münze 


Jelzins Aufstieg ist gleichbedeu- 
tend mit den besten und höchsten 
Bestrebungen seines Volkes. Er 
sagt »nein« zu dem untergegan- 
genen kommunistischen System 
und läutet eine neue Epoche in 
der Geschichte dieses Erdballs 
ein, in der die Völker sich selbst 
regieren werden. Wo er jedoch im 
Westen auf Schwierigkeiten sto- 
ßen wird, ist, wenn er auch unver- 
meidlich »nein« zu dem interna- 
tionalen Kapitalismus sagt, der 


Boris Jelzin, Populist, kein Freund der internationalen Banker, Fi- 
nanzkapitalisten und des Establishments. 


schnitten, so daß er enttäuscht 
und ärgerlich abreiste. 

Jetzt, wo er ein Mann ist, mit 
dem zu rechnen ist, warnen die 
Medien immer wieder, er sei eine 
unbekannte Größe, seine Ap- 
pelle an den Nationalismus könn- 
ten sich leicht in chauvinistischen 
Fanatismus, Bürgerkriege und 
allgemeines Chaos verwandeln. 
Mit anderen Worten, sie mögen 
ihn nicht, weil er sich offensicht- 
lich geweigert hat, sich den Ver- 
stand wegerziehen zu lassen. We- 
gen ihres Unverständnisses wis- 


hineinstürzen wird, um sich die 
Attraktionen anzueignen, die die 
fliehenden Kommunisten hinter- 
lassen haben. 


Weil, wie jeder Populist versteht, 
der Hochfinanzkapitalismus und 
Kommunismus nur zwei Seiten 
der gleichen Münze des Materia- 
lismus und der Gier sind. Jelzin 
wird nur der erste von vielen Füh- 
rern in aller Welt sein, der diese 
Tatsache begreift. Jetzt, wo es 
keine kommunistische Bedro- 


hung mehr gibt, wird die gesamte- 


falsche Dichotomie des Kapitalis- 
mus versus Kommunismus, links 
versus rechts, konservativ versus 
liberal zusammenbrechen - zer- 
fällt in der Tat bereits, wie aus der 
Ratlosigkeit der konservativen 


Antikommunisten im Kielwasser ' 


des sowjetischen Niedergangs 
und aus der seltsamen Zurück- 
haltung des anachronistischen 
Establishments, sich die in der 
Sowjetunion stattfindenden Ver- 
änderungen zu eigen zu machen, 
leicht erkennbar ist. 

Jetzt, wo es keine kommunisti- 
sche Bedrohung zur Ablenkung 
des Volkes mehr gibt, wird sich 
die Aufmerksamkeit auf das Ver- 
sagen des internationalen Kapita- 
lismus und die bemerkenswerten 
Ähnlichkeiten zwischen ihm und 
dem Kommunismus konzentrie- 
ren. Beide weisen die Vorstellun- 
gen von Recht oder Unrecht zu- 
rück, beide verfügen über eine 
kleine elitäre Minderheit, die je- 
weils darauf abzielt, »die Welt zu 
übernehmen«, und beide werden 
unweigerlich mit niederschmet- 
ternden Fehlschlägen enden, wo- 
bei die breiten Massen leer ausge- 
hen, während die privilegierte 
Elite beider Systeme die rauhen 
Zeiten mit Rolls Royces und 
Landsitzen überstehen. 


Die Feindschaft der 
Banker ist ihm sicher 


Jelzin wird versuchen, sein Volk 
über den Mittelkurs des Populis- 
mus zu steuern, mit Versprechun- 
gen, daß es der Mittelklasse frei 
stehen wird, sich in Unterneh- 
men zu engagieren, ohne Eingriff 
durch monopolistische Kapitali- 
sten oder Eigentum konfizie- 
rende Kommunisten. Deswegen 
wird er sich die Feindschaft der 
mächtigen internationalen Ban- 
ker und Finanzkapitalisten zuzie- 
hen, die darauf bedacht sind, das 
Volk durch Schulden zu verskla- 
ven, ebenso sicher wie das russi- 
sche Volk einst von dem zurück- 
gewiesenen System des Markis- 
mus-Leninismus versklavt wurde. 


CODE, die einzige populistische 
Zeitschrift in Deutschland, hat 
jetzt eine noch größere Aufgabe 
als je zuvor zu erfüllen. Sie be- 
steht darin, den Populismus den- 
jenigen näher zu bringen, die 
durch die Ereignisse verwirrt 
sind, und denkenden Menschen 
überall zu beweisen, daß Populis- 
mus und internationaler Nationa- 
lismus der einzige Plan für die 
Zukunft ist, der funktioniert. U 


i 


Sowjetunion 


Mini-Atom- 
waffen auber 
Kontrolle 


Mike Blair 


. Die Regierung von US-Präsident George Bush und andere westliche 
Regierungen geben ihrer Sorge um den Status sowjetischer Atom- 
bomben und Raketen Ausdruck, jetzt, wo die Sowjetunion immer 
mehr zerfällt. Indessen sind auch gut informierte amerikanische Mi- 
litärexperten im Stillen über die Möglichkeit besorgt, daß deser- 
tierte oder fanatische sowjetische Soldaten bei terroristischen Aktio- 
nen oder Erpressung oder der Zerstörungswut siehe, tragbare 


Kernwaffen einsetzen könnten. 


CODE erfuhr von ehemaligen 
Offizieren der US-Army Special 
Forces (Sondereinheiten), daß 
sie zutiefst besorgt darüber sind, 
daß hartgesottene bolschewisti- 
sche Soldaten die kleinen Kern- 
‚waffen stehlen könnten, um da- 
mit terroristische Anschläge zu 
- verüben. 


Die tragbaren Kernwaffen, offi- 
ziell als Special Atomic Demoli- 
tion Munition (SADM) bezeich- 
net, sind Miniaturausgaben von 
Atombomben, mit einer Explo- 
sionskraft von 100 Tonnen bis zu 
einer Kilotonne TNT. Die Vor- 
richtungen wurden dazu entwor- 
fen, feindliche Anlagen, wie Ra- 
ketenstationen, Fabriken und 
Staudämme auszulöschen, sind 
aber auch in der Lage, einen gro- 
Ben Stadtteil einer Großstadt zu 
zerstören. 


CODE erfuhr von einem ehema- 
ligen Offizier der Sondereinhei- 
ten, der in der Verwendung der 
SADM-Vorrichtungen ausgebil- 
det wurde, daß die Waffen sehr 
leicht entweder über die kanadi- 
sche oder mexikanische Grenze 
oder sogar an Bord eines Schiffes 
in die Vereinigten Staaten einge- 
schmuggelt werden könnten. 


Er war besonders über sowjeti- 
sche Spetsnaz (Spetsialnoye Naz- 
hacheniye), also Einsatzgruppen 
-ein Aquivalent zu den amerika- 
nischen Special Forces - beunru- 
higt, weil diese, ebenso wie die 
Special Forces, bestens ausgebil- 
det sind, darunter auch in der 


Handhabung der SADM-Vorrich- 
tungen. 


Über sowjetische SADM-Waffen 
ist wenig bekannt, obwohl Viktor 
Suvorov - Pseudonym eines 
hochrangigen Offiziers der Ro- 
ten Armee, der in den Westen 
überlief und derzeit in Großbri- 
tannien lebt - sagt, daß die So- 
wjets über kleine tragbare Kern- 
waffen mit einer. Sprengleistung 
entsprechend von 800 bis 2000 
Tonnen TNT verfügen.« 


Es sei anzunehmen, daß die so- 
wjetischen Vorrichtungen den 
amerikanischen SADMs ähneln, 


die von einem einzelnen Mann. 


auf dem Rücken getragen wer- 
den können. 


Obwohl das amerikanische Mili- 
tät seine SADM-Vorrichtung 
ganz besonders geheim hält, ist 
bekannt, daß die Armee seit 1964 
zwei Versionen dieser Waffen ent- 
wickelt hat, die M-129 und M- 
159. Jede wiegt nur 163 englische 
Pfund und ist zwei Fuß, zehn Zoll 
lang: 


Besonders linientreue 
Soldaten 


Es ist bekannt, daß die US-Army 
308 solcher Vorrichtungen hat, 
von denen 93 einst bei den Son- 
dereinheiten in Europa einge- 
setzt und die übrigen in den Verei- 
nigten Staaten gelagert werden. 


Die Vorrichtungen befinden sich 
in einem Behälter, dessen Deckel 
von dem Bedienungsmann ent- 
fernt wird, der eine verschlüs- 
selte Nummer richtig in ein oben 
angebrachtes Schloß eingibt. Im 
Inneren befindet sich eine Zeit- 
uhr und diese kann so eingestellt 
werden, daß die Vorrichtung zum 
gewünschten Zeitpunkt zur. Ex- 
plosion gebracht wird, wobei der 
Bedienungsmann noch Zeit hat, 
das Zielgebiet zu verlassen, be- 
vor die Detonation erfolgt. 


Spetsnaz-Soldaten sind fanati- 
sche Bolschewisten, speziell we- 
gen ihrer Hingabe zur marxisti- 
schen Philosophie ausgewählt, 
und sie sind dafür ausgebildet, 


ins feindliche Gebiet einzudrin- 
gen und dort vor einem Angriff 
der Roten Armee schon Hand- 
lungen der Sabotage, des Terrors 
und des Mordes zu verüben. 


Die Sowjets waren sehr sorgfältig 
darauf bedacht, ihre Atomvor- 
richtungen nicht in die Hände 
von Soldaten anderer Länder aus 
dem ehemaligen Sowjetblock ge- 
langen zu lassen, so daß es eini- 
germaßen sicher zu sein scheint, 
daß die Waffen nicht in die 
Hände von anderen Fanatikern 
oder Terroristen fallen konnten. 
Es ist bekannt, daß Spetsnaz-Sol- 
daten mehrmals insgeheim auf 
amerikanisches Territorium ein- 
gedrungen sind. 


Sowjets wurden längst der Kü- 


‚sten von Alaska und auf amerika- 


nischen Inseln vor Alaska wieder- 
holt gesichtet. 


Es gab auch Berichte darüber, 
daß sie in den Stützpunkt der 
amerikanischen Air Force Clark 
auf den Philippinen eingedrun- 
gen sind. 


Sie sind erfolgreich in den mei- 
sten westeuropäischen Ländern, 
oft als Lkw-Fahrer getarnt, unter- 
wegs. 


Man glaubt, daß sie die meisten 
NATO-Anlagen in Europa ver- 
messen und kartographisch er- 
faßt haben, da sie gesehen wur- 
den, wie sie in der Nähe dieser 
Anlagen parkten und fotogra- 
phierten. In Westdeutschland wa- 
ren sie besonders aktiv. DO 
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Sowjetunion 


Staatsstreiche 
als Schmieren- 
komödie 


Arnulf Neumaier 


Der Verlauf der politischen Ereignisse der letzten Jahre in der So- 
wjetion und im Ostblock ist höchst erstaunlich. Es war nicht so sehr 
die Tatsache des unaufhaltsam gewordenen wirtschaftlichen Nieder- 
gangs der kommunistischen Staaten, der seit längerer Zeit unüber- 
sehbar zutage trat, nein, es waren die rätselhaften Umstände, unter 
denen sich die bisherige Sowjetunion und mit ihr der Ostblock in ei- 


nem gewissen Maße auflöste. 


Der Afghanistan-Krieg, der den 
Weg zu den warmen Meeren, 
zum Golf und zur Macht über die 
dortigen Energieressourcen frei- 
machen sollte, offenbarte bereits 
deutlich die inneren Schwächen 
des Regimes, die vor dem militä- 
risch-politischen Komplex nicht 
haltmachten. Wegen der militäri- 
schen Überlegenheit der sowjeti- 
schen Streitkräfte waren die Er- 
folglosigkeit des Unternehmens 
und der Rückzug aus Afganistan 
unverständlich und auch nicht 
durch die materielle und finan- 
zielle Belastung der Sowjetunion 
erklärbar. Eher die Rücksicht- 
nahme auf die Gefühle und die 
Stimmung in der Welt des Islams 
und seiner Anhänger im eigenen 
Land stellten auf Dauer eine 
nicht zu vernachlässigende Bela- 
stung des Unternehmens dar. In 
diesem Zusammenhang sei aber 
nicht vergessen, daß das afghani- 
sche Debakel beinahe noch fünf 
Jahre unter Gorbatschow währte. 
Was hatte ihn veranlaßt, den 
Krieg noch so lange weiterzufüh- 
ren, um ihn dann doch aufzuge- 
ben? 


Widersprüche über 
Widersprüche 


Zu den auffälligen Erscheinun- 
gen beim Auseinanderbrechen 
des Ostblocks gehören auch die 
Ereignisse in der ehemaligen 
DDR, die dann eben zur Wieder- 
vereinigung führten. Der wirt- 
schaftliche Zusammenbruch war 
den dortigen Fachleuten seit Jah- 
ren klar und von ihnen vorherge- 
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verlustig gingen. Oder war die 
Entwicklung bewußt herbeige- 
führt worden? Ein gewichtiger 
Hinweis auf eine von bisher un- 
bekannt gebliebenen Kreisen ver- 
ursachte Entwicklung könnte 
durch die geförderte Massen- 
flucht von DDR-Bürgern im 
Sommer 1989 über die Tschechos- 
lowakei und Ungarn nach der 
Bundesrepublik sein. 


Im Mai 1989 wurden die Grenz- 
sperren an der ungarisch-öster- 
reichischen Grenze entfernt, ob- 
wohl für diese eilige Maßnahme 
kein Grund vorlag; der Reisever- 
kehr war nicht mehr behindert. 
Die Fluchtwelle von zigtausen- 
den von DDR-Bürgern, die of- 
fensichtlich mit Billigung gewis- 
ser DDR-Mächtigen über die 
Tschechoslowakei und Ungarn in 
die Bundesrebublik gelenkt 
wurde, hätte durch Grenzschlie- 


Lenin (links) und Stalin lehrten die Welt, wie man Revolutionen, 
Putsche, Staatsstreiche und Bürgerkriege insziniert. 


sagt. Die Lage in der Bevölke- 
rung war ernster geworden und in 
gewissen Kreisen der evangeli- 
schen Kirche schien sich — ge- 
wollt oder ungewollt - ein Wider- 
stand zu organisieren. Bei dem 
perfekten Spitzelsystem in der 
DDR berührt es seltsam, daß.die- 
ser Entwicklung nicht wirksam 
gegengesteuert worden ist, denn 
Machtmittel waren ausreichend 
vorhanden und die Sowjets mit 
Gewehr bei Fuß im Lande. 


Den sowjetischen Militärs mußte 
klar sein, daß mit einem Um- 
schwung in der DDR ihr westli- 
cher Vorposten in Frage gestellt 
war und sie einer Kriegstrophäe 


Bung sofort gestoppt werden kön- 
nen. Diejenigen DDR-Bürger, 
die ihren Fluchtweg über die 
deutsche Botschaft in Prag nah- 
men, wurden auf Verlangen der 
DDR mit Sonderzügen aus der 
Tschechoslowakei und dem vor- 
geschriebenen Umweg über 
DDR-Gebiet in die Bundesrepu- 
blik gebracht. Und dies zu einem 


. Zeitpunkt, als an der innerdeut- 


schen Grenze auf Republikflüch- 
tige geschossen wurde. Wider- 
sprüche über Widersprüche! 


Da sagte zum Beispiel der Lenin- 
Anhänger Gorbatschow vor zwei 
Jahren: ».... ich bin Kommunist 
und bleibe Kommunist«, wäh- 


rend er zu Honecker sagte: »Wer 


zu spät kommt, den bestraft das 
Leben.«Noch im November 1989 
erklärte Gorbatschow dem fran- 
zösischen Staatspräsidenten Mit- 
terrand gegnüber, daß für ihn die 
Einheit Deutschlands in den 
nächsten zehn Jahren unvorstell- 
bar sei. In diesem Gespräch sagte 
er außerdem: »Noch am Tag der 
Ankündigung der deutschen Wie- 
dervereinigung wird eine zweizei- 
lige Meldung verkünden, daß ein 
sowjetischer Marschall in mei- 
nem Sessel Platz genommen 
hat.« Dieser gewisse Gorbat- 
schow wird von deutschen Politi- 
kern, unter anderem von Herrn 
Kohl, als Förderer der deutschen 
Einheit bezeichnet. 


Politisches 
Konzept oder Chaos? 


Im Januar 1989, als die Öffent- 
lichkeit die kommenden Ereig- 
nisse im kommunistischen 
Raum, vor allem in der DDR, 
weder ahnte noch für möglich 
erachtete, sprach ein gewisser Ja- 
kowlew auf dem letzten ordentli- 
chen Parteitag der KPD in Frank- 
furt. Jakowlew war zehn Jahre 
lang Botschafter in Kanada, von 
Anfang an Hauptberater von 
Gorbatschow und ausgestattet 
mit den prophetischen Gaben sei- 
ner israelischen Vorfahren. In sei- 
ner Frankfurter Rede vor dem or- 
dentlichen Parteitag der KPD im 
Januar 1989 gab er den anwesen- 
den KPD-Mitgliedern den Rat, 
sich von ihren kommunistischen 
Prinzipien und Anschauungen zu 
verabschieden und sich dem So- 
zialdemokratismus zuzuwenden. 
Dies war zu einer Zeit, da sich 
sein Chef Gorbatschow vor den 
Kommunisten der KPdSU als 
strammer Leninist zu erkennen 
gab. 


Die Handschrift 
von Amateuren 


Wie ist dies alles erklärbar? Han- 
delt es sich um ein bis ins kleinste 
Detail abgesprochenes politi- 
sches Konzept oder ein chaoti- 
sches Durcheinander oder um 
eine politische Langzeitstrategie 
mit taktischen Täuschungsmanö- 
vern je nach Lage der Dinge zur 
Vernebelung eines angestrebten 
Zieles? 


In diesem Zusammenhang wäre 
der KGB-Überläufer Anatolij 
Golitschyn zu erwähnen, der im 
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Michail Gorbatschows sogenannter Staatsstreich vom 19. Au- 
gust 1991 hat zwar weltweit ein großes Aufsehen erregt, war aber 
bei genauer Betrachtung lediglich eine Schmierenkomödie. 


Jahre 1984 (!) in seinem Buch 
»New Lies for Old« schrieb: 
»Eine politische Liberalisierung 
und Demokratisierung wird in 
der Sowjetunion eingeführt. Es 
werden offizielle Erklärungen 
abgegeben werden, daß die do- 
minierende Rolle der Kommuni- 
stischen Partei der UdSSR aufge- 
hoben wird. 


Die Kontrolle durch die Partei 
wird scheinbar verringert... Die 
Partei wird jedoch im Hinter- 
grund die Zügel der Wirtschaft 
fest im Griff behalten... Ein über- 
triebenes Bild von Stagnation 
und Wirtschaftskriese innerhalb 
der Sowjetunion wird herrvorge- 
rufen, um im Westen ein Gefühl 
der Sympathie und des Mitleids 
zu erzeugen.« 


Der Inhalt des Buches läßt den 
Schluß zu, daß das Drehbuch 


TE RER WE EN 


zum Glasnost-Perestroijka-Schau- 
spiel bereits vor Gorbatschow ge- 
schrieben worden ist. So verblei- 
ben zwei Versionen für die ge- 
nannte Langzeitstrategie: Ein- 
mal könnte es sich um einen Re- 
generationsversuch der KPdSU 
zum Machterhalt in der Sowjet- 
union handeln, wobei mit aktiver 
Hilfe des Westens die sowjetische 
Wirtschaft gestärkt werden soll 


- oder um die Übernahme des so- 


wjetischen Wirtschaftskomplexes 
mit all den Bodenschätzen zu Bil- 
ligstpreisen durch internationale 
Bank- und Konzernkreise mit 
dem Ziel einer neuen Weltord- 
nung, einer One-World mit zioni- 
stischem Hintergrund. 


Der sogenannte Staatsstreich in 
der Sowjetunion vom 19. August 
1991 hat zwar weltweit ein großes 
Aufsehen erregt — was sicherlich 
die erwünschte Absicht war -, 


war aber bei genauer Betrach- 


tung lediglich eine Schmierenko- 
mödie. Die Initiatoren dieses 
Theaters waren erfahrene und ge- 
rissene Organisatoren von Revo- 
lutionen, Staatsstreichen und 
Bürgerkriegen rund um den Erd- 
ball, die sich im eigenen Lande 
wie unbedarfte Debütanten auf- 
führten. Dieser Putsch, der kei- 
ner war, hatte offensichtlich die 
Aufgabe, der Welt vorzumachen, 
wie stärk die demokratische Be- 
wegung und die Entmachtung 
des Parteiapparats fortgeschrit- 
ten sind. Der vor Jahren in den 
Westen übergelaufene KGB- 
Agent Viktor Scheymow meinte 
dazu: »Das alles trägt nicht die 
Handschrift des KGB. Hier sind 
Amateure am Werk. Ein Putsch 
am Montag? Unmöglich. KGB- 
Putsche werden nur am Freitag 
oder Samstag inzeniert, wenn 
alle sowjetischen Funktionäre in 
ihren Datschas sind.« 


Ein Putsch 
mit Knallfröschen 


Es ist schon auffällig, daß keiner, 
gegen den sich der Putsch rich- 
tete, verhaftet wurde. Herr Jel- 
zin bekam noch einen Panzer vor- 
gefahren, den er als Redner- 
bühne besteigen konnte, um sich 
mit einer Erklärung an die dort 
Versammelten zu wenden. Muni- 
tion hatten weder die Panzer 
noch die Offiziere. Ein Major, 
der sich mit der Menge unter- 


Boris Jelzin ist der eigentliche 
Gewinner des Putsches, den 
Gorbatschow möglicherweise 
als neunter Mann mit vorberei- 
tet hat. 


hielt, zog seine Pistole und zeigte 
das leere Magazin. Staatsstreiche 
mit Knallfröschen? 


Und damit das historische Ereig- 
nis auch der Nachwelt erhalten 
bliebe, war überall das von den 
Putschisten bestellte Fernsehen 
dabei. Zu Helden der Sowjet- 
union wurden drei junge Männer 
Moskaus, darunter ein junger 
Jude, ernannt, weil sie Opfer ih- 
res heldenhaften Widerstandes 
geworden waren. Dieser Um- 
stand gibt Israel Hoffnung auf 
größere Toleranz gegenüber den 
Juden in der Sowjetunion. 


Die Sowjetbürger wollen offen- 
bar nicht vergessen, daß der Bol- 
schewismus mit den 50 Millionen 
Opfern in erster Linie eine 
Schöpfung von Zionisten war. 


Ob das Verhältnis 1 : 50 Millio- 
nen wohl ausreichend ist? Einer 
der drei Helden soll erschossen 
worden sein. Womit und von 
wem? Vielleicht erfolgt eines Ta- 
ges eine Exhumierung, damit die 
Welt erfährt, was wirklich war. Si- 
cher ist aber, daß die Putschisten 
weder ihre angeblichen Gegner 
festsetzten, noch die Zentralen 
besetzten, wie sich das für einen 
anständigen Staatsstreich gehö- 
ren würde. 


Die bewußt laienhafte Regie die- 
ses Schmierstücks scheint sogar 
dem sonst so harmlosen Sche- 
wadnadse aufgefallen zu sein, 
denn er machte zweimal Andeu- 
tungen, daß Gorbatschow mög- 
licherweise den Putsch selbst mit- 
inszeniert habe, sozusagen als 
neunter Mann. Immerhin waren 
die sogenannten Putschisten Gor- 
batschows eigene Leute aus Par- ° 
tei, Armee und Regierung. 


Die Hoffnung auf eine richtige 
Demokratie in der Sowjetunion 
ist wirklich berechtigt. Es ist er- 
wiesen, daß das Moskauer KGB- 
Hauptquartier dem Genossen 
Boris Jelzin immer wieder Ein- 
blick in den Ablauf der Ereig- 
nisse nehmen ließ, und da soll ei- 
ner noch sagen, die alten Bol- 
schewiki seien keine Demokra- 
ten. Vielleicht haben sie aber 
auch nur vergessen, wiemanrich- - 
tige Staatsstreiche macht? Wie 
sagte ihr Herr und Meister Le- 
nin: »Genossen, um Revolution 
zu machen, braucht man erstens 
Waffen, zweitens Waffen und 
drittens Waffen.« Hieraus geht 
klar hervor, daß er von Munition 
nichts gesagt hat. DO 


11/1991 |=ODE 31 


a EP Er re gt TERN: Kae Sha 


Sowjetunion 


Der verbor- 
gene Hinter- 
grund des 


Putsches 


Warren Hough und George Nicholas 


CODE entdeckte, daß es für den fehlgeschlagenen Staatsstreich ge- 
gen den sowjetischen Präsidenten Michael Gorbatschow einen ver- 
borgenen Hintegrund gibt, der am 18. August 1991 begann. Ein Teil 
davon besteht aus einem Geheimplan, um die Brieftasche westlicher 
Finanziers, die in die Sowjetunion investieren, zu füllen. Das Geld 
sollte dem arglosen westlichen Steuerzahler aus der Tasche gezogen 


werden. 


Eine aus Wirtschaftswissen- 
schaftlern, Politikplanern und 
Handelskoordinatoren zusam- 
mengesetzte Arbeitsgruppe traf 
sich seit April heimlich unter den 
Auspizien des Council on For- 
eign Relations (CFR), eine 
Frontgruppe der Rockefellers. 
Es war ihre Aufgabe, eine »kon- 
struktive« und lukrative Rolle für 
Rockefellers Chase Manhattan 
Bank und andere westliche Fi- 
nanziers beim Wiederaufbau des 
rückständigen und bankrotten 
Sowjetsystem zu entwerfen. 


Ein Potential für 
riesige Profite 


Die Blaupause zur Veränderung, 
die sich um einen riesigen inter- 
nationalen, aus amerikanischen 
öffentlichen Geldern gespeisten 
Bargeld-Pool herum aufbaut, 
hätte sich als zu erfolgreich erwei- 
sen können. Als verlockende 
Goldgrube sowohl für Banker als 
auch für Bürokraten wurde sie zu 
einem Zankapfel zwischen kom- 
munistischen Beamten der alten 
Schule und Reformern in der 
UdSSR, und schürte die Flam- 
men des Machtkampfes, der zu 
dem gescheiterten Putsch führte. 


Zunächst wird in dem Zwei-Stu- 
fen-Plan vorgeschlagen, die Bar- 
geldreserven des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und der 


r_ 
32 |\SODE 11/1991 


Weltbank hochzupumpen. Es 
werden.eine Reihe von Vorschlä- 
gen unterstützt, die jährlichen 
Zahlungen - als Quoten bekannt 
- die von den Mitgliederstaaten 
dieser beiden Organisationen 
beigesteuert werden, mit 50 Pro- 
zent aufzuschlagen. 

Der Löwenanteil der neuen Gel- 
der müßte natürlich von den Ver- 
einigten Staaten, bei weitem der 
größte Beitragszahler unter den 
TWF-Mitgliedern, kommen. Die 
Kosten für den amerikanischen 
Steuerzahler: gepfefferte 19 Mil- 
liarden Dollar pro Jahr - und dar- 
überhinaus mit »speziellen Be- 
wertungen«, die immer im Kiel- 
wasser eines derartigen neuen 
Programms folgten. Mit diesem 
warmen Regen sollen der IWF 
und die Weltbank eine Reihe von 
sogenannten aufgeschobenen 
Wechselkursgarantien für Ban- 
ker und Unternehmer, die in der 
UdSSR Geld machen wollen, fi- 
nanzieren. 


»Es besteht ein reales Potential 
für große Profite in der Sowjet- 
union: Ol, Gold, Diamanten und 


Millionen von Verbrauchern, die 


nach westlichen Waren hun- 
gern«, erklärte Dr. Kenneth Gis- 
sing, ein ehemaliger Datenkon- 
trolleur der Weltbank, der an der 
Anfanngsphase der Cambridge- 
Blaupause mitgewirkt hat. »Das 
Problem liegt darin, daß die so- 
wjetische Währung nur das Pa- 


pier wert ist, auf dem sie ge- 
druckt ist.« 


»Nach diesen alten Bestimmun- 
gen mußte ein Händler ungeach- 
tet dessen, wieviele Blue-Jeans 
er an die Sowjets verkauft hatte, 
sein Einkommen in wertlosen 
Rubeln verbuchen«, sagte Gis- 
sing. 


Aber nach dem neuen System 
werden die vom IWF verwalteten 
Gelder der »deferred exchange 
rate guarantee« (aufgeschobene 
Wechselkursgarantie) es auslän- 
dischen Banken und Anlegern er- 
möglichen, ihre Rubelgewinne in 
Dollar zu konvertieren und sie 
»zurückzuführen« — das heißt 
nach Hause zu schicken. 

»Bei diesem Spiel ist der ameri- 
kanische Steuerzahler der ein- 
zige Verlierer«, versicherte Dr. 
Branko Kostkovich, ein Experte 
für sowjetische Angelegenheiten 
bei einer großen Beraterfirma an 
der Wall Street. »Ausländische 
Spekulanten können auf dem un- 
terentwickelten sowjetischen 
Markt spekulieren und ihre Ge- 
winne in Dollar einstecken. Die 
notorisch korrupte sowjetische 
Bürokratie kann sich auf einen 
frischen Strom von Prozenten, 
Provisionen, Vergütungen, Frei- 
reisen und andere Unter-dem- 
Tisch-Sondervergünstigungen, 
nach denen sie begehrt, freuen.« 
Was die bereits überbezahlten 
und königlich bevorzugten IWF- 
Beamten, die die Cambridge- 
Blaupause verwirklichen wer- 
den, betrifft, so erhalten diese 
ihre Auszahlung zu allererst, ver- 
lautet aus Kreisen der Vereinten 
Nationen. 


Ein Grundgehalt 
von 285000 Dollar 


Als der neue Präsident der Welt- 
bank, Lewis Preston, ein langjäh- 
riger enger Freund von US-Präsi- 


dent George Bush, am 1. Septem- 


ber 1991 sein Amt antrat, erwar- 
tete ihn eine Gehaltserhöhung 
von 26,6 Prozent, wodurch sich 
sein Grundgehalt auf 285000 
Dollar pro Jahr erhöht. 


Der Generaldirektor des IWF, 
Michel Camdessus, bekommt die 
gleiche Gehaltserhöhung. Die 
Obergrenze der Gehälter für lei- 
tende Bürokraten des IWF und 
der Weltbank wird von 154000 
auf 190000 Dollar steigen, und 
die Gratifikationen steigen pro- 
portional dazu. Alle IWF-Ange- 


stellten erhalten ihre Gehälter 
steuerfrei. 


Die sowjetischen Bürokraten 
werden auch ihren Anteil bekom- 
men.Sobald sie Vollmitglied des 
IWF wird, kann die Regierung 
der UdSSR das Dreifache ihrer 
festgelegten Quote vom IWFbor- 
gen - schätzungsweise 33 Milliar- 
den Dollar in harter Währung -, 
sagen Wirtschaftswissenschaftler 
der UNO. 


»Für diesen Finanzplan können 
die Steuerzahler die Bailout-Kü- 
bel (Bail out = durch Sicherheits- 
leistung aus der Klemme helfen) 
schon im voraus aufstellen«, 
stellte Kostkovich fest. »Es gibt 
wenige oder gar keine Chancen 
dafür, daß diese gewaltigen Dar- 
lehen jemals zurückgezahlt wer- 
den«. 


Der Sultan 
der Sparpläne 


Der Plan, lukrative amerika- 
nisch-sowjetische Geschäftsun- 
ternehmen auf dem Rücken des 
schwer unter Druck stehenden 
Steuerzahler auf die Beine zu 
stellen, könnte der Hauptgrund 
für die Ernennung des langjähri- 
gen demokratischen Politikers 
Robert Strauss zum neuen ameri- 
kanischen Botschafter in Moskau 
sein. 


Strauss, der als übermäßig geris- 
sener Bank-Anwalt und Mau- 
schler aus Texas bekannt ist, 
wurde von amerikanischen Bun- 
desrechnungsprüfern, die die 
Trümmer zweier Sparpläne, die 
Strauss mit großen Gewinnen für 
sich selbst und noch größeren 


Verlusten für die Steuerzahler ° 


mithalf in den Grund und Boden 
zu rammen, untersuchten, »der 
Sultan der Sparpläne« genannt. 

Selbst die Intellektuellen des 
Establishments- und Hausgelehr- 
ten der Rockefellers, die die 
Cambridge-Blaupause zusam- 
menstellten, äußerten sich in Pri- 
vatgesprächen recht zynisch über 
dessen Auswirkung: »Strauss zu 
einer Zeit wie dieser nach Mos- 
kau zu entsenden, könnte ein Ge- 
niestreich sein«, spottete ein alt- 
gedienter akademisch gebildeter 
Politikplaner. »Er ist ein »wheler- 
dealer« (Mauschler) der seines- 
gleichen sucht. Wenn irgendje- 
mand einige Milliarden Dollar 
aus den russischen Kleinbauern 
herauspressen kann, dann ist das 
Bob.« DO 
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Sowjetunion 


Der Schlüssel 
zum Putsch 
liegt in der 


Wirtschaft 


Mike Blair 


Der gescheiterte Versuch, den sowjetischen Staatspräsidenten Mi- 
chael Gorbatschow zu stürzen, war unvermeidlich. Weil nämlich 
seine Versuche, die träge Wirtschaft der kommunistischen Diktatur 
zu reformieren, von seinen Kritikern innerhalb des herrschenden Po- 
litbüros als klägliche Fehlschläge angesehen wurden. 


Diese Ansicht wurde durch kürz- 
liche Berichte aus dem Inneren 
der UdSSR, die Wirtschaft des 
Landes stehe vor einem fast völli- 
gen Zusammenbruch, bestärkt. 
Der Niedergang der Sowjetwirt- 
schaft gehe schneller vonstatten, 
als es die meisten westlichen Ex- 


. perten für möglich gehalten hät- 


ten, heißt es in den Berichten. 


Ein schlimmes Omen 
für die Sowjetunion 


Für ein Land das stark von der 
Ausfuhr von hauptsächlich Roh- 
materialien abhängig ist, um Ein- 
fuhrgüter zu kaufen, kommt die 
derzeitige Lage in der Sowjet- 
union fast einer Wirtschaftskata- 
strophe gleich. 


Hier ist das schlimmste Omen für 
die Sowjetunion: In der ersten 
Hälfte des laufenden Jahres san- 
ken ihre Ölexporte um 50 Pro- 
zent unter dem Vorjahrsstand. Öl 
ist der Hauptrohstoff des kom- 
munistischen Staates zur Devi- 
senbeschaffung. Schlimmer 
noch, sowjetische Ausfuhren von 
Produkten auf Ölbasis verringer- 
ten sich im gleichen Zeitraum um 
rund 52 Prozent. 


Dies ist eine Katastrophe für die 
Sowjetwirtschaft, verheißt aber 
auch für den Westen nichts Gu- 
tes. Der Ausfall von 50 Prozent 
der sowjetischen Erdölexporte 
auf dem Weltmarkt könnte 


schließlich die Weltölpreise nach 


Prozent - fast ein Viertel - gefal- 
len sei. »Paradoxerweise tut in ei- 
nem Land, das dringend konver- 
tierbare Devisen benötigt, die 
Regierung ihr Bestes, um die Ex- 
porte unrentabel zu machen«, be- 
richtete die Zeitung und hob da- 
bei zwei Faktoren hervor: 


Erstens, kritisierte sie das sowje- 
tische Gesetz, das von den Fir- 
men verlangt, 40 Prozent ihrer 
Deviseneinkünfte zu ‘dem äu- 
Berst unrentablen Kurs von 0,61 
Rubel pro Dollar an regierungsei- 
gene Banken zu überweisen. 
Man vergleiche dies mit dem 
Kurs von rund 27 Rubel pro Dol- 
lar für Touristen. 

Zweitens wies die Zeitung auf 
das Verbot der meisten Formen 
des Tauschhandels zwischen so- 
wjetischen und ausländischen Fir- 
men hin. 


Der schwerste Schlag gegen Gor- 
batschows Pläne zur Reform sei- 


Fast leere Regale sind Zeichen dafür, daß die sowjetische Wirt- 
schaft vor einem fast völligen Zusammenbruch steht. 


oben treiben. Man stelle sich bei- 
spielsweise einmal die Auswir- 
kungen auf den Weltölmarkt vor, 
wenn Saudi-Arabien seine Ex- 
porte um die Hälfte verringern 
würde. 


Was die Dinge weiter verschlim- 
mert, der sowjetische Staatsaus- 
schuß für Statistik berichtete in 
der Wochenzeitung »Ekonomika 
i Zhizm«, daß in den ersten sechs 
Monaten dieses Jahres der Ex- 
port sowjetischer Güter um 23 


ner Volkswirtschaft war jedoch 
die Weigerung seitens amerikani- 
scher Banken in diesem Sommer, 
Kredite zur Finanzierung von 
Einkäufen amerikanischen Ge- 
treides durch die Sowjets zu ge- 
währen, obwohl die Bush-Regie- 


rung die Rückzahlung fast des ge- 


samten Kapitals und der Hälfte 
der Zinsen durch den amerikani- 
schen Steuerzahler garantiert 
hatte. Die amerikanischen Ban- 
ken ließen verlauten, sie seien 
über die nachlassende Fähigkeit 
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der Sowjets, ihre Schulden zu- 
rückzuzahlen, beunruhigt. 


Vier europäische Banken ge- 
währten 600 Millionen Dollar an 
neuen Darlehen, die unverzüg- 
lich zum Ankauf von amerikani- 
schem Getreide verwendet wur- 
den. Beamte sowohl des ameri- 
kanischen Landwirtschaftsmin- 
sterium als auch des Bankgewer- 
bes wiesen darauf hin, daß sie 
sich nicht an einen früheren Fall 
erinnern könnten, wo eine grö- 
Bere Anleihegarantie für Land- 
wirtschaftsexporte voll und ganz 
von ausländischen Banken über- 
nommen wurde. 


Die Sowjets sind 
nicht kreditwürdig 


Nachdem den Vereinigten Staa- 
ten im vergangenen Jahr in Höhe 
von zwei Milliarden Dollar an ga- 
rantierten Darlehen für Land- 
wirtschaftsprodukte an den Irak 
der schwarze Peter zugespielt 
wurde, schränkte der US-Kon- 
greß die Berechtigung für derar- 
tige Vergünstigungen ein. Die 
neuen Bestimmungen verlangen, 
daß sich der amerikanische Präsi- 
dent zunächst einmal der Kredit- 
würdigkeit eines Landes versi- 
chern muß, bevor dieses sich für 
das Anleiheprogramm qualifizie- 
ren kann. 


Über Einwendungen und War- 
nungen aus dem US-Kongreß 
hinweggehend, bescheinigte 
Präsident George Bush der So- 
wjetunion am 11. Juni 1991 von 
sich aus Kreditwürdigkeit. Dem 
Kreml wurden unverzüglich An- 
leihegarantien in der Höhe von 
600 Millionen Dollar gewährt. 


Weitere 500 Millionen Dollar sol- 
len im Herbst bereitgestellt wer- 
den, und eine letzte Zahlung in 
Höhe von 400 Millionen Dollar 
ist für Februar 1992 vorgesehen, 
also insgesamt 1,5 Milliarden 
Dollar. Nachdem vom KGB und 
dem sowjetischen Militär ange- 
führten Staatsstreich hob die 
Bush-Regierung jedoch die Ga- 
rantie für die verbleibenden 900 
Millionen Dollar für den Ankauf 
von Getreide vorläufig auf. 


In den Garantien ist festgelegt, 
daß, wenn die Sowjetunion bei ei- 
nem Darlehen in Verzug gerät, 
die Vereinigten Staaten 98 Pro- 
zent des Kapitals, plus die ersten 
4,5 Prozentpunkte an Zinsen auf 
diesem Betrag zurückzahlen. T 
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Baltische Staaten 


EB EB 


Beschamen- 
des Zögern 


des U 


Präsidenten 


Peter Blackwood 


Während mehr als 20 Länder, darunter die gesamte aus 12 Mitglie- 
derstaaten bestehende Europäische Gemeinschaft und die meisten 
der ehemaligen sowjetischen Satelliten Osteuropas eiligst die Unab- 
hängigkeit der baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen an- 
erkannt haben, hinkte US-Präsident Bush hinterher und zog es vor, 
zu warten, bis das sowjetische Parlament diese gefangenen Völker 


laufen ließ. 


Eine besondere Ironie liegt 
darin, daß die Vereinigten Staa- 
ten die sowjetische Vorherrschaft 
über diese Staaten, die in einem 
Geheimabkommen mit Deutsch- 
land während des Zweiten Welt- 
kriegs von der Sowjetunion an- 
nektiert wurden, niemals aner- 
kannt haben. Jetzt sagt der Präsi- 
dent jedoch, »einige Grenzfra- 
gen« seien weiterhin ein Pro- 
blem, und die Vereinigten Staa- 
ten wollen »keinen Fehler bege- 
hen, der innerhalb der Sowjet- 
union zu einer Art Anarchie bei- 
tragen könnte.« 


Der Schritt der Anerkennung 
kam sehr spät, um den Vereinig- 
ten Stäaten wegen des hartnäcki- 
gen Beharrens ihres Präsidenten 
auf seinen schäbigen Handel mit 
dem - im Augenblick - sowjeti- 
schen Staatspräsidenten, der in 
den Anfangstagen des Krieges 
am Persischen Golf abgeschlos- 
sen wurde, Peinlichkeiten zu er- 
sparen. 


Zu dem Zeitpunkt im vergange- 
nen Jahr, als der amerikanische 
Präsident eiligst seine »interna- 
tionale Koalition« zusammen- 
stellte, um gegen den Irak vorzu- 
gehen, brauchte er die Zustim- 
mung des sowjetischen Staats- 
und Parteichefs, der seinerzeit 
gerade damit beschäftigt war, die 
Unabhängigkeitsbewegungen im 
Baltikum niederzuschlagen. 
Bush versprach, dieses Vorgehen 
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nicht zu verurteilen oder die bal- 
tischen Staaten auf andere Weise 
zu unterstützen, auch dann nicht, 
wenn die Sowjets ihre Truppen in 
Stellung bringen würden, — was 
sie ja auch getan haben -, wenn 
Gorbatschow ihm das grüne 
Licht zum Einmarsch in Kuwait 
geben würde. 


Zumindest gebührt dem ameri- 
kanischen Präsidenten Anerken- 
nung dafür, daß er an seinen ge- 
heimen politischen Abmachun- 
gen festgehalten hat, ungeachtet 
des Wohlergehens von Millionen 


davon betroffener Menschen und 
ungeachtet der Kosten für das in- 
ternationale Ansehen der USA, 
oder der Glaubwürdigkeit von 
Amerikas traditioneller Haltung 
zugunsten der Freiheit und der 
Selbstbestimmung der Völker. 


Als der Krieg des US-Präsiden- 
ten gegen den Irak geführt 


‘ wurde, um die korrupte, brutale 


und feudale »königliche« Familie 
As-Sabah, im Namen der natio- 
nalen Souveränität und der 
Neuen Weltordnung, wieder auf 
den Thron zu setzen, war sein 
Partner bei diesem Deal gerade 
dabei, diese Rechte den gesetz- 
maßig gewählten Regierungen 
historisch unabhängiger westli- 
cher Länder zu verweigern, mit 
voller Unterstützung des ameri- 
kanischen Präsidenten. 

Robert Strauss, derneu ernannte 
amerikanische Botschafter für 
die Sowjetunion sagte: »Wir müs- 
sen vorsichtig sein, wenn wir ver- 
suchen Hilfe zu leisten, und dafür 
Sorge tragen, daß wir wirklich 


nicht zu den Problemen beitra- 
gen, mit denen es die Präsidenten 
Gorbatschow und Jelzin zu tun 
haben, daß wir ihnen nicht mehr 
Probleme bereiten, als wir lösen 
können.« 

Der Präsident wurde in der Tat 
das Bombardement von Fragen 
und Außerungen der Kritik über 
sein Zögern, die Anerkennung 
zu gewähren, so leid, daß er aus- 
gesprochen reizbar wurde und es 
ablehnte zu reagieren oder ärger- 
lich um sich schlug, wenn er ange- 
mosert wurde. Nachdem über die 
letzten 45 Jahre hinweg Billionen 


von Dollar ausgegeben wurden, 
um den Westen gegen das kom- 
munistische Sowjetreich zu ver- 
teidigen, zahllose Kriege im Na- 


men der Freiheit und Selbstbe- 


stimmung und um die sowjeti- 
sche Expansion zu blockieren ge- 
führt wurden, versuchen 
die Vereinigten Staaten jetzt, den 
sowejetischen Imperialismus ge- 
gen den Willen der unterdrückten 
Völker dieses Versager-Regimes 
zu bewahren. 

Was für die Vereinigten Staaten 
und den Westen eigentlich ein 
Augenblick des Triumpfes und 
der Freude sein sollte, jetzt, wo 
die freie Welt das Kommen freier 
Nationen und Völker, die von der 
Sklaverei befreit wurde, begrüßt, 
hat sich in einen Augenblick der 
Scham verkehrt, da der US-Präsi- 
dent einer einst großen Nation, 
die selbst das Produkt eines be- 
waffneten Aufstands gegen die 
Tyrannei ist, sich jetzt gegen die 
legitimen nationalen Bestrebun- 
gen lange leidender Völker stellt 
und diesen Augenblick in der Ge- 


US-Außenminister James Ba- 
ker (von links), US-Präsident 
George Bush und der neue 
amerikanische Botschafter in 
der UdSSR, Robert Strauss. 


schichte dadurch besudelt, daß er 
an dem korrupten politischen 
Handel, der die Versklavung die- 
ser Völker verlängert, festhält. 

Was der US-Präsident als Reak- 
tion auf das Zusammenbrechen 
des Sowjetreiches auch von jetzt 
an tun mag, es ist zu wenig und 
kommt zu spät. m 


I 


_Baltische Staaten 


Freiheit tut 
dem Estab- 
lishment weh 


James P Tucker 


Als US-Präsident George Bush am 3. September 1991 verspätet und 
widerwillig die Souveränität der drei baltischen Staaten anerkannte, 
war dies ein Meilenstein des Triumphes der Freiheit über die ein- 
drucksvolle Macht der Schattenregierung der Bilderberger und der 
Trilateralen Kommission, die die Weltpolitik dirigiert. 


"Die Schattenregierung hatte ins- 
geheim drei Jahre lang darum ge- 
rungen, die Sowjetunion intakt 
zu halten, um die Herrschaft des 

‘Kreml über die ehemaligen Ost- 
blockländer zu bewahren und 
den Warschauer Pakt beizubehal- 
ten. 


- Es ging nur 
um Profite 


Die geheimen Organisationen in- 
ternationaler Finanziers und Po- 
litiker waren aus vielen Gründen 
fest dazu entschlossen, den Sta- 
tus quo aufrechtzuerhalten. Den 
kalten Krieg zu beenden, würde 
die Militärausgaben verringern 
und damit die Profite schmälern. 


Das Auseinanderbrechen des So- 
wjetreiches bringt ihre Pläne für 
eine Weltregierung durcheinan- 
der.. Die Bilderberger-Trilatera- 
len hatten nämlich eine Weltre- 
gierung ins Auge gefaßt, die aus 
Gründen der politischen Be- 
quemlichkeit in drei »Zonen« 
aufgeteilt werden sollte, wobei 
die Europäische Gemeinschaft, 
die westliche Hemisphäre und 
das sowjetische Imperium sepa- 
rate »Zonen« sein sollten. 


Anstatt es mit einer riesigen so- 
wjetischen »Zone« zu tun zu ha- 
ben, wird die Schattenregierung 
jetzt möglicherweise mit 15 Ein- 
zelstaaten in der ehemaligen So- 
wjetunion und außerdem mit den 
neuen befreiten Staaten des Ost- 
blocks konfrontiert. 


- Bush, selbst ein Trilateraler, tat 
sein Möglichstes, um das Freu- 


denfeuer der Freiheit zu erstik- 
ken. Erst, nachdem er von dem 
sowjetischen Führer Michail Gor- 
batschow die persönliche Mittei- 
lung bekommen hatte, daß wei- 
tere Bemühungen, die sowjeti- 
sche Zentralregierung zu bewah- 
ren, zwecklos seien, erkannte er 
schließlich die Souveränität Li- 
tauens, Lettlands und Estlands 
an. 


Mehr als 30 andere Länder, dar- 
unter ganz Westeuropa und die 
ehemaligen sowjetischen Satelli- 
ten in Osteuropa waren Bush zu- 
vorgekommen, hatten damit 
dem. internationalen Ansehen 
der Amerikaner einen schweren 
Schlag versetzt und die Lippen- 
bekenntnisse aller amerikani- 
schen Regierungen gegenüber 
den Idealen der Freiheit des Ein- 
zelnen und der Selbstbestim- 
mung der Völker Lügen gestraft. 
Es ist ein seltsames Paradox, daß 
es über ein halbes Jahrhundert 
hinweg die Politik der Vereinig- 
ten Staaten war, niemals anzuer- 
kennen, daß jene Staaten fortan 
zur Sowjetunion gehörten, nach- 
demi sie 1940 von dieser annek- 
tiert worden waren. 


Die Schattenregierung hatte ver- 
sucht, finanziellen Druck auszu- 
üben, um die Sowjetunion intakt 
zu halten, was ihr aber nicht ge- 
lang. Offizielle des Internationa- 
len Währungsfonds und der Welt- 
bank - zwei Hauptkanäle, um 
amerikanische Steuergelder nach 
Übersee zu leiten - hatten laut- 
hals davon geredet, der Sowjet- 
union viele Milliarden Dollar zu- 
kommen zu lassen. Sie verkünde- 
ten ebenso lauthals, daß es zu 
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kompliziert sei, sich mit 15 Ein- 
zelstaaten zu befassen, und daß 
solche Gelder nach Moskau ge- 
hen und von dieser Zentralstelle 
aus verteilt werden müßten. 


Freiheit statt 
Dollars 


Die führenden Persönlichkeiten 
der baltischen Staaten und ande- 
rer Republiken, die gerade ihre 
Befreiung von der Sowjetherr- 
schaft verkündet hatten, verstan- 


den die Botschaft durchaus: . 


Wenn Sie auch nur einen Teil des 
Geldes haben wollen, müssen Sie 
unter der Herrschaft des Kreml 
bleiben. 


Die Bestechung war voll verstan- 
den worden; aber die Republiken 
gaben zu verstehen, daß sie Hun- 
gersnot und Freiheit der Tyrannei 
und Dollars aus dem Westen vor- 
ziehen würden. 


Anstatt die durchsichtigen Beste- 
chungsversuche der internationa- 
len Organisationen zur Aufrecht- 
erhaltung des Sowjetreiches zu 
verurteilen, was er von einer Po- 
sition der Stärke aus hätte tun 
können, weil die Vereinigten 
Staaten deren stärkste Finanz- 
stütze sind, schwieg Bush. Dieses 
Schweigen wurde zur amerikani- 
schen Politik. 


Noch vor wenigen Jahren, als die - 


jeweiligen US-Präsidenten jedes 
Jahr die Captive Nations Week 
(Woche der gefangenen Natio- 
nen) proklamierten, als Kirchen- 
glocken für die Freiheit läuteten 
und Patrioten sich um der Sache 
Willen versammelten, wäre es für 
die Vereinigten Staaten unmög- 
lich gewesen, die langersehnte 
Unabhängigkeit der baltischen 


‚Staaten nicht sofort und eifrig an- 


zuerkennen. 


Es ist die letztendliche Entlar- 
vung einer Intrige der Bilderber- 
ger und der Trilateralen, die in je- 
dem Stadium fehlgeschlagen ist, 
weil ihre eindrucksvolle Macht 
nicht ausreichte, um den Hunger 
nach Freiheit und Eigenstaatlich- 
keit, der unter der Tyrannei des 
Bolschewismus leidenden Völ- 
ker, zu stillen. 


Schwätzchen hinter 
verschlossenen Türen 


David Rockefeller, Henry Kissin- 
ger und andere führende Persön- 


lichkeiten sowohl der Bilderberg- 
Gruppe als auch der Trilateralen 
Kommission trafen sich im Ja- 
nuar 1989 hinter verschlossenen 
Türen mit Gorbatschow. CODE 
berichtete darüber im gleichen 
Monat. Sie sagten Gorbatschow, 
daß Milliarden von Dollar aus 
dem Westen kommen würden, 
um die Sowjetunion vor dem 
wirtschaftlichen Zusammen- 
bruch zu retten. Um dies poli- 
tisch möglich zu machen, hieß es, 
müsse es vorgeblich »frei Wah- 
len« in den Ostblockländern ge- 
ben. Die Herren trafen ein Ab- 
kommen, das ausdrücklich bein- 
haltete, daß die sowjetische 
Macht über den Ostblock sowie 
der Warschauer Pakt beibehalten 
werden müsse. 


Polen sollte eine »freie Wahl« be- 
kommen, und der Westen erfuhr, 
daß der Kommunistischen Partei 
ein Drittel der Sitze in der neuen 
gesetzgebenden Körperschaft ga- 
rantiert werden würde. 


Was der Westen aber nicht wußte 
- abgesehen von SPOTLIGHT - 
und CODE-Lesern — war, daß 
der Bauern-Partei ebenfalls .ein 
Drittel der Sitze garantiert wur- 
den. Die Bauern-Partei war im- 
mer der verlängerte Arm der 
Kommunistischen Partei in den 
letzten vier Jahrzehnten. Nach 
diesem geheimen Abkommen 
rechneten die Verschwörer da- 
mit, daß das kommunistische Re- 
gime durch eine als »freie Wah- 
len« deklarierte Farce wieder an 
die Macht kommen würde, so 

daß dieser Satellitenstaat der So- 
wjets berechtigt wäre, amerikani- 
sche Steuergelder zu erhalten. 


Die Intrige der 
Absprachegremien 


Aber Abtrünnige in der Bauern- 
Partei nutzten die Stunde, wen- 
deten sich gegen ihre kommuni- 
stischen Mitbürger, und die Frei- 
heit hielt in Polen Einzug und 
fegte durch ganz Europa hin- 
durch. 


Die Intrige der Bilderberger und 
Trilateralen fiel in diesem Augen- 
blick zusammmen, was schließ- 
lich zu Bushs Murten und zu sei- 
ner verspäteten Anerkennung 
der drei tapferen baltischen 
Kleinstaaten führte, die es ge- 
wagt hatten, der vereinten Macht. 
ihrer kommunistischen Oberher- 
ren und der internationalen 
Hochfinanz zu trotzen. ® 
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Gegen die 
Plane der 
Internatio- 
nalisten 


Ivor Benson 


Viel Licht wurde auf die Lage in Jugoslawien durch Dr. Mark Al- 


mond, einem Dozenten für moderne Geschichte vom Oriel College, 


Oxford, England, geworfen. Aber man kann den Titel seiner Bro- 


schüre über das Thema bemängeln, die er verfaßt hat: »Blundering 
in the Balkans: The European Community and the Yougoslay Crisis« 
(»Schwere Fehler auf dem Balkan: Die jugoslawische Krise«). Es ist 


das Wort »blundering« (schwere Fehler machen) in diesem Zusam- 


menhang, der näher untersucht werden muß. 


Was sich in Jugoslawien abspielt, 
sagt Almond, ist wichtig weil es 
im Kleinen den’Prozeß des Aus- 
einanderfallens repräsentiert, 
der derzeit in der Sowjetunion 
vonstatten geht; und die Haltung 
der Länder der Europäischen 
Gemeinde (EG) gegenüber den 
Slowenen und Kroaten spiegelt 
genau die ablehende Reaktion 
auf die Forderung der baltischen 
Staaten nach Unabhängigkeit wi- 
der. 


Alte und neue 
Fehler der Alliierten 


Nachstehend einige der Haupt- 


punkte die Almond am Vorabend 
der Veröffentlichung seiner Bro- 
schüre in einem Sonderartikel im 
»Daily Telegraph« anführte: 


Die EG stand den Bestrebungen 
der demokratisch gewählten Re- 
gierungen der beiden abgespalte- 
ten Republiken, Slowenien und 
Kroatien, unerbittlich Euer 
gegenüber. 


Die führenden Persönlichkeiten 
der EG verkündeten, daß sie die 
Unabhängigkeit dieser beiden 
Staaten nicht anerkennen wer- 
den, ganz gleich wieviele Men- 
schen diese wollen. 


Darin »folgten sie dem Fetisch« 
des amerikanischen Außenmini- 
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Der Bürgerkrieg in Kroatien 
ist die Folge falscher Politik 
der westlichen Alliierten seit 
dem Zweiten Weltkrieg. 


sters James Baker, die territo- 
riale Integrität künstlich geschaf- 
fener Staaten beizubehalten, was 
dies auch immer kosten mag. 

Die Menschen in Jugoslawien 


werden mitbekommen haben, 
daß auf der weit hinaustrompete- 
ten Sitzung der 35 Mitgliederstaa- 
ten der Konfererenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa (KSZE) nur sechs Tage vor 
Beginn der Kämpfe die Sowjet- 
union ihr Veto-gegen die Anwe- 
senheit von Repräsentanten des 
Baltikums einlegte und alle 35 


- Staaten Jugoslawiens fortbeste- 


hende territoriale Einheit unter- 
stützten. 

Im vergangenen November in 
Rom war Margaret Thatcher die 
einzige europäische Führungs- 
persönlichkeit, die einem Vor- 
schlag des italienischen Minister- 
präsidenten Giulio Andreotti, 
daß die Europäische Gemein- 
schaft die Grenzen der Sowjet- 
union — vermutlich gegen den 
Willen des eigenen Volkes — ga- 
rantieren sollten, widersprach. 
Innerhalb weniger Woche war 
Mrs. Thatcher politisch vom Fen- 
ster weg. 


Die Frage, die dringend einer 
Antwort bedarf, lautet, ob nicht 


das ganze Unglück, das die Völ- 
ker Jugoslawiens seit dem letzten 
Kriege erleiden mußten durch 
Irrtümer oder »schwere Fehler« 
seitens der westlichen politischen 
Führer, die jetzt weitere »Irrtü- 
mer« begehen, verusacht worden 
ist, oder ob man nach einer ande- 
ren Erklärung suchen muß. 


Der gerechten und richtigen Tat- 


sachenfeststellung in Almonds 
Broschüre und Artikel im »Tele- 
graph« könnte eine weitere zum 
Thema der militärischen und fi- 
nanziellen Unterstützung durch 
die Alliierten hinzugefügt wer- 
den, die Tito und die Kommuni- 
sten an die Macht brachten. 


Wer brachte Tito 
an die Macht? 


Michael Lees, einer der briti- 
schen Offiziere, die Draza Mihai- 
lovic und seinen Tschetnik-Streit- 
kräften zugeteilt waren, schrieb 
ein Buch über das Thema »The 
Rape of Serbia: The British Role 
in Tito’s Grab for Power«. Er 
schrieb in einem Brief an den 
»London Evening Standard« als 
Reaktion auf einen in der Zei- 
tung veröffentlichten Artikel: 


»Ihre Feststellungen spiegeln die 
Desinformation wider die 45 
Jahre lang vom Belgrader kom- 
munistischen Regime und dessen 
Anhänger hierzulande verbreitet 


wurde, um die massive Unterstüt- 
zung für Titos Bürgerkrieg zu 
rechtfertigen. 


Es ist jetzt auch allgemein be- 
kannt, daß Tito im Mai 1944 aus 
Jugoslawien floh, unter briti- 
schem Schutz auf der Insel Vis 
lebte und von dort im September 
1944 nach Moskau flog, um Stalin 
aufzusuchen. Sein Zweck: die 


u 


Verlegung der Roten Armee süd- 
lich nach Jugoslawien hinein zu 
erbitten, um die deutsche Wehr- 
macht von dort zu vertreiben und 
somit den Partisanen Titos freie 
Hand zu geben, die antikommu- 
nistischen Elemente in einem ge- 
waltigen Blutbad abzuschlach- 
ten.« j 


Wie kam nun Churchill zu der 
Auffassung, daß die kommunisti- 
schen Partisanen mehr Deutsche 
töteten 'als die Tschetnik, eine 
Meinung, die von seinem eige- 
nen War Office oder militäri- 


schem Geheimdienst seinerzeit ' 


nicht geteilt wurde? Ein Schlüs- 
sel zu diesem Rätsel findet sich 
vielleicht in der Geschichte der 
dunklen Charakteren, die sämtli- 
che Schulden Churchills bezahl- 
ten und ihm zur Macht verhalfen, 
wie in David Irvings Buch »Chur- 
thill’s War« berichtet wird. 


Churchills 
»schwerer Fehler« 


Wie wir in unseren Artikeln 
schon oft ausgeführt haben, las- 
sen einige von denen, die über 
Weltangelegenheiten schreiben, 
bei uns keinen Zweifel, daß sie 
eine Menge mehr wissen als sie es 
für zweckmäßig halten, uns mit- 
zuteilen. So sind nun einmal die 
Gefahren, die einer völligen 
Wahrheitsliebe anhängen, dort, 
wo große Macht stark in die Un- 
wahrheit investiert hat. Die intel- 
ligentesten und mutigsten Beob- 


‘ achter müssen sich dann mit ge- 


nauen Beschreibungen dessen 
zufrieden geben, was geschehen 


: ist, mit Antworten auf Fragen wie 


»was«, »wo« und »wann«, wäh- 
rend die ungemein wichtige 
Frage »warum« erst garnicht in 
Erwägung gezogen wird. 


Auf viele Fragen 
will der Westen 
keine Antwort 


Solche Schreiber unternehmen 
keinen Versuch, die Zeitge- 


schichte zu erklären, leisten aber . 


wertvolle Dienste, indem sie die 
Erklärungen, von denen einige 
wild irrational sind, die politische 
Führer der Öffentlichkeit bieten 
- wie zum Beispiel die Ge- 


. schichte, daß der Krieg im Irak 


gestoppt wurde, weil Piloten der 
Air Force zu zart besaitet gewe- 
sen seien, um weiter auf einen be- 
siegten Feind einzuschlagen, in 
Zweifel ziehen. 


Dies ist die Art von Dienst, die 
Almond zum Thema Jugoslawien 
leistet und kürzlich Charles 
Moore, einer der talentiertesten 
politischen Kommentatatoren 
Großbritanniens, der im »Daily 
Telegraph« über Präsident Ge- 
orge Bushs weithin publizierten 
Besuch in Moskau zur Unter- 
zeichnung eines Waffenbegren- 
zungsvertrags mit Michael Gor- 
batschow schrieb. 


Alles, was Moore über das 
Thema zu sagen hatte, könnte 
aus dem ersten Satz seines Arti- 
kels abgeleitet werden: »Als 
Bush in Moskau war, nahm er 
sich nicht die Zeit, das frische 
Grab von Lazar Kaganowitsch 
aufzusuchen.« 


Gibt es eine bessere Ermahnung 
daran, daß das Regime, das Gor- 
batschow jetzt zusammenzuhal- 
ten versucht — mit Unterstützung 
und Billigung der führenden Per- 
sönlichkeiten des Westens -, der 
unmittelbare Erbe des auf Ko- 
sten unermeßlichen menschli- 
chen Leidens, darunter der Ver- 
lust an etwa elf Millionen Men- 
schenleben bei der Kollektivie- 
rung der Landwirtschaft, ge- 
schaffenen Machtmonopols ist? 


Die kürzlich erfolgte Öffnung 
der Archive brachte zutage, daß 
Kaganowitsch, außer dem, daß 
er für die katastrophale Kollekti- 
vierung verantwortlich war, ein 
Dokument unterzeichnet hat, 
mit dem die Tötung von 250000 
Menschen befohlen wurde. 


»Es ist offensichtlich wahr«, 
schreibt Moore, »daß Herr Gor- 
batschows Kommunistische Par- 
tei nicht die monströse Maschine 
des Übels ist, wie Stalins KP es 
war. Aber es ist für den Westen 
sehr schwierig zu entscheiden, 
was sie eigentlich ist, und wie 
man mit ihr umgegen sollte ... 
Was war das Gipfeltreffen in die- 
ser Woche? Teilweise war es eine 
Gelegenheit, auf der Annahme 
einer Art Gleichheit zwischen 
zwei feindlichen Supermächten 
beruhend ... Teilweise war eseine 
Gelegenheit, auf der Annahme 
einer Art Gleichheit beruhend 
zwischen den Mächten und ihrer 
neuen Freundschaft, als Frie- 
densmacher der Welt zu handeln. 


Haben wir es dann mit einer Pyg- _ 


mäe oder einem Riesen zu tun? 

. Nach Schätzungen des CIA 
hat die Sowjetunion ein Bruttoso- 
zialprodukt, das etwas unter dem 


Italiens liegt, oder sogar, wenn 
man mit den Schwarzmarkt-Ru- 
belkurs rechnet, so klein ist wie 
das von Portugal:« 


»Es liegt klar auf der Hand«, 
setzt Moore hinzu, »daß der We- 
sten diese Fragen nicht beantwor- 
tet hat.« 


Die Sowjetunion bleibt 
ein Machtmonopol 


Unsere Analyse: Und warum hat 
der Westen solche Fragen nicht 
beantwortet? Wir stimmen über- 
ein mit einem der Hauptpunkte, 
die Andrei Navrozov in seiner 
Brochüre mit dem Titel »The Co- 
ming Order« anschneidet: Es ha- 
ben in der Sowjetunion keine 
grundlegennen Veränderungen 
stattgefunden, trotz aller schein- 
barer Veränderungen, wie Gor- 
batschows »Glasnost« und »Pere- 
stroika«. Alle diese Veränderun- 
gen, führt er aus, sogar der Abriß 
der Berliner Mauer, wurden 
schon 1983 von dem russischen 
Dissidenten Golitzyn vorausge- 
sagt. 


Was als Folge der Bolschewisti- 
schen Revolution entstanden ist, 
ist immer noch vorhanden. Es 
war nie und ist immer noch keine 
freie Völkergemeinschaft, son- 
dern ein Völkerkerker. Mit ande- 
ren Worten, es ist bis heute ein 
kriminelles Machtmonopol ge- 
blieben, das die Sowjetunion ge- 
schaffen hat und heute darum 
ringt, sie zusammenzuhalten. 
Beide können als kriminelle Mo- 
nopole bezeichnet werden, weil 
sie nur durch Gewalt zusammen- 
gehalten werden - wie wir es wei- 
terhin in Jugoslawien und an- 
derswo erleben. 


Aber wie soll man die fast ein- 
stimmige Unterstützung erklä- 
ren, die die amerikanische Regie- 
rung und die zwölf Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft den 
kommunistischen Regimes in der 
Sowjetunion und in Jugoslawien 
gewähren, wo diese weiterhin 
Völker unterdrücken, die von Na- 
tur aus jedes Recht dazu haben, 
frei zu sein? 


Ein westliches 
Machtmonopol 


Eine Antwort auf diese Frage er- 
gibt sich von selbst; aber wenn 
der Verfasser bereits Kenntnis 
von einigen Grundtatsachen der 


Geschichte des 20. Jahrhunderts 
hat, kann ihm geholfen werden, 
die Fakten zusammenzufügen, 
die zusammengehören, um so 
Zugang zu ihrer kombinierten 
Bedeutung zu finden. 


Unsere These ist es, daß das so- 
wjetische Machtmonopol 1918 
nur entstehen konnte, weil im 
Westen bereits ein weit größeres 
Machtmonopol bestand oder im 
Entstehen begriffen war, das sich 
von dem in der Sowjetunion nur 
dadurch unterschied, weil es ein 
Produkt krimineller Mittel von 
einer anderen Sorte war, das sich 
mehr auf die List des Betruges 
und der Falschdarstellung als auf 
Gewalt und Terror verließ. 


So wie Titos Jugoslawien ein Ne- 
benprodukt des sowjetischen 
Machtmonopols war, so war die 
Sowjetunion selbst ein Neben- 
produkt eines westlichen Macht- 
monopols, das ebenfalls darauf 
bedacht war, sich zusammenzu- - 
halten und die ganze Welt auf die 
endgültige Erfüllung einer lange 
geplanten Neuen MMOPAnIInE 
hinzutreiben. 


Es ist sehr wichtig, sich in Zusam- 
menhang mit dieser Auslegung 
daran zu erinnern, daß Volks- 
gruppen, die unterschiedliche 
Sprachen sprechen und mit unter- 
schiedlichen historischen Erinne- 
rungen durchaus in der Lage 
sind, gemeinschaftliche Bindun- 
gen zu entwickeln, die für alle 
vorteilhaft sind — wie die Deut- 


‘ schen, Franzosen, Italiener und 


Ladiner in der Schweiz, einem 
kleinen Land das jetzt seinen 
700. Geburtstag feiert —, vor Au- 
gen führen. Es muß nur darauf 
geachtet werden, daß sich kein 
krimineller Faktor einschleicht, 
der Ehrgeiz der einen, die ande- 
ren zu beherrschen. Die Schweiz 
ist somit eine Anomalität, die das 
westliche Machtmonopol sich 
bald größte Mühe geben wird, zu 
beseitigen. Oo 


er 
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Jugoslawien 


Das Versagen 


der EG 


Alfred König 


$o schlimm der Bürgerkrieg in Jugoslawien auch ist, eines hat er der 
Weltöffentlichkeit wenigstens bewiesen: Daß nämlich die EG der 
reinste Papiertiger und von Eigensüchteleien beherrscht ist. Es 
zeigte sich einmal mehr, daß Europa noch weit davon entfernt ist, 
eine Einheit zu sein. Denn selbst die ansonsten immer von der Not- 
wendigkeit eines schnelleren Zusammenwachsens redenden Franzo- 
sen handeln genau entgegengesetzt. Noch peinlicher ist allerdings 


das Verhalten der Holländer. 


Zum Redaktionsschluß dieser 
Ausgabe von CODE dauerte der 
Konflikt schon mehr als drei Mo- 
nate. Von zuerst eher kleinen 
Scharmützeln und einer durch- 
aus noch beherrschbaren Krise 
weitete diese sich dann durch die 
Unfähigkeit der EG zu einem Er- 


oberungskrieg der Serben gegen 


die anderen Teile des Balkanstaa- 
tes aus. Dieses ist mittlerweile 
‘ der größte innereuropäische 
Konflikt seit dem Zweiten Welt- 
krieg. Selbst der Niederschla- 
gung des Prager Frühlings ist 
nicht eine derart lang andau- 
ernde militärische Konfrontation 
voraus gegangen. 


Platitüden 
ohne Inhalt 


Man fragt sich, wie die EG eine 
wirklich große Krise bewältigen 
will, wenn sie nicht einmal in der 
Lage ist, die Auseinandersetzung 
zweier Bundesstaaten zu unter- 
binden, die beide jeweils kleiner 
als Bayern sind. Zum Vergleich: 
Bayern ist 70457 Quadratkilome- 
ter groß, Serbien 55968 Quadrat- 
kilometer und Kroatien 55638 
Quadratkilometer. Was würde 
denn etwa passieren, wenn die 
Spannungen zwischen Griechen- 
land und Bald-EG-Mitglied Tür- 
kei irgendwann einmal in einem 
Krieg eskalieren würden? Zwar 
heißt es, dieser Konflikt wäre 
leichter beherrschbar, weil bei- 
des NATO-Staaten seien, aber 
wer glaubt wirklich daran? 


Tatsache ist doch, daß außer viel 
Bla-Bla von Anfang an nichts 
Konstruktives in Jugoslawien ge- 
schehen ist. Man solle doch bitte 
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Josip Broz Tito stand während 
des Zweiten Weltkrieges unter 
britischem Schutz und wurde 
von Churchill besonders geför- 
dert. 


schön eine Konföderation bil- 
den, es könnte irgendwann viel- 
leicht einmal zu Sanktionen und 
einer formellen Anerkennung 
Kroatiens und Sloweniens kom- 
men, es könnte zu Konsequen- 
zen im bilateralen Verhältnis Ser- 
biens zu anderen Ländern kom- 
men und und und. Platitüden 
ohne wirklichen Inhalt. 

Unbestritten. ist heute bei den 
meisten Politikern und Diploma- 
ten, selbst wenn es nur hinter vor- 
gehaltener Hand zugegeben 
wird, daß ein frühzeitiges massi- 
ves Vorgehen der EG das 
schlimmste in Jugoslawien hätte 
verhindern können. Massive 
Sanktionen, die Einleitung des 
Verfahrens für diplomatische Be- 
ziehungen, die Drohung Serbien 


für die Zeit des Konfliktes aus 
der EG auszuschließen und da- 
mit alle Vergünstigungen zu strei- 
chen und die Mobilisierung einer 
EG-Eingreiftruppe hätte sicher 
manchen stalinistischen Beton- 
kopf in Serbien nachdenklich 
werden lassen. 


Doch geschehen ist nichts der- 
gleichen. Vielmehr ist Mitte Sep- 
tember der große Streit innerhalb 
der EG ausgebrochen und hat 
sich das wahre Gesicht der janus- 
köpfigen EG-Staaten Frank- 
reich, Spanien und auch Großbri- 
tannien gezeigt. 


Es herrscht blanker 
Opportunismus 


Eine besondere Rolle spielen da- 
bei die Niederlande, die derzeit 
die EG-Präsidentschaft haben, 
und hierbei besonders der EG- 
Ratspräsident Hans van den 
Broek, der sich durch ein Maxi- 
mum an Unfähigkeit auszeich- 
net. 


Anfang September war bei einem 
sonntäglichen Blitzbesuch in Bel- 
grad unter Leitung von van den 
Broek ein Waffenstillstand ge- 
schlossen worden, der aber nicht 
eine Sekunde lang hielt. Viel- 
mehr gingen die Kämpfe weiter, 
als ob nichts unterschrieben wor- 
den sei. Total entnervt war der 
Holländer dann aber, als Gen- 
scher einseitig mit einer diploma- 
tischen Anerkennung Kroatiens 
und Sloweniens drohte — was 
aber auch-nicht mehr als bloße 
Lippenbekenntnisse zu sein 
scheinen, da die Bundesregie- 
rung dies inzwischen als eine 
nicht vorrangige Aufgabe be- 
zeichnet hat, derartige Außerun- 
gen vielmehr die Vermittlungsak- 
tion Lord Carringtons behinder- 
ten —. Dies wurde von van den 
Broek aber absolut abgelehnt. 


Massiv unterstützt wurde er da- 
bei von Frankreich, Spanien und 
Großbritannien. Hier zeigte sich 
der blanke Opportunismus die- 
ser drei Staaten. Bei einer diplo- 
matischen Anerkennung Slowe- 
niens und Kroatiens durch die 
EG befürchtet Frankreich näm- 
lich ein plötzlich wiedererwa- 
chendes Unabhängigkeitsstreben 
der Korsen. Spanien dito mit 
dem Baskenland, und Großbri- 
tannien befürchtet zunehmenden 
Druck bezüglich der Rückgabe 
Nordirlands an die Republik Ir- 
land. 


Da zeigt sich mal wieder, was von 
den Befürwortungen der balti- 
schen Unabhängigkeit durch 
diese Staaten zu halten ist. Je wei- 
ter entfernt, umso besser. Istman 
aber selber hiervon betroffen, 
will man nichts davon wissen. 


Dies erinnert an die französische 
Presse zu Zeiten Napoleons. Als 
Napoleon von Elba Richtung 
Frankreich startete, hieß es noch 
sinngemäß in den Schlagzeilen: 
»Das Ungeheuer Napoleon ver- 
ließ Elba.« Je näher er kam, de- 
sto freundlicher wurden die 
Schlagzeilen. Als er schließlich in 
Frankreich einreiste, war zu le- 
sen: »Hurra, der Kaiser ist wie- 
der da.« 


Ablenken von der politi- 
schen Unfähigkeit 


Das absolute Maß der niederlän- 
dischen Unfähigkeit wurde dann 
aber am Wochenende des 14./15. 
Septembers erreicht, als van den 
Broek die kroatische Seite be- 
schuldigte, sie lasse bewußt die 
Gewalt eskalieren und gefährde 
die Friedenskonferenz. Dies zu 
einem Zeitpunkt, als die serbi- 
sche Armee mit den ersten Exe- 
kutionen gefangengenommener 
kroatischer Soldaten begann. 


Sicherlich sind Vorwürfe nicht 
ganz unberechtigt, der Stopp der 
Trinkwasserzufuhr an die Kaser- 
nen der Bundesarmee in Kroa- 
tien habe diese erst zu ihren Aus- 
fällen veranlaßt. Dieses war si- 
cherlich ein großer Fehler, da die 
Armee dadurch gezwungen war, 
etwas zu tun. Dies ändert aber 
nichts daran, daß Serbien Kroa- 
tien den Krieg erklärt hat und 
nicht umgekehrt. Kroatien muß 
ja wohl zugestanden werden, daß 
es sich im Rahmen seiner be- 
grenzten Möglichkeiten wehrt. 


Der absolute Höhepunkt war 
dann aber die ultimative Forde- 
rung der niederländischen Regie- 
rung als Präsidentenland der EG 
an die Slowenen, an ihren Gren- 
zen die jugoslawische Fahne mit 
dem roten Stern - also die Fahne 
eines kommunistischen Systems 
- wieder aufzuziehen. 


Um von ihrer Unfähigkeit abzu- 
lenken, sind den Niederlanden, 
Frankreich, Spanien und Groß- 
britannien auch Schläge unter die 
Gürtellinie nicht zu schade. So 
sagte ein hoher niederländischer 
Diplomat, die Haltung der Deut- 


—. 


schen, die Kroaten als »die Gu- 
“ ten« und die Serben als »die 
Schlechten« hinzustellen, sei zu 
einfach. Auch die Rolle, die die 
Deutschen im Zweiten Weltkrieg 
gespielt haben, wurde von ihm 
angesprochen: »Deswegen soll- 
ten sie sich jetzt in Jugoslawien 
zurückgehalten.« Wie bekannt, 
hatte es seinerzeit eine deutsch- 


österreichisch-kroatische Koali-' 


tion gegeben, während die Alli- 
ierten Serbien unterstützt hatten. 


Der französische Staatspräsident 
verdummte sich aber nicht, da- 
vor zu warnen, man solle sich 
auch nicht zu sehr in die innerju- 
goslawischen Verhältnisse einmi- 
schen. Was, bitte schön, hat denn 
die westliche Welt im Irak ge- 
‚macht? Dort wird heute noch 
massiver Druck ausgeübt. 


Ein seltsames Spiel spielt auch 
die UNO. Bis heute hat es nicht 
eine Resolution gegen Serbien 
gegeben oder die Androhung, 
die internationale Völkergemein- 
schaft würde die Annektion not- 
falls mit militärischen Mitteln 
rückgängig machen — mehr als 
ein Drittel kroatischen Gebiets 
soll schon in Händen der Serben 
sein, und gegen andere Staaten 
des Balkanlandes wurden bereits 
wüste Drohungen ausgespro- 
“chen, die befürchten lassen, der 
. imperialistische Drang der Ser- 
ben werde auch vor ihnen nicht 
haltmachen -. 


"Das seltsame 
Spiel der UN 


- Wo ist denn hier der Unterschied 


zu dem, was dem Irak vorgewor- 
- fen wird? Es gibt nur einen Unter- 
schied: In Kuwait sind riesige Ol- 
vorräte, während die wenigen 
Rohstoffe, die es in Kroatien 
gibt, für die Weltwirtschaft unin- 
teressant sind. Damit ist auch das 
Schicksal Kroatiens wenn schon 
nicht egal, so aber doch von un- 
tergeordnetem Interesse. 


Damit behielten aber mehr als 
ein Jahr nach dem Einmarsch des 
Iraks in dem ihm ursprünglich ge- 
.hörenden Kuwait, bevor es von 
den Briten völkerrechtlich abge- 
- teilt wurde, die Stimmen recht, 
die diesen Konflikt rein auf das 
Ol beschränkt sahen. Man erin- 
nere sich an den von CODE vor 
einigen Ausgaben veröffentlich- 
ten Antwortbrief. der UNO, in 
dem ein Offizieller der Weltorga- 
nisation bestätigte, die UNO 


spiegele lediglich das derzeit vor- 
handene Machtniveau der Welt 
wider, sei von daher keine unpar- 
teiische Organisation. 


So ist es dann kein Wunder, daß 
sich Kroatien immer mehr alleine 
auf sich gestellt fühlt. So sagte 
der zuständige Minister der Re- 
gierung Kroatiens für den Kon- 
takt zur EG-Waffenstillstands- 
kommisson, Drazen Budisa, die 
EG betrachte es offenbar als ihre 
Aufgabe, die Eroberungen Ser- 
biens und der Volksarmee zu 
sanktionieren. 


Gemeinsame Sache 
mit den Stalinisten 


Kroatien habe sich monatelang 
entsprechend den Forderungen 
der EG verhalten, keinen Wider- 
stand geleistet und auf offensive 
Aktionen verzichtet. Das Ergeb- 
nis sei, »daß wir nicht nur Territo- 
rien, sondern zahlreiche Men- 
schenleben verloren haben. Eu- 
ropa ist mitverantwortlich für die 
gegenwärtigen Leiden des kroati- 


schen Volkes«, sagte Budisa voll- - 


kommen richtig. 


Umso schlimmer wiegt auch, daß 
nicht etwa ein demokratisches 
Serbien versucht, ein stalinisti- 
sches Regime zu stürzen, wofür 


man noch ein gewisses Verständ- . 
nis aufbringen könnte. Nein, es 


ist genau umgekehrt. In Serbien 
herrschen die gleichen stalinisti- 
schen Betonköpfe, wie sie etwa 
ein Erich Honecker verkörpert 
oder früher ein Nicolai Ceau- 
cescu und heute noch ein Fidel 
Castro. Umso unverständlicher 
ist-dann die Unterstützung sei- 
tens vieler EG-Länder. 


Besonders Frankreich, Spanien 
und Großbritannien wollen da- 
mit aber am Status quo der von 
ihnen besetzten oder zumindest 
mit Zwang im Staatenverbund 
gehaltenen Landesteile festhal- 
ten. Denn eine diplomatische 
Anerkennung der. Unabhängig- 
keit Kroatiens würde zwangs- 
weise auch zu einer ähnlichen Re- 
gelung Nordirlands führen. Dies 
geht aber nicht - jedenfalls nach 
Meinung der britischen Regie- 
rung -. Also macht diese angeb- 
lich konservative Regierung 
kurzentschlossen gemeinsam Sa- 
che mit einem stalinistischen Re- 


” gime. Es ist kein Wunder, wenn 


dann die Politverdrossenheit im- 
mer mehr steigt und immer mehr 
Bürger bei Befragungen die Poli- 


r 


tik als ein dreckiges Geschäft be- 
zeichnen. 


Denn angesichts der Mitte Sep- 
tember immer weiter eskalieren- 
den Kampfhandlungen in Kroa- 
tien, hätte die EG doch späte- 
stens zu diesem Zeitpunkt eine 
drastische Kehrtwendung hin zu 
Kroatien beschließen müssen. In 
der Nacht des 18. September flog 
die jugoslawische Bundesluft- 
waffe sogar erstmals massive An- 
griffe gegen Zagreb. Split und an- 
dere kroatische Großstädte stan- 
den bereits seit einigen Tagen auf 
dem Angriffsplan der Armee. 


Zu einem Zeitpunkt, als selbst 
der kroatische und der serbische 
Präsident, Franjo Tudjman und 
Slobodan Milosevic, an einem 
Tisch saßen und versuchten, zu 
einer Einigung zu kommen - so- 
fern man Milosevic überhaupt 
trauen kann -, sperrte die Bun- 
desmarine alle jugoslawischen 
Häfen, drohte jedes Schiff, das 
auszulaufen versuche, ohne War- 
nung zu versenken und bombar- 
dierte von See aus kroatische 
Städte. 


Der Haß auf 
die Deutschen 


Und der Konflikt konzentriert 
sich nich nur auf das Militär. In 
den kroatischen Städten machen 
serbische Freischärler die Nächte 
unsicher, in dem sie im Schutz der 
Dunkelheit auf alles und jeden 
schießen, und dadurch schon 
manches unschuldige Opfer ge- 
funden haben, was sich vielleicht 
bei Beginn eines Luftalarms auf 


dem Weg nach Hause befunden | 


hatte, dann in einem Luftschutz- 
keller Schutz suchte und nun zu 
seinen Lieben nach Haus wollte. 


Gerade dieses ist aber so ziemlich 
die abscheulichste Kriegsfüh- 
rung, die es gibt, da sie nur Un- 
schuldige trifft. 


Dieses paßt aber vollständig 
zur stalinistisch-kommunisti- 
schen Strategie der Serben. 
Dabei konzentriert sich der Haß 
auch immer mehr auf alles Deut- 
sche, zum Teil wegen der histo- 
risch gewachsenen sehr freund- 
schäftlichen Beziehungen 
Deutschlands zu Kroatien, zum 
Teil aus Propagandazwecken. 


So erschien etwa in einer großen 
Belgrader Zeitung, über mehrere - 
Tage hintereinander eine Serie, 


daß Deutschland nach der (Teil-) 
Wiedervereinigung ein Viertes 
Reich plane, mit Kroatien eine 
neue Koalition schmieden wolle 
und bald wieder versuchen 
werde, Serbien in sich einzuver- 
leiben. 


Weltmeister im 
Schwanz einziehen 


Das hat zur Folge, daß in Serbien 
und auch in den anderen Landes- 
teilen von Serben Hatz auf alles 
gemacht wird, was deutsch oder 
österreichisch ist. So erklärten 
etwa viele Journalisten, daß sie 
Angst um ihr Leben hatten und 
deswegen wieder nach Deutsch- 
land: heimkehrten. Sie berichte- 
ten nach ihrer Rückkehr, daß sie. 
nur noch Englisch gesprochen 
hätten oder bei Interviews aus- 
ländischer Kollegen schweigend 
zuhörten, ansonsten hätte es für 
sie gefährlich werden können. 


Daß der jugoslawische Botschaf- 
ter in Bonn nicht ins Auswärtige 
Amt zitiert worden wäre, um 
hiergegen auf das schärfste zu 
protestieren, versteht sich von 
selbst. 


Wenn in der Bundesregierung 
auch nur noch ein Fünkchen An- 
stand herrschen würde, wäre die 
Unabhängigkeit Kroatiens schon 
längst diplomatisch anerkannt. 
Aber hier zeigt sich, wie wenig. 
man von einer politischen Sou- 
veränität Deutschlands reden 
kann. Denn auch heute noch ist 
es das einzige Bestreben der Bun- 
desregierung, den Alliierten, de- 
nen wir angeblich die deutsche 
(Teil-)Wiedervereinigung zu ver- 
danken haben, nach dem Mund 
zu reden. Bedeutet dies das Ende 
für einen um seine Demokratie 
kämpfenden Staat, so hat dieser 
eben Pech gehabt. Anders kann 
man das Verhalten der Bundesre- 
gierung jedenfalls nicht interpre- 
tieren. 


Genscher und Kohl berufen sich 
doch immer so gern auf Bis- 
marck. Könnte Bismarck dies 
Verhalten der Bundesregierung 
mitbekommen, würde er sich im 
Grabe herumdrehen. Hatte er 
immer eine eigenständige Politik 
betrieben und dabei auch den 
Konflikt mit anderen Staaten 
nicht gescheut, wenn es zum Vor- 
teil Deutschlands war, so ist die 
derzeitige deutsche Regierung 
Weltmeister im Schwanzeinknei- _ 
fen. : 
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Schweiz 


Die USA 
zeigen, wie es 
weitergeht 


Rudolf Seufert 


pel demonstrativ in den Vorder- 
grund gerückt. 


Das Kapitol aus Washington auf 
einer Schweizer Briefmarke: 
»1291 -1991« stand schlicht dar- 
unter. Der politisch geschulte 
Markenfreund war zunächst irri- 
tiert, war aber sodann aufgrund 
der Hilfsstellung auskunftfreudi- 
ger Schweizer PTT-Betriebe im 

. Bilde: Diese Marke war ein Si- 
gnal dafür, daß es nunmehr die 
USA offenbar geschafft haben, 
die Schweiz - nach der Bundesre- 
publik Deutschland — mit der 
»Platznummer 52« zu belegen - 
sprich 52. Bundesstaat. 


Siebenhundert Jahre Eidgenossenschaft wurden 1991 nun endgültig 


auf dem Alter der »One World« den Internationalisten geopfert. Die 
. nationale Homogenität Helvetiens dürfte wohl am 1. August 1991 ge- 
storben sein. Die USA reden schon seit Jahren den Schweizern ins 
Wort, nur das Schweizer Volk wußte es noch nicht so genau. 


Nun wissen wir es genau: Schon 
seit Jahren bestimmen die USA, 
was in der Schweiz zu geschehen 
hat. Genauer: Vertreter der US- 
Post bestimmten »im Einverneh- 
men« mit der Schweizer Post, der 
PTT, und dem Vorsteher des Eid- 
genössischen Verkehrs- und 
Energiewirtschaftsdepartments 
in Bern schon 1988 darüber, wel- 
che Briefmarke die Schweizer 
Post anläßlich der Bundesfeiern 
herauszubringen hatte, bezie- 
hungsweise durfte - und welche 
nicht. 


Geheime Bünde wie etwa die 
Freimaurer oder die Internatio- 
nalisten lieben geheime Zeichen, 
dies ist bekannt. Neuerdings be- 
dienten sie sich in der Schweiz, 
wo es am augenfälligsten ge- 
schah, eines Wertzeichens - so 
der amtliche Ausdruck für Brief- 
marke. Der Anlaß war unauffäl- 
lig: Sondermarken anläßlich der 
Siebenhundert-Jahr-Feier. Dafür 
wurden elf verschiedene Werte 
ausgedruckt und in einem Jubi- 
läumsheftchen zusammengefaßt 
und den Sammlern präsentiert. 


Am auffälligsten war eine 
Marke, deren Wert 1,60 Franken 
nicht gerade zu den häufigst be- 
nutzten Marken gehört. Wäh- 
rend alle anderen zehn Marken 
typische Schweizer Motive. zeig- 
ten, stutzt der Betrachter bei 
dem elften Wert: ein typisch 


schweizerisches Motiv. So wurde ' 


das Schweizer Bundeshaus, das 
ja durchaus berechtigterweise 
auch einmal Anspruch darauf 
hätte, eine Briefmarke motivlich 
zu belegen, grafisch etwas zu- 
rückversetzt und eine weiße Ku- 
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Auf die Frage nach dem Wortlaut 
des Auftrags und etwaigen Ziel- 
vorgaben bezüglich dieser Marke 
hielt sich die Generaldirektion 


Postdepartement 
Departement de la poste 
Dicastero della posta 
Departament da posta 


Generaldirektion 

Direction gän6rale 
Direzione generale 
Direcziun generala 


Schweizerische PTT-Betriebe 
Entreprise des PTT suisses 
Azianda svizzera delle PTT 
Interpresa svizra da la PTT 


Philatelistische-Auskünfte 


Sehr geehrter Herr > 


Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 13. Mai 1991 und können 
Ihnen zu den darin vorgebrachten Fragen folgendes mitteilen: 


Die betreffende Briefmarke wurde von Herrn Hans Hartmann, 
Grafiker in Köniz, geschaffen. 


Die Aufträge resp. die Einladungen für Wettbewerbe werden 
von uns (Hauptabteilung Wertzeichen) erteilt, so auch in 
diesem Fall. 


Vier Grafiker wurden beauftragt, verschiedenartige Studien 
und Ideenskizzen zu entwerfen. 


Die Auftragserteilung erfolgte im Frühjahr 1989. 


Aus grundsätzlichen Erwägungen (u. a. Urheberrecht, Daten- 
schutz) werden solche Angaben nicht veröffentlicht oder be- 
kanntgegeben (siehe auch Ziffer 3). 


Die Auswahl der Marke erfolgte wie üblich durch eine Brief- 
marken-Jury (im Einvernehmen mit Vertretern der US-Post), de- 
ren Empfehlung dem Vorsteher des Eidg. Verkehrs- und Energie- 
wirtschaftsdepartements zum endgültigen Entscheid vorzulegen 
ist. Die Jury tagt unter dem Vorsitz des Generaldirektors des 
Postdepartements und umfasst 8 - 12 Personen, darunter auch 
Vertreter der Kunst und der Philatelie. 


Es waren keine besonderen Motive massgebend, gewählt wurde 
der grafisch Üüberzeugendste Entwurf des Künstlers. 


Wir hoffen, Ihnen mit diesen Informationen 'zu dienen, und bitten 
Sie, weitere Hinweise zu dieser Markenausgabe dem beiliegenden 
Neuheitenprospekt zu entnehmen. 


eundlichen Grüssen 


TEILUNG WERTZEICHEN 
ildbeschaffung 
und /PhiYaAtelie 


Dieser Brief der Schweizer Post sagt eigentlich alles über das Ein- 
vernehmen zwischen Bern und Washington. 


der PTT in Bern zunächst be- 


‚deckt: »Wg. Datenschutz«. Wo 


wir doch alle wissen, wie es’ die 


. Schweiz damit hält, siehe die Fi- 


chen-Affäre. 


Aber auf die Frage nach dem Pro- 
cedere der Entscheidungsfin- 
dung wußte Herr Bracher von 
der PTT-Generaldirektion stolz 
den Philatelisten aufzuklären: 
»Die Auswahl der Marke erfolgte 
wie üblich durch eine Briefmar- 


‘ken-Jury (im Einvernehmen mit 


der US-Post), deren Empfehlung 
dem Vorsteher des Eidgenössi- 
schen Verkehrs- und Energiewirt- 
schaftsdepartments zum endgül- 
tigen Entscheid vorzulegen ist. 
Die Jury tagt unter dem Vorsitz 
des Generaldirektors des Postde- 
partments und umfaßt 8 bis 12 
Personen, darunter auch Vertre- 
ter der Kunst und der Philatelie.« 
Aha, nun ist die Katze aus dem 
Sack: »...im Einvernehmen mit 
den USA«. Als ob diesen das na- 
tionale Jubiläum der Eidgenos- 
sen angelegen sein würde. Woll- 
ten die USA, die unlängst doch 
ihre eigene 200-Jahrfeier hatten, 
700 Jahre Schweiz für sich rekla- 
mieren? Wohl schwerlich, wenn- 
gleich die Jahresangaben »1291 - 
1991« neben dem Kapitol dies 
vermuten lassen könnten. Waren 
doch die USA in der Geschichte 
immer wieder an der Zerstörung 
und am Untergang von Kulturen 
und Nationen aktiv mit von der 
Partie, 
dürften sie kaum beteiligt gewe- 
sen sein. 


Möglicherweise aber schon eher 
an der Überfremdung Europas 
und an der Zerstörung homoge- 
ner Strukturen, namentlich auch 
der Schweiz. Wie anders wäre es 
sonst zu erklären, daß die 


Schweiz in ganzseitigen Zeitungs- ' 


anzeigen während des Sommers 
mit Vierfarb-Anzeigen, beispiels- 
weise mit skifahrenden Negern - 
so im »Bündner Tagblatt« vom 9. 
August 1991, Seite 9- auf Kosten 
der Schweizer Steuerzahler mit 
allem Nachdruck für die multi- 
kulturelle Überfremdung des oh- 
nehin kleinen Landes geworben 
hat? 


»Ausländer empfangen wir mit 
offenen Armen«, stand da zu le- 
sen, und »mit großer Freude 
möchten wir Sie ...gleich mal 
höflich anfragen, ob Sie sich zur 
Feier von 700 Jahre Schweiz denn 
überhaupt mit einem Ausländer 
an denselben Tisch setzen wür- 
den?« 


an dem Rütli-Schwur‘ 


& 


Die Schweizer Marke mit dem 
Motiv des Bundeshauses in 
Bern und dem Kapitol in Was- 


hington. 


Provokativ-suggestiv kam das In- 
serat nicht umhin zu fragen, »ob 
eigentlich nur ein geldbringender 
Ausländer ein guter Ausländer 
ist«. Die zahlreichen abgewiese- 
nen und zurückgeschickten Aus- 
länder, die vor der Verfolgung 
des Nationalismus unter Hitler 
an die Türen der Schweiz klopf- 
ten, wären sicher zur richtigen 
Antwort berufen, sind aber in- 
zwischen tot. 

Die Schweiz als Beute der USA? 
Als Beute der Internationali- 
sten? Wird die Schweiz vom Wei- 
ßen Haus aus inzwischen fremd- 
bestimmt? Die Schweiz als Über- 
fremdungsobjekt? Die Schweiz 
als Ziel der Hades-Raketen, die 
»unsere französischen Freunde« 
auch gegen ihren Nachbarn, 
nicht nur gegen Deutsche, rich- 


ten? Die Inseratenkampagne in - 


den Schweizer Zeitungen gibt 
hierzu die Antwort: »Weil die 
Schweiz zur Welt und die Welt zur 
Schweiz gehört .« 


Zu welcher Welt, bitte? Natürlich 
zur »One-World«-Regierung von 
US-Präsident George Bush. So- 
viel steht jedenfalls schon fest: 
Die Schweiz gehört inzwischen 
nicht mehr dem Schweizer Volk, 
wie auch Deutschland längst 
nicht mehr den Deutschen ge- 
hört. Denn ebenso wie das Deut- 
sche Volk für alle Welt Geld ver- 
dienen und Steuern für nicht- 
deutsche Belange zahlen muß, ar- 
beitet das Schweizer Volk längst 
für nichtschweizerische Belange 
wie bespielsweise für Scheinasy- 
lanten und »gedultete« Drögeler. 
Daß das gesamte Schweizer Volk 
nunmehr bald auch für die kom- 
munistisch-sozialistisch einge- 
schworene Europäische Gemein- 
schaft (EG) in Knechtschaft ste- 
hen wird, dafür sorgt eifrigst 
Bundesrat und EWR-Chefunter- 
händler Jean-Pascal Delamuraz. 
Dieser sprach vor wenigen Tagen 
Klartext vor dem Gewerbekon- 
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greß in Bern: Der EG-Beitritt sei 
Endziel der Schweizer Integra- 
tionspolitik. Die Chancen für ein 
Zustandekommen des EWR sin- 
ken täglich. 


Der Sozialist Delors, sicher ein 
treuer Zuhörer von US-Präsident 
Bush, wird sich freuen, bald 
Fränkli in der EG-Kasse klingen 
zu hören. Nicht zu vergessen: 
Der obligatorische Goldschatz 
der Schweizer Nationalbank, 
denn Goldbestände hat bislang 
jeder EG-Mitgliedstaat an die 
EG übereignen müssen, da ken- 
nen die Sozialisten kein Pardon. 
Gold für coming-in mußten alle 
abliefern, die Belgier, die Spa- 
nier, die blöden Deutschen - bis- 
her in Raten -, und alle, die noch 
folgen werden. 


Dumm sind sie also auch, ähnlich 
dumm, die Schweizer, die glau- 
ben, daß sie ihre nationale Identi- 
tät und Eigenständigkeit behal- 
ten würden, daß »es schon nicht 
zu einem EG-Beitritt kommen 
wird«, daß »eine  Volksabstim- 
mung ein klares Nein bringen 
wird«. Hat die Deutschen jemals 
ein Politiker dazu befragt? Ha- 
ben die Spanier abgestimmt, die 
Belgier, die Portugiesen? Deren 
Bauern? Deren Arbeiter? 
Freilich nicht, und auch nicht die 
Schweizer, denn Bundesrat Dela- 
muraz hat das Ziel genannt, und 
dorthin werden die Internationa- 
listen das Stimmvieh schon trei- 
ben. Die Einstimmung und die 
Gehirnwäsche laufen bereits auf 
vollen Touren. 


Armes, fleißiges, sattes Volk Hel- 
vetiens, daß du die Zukunft dei- 
ner Kinder in die Hände solcher 
wie Delamuraz und Peter Arbens 
legtest und verspielen läßt ... 
Deine Feinde werden durch die 


‚Röhren in den Bergen kommen, 


sagte der Seher Nostradamaus 
voraus. Wie recht er hatte! 


Noch niemals in der siebenhun- 
dertjährigen Geschichte des Lan- 
des kamen soviele Fremde in das 
wohlhabende Land wie 1991. 
Dazu Professor Martin Kriele, 
Staastsrechtler aus Köln: »Wenn 
Scheinasylanten ein wohlhaben- 
des Land auf Dauer überschwem- 
men, wird die Folge ein Absinken 
auf ein tiefes wirtschaftliches Ni- 
veau sein. Das muß abgewendet 
werden.« 


Wann werden sich die Wähler von 
ihren Volkszerstörern und Über- 
fremdern endlich abwenden? D 


Revisionismus 


Mermelstein 
verliert gegen 
Liberty Lobby 
Ted O’Keefe 


Das Institut for Historical Re- 
view (IHR), Liberty Lobby und 
Willis Carto verkünden den er- 
folgreichen Ausgang eines 
Rechtsstreits - Fall Nr. C 629224 
-, den der Auschwitz-Überle- 
bende Mel Mermelstein gegen 
sie angestrengt hatte, und wobei 
es um die Zahlung von elf Mil- 
lionen US-Dollar ging. 


Am 19. September 1991 nahmen 
Mermelstein und seine Anwälte 
ihre Klage gegen die Beschuldig- 
ten wegen Ehrverletzung in 
schriftlicher oder anderer dauer- 
hafter Form (libel) und schwerer 
Kränkung zurück, nachdem der 
Richter des obersten einzel-staat- 
lichen Gerichts von Los Angeles, 
Stephen Lachs, die Strafanzeige 
des Klägers wegen wissentlich 
falscher Anschuldigung und 
einen Teil seiner Verleumdungs- 
klage bereits abgewiesen hatte. 


Ende eines zehnjährigen 
Rechtsstreites 


Der Zusammenbruch des Falles 
Mermelstein beendet einen bitte- 


ren, zehnjährigen Rechtskampf, - 


der weltweit Aufsehen erregt 
hatte. 


Während der sieben Tage der Vor- 
träge und einleitenden Vorbrin- 
gen der Parteien kam Richter 
Lachs zu dem Schluß, daß Mer- 
melsteins Klage zum größten Teil 
unbegründet sei. Da sie spürten, 
daß die Niederlage so gut wie un- 
vermeidlich war, gaben Mermel- 
steins Anwälte schließlich ihre 
Sache auf und baten um Verfah- 
renseinstellung für die verblei- 
benden Teile des Verfahrens. 

Als Mermelstein selbst am 13. 
September 1991 in den Zeugen- 
stand trat, machte er verwirrte, 
widersprüchliche und nachweis- 
lich falsche Aussagen. Zum Bei- 
spiel, um zu beweisen, daß er 
keine »öffentliche Figur« sei, 
schwor er zunächst, er habe in 
der Zeit von 1967 bis 1985 nur 
zehn Vorträge gehalten. Als er 
von dem Anwalt der Verteidi- 


gung Mark Lane mit einschlägi- 
gem Beweismaterial konfrontiert 
wurde, gab er zu, in Wirklichkeit 
mehr als 300 Vorträge gehalten 
zu haben. ; 


Und am 17. September griffen 
Mermelsteins Anwälte, Law- 
rence Heller und Peter Bersin, 
den Anwalt der Liberty Lobby 
und angesehenen Bürgerrechts- 
Aktivisten Mark Lane verbal mit 
groben Beleidigungen unter 
Drohgebärden an. 


Aufklärung der 


Mermelsteins Schlacht gegen das 
IHR wurde in einem fernsehge- 
rechten Film »Never Forget« 
(»Niemals vergessen«), der im 
April 1991 über das landesweite 
Kabelnetz TNT ausgestrahlt 
wurde, dramatisiert. Der alt- 
gediente Schauspieler Leonard 
Nimoy spielte den ehemaligen In- 
sassen der Lager Auschwitz und 
Buchenwald. 


Das Institute for Historical Re- 
view (Institut zur Überprüfung 
der Geschichte) ist weithin, — 
wenn auch fälschlicherweise - als 
die Institution bekannt, die 
»sagt, daß der Holocaust niemals 
stattfand«. Gegründet im Jahre 
1979, ist das IHR in Wirklichkeit 
ein ernsthaftes, unparteiisches 
Bildungsunternehmen, das die 
Tradition des Historischen Revi- 
sionismus fortsetzt, zu dessen 
Pionieren namhafte Historiker 
wie Harry Elmer Barnes, A.J.P. 
Taylor, Charles Tansill, William 
H. Chamberlin und David Hog- 
gan zählen. Es ist bestrebt, bis- 
lang unterdrückte Informationen 
über Schlüsselkapitel der Ge- 
schichte, speziell der Geschichte 
des 20. Jahrhunderts, die heute 
eine besondere Bedeutung ha- 
ben, ans Tageslicht zu bringen. 
Vielleicht der bekannteste und si- 
cherlich umstrittenste Gesichts- 
punkt der Arbeit des IHR war 
seine Abhandlung des Themas 
Holocaust. D 
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George Bush 
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Das Fenster 
der guten 
Gelegen- 


heiten 


Victor Marchetti 


Das gesamte Konzept der Neuen Weltordnung von der Präsident 
Bush während des militärischen Aufmarsches am Persischen Golf 
häufig sprach und das den ganzen Krieg hindurch und in den darauf- 
folgenden Monaten überall wiederhallte, war ebenso schlecht konzi- 
piert wie es endlos vom Präsidenten und Regierungssprechern wie- 


dergekaut wurde. 


Ursprünglich darauf abge- 
stimmt, den Sinn eines neuen Ge- 
meinschaftsgeistes unter den 
Staaten der Welt zu vermitteln 
und der Ansicht der USA, daß 
die Welt sich gegen Saddam Hus- 
sein zusammengeschlossen habe 
Glaubwürdigkeit zu verleihen, 
wurde der Begriff dazu miß- 
braucht, um die Tatsache zu ver- 
tuschen, daß die große Mehrheit, 
der in die Schußlinie gebrachten 
Menschenleben und das in den 
Kampf zur Vertreibung Saddam 
Husseins aus Kuwait gesteckte 
Vermögen amerikanischen Ur- 
sprungs waren — und auch um ei- 
nem fehlgeplanten, überstürzten 
und kaum verstandenen Sturz in 
den Krieg einen Glanz des offen- 
kundigen Schicksals zu verlei- 
hen. 


Nichts als hoch- 
trabende Rhetorik 


Im September vergangenen Jah- 
resschrieb CODE, daß der Präsi- 
dent mit seinem nationalen Si- 
cherheitsberater Brent Scowcroft 
in Main beim Angeln war, als ihm 
der Gedanke durch den Kopf 
schoß und er damit vor seinem 
Gehilfen herausplatzte. Es klang 
gut. Aber jetzt, wo er den klugen 
Slogan gefunden hat, der zu sei- 
ner Aktion am Golf paßt, muß 
sich der Präsident für die richtige 
Fortsetzung entscheiden. Dies 
wird nicht so leicht sein, als es 
war, die hochtrabende Rhetorik 
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zu erfinden, die er sich kunstfer- 
tig ausgedacht hatte, um seinen 
August-Vorstoß an den Rand des 
Krieges zu verschleiern. Indes- 
sen treibt der gewiefte Saddam 
Hussein weiterhin sein Katz-und- 
Maus-Spiel mit Mr. Bush. 

Dies ist in der Tat ein Spiel, das 
bis zum heutigen Tage andauert. 


US-Soldaten starben im Krieg 
am Persischen Golf, der die 
Probleme der Region nicht ge- 
löst hat. 


Wie wir im Januar feststellten, 
wußte Saddam Hussein von An- 
fang an, daß er nicht hoffen 
konnte, einen Krieg gegen die ge- 
ballte Militärmacht der USA und 
ihrer Alliierten zu gewinnen. 
»Stattdessen« schrieben wir, 
»zielt er darauf ab, nicht zu ver- 
lieren.« Trotz der fast völligen 
Zerstörung seines Landes klam- 
mert Saddam Hussein sich an der 
Macht fest, widersetzt sich den 
USA, und macht Bushs Macho- 
Geste gegenüber dem Irak vor 
und während des Krieges und sei- 
nen Versuch, sie »persönlich« er- 
scheinen zu lassen, zum Gespött. 


Wir untersuchten auch die Mög- 
lichkeit einer aus der Asche der 
Zerstörung des Iraks heraus ge- 
borenen »Neuen Weltordnung«. 
Wenn aus dem Krieg am Persi- 
schen Golf eine neue Weltord- 
nung. hervortreten soll, dann 
muß etwas mehr als nur der Sieg 
gegen den Irak und die Vernich- 
tung Saddam Husseins vollbracht 
werden. Ein militärischer Sieg 
wird nur dann zu einem politi- 
schen Sieg, wenn die vielen ande- 
ren Probleme der Region klug 
und gerecht gelöst werden. Die 
USA können eine solche Lösung 
nicht mit Gewalt herbeiführen, 
aber sie können die Anliegerstaa- 
ten der Region bei der Ausarbei- 
tung eines gerechten und ehren- 
haften Frieden für alle beteilig- 
ten Parteien leiten und unterstüt- 
zen. 


Natürlich ist das noch zu lösende 
Hauptproblem im Nahen Osten 


der  israelisch-palästinensische 
Konflikt, der, wie so viele Israelis 
und ihre Freunde in Amerika 
fürchteten, unmittelbar nach 
dem Krieg in den Vordergrund 
gerückt werden würde. Diese 
Furcht erklärt auch Israels angeb- 
lich erstaunliches Niveau der Zu- 
sammenarbeit während des Krie- 
ges, das von ihm verlangte, nur 
stillzuhalten und den Irak nicht 
aus Rache für die von Saddam 
Hussein auf israelische Ziele ab- 
geschossenen Scud-Raketen an- 
zugreifen. 


Der Preis für die 
Nachsichtigkeit 


Israelische 
spielten 
während des Krieges, den mann- 
haften Widerstand gegen ihren 
natürlichen Drang, als Reaktion 
auf Saddam Husseins Scud-An- 
griffe irakische Ziele in Schutt 
und Asche zu legen, sehr hoch 
und machten es den ganzen Krieg 
hindurch immer wieder klar, daß 
eine solche Zusammenarbeit ih- 
ren Preis haben werde - und ei- 
nen deftigen dazu. 


Regierungsbeamte 


Aber es ist traurigerweise offen- 
sichtlich geworden, daß Bushs 
Versuch, eine Neue Weltordnung 
einzuläuten, ebenso kläglich ge- 
scheitert ist, wie seine Friedens- 
bemühungen im Nahen Osten ge- 
scheitert zu sein scheinen. Ob- 
wohl die Israelis anscheinend Si- 
gnale aussenden, daß sie zumin- 
dest dazu bereit sind, einer inter- 


ihre Nachsichtigkeit: 


&, 


nationalen Friedenskonferrenz 
beizuwohnen, schränken sie 
diese Bereitschaft mit einer Be- 
dingung nach der anderen ein. 
Und sie haben von Anfang an er- 


klärt, daß sie kein Territorium 


aufgeben werden. 


Obwohl dies weithin von optimi- 
stischen Beobachtern und von 
der amerikanischen Regierung 
selbst als gewiefte Verhandlungs- 
position ausgelegt wird, ist klar, 
.. daß das Tempo der Entwicklung 

von jüdischen Siedlungen am 
Westufer es unwahrscheinlich er- 
‘ ‚scheinen läßt, daß Israel jemals 
die Gewalt über die Region an 
die Palästinenser übergeben 
wird, zumal es einen so großen 
Badarf an Land hat, um den ge- 
waltigen Strom sowjet-jüdischer 
Einwanderer, der täglich herein- 
kommt, anzusiedeln. 


Die Ereignisse haben 
Ihr eigenes Leben 


: Die arabischen Länder haben 
nur zögernd auf Bakers Pendeldi- 
- plomatie reagiert, obwohl eine 
- Art Durchbruch erzielt wurde, 
als Syrien, Israels unversöhnlich- 
'ster noch verbleibender Feind, 
- sich im Prinzip dazu bereit er- 
klärte, sich mit Israel an einen 
- Tisch zu setzen, um über Frieden 
. zu reden. Aber selbst dies wurde 
von den Israelis als »Taktik« ver- 
‚worfen, weil Syrien sich damit 
.bei der Bush-Regierung ein- 
'schmeicheln will. Die in Israel le- 
.. benden Juden und ihre Freunde 
° in Amerika sehen das Syrien als 
Narr der Araber, der zu den ara- 
“ bischen Ländern tendiert und da- 
bei aktiv israelfeindlich ist. 


Von daher gesehen erweist sich 
der Nahe Osten, das erste Prüfge- 
- lände hinsichtlich der Fähigkeit 

der Neuen Weltordnung, den 
: Frieden zu bringen und ihren Wil- 

len durchzusetzen, als hartnäcki- 

ger Schlamassel, wie er:es seit je- 

her war. Die Pluspunkte, die 

Bush behauptete, während des 

Krieges gesammelt zu haben, als 
- er die Saudis, die Olstaaten am 
Golf, Syrien und Israel gegen ei- 
nen eroberungslustigen Irak ver- 
teidigte, haben sich praktisch als 
wertlos erwiesen. Keines der be- 
teiligten Länder hat größere Kon- 
zessionen gemacht, trotz wieder- 
holter dringender Aufforderun- 
gen und Erinnerungen an ameri- 
kanische Opfer, die in ihrem Na- 
men gebracht wurden. Auch Dro- 
. hungen damit, kein Kriegsgerät 


mehr verkaufen oder die Hilfslei- 
stungen einstellen zu wollen, ha- 
ben nicht sehr viel in Richtung 
Kooperation bewegt. 


Jetzt, wo diese Zeilen geschrie- 
ben werden, scheint die vom Prä- 
sidenten verkündete Neue Wel- 
tordnung mit Amerika am Steuer- 
rad schon weit auf dem Wege des 
völligen Auseinanderfallens zu 
sein. Im Nahen Osten ereignen 
sich die Dinge genau so, wie es 
immer geschehen ist, umgeben 
von Heimlichkeiten und Intri- 
gen, für Beobachter aus dem We- 
sten alles völlig verblüffend. 


Ein Informant aus dem Weißen 
Haus sagte zu uns: »Vergessen 
Sie die Neue Weltordnung. Wenn 
der. Präsident im Nahen Osten 
keinen Frieden zustandebringt, 
gibt es keine Neue Weltordnung. 
Dies ist die große Herausforde- 


- rung, der sich der Präsident jetzt 


gegenübersieht.« 


Die Ereignisse haben ihr eigenes 
Leben bekommen, und die USA 
haben wieder einmal festgestellt, 
daß ihre Intervention in der Re- 
gion, ob sie nun ausdrücklich er- 
folgte, um für Israel die Kasta- 
nien aus dem Feuer zu holen oder 
im Namen einer Neuen Weltord- 
nung, Ergebnisse gezeitigt hat, 
die genau das Gegenteil von den 
angestrebten Zielen sind. 


Außenpolitik ist 
Bushs Spiel 


Es gibt noch gewisse andere Slo- 
gans, die im Weißen Haus nicht 
mehr benutzt werden. »Neue 
Weltordnung« und »Fenster der 
günstigen Gelegenheiten« sind 
zwei davon. Sie sind alle im Kor- 
ridorschrank verschwunden, zu- 
sammen mit »tausend Lichtpunk- 
ten«, um nie wieder. benutzt zu 
werden. Dies bedeutet jedoch 
nicht, daß der US-Präsident jegli- 
ches Interesse am Nahen Osten 
verloren hat. Es ist nur so, daß er 
im Augenblick mit anderen au- 
Benpolitischen Problemen be- 
schäftigt ist. 


Außenpolitik ist George Bushs 
Spiel, und er packt sie weitge- 
hend in der gleichen Weise an, 
wie er andere Spiele betreibt: Mit 
Schwung, rasender Aktionsfreu- 
digkeit und innerhalb kurzer 


"Zeit. 


Die gleichen Züge treten in den 


Nachrichtenmedien und in der ° 


amerikanischen Öffentlichkeit in 
Erscheinung. Es machte Spaß so- 
lange es dauerte, aber nichts ist 
so alt, wie die Zeitung von ge- 
stern oder das letzte politische 
Abenteuer des Präsidenten. Ge- 
orge Bush ist der vollkommene 
Politiker. Er war es sein Leben 
lang, und er ist gut darin. Er 
denkt stets nach vorn. So hat er 
es bis zur Spitze seines Berufs ge- 
bracht. Sobald eine Politik an- 
fängt sich träge dahinzuschlep- 
pen und die Öffentlichkeit ihrer 
überdrüssig wird, pfeift er eine 
andere Melodie. Und er hat 
Glück damit. 


Michael Gorbatschow und das 
zusammenbrechende Sowjet- 
reich bieten dem amerikanischen 


. Präsidenten ständig neue Gele- 


genheiten, vor halb beendeten 
Abenteuern davonzulaufen, be- 
vor die Öffentlichkeit ihn zur Re- 
chenschaft ziehen kann. 


Jedoch, ‚wenn Manuel Noriega 
und Panama vielleicht längst ver- 
gessen sind, werden der Nahe 
Osten und Israel immer noch 
Amerika beschäftigen. Bush 
kann dies nicht, für immer außer 
Acht lassen. Sie werden nicht ver- 
schwinden, auch nicht wenn er 
versucht, sie mit Milliarden von 
Dollar des amerikanischen Steu- 
erzahlers aufzukaufen. 


Daher kommt, daß der Präsi- 
dent, stets ein Politiker, schon 
jetzt das Fundament für seine 
Kampagne zur Wiederwahl legt. 
Dies beunruhigt die zionistische 
Pro-Israel-Lobby, weil sie nicht 
sieht, daß Bush über den Frieden 
im Nahen Osten unbedingt einen 
guten Handel mit Israel abschlie- 
Ben wird. Bush, der niemals ein 
großer Fan des Zionismus oder 
des Judenstaates war, könnte 
sehr wohl gegenüber den Israelis 
in bezug auf deren Forderung 
nach mehr Geld, nämlich die an- 
stehende Anleihegarantie in 
Höhe von zehn Milliarden Dol- 
lar, eine harte Verhandlungsposi- 
tion beziehen. 


Die derzeitige Lage 
von George Bush 


Douglas Bloofield, ein Politik- 
sachverständiger für die »Was- 
hington Jewish Week« und ehe- 
maliger AIPAC-Stratege auf 
Kongreßebene, ist besorgt dar- 
über, daß Bush 1992 mit einem 
»KKK«-Wahlprogramm - Ku- 
wait, Quoten und Kongreß - kan- 


x; 


didieren wird. Es ist der Kon- 
greßteil des Wahlprogramms, der 
Bloomfield und die zionistische 
Interessensgruppe beunruhigt. 
Der Präsident wird den Kongreß 
für alle Probleme Amerikas ver- 
antwortlich machen. Dies und 
die Tatsache, daß Bush 1988 nicht 
mit zionistischem Geld oder 
Stimmen gewonnen hat und auch 
nicht beabsichtigt, sich bei den 
Bemühungen um seine Wieder- 
wahl, um das eine oder andere zu 
bemühen. Bush braucht die Zio- 
nisten nicht und das wissen sie. 


Die politische Macht der Zioni- - 
sten liegt beim Kongreß, wo Al- 
PAC und andere zionistische 
Lobbyisten die Mittel haben, Un- 
terstützung für Israel zu kaufen 
oder zu erzwingen. Aber der 
Kongreß wird von den Demokra- 
ten beherrscht, nicht von Bushs 
Republican Party. 


Während die zionistische Interes- 
sensgruppe vielleicht in der Lage 
sein wird, ein großes neues Hilfs- 
programm im Kongreß durchzu- 
peitschen, könnte der Präsident 
es - im Lichte der Bedürfnisse 
des neuen Rußlands und Osteu- 
röpas sowie Amerikas eigener . 
ständig wachsenden innenpoliti- 
schen Schwierigkeiten - für 
zweckmäßig erachten, gegen 
eine solche skandalöse Ausplün- 
derung sein Veto einzulegen. Um 
dieses zu überstimmen, müßte 
die zionistische Lobby eine Zwei- 
drittelmehrheit in beiden Häu- 
sern Kaufen oder stehlen. 


Die Lobby redet noch nicht offen 
über diese Möglichkeit. Sie hat 
erst damit begonnen, darüber 
nachzudenken. Aber sie wird 
langsam unruhig. Bush könnte 
den Frieden im Nahen Osten 
nicht mit dem Angebot eines 
großzügigen Hilfspakets für Is- 
rael verknüpfen. Er könnte statt- 


‚dessen auf die Israelis bauen, mit 


den Palästinensern und Arabern 
in der Region Frieden zu machen 
und gleichzeitig bei neuen Hilfs- 
leistungen weniger entgegen- 
kommend sein. Ob der Präsident 
nun diese Verknüpfung oder le- 
diglich ein abgebrühtes Feilschen 
mit den Israelis wählt, der Kon- 
greß wird zwischen dem bissigen 
Hund und dem Feuerschutzhy- 
dranten sitzen, und das geschieht 
ihm recht. 


Seltsamerweise beschert die der- 
zeitige Lage Präsident Bush ein 
neues »Fenster der guten Gele- . 
genheiten«. 
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USA 


Ein Schwarzer 
als Richter 


gegen 


die Linken 


Robert L. Brock 


Die Ernennung von Clarence Thomas für den Obersten Gerichtshof 
der USA, obwohl sie bei einer kürzlichen Meinungsumfrage von 64 
Prozent der Bevölkerung begrüßt wird, hat einen Strudel von Kon- 
troversen ausgelöst. Dieser Beschluß zugunsten von Richter Tho- 
mas hat nämlich unter den Mitgliedern des Congressional Black 
Caucus - den Wahlkampf zum Kongreß und die Richtlinien der Par- 
tei bestimmendes Gremium von Schwarzen - so starke Besorgnis 
ausgelöst, daß sie eiligst 20 zu eins abstimmten, um mitzuhelfen, die 
Ernennung ihres schwarzen Bruders zu verhindern. 


Im »Wall Street Journal«, unter 
der Überschrift: »Der wirkliche 
Grund, warum. der schwarze 
Wahlausschuß gegen Thomas, 
das einzige republikanische Mit- 
glied des Ausschusses ist«, warf 
der Abgeordnete Gary Franks 
aus dem US-Bundesstaat Con- 
necticut Licht auf die wütende 
Opposition. Franks sagte ein- 
fach: »Das ist so, weil er ein Kon- 
servativer ist.« Franks weiß, daß 
die Ernennung von Thomas ein 
Streitpunkt darüber ist, welche 
Ansichten Schwarze haben dür- 
fen. 


Problem für 
die Liberalen 


Der Black Caucus glaubt, daß Ju- 
stice Thomas ein Rollenmodell 
für Millionen von Amerikanern, 
einschließlich schwarze Amerika- 
ner, wäre. Thomas würde eine 
konkurrierende - das heißt nicht 
liberale - Ansicht über die 
schwarz-amerikanische Erfah- 
rung legitimieren. Daher wollen 
einige schwarze Führer Thomas 
besiegen, gerade deswegen, weil 
er ein Schwarzer ist. Die erstaun- 
liche Wahrheit ist, daß er freund- 
licher zu einem weißen Prote- 
stanten wäre. 


Würden diese schwarzen Kon- 
greBabgeordneten David Duke - 
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‚seinem Büro 


einen Protestanten, der derzeit 
Thomas unterstützt bevorzugen 
oder Lester Maddox, den »Axt- 
stiel«, oder Orval Faubus oder 
George Wallace - alles Protestan- 
ten? Oder würden diese Schwar- 
zen einen Juden, die Hauptstütze 
für die liberale Linke, für das 
Oberste Gericht unterstützen? 


Thomas ist kein Neuling für Kon- 
troversen. Er hat frei und heraus- 
fordernd alle »speziellen Protek- 
tionen« für rassische Gruppen 
verurteilt. 


Der Richter denkt für sich selbst; 
er legt Gewicht auf Selbsthilfe 
der Schwarzen. Thomas unter- 
stützt Programme, mit denen 
gleiche Chancen und unabhän- 
gige Ansichten gefördert werden. 


»Es ist politisch«, sagt Franks. 
»Clarence ist für schwarze Libe- 
rale ein Problem, weil sie zum er- 
sten Mal erkennen, daß 
Schwarze nicht im Gleichschritt 
nach ihrer Denkart mitmarschie- 
ren.« 


Nur solche persönlichen Interes- 
sen können die ätzende Schärfe 
erklären, die einige Schwarze 
Thomas entgegenschleudern. 
Der Abgeordnete William Clay 
verteilte einen Brief, in dem be- 
hauptet wird, Thomas habe »in 
schamlos eine 


Flagge der Konföderierten aufge- 
stellt«. Aber US-Senator John 
Danforth wies darauf hin, daß es 
sich in Wirklichkeit um die Flagge 
des Staates Georgia händelt und 
lediglich die Verwurzelung des 
Patrioten Thomas mit dem Staat 
Georgia symbolisiere. 


Schließlich, sagt Franks, könnten 
die tiefsten Befürchtungen 
schwarzer Liberaler daher rüh- 
ren, daß, wenn Thomas erst ein- 
mal im Obersten Gericht sitzt, 
»schwarze Republikaner dann 
zum ersten Mal in allen drei 
Zweigen der Regierung hohe Po- 
sitionen innehaben«. 


In den letzten vier Jahrzehnten 
haben nach links tendierende de- 
mokratische Juden schwarze Po- 
litiker in ihre Amter geführt und 


sie als Liberale, als Teil des Pro- - 


gramms der Bürgerrechtler und 
Integrationisten, deklariert. 


Wenn einer sich nicht an 
die Spielregeln hält 


Die zentrale Frage in bezug auf 
Thomas’ Bestätigung durch den 
Senat sollte nicht seine Eignung 
zu diesem Posten sein, wie sie 
sich aus seinen politischen, ideo- 
logischen und religiösen Über- 
zeugungen ableitet. Zu der 
Schlußfolgerung hinsichtlich sei- 
ner Eignung für den Posten sollte 
man stattdessen durch Prüfung 
seines gesamten Werdegangs, 
und was dieser über sein Ver- 
ständnis und seine Fähigkeit, das 
Gesetz unter Einhaltung des 
Mandats der amerikanischen Ver- 
fassung anzuwenden, aussagt. 


Die Opposition gegen Thomas’ 
Bestätigung wird von der entspre- 
chenden Tagesordnung verschie- 
dener besonderer Interessen- 
gruppen bestimmt. Dies hat 
nichts mit seinen Fähigkeiten zu 
tun. Er ist ein Opfer des »Bor- 
king« geworden - einer willkürli- 
chen Kampagne von Lügen, Ver- 
leumdungen,  Verunglimpfun- 
gen, Angriffen in der Presse, Fal- 
schaussagen und anderer Schmä- 
hungen -, ein Verfahren das vom 
liberalen Establishment jedesmal 
angewendet wird, um jemanden 
zu disqualifizieren, der sich nicht 
an die liberale Tagesordnung 
hält. Im Falle Thomas könnte 
man das »Black Borking« nen- 
nen. 


Um nur einige dieser Verzerrun- 
gen zu nennen: Die National Or- 


ganization for Women (NOW) - 


eine spezielle Interessengruppe 
von grundsätzlich weißen hete- 
rosexuellen Frauen, einige Les- 
bierinnen und vielen Befürwor- 
tern der Abtreibung -, »ist dabei, 
ihn. zu borken«, sagt Florence 
Kennedy, eine ‚schwarze Anwäl- 
ting und NOW-Mitglied. »Wir 
werden ihn politisch töten. Die- 
ser kleine Fiesling - wo kommt 
der überhaupt her?« 


»Wir glauben, daß seine Nomi- 
nierung eigentlich eine Beleidi- 
gung für das Vermächtnis von 
Thurgood Marshall ist und für al- 
les, wofür er auf dem Richter- 
stuhl und im Leben eintrat«, 
sagte Patricia Ireland von der 
NOW. 


Der Abgeordnete Edward Roy- 
bal, Vorsitzender des Select Com- 
mittee on Aging (Ausgewählter 
Ausschuß für das Altwerden), be- 
hauptete, Thomas’ Ruf, Be- 
schwerden über Diskriminierung 
wegen zu hohen Alters »völlig 
mißachtet« zu haben, als er Vor- 
sitzender der Equal Employment 
Opportunity Commission (EEOC 
= Kommission für gleiche Be- 
schäftigungschancen) war, sei un- 
annehmbar. Roybal meinte, er 
werde älteren Bürgern dringend 
raten, den Senat unter Druck zu 
setzen, Thomas abzuweisen. 


Schwarze greifen 
Schwarze an 


US-Präsident Bush richtete sich 
nach einer Rassenquote, als er 
Thomas zum zweiten schwarzen 
Richter am Obersten Gerichts- 
hof ernannte, sagte der Führer 
der Senatsmehrheit George Mit- 
chel, ein Liberaler. 


»Ich akzeptiere die Erklärung 
des Präsidenten, Rassenzugehö- 
rigkeit sei bei dieser Ernennung 
überhaupt kein Faktor gewesen, 
nicht«, setzte Mitchell hinzu. 
»Die Rasse spielte schon eine 
Rolle ... Ich glaube nicht, daß es 
auch nur eine Handvoll Amerika- 
ner gibt, die das Gegenteil glau- 
ben.« 


Bush wies Mitchells Behauptung 
zurück. Er stellte fest, daß mehr 
als 30 Prozent der Streitkräfte am 
Persischen Golf Schwarze waren. 


Wo waren damals die Liberalen? 
Und warum sollte jetzt die Ernen- 
nung von Thomas, eines schwar- 


en 


Br 


zen Amerikaners, ein Streit- 
punkt wegen seiner Rassezuge- 
hörigkeit sein? 


Ein weiteres Beispiel eines 
Schwarzen, der Thomas angriff, 
geschah als der US-Civil Rights 
Commissioner Mary Frances 
Berry sagte, Thomas’ Ernennung 
sei »beleidigend für diejenigen, 
die in den Bürgerrechtsbewegun- 
gen marschierten, ins Gefängnis 
gingen und starben, so daßerund 
andere Afro-Amerikaner es in ei- 
nem anderen Amerika zu etwas 
bringen konnte«. 


Trotz derartiger Attacken bewegt 
sich Thomas’ Widerstand gegen 
eine auf Rassezugehörigkeit ba- 
sierende Durchsetzung der Ver- 
fassung und der EEOC-Bestim- 
mungen im Rahmen der 14. Ge- 
setzesänderung. 


Die liberale Logik scheint ihren 
Brennpunkt auf Rasse statt auf 
Fähigkeiten zu richten. 


Was verursacht einen Schwarzen, 
für eine Aufgabe nicht qualifi- 
ziert zu sein? Weil ein Schwarzer 
keine Bildung genießt? — Also 
schulen sie den Schwarzen zu- 
sammen mit Weißen ein. 

Wenn er dann immer noch nicht 
die gewünschte Anstellung be- 
kommt oder den höheren Bil- 
dungsweg einschlagen kann, liegt 
es dann an seiner Rasse oder 
Hautfarbe? Dann sagen sie, der 
Schwarze braucht eine Ausbil- 
dung auf Bundesebene, Gesund- 
heitsfürsorge, noch mehr Wohl- 
fahrt, schwarze Kulturbildung, 
politische Befugnisse, um Base- 
ball zu spielen, eingezogen zu 
werden, auf den Mond zu flie- 
gen, aus dem Gefängnis heraus- 
zukommen, eine weiße Frau zu 
heiraten — und so weiter, und so 
weiter. 


Schwarze als 
politisches Brecheisen 


Schwarze greifen Schwarze an, 
und das Auseinanderbrechen der 
Einheit ehemaliger Sklaven 
nahm Ende der achtziger Jahre 
seinen Anfang, als weiße Wohltä- 
ter von BookerT. Washington zu- 
rückgewiesen wurden. Er wei- 
gerte sich, sich ihren sozialisti- 
schen politischen Plänen anzu- 
schließen, was die NAACP spä- 
ter tat. Als Folge davon began- 
nen weiße Sozialisten damit, 
Washington und andere 
Schwarze mit der Unterstützung 


Clarence Thomas (links) wurde von US-Präsident Bush gegen 
den Widerstand des linken schwarzen Establishments zum ober- 
sten Richter berufen. 


von schwarzen Lakaien anzugrei- 
fen. 


Daß Schwarze unter der Leitung 
von Weißen Schwarze angreifen, 
ist nicht neu. Schon seitdem die 
weißen Liberalen des linken Flü- 
gels über ihre bösartigen An- 
griffe auf den national eingestell- 
ten Booker T. Washington in die 
schwarze Gemeinde eindrangen, 
kämpfen diese weißen Liberalen 
und ihre »schwarzen Renn- 
hunde« gegen Schwarze, die ge- 
gen Quoten und bejahende Ak- 
tionsprogramme, die auf Rasse- 
zugehörigkeit beruhen, sind. 

Sie haben gekämpft und aufge- 
stachelt gegen: den schwarzen 
Nationalisten/Pan-Afrikanisten 
Marcus Garvey, gegen schwarze 
Separatisten und Reparationi- 
sten (Rückführer in die Heimat) 
und Selbsthilfegruppen, schwar- 
ze Republikaner, schwarze Kon- 
servative und einfach gegen jede 
Organisation von Schwarzen, die 
auf Selbstbestimmung hinarbei- 
tet. 


Clarence M. Pendleton jun., ein 
Schwarzer, der die Civil Rights 
Commission leitete, stellte im 
Mai 1985 ganz richtig fest: »Ich 
sehe nichts im Gesetz, das von ir- 
gendjemandem verlangt, seine 
Vergangenheit nachzuholen.« 


Thomas sagte 1987: »Meine Op- 
position gegen Präferenzen und 
Quoten ist nicht nur eine Frage 
der Verfassung und des Gesetzes; 
es ist eine Frage der Moral, der 
Ethik.« 


Farbenblinder Vollzug der Verfas- 
sung würde den Schwarzen da- 
durch helfen, daß der Zustand, 
der durch die 13. Anderung der 
Verfassung korrigiert werden 
sollte, das heißt, das Negerskla- 
ventum abzuschaffen, die Sym- 
bole der Sklaverei beseitigt. 


Rasse und Hautfarbe sollten in 
den Rechtsfällen Priggs gegen 
Commonwealth und Dred Scott 
niemals ein Faktor sein. Rasse 
wurde nur benutzt, um den Zu- 
stand der Sklaverei aufrechtzuer- 
halten. Warum also benutzt der 
amerikanische Kongreß den Fak- 
tor Rasse bei seiner Bürger- 
rechts-Gesetzgebung? 


Farbenblinder Gesetzesvollzug 
würde es mit sich bringen, daß 
rund 22 liberale Nassauer-Grup- 
pen auf der Strecke bleiben. Ver- 
bessern sie den Zustand der 
Schwarzen und die verbessern 
den Zustand Amerikas. In weni- 
ger als vier Jahren würden Ver- 
brechen, Armut und Liberale in 
der Abenddämmerung ver- 
schwinden. 


Schwarze müssen 
links-liberal sein 


Weiße Liberale und zionistische 
politische Manager kämpfen ge- 
gen jeden Schwarzen, der sich 
weigert, vor der liberal-linken po- 
litischen Einstellung einen Kotau 
zu vollziehen. In dieser Hinsicht 
ist ein Schwarzer wie Thomas, 
der.allein gegen eine kombinierte 


weiße liberale Machtstruktur 
und ihre »farbigen Lakaien« 
steht, höchst willkommen. Seine 
Bestätigung für eine so hohe Po- 
sition, wie die eines Richters am 
Obersten Gericht der USA, wird 
ein Beispiel für alle Amerikaner 
setzen. Sie könnte auch dazu bei- 
tragen, die Manipulation und Be- 
herrschung schwarzer Politik 


‘durch Liberale in der Demokrati- 


schen Partei, unter Verletzung 
des Voting Right Act (Wahl- 
rechtsgesetz) zu zerschlagen und 
zu stoppen. 


Was ist denn so schlecht an Tho- 
mas? Ein Weißer, George Bush, 
hat ihn ernannt. Ein Weißer, Da- 
vid Duke, unterstützt ihn. Sena- 
tor C. Danforth hilft ihm im ame- 
rikanischen Senat. 


Diese drei weißen Männer unter- 
stützen Thomas als rasseblinden 
und farbenblinden Juristen am 
Obersten Gericht. Dies ist 125 
Jahre nachdem die Verabschie- 
dung der 13. Verfassungsände- 
rung dem Kongreß die Macht ver- 
lieh, den Zustand der Verskla- 
vung der Schwarzen zu beenden. 


Die verborgene 
liberale Politik 


Das Statement eines liberalen 
Schwarzen bezüglich Thomas 
gibt vielleicht einen Einblick in 
die Opposition von Schwarzen 
gegen Thomas. 


»Wir sind zu der Schlußfolgerung 
gekommen, daß Thomas’ Bestäti- 
gung dem besten Interessen der 
Afro-Amerikaner abträglich 
wäre«, sagte der NAACP-Vorsit- 
zende William Gipson. »Thomas 
inkonsequente Ansichten über 
Bürgerrechte machen ihn zu ei- 
nem unvorhersehbaren Element 
an einem immer radikaler wer- 
denden konservativen Gericht.« 


Das obige Statement spiegelt 
nicht die Ansichten der meisten 
Afro-Amerikaner in bezug auf 
Thomas wider. Die NAACP be- 
urteilt Thomas von einem liberal- 
politischen Standpunkt aus. 


Die schwarze Gemeinde ist mehr 
an der Tatsache interessiert, daß 
Thomas ein Schwarzer ist, der 
aus der Armut emporgestiegen 


. ist und in einer von Weißen domi- 


nierten Gesellschaft seinen Weg 
gemacht hat. Dies qualifiziert ihn 
ihrer Ansicht nach dazu, den Po- 
sten zu bekleiden. oO 
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5 Tal Be en Des ee Yu 


Korruption 
und Schmier- 
geld sind 

an der 
lagesordnun 


David Hudson 


Hier soll jetzt die Regierung und die Banker von Panama, Junior- 
partner in der Neuen Weltordnung, und deren offiziell verkündeten 
Krieg gegen illegalen Drogenhandel und Geldwäsche gelobt wer- 
den. Panamas Präsident Guillermo Endara Galimany und seine Re- 
gierung sind brav durch die legislativen und regulativen Ringe - je- 
denfalls durch die meisten - durchgeschlüpft, die das amerikanische 
Gesetzesvollzugs- und Finanz-Establishment aufstellt, und sind of- 
fenbar besser dazu geeignet, diese üblen Geißeln zu bekämpfen. 


Schauen wir uns einmal an, was 
sie getan haben. Im Januar 1990 
ein Monat nach dem Einmarsch 
der Amerikaner in Panama im 
Dezember 1989 und der Gefan- 
gennahme seines ehemaligen 
starken Mannes des Militärs und 
Stütze des CIA, General Manuel 
Noriega, unterzeichnete die En- 
dara-Regierung - die vor der In- 
vasion auf einem amerikanischen 
Militärstützpunkt vereidigt wor- 
den war — ein gegenseitiges Ko- 
operationsabkommen mit den 
Vereinigten Staaten. Als Chiles 
Amendment Agreement be- 
kannt, legt dieses Abkommen 
den beiden Regierungen die Ver- 
pflichtung zu einer ins Einzelne 
gehenden Zusammenarbeit bei 
der Drogenbekämpfung auf. 


Der Drogenhandel sollte 
bekämpft werden 


Dieser Vereinbarung folgte im 
April 1990 ein bilaterales Abkom- 
men über Drogenbekämpfung, 
wonach Panama als Gegenlei- 
'stung für technische Hilfe und an- 
derer Unterstützung durch die 
Vereinigten Staaten spezielle 
Maßnahmen gegen illegale Dro- 
genhändler treffen muß. Im Mai 
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Verdacht stehen, illegale Drogen 
zu befördern. 

An der Drogengeldwäsche-Front 
führte Panama auf »Ersuchen« 
der Amerikaner hin Bankbestim- 
mungen ein, wonach alle Bar- 
geldgeschäfte über 10000 Dollar 
hinaus meldepflichtig sind (Fe- 
bruar 1990) und verschärfte in 
jüngerer Zeit (Januar 1991) die 
Meldepflicht für die Eröffnung 
neuer Bankkonten und für Ge- 
schäfte mit bestehenden Konten, 
bei denen 10000 Dollar oder 
mehr an Reiseschecks, Bank- 
schecks oder Zahlungsanweisun- 
gen an einen einzigen «Inhaber» 
zahlbar gestellt oder indossiert 
werden. 


Seit dem Sturz des Generals Ma- 
nuel Noriega ließ die panamai- 
sche Regierung mehr als 370 mit 
dem Verdacht auf Geldwäsche 
zusammenhängende Bankkon- 
ten einfrieren, und die General- 
staatsanwaltschaft in Panama 
City hat die meisten Bankakten, 
die die US-Regierung für Ermitt- 
lungen und Strafverfolgungen an- 
gefordert hatte, zur Verfügung 
gestellt. 


Der US-Dollar ist Panamas ge- 
setzliches Zahlungsmittel, was 


General Manuel Noriega war Mitarbeiter von George Bush, als 
dieser den amerikanischen Geheimdienst CIA leitete. 


1990 erklärte Panama sich dazu 
bereit, den Verkauf und die Aus- 
fuhr von Chemikalien, die zur 
Herstellung von illegalen Drogen 
von wesentlicher Bedeutung 
sind, zu drosseln und den US- 
Coast Guards zu gestatten, an 
Bord von Schiffen unter pana 
maische Flagge zu gehen, die im 


die Zusammenarbeit zwischen 
Banken und Gesetzesvollstrek- 
kern beider Länder erleichtert. 

Im März 1990 glaubte der rundli- 
che Präsident Endara, dessen 
Normalgwicht bei 300 engl. 
Pfund liegt, daß die Vereinigten 
Staaten der Kooperationsbereit- 
schaft seines Landes und dem 


Wiederaufbau seiner Wirtschaft 
und Infrastruktur, die vier Mo- 
nate zuvor von amerikanischen 
Truppen dezimiert worden wa- 
ren, nicht genügend Aufmerk- 
samkeit zuteil werden ließen. In 
einem Schaukelstuhl in der rö- 
misch-katholischen Haupt-Ka- 
thedrale in Panama City sitzend, 
verweigerte der Präsident öffent- 
lich die Zusichnahme fester Nah- 
rungsmittel, wie er sagte, als Zei- 
chen der Solidarität mit Panamas 
Armen. 


Endaras Hungerstreik 
aus Solidarität 


Im darauffolgenden Monat, 
nachdem er wieder Nahrungsmit- 
tel zu sich genommen hatte, rei- 
ste Endara nach Washington und 
kehrte mit 420 Millionen Dollar 
an Hilfsleistungen zurück. Aber 
die Drogengeldwäsche ging wei- 
ter. 


Die maßgebende »Latin Ameri- 
can Times« berichtete im Mai: 
»Washington ist weiterhin be- 
sorgt darüber, daß die Erlöse aus 
dem Drogenhandel über pana- 
maische Banken und die Freihan- 
delszone Colon gewaschen wer- 
den. Darüberhinaus wird die 
Geldwäsche von US-Regierungs- 
beamten als Panamas schlimm- 
stes _Drogenbekämpfungspro- 
blem erachtet.« 


Ein Gebiet, aufdem Panama den 
amerikanischen Forderungen 
nicht zugestimmt hat, ist der Be- 
reich des Bankgeheimnises. Ein 
vorgeschlagenes Mutual Legal 
Assistance Agreement (Rechts- 
hilfeabkommen) hätte amerika- 
nischen Fahndern den Zugang zu 
den Bankakten derjenigen Perso- 
nen - Amerikanern oder anderen 
-gewährt, die im Verdacht ste- 
hen, gegen amerikanische Dro- 
gengesetze verstoßen oder ameri- 
kanische Steuern hinterzogen zu 
haben, was annähernd dem Zu- 
gang entspräche, den sie jetzt zu 
inländischen amerikanischen 
Bankakten haben. Das war für 
die Endara-Regierung zu viel, 
und das ist auch verständlich. 


Neben dem Panama-Kanal, des- 
sen strategischer und kommer- 
zieller Wert allerdings rückläufig 
ist, weil immer mehr Supertan- 
ker gebaut werden, die zu groß 
sind, um den Kanal durchfahren 
zu können, und weil die Fracht- 
kosten, über Schiene und Straße 
quer durch die amerikanische 
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Die Schattenseiten von Mrs. 
Aquinos Regierung sind Kor- 
ruption, Vetterwirtschaft und 
Schiebertum. 


»Landbrücke« nicht so hoch sein 
werden, ist der Banksektor das 
einzige, was das Land davon ab- 
hält, ein weiterer hoffnungsloser 
Fall in Mittelamerika zu werden, 
wie Honduras oder Guatemala. 


Die Vertraulichkeit, die Panama 
bietet, eine gesetzestreue Ge- 
schäftswelt, die nach Mitteln 
- sucht, um die Steuerlast zu ver- 
ringern und auch sonst frei von 
unnötiger Finanzbürokratie tätig 
‘sein will, sind lebenswichtig für 
die Wirtschaft des Landes. Sonst 
hätte dieses heiße, abgelegene 
und politisch unstabile Land we- 
nig zur Weltwirtschaft beizutra- 
gen. 


Geldwäsche ist immer 
noch leicht 


Ungeachtet der Gesetze, die 
amerikanische Gesetze zur Devi- 
senbewirtschaftung nachahmen, 
ist es immer noch leichter, zu ei- 
ner panamaischen oder auch zu 
einer anderen nichtamerikani- 
schen Bank zu gehen und dort 
offen Drogenverkaufserlöse zu 
waschen, wenn korrupte Bankbe- 
amte dabei mitspielen. Man kann 


sogar mit den sprichwörtlichen - 


Koffern voller Bargeld zum 
Haupteingang hineingehen, un- 
geachtet aller Gesetze und Be- 
stimmungen, die dem entgegen- 
stehen. Amerikanische Banker 
sind zwar nicht weniger korrupt, 
aber in Panama tätige Banken 


sind leichtere Ziele für amerika- 
nische Gesetzesvollstreckungs- 
behörden als andere Banken. 
Aber dies ist die Taktik von 
Schmalspur-Drogenhändlern mit 
verhältnismäßig kleinen Beträ- 
gen, die zu waschen sind. In die- 
sen aufgeklärten Zeiten bedie- 
nen sich ausgebuffte Drogen- 
händler, die in Panama operie- 
ren, gesetzestreuer Importeure 
und Exporteure, die in der Frei- 
handelszone Colon tätig sind, als 
Aushängeschilder und Partner. 


In dieser Zone werden Waren wie 
es heißt zur Verarbeitung einge- 


Der verbannte philippinische 
Präsident Ferdinand Marcos 
erlebte, was die Trilateralen un- 
ter »politischer Evolution« ver- 
stehen. 


führt und anschließend durch 
multinationale Gesellschaften 
auf zollfreier Basis wieder ausge- 
führt, zum Zweck der »Erhö- 
hung ihres Mehrwerts« in Pa- 
nama und der Unterbringung der 
»Gewinne« aus diesem höheren 
Mehrwert in Panamas Niedrig- 
steuer-Geschäftsumfeld. 


Aber die Vermischung von Dro- 
gengewinnen mit abgesehen da- 
von legalen Geschäftstätigkeiten 
ist für ausgebuffte Massendro- 
genhändler und ihre Geschäfts- 
komplizen verhältnismäßig leicht 
und für den Gesetzesvollzug 
schwierig zu entdecken, ohne die 
amtlich sanktionierten Zwecke 
der Freihandelszone zu zerstö- 
ren. 


Panama ist ein kleines Land, un- 
gefähr in der geographischen 
Größenordnung von West Virgi- 
nia, mit einer Bevölkerung von 


gerade unter 2,5 Millionen. Wenn 
sein Panama-Kanal und sein in- 
ternationaler Banksektor nicht 
wären, dann bestünde seine Wirt- 
schaft fast nur aus einem Exi- 
stenzminimum und der Planta- 
gen-Landwirtschaft. 1988 expor- 
tierte Panama Produkte im Werte 
von 280 Millionen Dollar und 
führte Waren im Werte von 709 
Millionen Dollar ein. Die Diffe- 
renz von 429 Millionen Dollar 
wurden durch Einkünfte aus dem 
Kanal und aus dem Bankwesen, 
Schiffseintragungsgebühren und 
natürlich durch Anleihen finan- 
ziert. - 


Armut, Schulden 
und Drogen 


Panamas Auslandsschuld beläuft 
sich auf 5,2 Milliarden Dollar, 
eine in Anbetracht seiner Bevöl- 
kerungsziffer erschreckende 
Summe. Pro-Kopf belaufen sich 
die Schulden auf etwa 2100 Dol- 
lar für jeden Mann, jede Frau und 
jedes Kind in Panama, höher als 
Argentiniens Pro-Kopf-Aus- 
landsschulden. Panamas Pro- 
Kopf-Staatseinkommen ist unge- 
fähr das gleiche wie Argenti- 
niens, gerade über 2000 Dollar 
pro Jahr. Panama könnte sein ge- 
samtes Bruttosozialprodukt für 
ein Jahr an seine ausländischen 
Gläubiger abtreten und hätte 
dann seine Schulden immer noch 
nicht abgezahlt. 


Betrachten wir einmal Panamas 
Aussichten: Der Panama-Kanal, 
der dank Jimmy Carters Schen- 
kung im Jahr 2000 ganz in Pana- 
mas Besitz übergeht, wird nicht 
die von Panama erhoffte Milch- 
kuh werden. Der Übergang des 
Westens zu George Bushs Neuer 
Weltordnung, mit verstärkten 
wirtschaftlichen Konzentratio- 
nen in Firmenhänden und einem 
mehr und mehr »Eine-Welt«- 
Banken- und Steuerwesen, wird 
die Nützlichkeit des Banksektors 
Panamas für die gesetzestreue 
Geschäftswelt verringern. Was 
soll ein armes Land tun? 


Alle preisen die Wieder- 
herstellung des 
alten Zustandes 


Panama wird zweifellos das tun, 
was es jetzt so gut versteht, Dro- 
gengeld und anderes Fluchtkapi- 
tal an sich ziehen. Panamas der- 
zeitige politische Führung ist ein 
Produkt des gleichen lokalen 
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Establishments, das den finan- 
ziellen Bedürfnissen von Auslän- 
dern, die nach einem Finanz-und 
Geldhafen suchten, so gut 
diente. In der Zukunft wird das 
Land noch mehr - nicht weniger 
— auf Drogengeld und Fluchtka- 
pital angewiesen sein als das jetzt 
der Fall ist. 

Man stelle sich einmal vor, Pa- 
nama sei die Philippinen. Dort 
steuerte das Establishment den 
Sturz eines amerikafreundlichen, 
antikommunistischen Präsiden- 
ten, Ferdinand Marcos, und er- 
setzte ihn durch Corazon 
Aquino. Aber Frau Aquino, die 
weit davon entfernt ist, die Refor- 
merin zu sein, als die sie darge- 
stellt wurde, steht stattdessen an 
der Spitze eines Regimes, daß 
nicht nur unfreundlich gegen- 
über Amerika, sondern viel kor- 
rupter als das vorangegangene 
Regime ist. 


Der Grund liegt auf der Hand: 
Mrs. Aquino ist ein Produkt des 
philippinischen Establishments, 
und Marcos war das nicht. Jetzt, 
wo die herkömmliche Elite wie- 
der ander Macht ist, eskaliert das 
Verlangen, mit kleinen Gaune- 
reien Geld zu machen, um das 
Schmiergeld, das diesen Leuten 
während der Regierungszeit des 
Präsidenten Marcos »auf unge- 
rechte Weise« durch die Lappen 
gegangen war, wieder hereinzu- 
holen. 


Der Drogenhandel und 
die Geldwäsche 
gehen weiter 


Allein in der Medienwelt, unter- 
stützte CODE Marcos und ent- 
larvte die korrupte Verschwö- 
rung gegen ihn. 

Das Gleiche gilt für Panama. 
Dort waren Noriega und vor ihm 
General Omar Torrijos Produkte 
des Militärs, nicht der herkömm- 
lichen örtlichen Eliten. Endara 
und seine beiden Vizepräsiden- 
ten, Guillermo Ford und Ricardo 
Arias Calderon, sind Repräsen- 
tanten des kleinen inzüchtigen 
örtlichen Establishments und 
ebenso begierig wie das wieder- 


‘eingesetzte philippinische Esta- 


blishment darauf bedacht, das 
Schmiergeld, das sie seit den 
sechziger Jahren bezahlen muß- 
ten und nicht erhielten, zurück- 
zufordern. 
Dies alles läuft darauf hinaus, 
daß Drogengeldwäsche und Dro- 
genschmuggel zunehmen werden 
, oO 
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Frankreich 


Zionistische 
Milizen ın 


Aktion 


Beat Christoph Baeschlin 


Die zuständigen französischen Regierungsstellen bewahren ein 
merkwürdiges Stillschweigen, wenn die Frage nach den zionistischen 
Milizen oder »Aktionsgruppen« gestellt wird. Unmittelbar vor den 
Sommerferien des Parlaments hat die einzige Abgeordnete der Na- 
tionalen Front, Marie-France Stirbois, sich von neuem nach diesen 
sonderbaren, paramilitärischen Formationen erkundigt. Diesmal 
wählte sie die Form einer schriftlichen Anfrage. Gemäß Reglement 
muß der Minister darauf antworten. Aber möglicherweise wird die 
Unerbittlichkeit des Reglements vor diesem parlamentarischen Vor- 
stoß dahinschmelzen - wegen »undemokratischer Neugierde« oder 


»politischer Unanständigkeit«. 


In ihrer Eingabe bezieht sich die 
Abgeordnete Stirbois auf die Er- 
eignisse vom 20. April 1991. An 
jedem Tag wurde ein öffentliches 
literarisches Kolloquium im »Pa- 
lais des Mines« in Paris von einer 
Gruppe maskierter Männer über- 
fallen. Diese waren mit Baseball- 
schlägern und Eisenstangen be- 
waffnet, von denen sie scho- 
nungslos Gebrauch machten. 
Der Terroranschlag richtete sich 
vor allem gegen ältere Personen, 
wovon einzelne schwer verletzt 
wurden. Eine 72jährige Frau er- 
litt einen Schädelbruch, worauf 
sie mehr als einen Monat lang im 
Krankenhaus Val de Gräce be- 
wußtlos dahindämmerte. 


Die Frau des Premierminis- 
ters bringt es an den Tag 


In ihrer schriftlichen Anfrage an 
den Innenminister verlang Frau 
Stirbois Auskunft, weshalb nur 
drei der angreifenden Terroristen 
verhaftet wurden. »Diese haben 
zugegeben, Mitglieder der Grup- 
pe »Tagar« zu sein. Das ist eine 
Vereinigung zionistischer Stu- 
denten. Vereinsdomizil ist in Nr. 
59 des Boulevard Strasbourg im 
10. Stadtbezirk von Paris. »Tagar« 
ist ein aktiver Zweig der paramili- 
tärischen, ultrazionistischen Be- 
wegung »Betar<, unter deren äu- 
Berst strikter Überwachung sie 
tätig ist.« Frau Stirbois hat sich 
nicht gescheut, dem Polizeimini- 
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Francois Mitterrand schweigt 
zu den militanten Ausschrei- 
tungen zionistischer, paramili- 
tärischer Gruppen in Frank- 
reich. 


ster diese Einzelheiten ins Ge- 
dächtnis zu rufen und auch die 
Frage zu stellen: »Ist die überge- 
ordnete Organisation »Betar< — 
insbesondere deren verantwortli- 
cher Leiter - polizeilich vernom- 
men worden?« 

Über den Hergang der »Expedi- 
tion« vom 20. April 1991, wobei 
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vier Personen schwer verletzt 
worden waren, heißt es in der An- 
frage: »Diese Kampfgruppe be- 
stand aus etwa 40 Individuen. Er- 
staunlich ist, daß nur drei davon 
verhaftet wurden, wo doch die 
Namen der Verantwortlichen der 
»Tagar< und »Betar< sowohl den 
Journalisten wie auch der Polizei 
bekannt sind.« 


In ihrem parlamentarischen Vor- 
stoß verweist Frau Stirbois ganz 
besonders auf die öffentliche Er- 
klärung, die am 4. März 1986 von 
der Gründerin und Präsidentin 
der Studiengruppe »Socialisme 
et Judaisme« abgeben worden 
ist. Diese aufsehenerregenden 
Worte gipfelten in der Aussage: 
»Ich verkündige eine ungewöhn- 
liche Neuerung im politischen 
Verhalten: die Linke hat erlaubt, 
daß sich zionistische Milizen in 
der Rue des Rosiers in Paris etab- 
lieren. Solche sind auch in Tou- 
louse, Marseille und Straßbourg 
zugelassen. Diese Milizen stehen 
in regelmäßigen Kontakt mit 
dem Innenminister.« 


Haarsträubende 
Gesetzwidrigkeit 


Diese von der Presse gebührend 
verbreitete Mitteilung stammte 
von keiner Geringeren als der 
Ehefrau des damaligen Minister- 
präsidenten Laurent Fabius, Ma- 
dama Fabius-Castro. Sie ist die 
Vorsitzende der oben genannten 
Studiengruppe. 


Aber nicht genug mit der Be- 
kanntgabe einer so gewichtigen 
Nachricht aus so gewichtiger 
Quelle. Die von Madame Fabius- 
Castro erwähnten zionistischen 
Milizen scheuen sich nicht, ihre 
Tätigkeit aller Öffentlichkeit vor- 
zuführen. So konnte am 18. Mai 
1990 das französische »Fünfte 
Fernsehen« einen Filmbericht 
ausstrahlen, der die Kampfaus- 
bildung der zionistischen Milizen 
zeigte. Ort der Handlung war ein 
Schloß und Schloßpark in der 
Umgebung von Paris. Mit beson- 
derem Nachdruck machte der 
Film deutlich, daß die Ausbil- 
dung unter der gehißten Staats- 
flagge Israels stattfand. 


In ihrer schriftlichen Anfrage an 
den Innenminister weist Frau 
Stirbois mit Nachdruck auf die 
Gesetzwidrigkeit dieser Sache 
hin. Sie zitiert Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 10. Januar 1936, wo- 
nach der Präsident der Republik 


PS 


alle Organisationen aufzulösen 
hat, sofern diese »gemäß ihrer 


Beschaffenheit oder ihrer militä- 


rischen Organisation den Cha- 
rakter von Kampfgruppen oder 
Privatmilizen aufweisen«. 


Der im »Fünften Fernsehen« ge- 
zeigte Film über die Ausbildung 
der »Zionistischen Aktionsgrup- 
pen« läßt aber keinen Zweifel zu, 
daß diese Organisation unverzüg- 
lich aufgelöst werden müßte. 


Bisher hüllte sich der französi- 
sche Innenminister in absolutes 
Schweigen. Offenbar wagt man 
nicht, diese gefährliche Organisa- 
tion anzutasten. Immerhin hat 
die französische Zeitschrift »Le 
choc du mois« in ihrer Nummer 
von Juni 1991 eine Aufzählung 
von 31 Terrorakten vermittelt, 
die in der Zeit seit dem 19. Juni 
1976 passiert sind und dieser Or- 
ganisation anzulasten seien. 
Zwar sei nicht immer der gleiche 
Name verwendet worden, um die 
Tätlichkeiten zu kennzeichnen. 


Eine Front 
des Schweigens 


Nicht nur der französische Staats- 
präsident sowie die jeweiligen 
Ministerpräsidenten und Innen- 
minister hüllen sich in eisiges 
Schweigen. Auch die Presse ist 
wenig neugierig dieser Sache ge- 
genüber. Zwar reagiert sie im all- 
gemeinen recht nervös, indem sie 
die Kritiker und Opfer der Aus- 
schreitungen der zionistischen 
Aktionsgruppen als »Faschisten« 
und »Rechtextreme« und natür- 
lich als »Antisemiten« abtut. Das 
ist jedoch eine allzu billige Me- 
thode, um eine krasse Gesetzes- 
verletzung und Bedrohung der 
öffentlichen Ordnung ungesche- 
hen machen zu wollen. 

Besonders bemühend ist das 
Schweigen der sonst so redefreu- 
digen zionistischen Organisatio- 
nen in Frankreich. Weder der 
»Rat der Jüdischen Organisatio- 
nen in Frankreich«, noch die 
»Liga gegen Rassismus und Anti- 
semitismus« noch die Logen 
B’nai B’rith haben sich je distan- 
ziert von der terroristischen Tä- 
tigkeit der zionistischen Miliz. 
Kein Wort des Tadels wurde je ge- 
äußert - nicht einmal im Mai 1988 
beim Überfall auf einen harmlo- 
sen Prozessionsumzug zu Ehren 
der Jungfrau von Orleans vor der 
Kirche St. Augustin in Paris, wo- 
bei auch sonntäglich gekleidete 
Kinder behelligt wurden. oJ 
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Zionismus 


Die Zukunft 
des Neokon- 


Victor Marchetti 


servatismus 


Irving Kristol, einer der Gründerväter des zionistischen Neokonser- 
vatismus, ist mit einem erstaunlichen Gedanken hervorgetreten, um 
die kränkelnde Bewegung aus ihrem derzeitigen Zustand der Unbe- 
deutsamkeit - ein schlimmeres Schicksal als der Tod, zu dem sie 
durch das plötzliche Ende des Kalten Krieges verurteilt war -heraus- 
zuretten. Jetzt, wo der Sozialismus tot und der weltliche Humanis- 
mus - »die religiöse Grundlage des Sozialismus« - klinisch tot ist, 
schlägt Kristol in der neuesten Ausgabe von »Commentary<« vor, daß 
die amerikanische Judenheit sich dem wachsenden christlich-religiö- 
sen Erweckungsglauben anschließt, der in den Vereinigten Staaten 
derzeit bedeutend an Boden gewinne. 


Obwohl die Erweckung einen 
verstärkten Antisemitismus in 
sich bergen mag, schreibt Kri- 
stol, sei die größte Bedrohung für 
das Überleben des Judentums 
nicht ein Wiederaufleben des 
Christentums im öffentlichen Le- 
ben, sondern vielmehr ein »anti- 
biblisches Barbarentum«, das die 
ganze weltliche, tolerante westli- 
che Gesellschaft, die den Juden 
nicht nur einen sicheren Hafen 
gegeben, sondern ihnen auch er- 
laubt hat, professionell, gesell- 
schaftlich und finanziell zu blü- 
hen und gedeihen, in den Unter- 
gang treiben könnte. Es braucht 
natürlich nicht gesagt zu werden, 
daß dieses moderne Heidentum 
sogar noch eine größere Heraus- 
forderung ist, als es der Kommu- 
nismus, die tödliche Gefahr, die 
die Neokonservativen Ende der 
sechziger Jahre als Brecheisen 
benutzten, um in die konserva- 
tive Bewegung einzubrechen, je- 
mals war. 


' Ist Israel oder 


die USA die Heimat? 


Ebenso wie sie das Werkzeug An- 
tikommunismus benutzten, um 
damals amerikanischen Konser- 
vativen ihren Pro-Israelismus 
aufzudrängen, deutet Kristol si- 
cher und geschickt an, wie ein 
Zusammengehen mit der christ- 
lich-religiösen Erweckung auch 
zum Wohle Israels sein wird. 


Israel war vor allem für die Ju- 
den Osteuropas die große Ver- 
heißung, obwohl sie heute lie- 
ber in die USA auswandern. 


Aber der Einbruch wird diesmal 
sehr viel subtiler, unaufdringli- 
cher sein müssen, warnt er. »Wie 
werden amerikanische Juden 
dies auf Israel beziehen? Die 
Antwort hängt offensichtlich da- 
von ab, was mit der amerikani- 
schen Gesellschaft geschieht und 
von dem Platz der Juden darin.« 


Kristol ebnet den Weg für das, 


was die Reaktion der Juden dar- 
auf sein sollte, indem er feststellt, 
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daß amerikanische Juden kein 
Gefühl dafür haben, daß ihre hi- 
storischen Wanderungen als Ju- 
den zuendegegangen sind. »Für 
sie geht die Einwanderungserfah- 
rung weiter, und sie geht deshalb 
weiter, weil sie sich nicht ent- 
schließen können, ob nun Ame- 
rika ihre »Heimat« ist oder nicht. 
Sie glauben, daß es wundervoll 
ist, hier zu sein, haben überhaupt 


nicht die Absicht nach Israel zu- 


gehen ... aber irgendwie ist der 
Gedanke an Amerika als ihr 
»Heimatland« für sie zu schlü- 
pfrig, um damit fertigzuwerden.« 


Der Platz 
der Religion 


Aber das sollten sie lieber tun. 
Kristol schreibt: »Jetzt, wo der 
Geist des weltlichen Humanis- 
mus seine Schwungkraft verliert, 
ist logischerweise damit zu rech- 
nen, daß Religion im Leben der 
Amerikaner eine  zentralere 
Rolle spielen wird. Theoretisch 
braucht diese Religion nicht 
christlich zu sein ... Und doch ist 
noch mehr damit zu rechnen, daß 
die überwältigende Mehrheit der 
Amerikaner, wenn sie sich der 
Religion zuwenden, sich einer — 
vielleicht in der Form abgeänder- 
ten — Version den Christentums 
zuwenden werden, - jetzt wo die 
amerikanische Gesellschaft 
christlicher, weniger weltlich 
wird, wird die »Wand der Tren- 
nung zwischen Kirche und Staat« 
durchlässiger. Aller Wahrschein- 
lichkeit nach werden wir erleben, 
daß die Uhr zurückgedreht wird, 
daß der Platz der Religion in der 
amerikanischen Öffentlichkeit 
mehr dem ähneln wird, der im 19. 
Jahrhundert vorherrschte.« 


Wie werden die Juden darauf rea- 
gieren? Auf zweifache Weise, er- 
widert Kristol. »Die großen jüdi- 
schen Organisationen — darunter 
die Mehrheit des Rabbinats - 
werden sich zur Verteidigung des- 
sen startbereit machen, was wir 
eine »liberale< Gesellschaft und 
»liberale« Politik nennen. Mit an- 
deren Worten, sie werden an ih- 
ren weltlichen humanistischen 
Idealen festhalten und darauf 
hinarbeiten, eine entsprechende 
offizielle Politik in der Regierung 
durchzusetzen. Gleichzeitig wer- 
den die Juden »jüdischer< wer- 
den.« 


Dies veranlaßt Kristol dazu, eine 
weitere Frage zu stellen. »Aus- 
drücklich auf die Juden bezogen, 
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ist dies gut oder schlecht für sie?« 
Er macht sich über seine Brüder 
lustig und sagt: »Man bekommt 
den Eindruck, daß viele ameri- 
kansiche Juden lieber das Juden- 
tum durch Mischehen verschwin- 
den sehen als etwas Nettes über 
Jesus Christus zu sagen.« 


Gefragt ist mehr 
christlichen Gefühl 


Aber er weist warnend darauf 
hin, daß Juden »christlichen Ge- 
fühlen gegenüber größere Emp- 
findsamkeit an den Tag, legen 
müssen, als dies in den letzten 
Jahren in einigen jüdischen Orga- 
nisationen in Erscheinung getre- 
ten ist«. Die religiöse Erweckung 
könnte zu einem geringfügigen 
Antisemitismus führen, speku- 
liert Kristol, doch nicht zu dem, 
der in vergangenen Zeiten vor- 
handen war. Und selbst jener An- 
tisemitismus sei überbewertet 
worden. »Er richtete zwar Hür- 
den, aber keine unüberwindba- 
renSchrankenauf. Es istdaher 
denkbar, daß Juden weiterhin 
nervös in Amerika »zu Hause: 
sein werden«. 


Wiederauferstehen einer 
antibiblischen Barbarei 


»Die wirkliche Gefahr«, schreibt 
Kristol, »kommt nicht von einem 
wiederbelebten Christentum, 
mit dem amerikanische Juden — 
wenn sie sensibel sind- schon fer- 
tigwerden können, sondern von- 
reinem Wiederauferstehen der 
antibiblischen Barbarei, die für 
das Christentum, das Judentum 
und die westliche Zivilisation ins- 
gesamt eine Herausforderung 
sein wird. Das Verschwinden des 
weltlichen Humanismus weist be- 
reits auf solch eine »Erschütte- 
rung der Grundfesten« hin. Ame- 
rikanische Juden, die dem christ- 
lichen Antisemitismus gegenüber 
wachsam sind, laufen Gefahr, zu 
vergessen, daß es die Heiden - 
die Babylonier und die Römer — 
waren, die die Tempel zerstörten 
und das jüdische Volk zweimal 
ins Exil trieben.« oO 


Nahost-Journal 


Israel will 
im Libanon 
bleiben 


»Solange es ausländische Streit- 
kräfte und eine ausländische Prä- 
senz im Libanon gibt - und es 
sind sicherlich nicht diejenigen, 
die Israel gegenüber freundlich 
gesinnt sind -, muß Israel alles 
tun, um seine Bürger und Städte 
zu schützen«, äußerte der israeli- 
sche Außenminister David Levy 
und rechtfertigte damit die an- 
dauernde Besetzung des Li- 
banon. Israel hält einen 35 km 
breiten Landstreifen innerhalb 
des Libanon besetzt, der sich ent- 
lang der israelisch-libanesischen 
Grenze und der Grenze zwischen 
Israel und den Golanhöhen er- 
streckt. 


Syrien wird den Libanon nicht 
verlassen, da ihm die Beherr- 
schung des größten Teils des Lan- 
des von den Vereinigten Staaten 
garantiert worden ist. 


Der israelische Verteidigungsmi- 
nister Moshe Arens hob hervor, 
daß die Israelis es nicht zulassen 
würden, daß die libanesische Ar- 
mee die Gewalt über Jezzin, eine 
Stadt auf dem halben Weg zwi- 
schen Beirut und der israelischen 
Grenze gelegen, ausübt. Die 
Stadt wird derzeit von der israeli- 
schen Marionettenregierung der 
»südlibanesischen Armee« be- 
herrscht. m 


Aufruf zur 
Beendigung 
des UNO- 
Embargos 
gegen den Irak 


»Es ist politisch und moralisch 
dringend notwendig, daß Em- 
bargo gegen den Irak zu been- 
den«, meinte der Vizepräsident 
des Europäischen Parlaments, 
Roberto Formigoni, ein Christ- 
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demokrat, in einer Rede in Mai- 


land. Formigoni war gerade von 
seiner dritten Reise in den Irak 
seit Ende des Krieges zurückge- 
kehrt und sprach anläßlich der 
Vorstellung eines von ihm mitver- 
faßten Buches über den Irak- 
Krieg vor der Presse. 


Formigoni hob hervor, daß der 
Krieg und die Nachkriegssitua- 
tion von den westlichen Massen- 
medien als reines Propaganda- 
thema behandelt worden sei. 
»Sie stellten uns die irakische Ar- 
mee als viertgrößte Armee der 
Welt vor«, um die massiven Bom- 
bardements rechtfertigen zu kön- 
nen. Nach dem Krieg, sagte For- 
migoni, wurde die Kurdenfrage 
dazu benutzt; die Opposition ge- 
gen den Krieg mundtot zu ma- 
chen, als die Medien Flugzeuge 
zeigten, die Kisten mit Lebens- 
mitteln über den Kurden abwar- 
fen. 


Formigoni sagte: »Jeder, der et- 
was von militärischer Strategie 
oder ziviler Verteidigung ver- 
steht, weiß, daß man so keine 
Hilfe leisten kann, wenn man kei- 
nen Tumult oder Destabilisie- 
rung auslösen will.« 


Formigoni bezog sich auf einen 
UNO-Bericht, aus dem hervor- 
geht, daß Hunderte oder sogar 
Tausende von Menschen durch 
die mit Fallschirmen über den 
Kurden in den Bergen herabge- 
lassenen schweren Verschlägen 
getötet wurden. »Die hungrigen 
Menschen kämpften miteinan- 
der, um an die Lebensmittel her- 
anzukommen. 


Formigoni verglich diese Hand- 
lungsweise mit der Art und Weise 
in der italienische katholische Be- 
wegungen, die Movimento Popo- 
lare und Associazione Catolica 
dei Lavoratori Italiani (ACLI) 
Hilfssendungen organisierten. 
Freiwillige gingen für mehrere 
Monate in den Irak und über- 
wachten selbst die Verteilung der 
Hilfsgüter an die sich in Not be- 
findlichen Familien, in kurdi- 
schen Gebieten und anderswo. 
Die Freiwilligen blieben dort und 
verteilen immer noch Hilfsgüter. 


»Dies stellt eine Übertretung des 
Embargos dar, und ich rufe dazu 
auf, ich flehe, daß es hunderte, 
tausende solcher UÜbertretun- 
gen des Embargos geben werde«, 
sagte Formigoni. »Bagdad hun- 
gert; viele Menschen betteln auf 
den Straßen.« OD 


Iran und 
Pakistan weisen 
UNO-Pilan für 
den Nahen 
Osten zurück 


Die Armee-Chefs des Irans und 
Pakistans haben in einer gemein- 
samen über Radio Teheran ver- 
breiteten, Erklärung den Nahost- 
Waffenbegrenzungsplan der 
»Ständigen Fünf« des Sicher- 
heitsrates der Vereinten Natio- 
nen zurückgewiesen. 


Pakistans General Mirza Aslam' 


Beg, ein heftiger Kritiker des 
Golfkrieges und der »Neuen 
Weltordnung« von George Bush, 
und Mohsen Resai von den irani- 
schen Revolutionären Garden 
wiesen den Pariser Vorschlag der 
»Ständigen Fünf« - Vereinigte 
Staaten, Großbritannien, Frank- 
reich, Sowjetunion und China - 
zurück, mit der Begründung, daß 
dieser den Militärprogrammen 
moslemischer Staaten widerspre- 
che, aber Israel helfe als füh- 
rende Militärmacht in der Region 
in Erscheinung zu treten. 


Dies sei für moslemische Regie- 
rungen völlig unannehmbar. Ein 
pakistanischer Militärsprecher 
wurde ebenfalls in europäischen 
Medien zitiert. Er erklärte, daß 
die Atomeinrichtungen seines 
Landes besonderen Schutz gegen 
Luftangriffe ausländischer 
Mächte bekommen. Do 


UNO- 
Gesandter 
Aga Khan: 
Sanktionen 
gegen den Irak 
mässigen 


Der Hohe Komissar der Verein- 
ten Nationen für Flüchtlingsfra- 
gen, Sadruddin Aga Khan, rief 
nach seiner Rückkehr von einer 
Reise in den Irak den Sicherheits- 
rat der Vereinten Nationen dazu 
auf, die Sanktionen zu mildern, 
so daß der Irak Lebensmittel, 
Medikamente und andere drin- 
gend notwendige Versorgungsgü- 
ter erwerben kann. »Irakische 


Gelder müssen: bald verwendet 
werden«, sagte er, »anderenfalls 
steht dem Irak eine große Kata- 
strophe bevor. Die Grundlinie ist 
die, daß mit den Sanktionen nie- 
mals beabsichtigt war, das iraki- 


sche Volk so leiden zu lassen, wie 


wir festgestellt haben.« 


Aga Khan sei sich mit seiner 
Mannschaft darüber einig, daß 
»irgendeine Methode« gefunden 
werden muß, um die dringenden 
Bedürfnisse des Iraks zu decken, 
entweder dadurch, daß dem Irak 
gestattet wird, einen Teil seines 
Ols zu verkaufen, oder daß die 
eingefrorenen fünf Milliarden 
Dollar, die der Irak auf übersee- 
ischen Konten unterhält, freige- 
geben werden. 


Sir John Moberly, der mit Aga 
Khan in den Irak gereist war, . 


warnte vor Anzeichen einer »ün- 


mittelbar bevorstehenden Hun- . 


:gersnot«. Der Irak habe vor den 
Sanktionen und dem Krieg zwei 
Milliarden Dollar pro Jahr für Le- 
bensmitteleinfuhren ausgege- 
ben, ein Betrag der 70 Prozent 
seines Bedarfs deckte, und 500 
Millionen Dollar für Medika- 
mente. Dies alles, mit Ausnahme 
kleinerer Mengen an Nahrungs- 
mitteln und Medikamenten, die 
über private Agenturen ins Land 
gelassen wurden, ist seit August 
1990 unterbrochen. 


od 


Inzwischen erneuerte auch der 
Internationale Ausschuß des Ro- 
ten Kreuzes seinen Appell, die 
Sanktionen gegen den Irak zu 
mildern. Mi 


Arafat: PLO 
wird überleben 
und wachsen 


»Wir sind alle Experten, wenn es 


ums Überleben geht«, sagte der 
Vorsitzende der Palestine Libera- 
tion Organization Jassir Arafat in 
einem Interview. 


Über das Schicksal der PLO nach 
ihrer völligen Entwaffnung durch 
die libanesische Armee befragt, 


antwortete Arafat: »Wir bleiben 


bestehen, ganz gleich was ge- 
schieht. Erinnern Sie sich, 1979 
erklärte Brzezinski, Carters Son- 
derberater: »Goodbye, PLOKk. 
1982 während des Krieges im Li- 
banon, sangen die Israelis und 
ihre Verbündeten wieder das glei- 
che Lied. Wir sind Experten, 


+ 


wenn es ums Überleben geht, 
und eines Tages werden wir aus 

“ den Schwierigkeiten, aus der 
Grube, in der wir jetzt hineinge- 
stürzt sind, wieder hervortreten, 
stärker als je zuvor. 


Es ist falsch, zu sagen, wir seien 
‚isoliert. Es wird niemandem ge- 
Jingen, 6,5 Millionen Palästinen- 
ser vom Erdboden verschwinden 
zu lassen. 


Man hat schon einmal versucht, 
die Palästinenser zu liquidieren, 
aber sie sind noch da.« 


China, Pakistan 
und Iran 

gegen US- 
Vorherrschaft 


Eine Beijing-Islamabad-Ieheran- 
Achse gegen eine »von den USA 
beherrschte neue Weltordnung« 
nimmt jetzt Gestalt an. Zum Ab- 
schluß des kürzlichen Besuchs 
des chinesischen Premiermini- 
sters Li Peng in Teheran, ver- 
pflichteten sich die beiden Län- 
der in ihrer offiziellen Schlußer- 
klärung dazu, gegen die »US-Vor- 
herrschaft« zusammenzuarbei- 
ten. Auch während des jüngsten 
Besuchs des iranischen Stabs- 
chefs Moshin Rezal in Pakistan 
besprachen die beiden Länder 
eine engere strategische und mili- 
“tärische Zusammenarbeit. 


Das amerikanische Verteidi- 
gungsministerium ‘ist über die 
wachsende Kooperation zwi- 
schen Teheran und Islamabad be- 
sorgt. 


Wie berichtet wird fühlt sich 
China immer stärker durch Wa- 
shington bedroht, während Paki- 
stan die Beziehungen zu Iran als 
“ Erweiterung seines Spielraums 
‘gegenüber Indien betrachtet. 


Im Januar sagte der Chef der ira- 
nischen Kriegsmarine, Ali 
Shamkhani: »Der Iran wird zu- 
sammen mit Pakistan einen be- 
deutsamen Teil der islamischen 
; Verteidigungslinie in der Region 
bilden.« Es wird erwartet, daß 
der iranische Außenminister Ali 
Akbar Velayati bald nach Islama- 
bad reisen wird. 


Eine iranisch-pakistanische Koo- 


peration hat bedeutende Dimen- 
.- sionen: Erstens, gemeinsame Di- 


plomatie um Afghanistan herum; 
zweitens, der Bau von Munitions- 
fabriken im Iran mit pakistani- 
scher Hilfe; drittens, die Ausbil- 
dung iranischer Offiziere in 
Rawalpindi; und viertens, der 
Bau einer Ölraffinerie in Kara- 
chi, die iranisches Ol über Paki- 
stannach Indien liefernkann. DI 


Israelischer 
Richter 
verurteilt 


Polizei beim Al- 
Agsa-Aufstand 


Der israelische Richter Ezra 
Kama beendete eine neunmona- 
tige Untersuchung des Zusam- 
menstoßes an der Al-Agsa-Mo- 
schee in Jerusalem im Oktober 
1990, der 21 palästinensische To- 
desopfer forderte. Laut Kamas 
Schlußfolgerungen »wich das Ver- 
halten einiger Polizisten von dem 
Bereich der vertretbaren Not- 
wendigkeit, scharf geladene Pi- 
stolen zu benutzen ab«, obwohl 
er akzeptierte, daß einige der Po- 
lizeibeamten sich einer »realen 
Gefahr« gegenüber sahen und 
daher berechtigt gewesen seien, 
in die Menge zu schießen. 


Laut Kamas Bericht begann der 
Zwischenfall als die israelische 
Polizei »versehentlich« einen Trä- 
nengaskanister in eine Gruppe 
anbetender palästinensischer 
Frauen warf, wodurch das Steine- 
werfen auf in der Nähe befindli- 
che betende Juden ausgelöst wor- 
den sei. Die Polizei schoß zu- 
rück, oft, wie der Richter sagte, 
ohne zu zielen, durch ein teil- 
weise geöffnetes Tor hindurch. 


Kamas Bericht widerspricht weit- 
gehend dem einer von der israeli- 
schen Regierung ernannten Un- 
tersuchungskommission, worin 
es heißt, daß Polizei keinerlei 
Schuld trage. Kama ordnete je- 
doch an, daß keine Anklagen ge- 
gen irgendeinen Polizeibeamten 
erhoben werden sollten, da man 
unmöglich wissen könne, wer 
welchen Schuß abgegeben habe. 
Einige im Gerichtssaal anwesende 
Polizisten brachen daraufhin in 
Jubelschreie aus. Der Grund für 
diesen Beweismangel ist darin zu 
sehen, daß die Polizei nach der 
Schießerei keine Beweisauf- 
nahme getätigt hatte. Do 


Kurdenführer 
klagt 
ausländische 
Einmischung an 


Der Vorsitzende der Kurdischen 
Demokratischen Partei Massoud 
Barzani klagte an, »ausländische 
Hände« stünden hinter den jüng- 
sten Unruhen im nördlichen 
Irak. Mitten im internationalen 
Medienspektakel um die jüng- 
sten »irakischen Verbrechen« ge- 
gen die Kurden in der Region zi- 
tierte der Londoner »Guardian« 
Barzani, der behauptet hatte, die 
Zahl der Toten bei den letzten 
Unruhen habe sich nur auf 100, 
nicht wie berichtet wurde auf 
mehrere Hunderte belaufen. _ 


Darüber hinaus machte Barzani 
»Leute, die gegen jede Abma- 
chung« zwischen dem Bagdad- 
Regime und den Kurden sind, als 
Aufwiegler für die Zusammen- 
stöße verantwortlich und warnte 
vor »ausländischen Händen die 
in der Region mitspielen oder 
mitzuspielen versuchen«. 


Der »Guardian« berichtete dann 
über eine Behauptung der iraki- 
schen Regierung, daß »iranische 
Agenten« die Unruhen schüren. 
Der irakische Informationsmini- 
ster Hamid Youssef Hammadi 
sagte gegenüber der Iraqi News 
Agency: »Iranische Elemente 
und andere Agenten des Irans ha- 
ben die Grenze illegal überschrit- 
ten und einige wurden gefaßt. Sie 
hatten viel Geld zur Verteilung 
unter ihren Anhängern beisich.« 


Israel 
verschenkt 
palästinensi- 
sches Land 


Die israelische Regierung vergibt 
kostenlos Land am Westufer des 
Jordans an jüdische Siedler, gab 
das israelische Verteidigungsmi- 
nisterium zu. Das bis dahin ge- 
heime Programm wurde in der is- 
raelischen Tageszeitung »Davar« 
aufgedeckt. Der Gesamtumfang 
des unter diesem Programm ver- 
schenkten Landes ist nicht be- 
kannt. 


Seit 1967 hat Israel die direkte 


"Gewalt über 52 Prozent des Lan- 


des am Westufer und 49 Prozent 
des Landes in Gaza an sich geris- 
sen. Seit 1967 sind mehr als 
100000 Juden in die Gebiete ge- 
zogen; die israelische Regierung 
plant über die kommenden fünf 
Jahre hinweg weitere 500000 Ju- 
den dort anzusiedeln. Die palästi- 
nensische Bevölkerung am West- 
ufer beträgt 1,7 Millionen. Die 
Regierung beschlagnahmte 1988 
1577 Acre (1 acre = 1,6 Morgen 
oder 40,467 Ar), 1989 18224 Acre 
und 1990 18732 Acre palästinen- 
sisches Land. Auch dort, wo 
Land von Juden käuflich erwor- 
ben, nicht an sie verschenkt wird, 
erhalten jüdische Siedler andere 
Vergünstigungen, wie zum Bei- 
spiel Hypotheken zu niedrigen 
Zinsen. oO 


Mehr Waffen 
für Israel 


Israel benötigt eine Erhöhung 
der amerikanischen Militärhilfe 
um fast 40 Prozent, um seine 
Überlegenheit über die Araber 
beizubehalten, sagte der israeli- 
sche Verteidigungsminister 
Moshe Arens nach seinem letz- 
ten Besuch in Washington vor der 
Zionist Organization of America _ 
in Tel Aviv. Die 1,8 Milliarden 
Dollar, die Israel jährlich erhält, 
sind über die Jahre hinweg durch 
Inflation ausgewaschen und müß- 
ten auf 2,5 Milliarden Dollar an- 
gehoben werden. Die USA wer- 
den der Erhöhung wahrschein- 
lich zustimmen und auch mehr 
Geld in Israels Rüstungsindustrie 
investieren. 

Um Israels qualitativen Vorteil 
über die arabischen Armeen bei- 
zubehalten, sagte Arens, werden 
sich die USA stärker an israeli- 
schen Programmen zur Förde- 
rung und Entwicklung beteiligen 
müssen, und das amerikanische 
Verteidigungsministerium muß 
mehr Waffensysteme israelischer 
Produktion kaufen. Die von 


Arens angeforderte zusätzliche 
Hilfe geht weit über die beson- 
dere Militärhilfe hinaus, die dem 
Judenstaat seit Beendigung der 
Entwicklung des Krieges am Per- 
sischen Golf gewährtwird. D 


Geheimdienste 


Geheimnisse 
der Mossad- 
CIA- 
Connection 


Victor Marchetti 


VEETRREREET  IERETREDE  T 


Unter den Fehlschlägen des CIA und - durch Erweiterung - der ame- 
rikanischen Politik - und es gab deren sehr viele - rangiert in der Ge- 
samtwertung der . Leistung der geheimen Central Intelligence 
Agency (Zentrale Nachrichtenagentur), CIA, nichts höher als die 
lange Geschichte, wie der CIA von Israels Geheimdienst, dem Mos- 
sad, getäuscht und hinters Licht geführt worden ist. 


Die _Mossad-CIA-Verbindung 
hat mehr dazu beigetragen, die 
amerikanische Staatssicherheit 
zu unterminieren, als alle Bemü- 
hungen des sowjetischen KGB 
während des Kalten Krieges. Zu- 
mindest brachte der heimliche 
Kampf mit dem KGB Amerika 
einige Siege ein. 


Das kostspielige Spiel des CIA 
mit dem Mossad führte aber nur 
zu einer endlosen Kette von Nie- 


derlagen und Katastrophen für 


die amerikanischen Geheimdien- 
ste und die Staatssicherheit. Die 
Wahrheit über diese bösen Fehl- 
schläge, die in jeder Regierung 
seit Trumans Zeiten von Beam- 
ten des amerikanischen Geheim- 
dienstes erfolgreich vertuscht 
worden waren, sickert jetzt lang- 
sam durch. Aber sowohl diejeni- 
gen, die getäuscht wurden, und 
diejenigen, die bereitwillig mit 
dem israelischen Geheimdienst - 
und dessen Stützen in der pro-is- 
raelischen Lobby - zusammenar- 
beiteten, tun ihr Bestes, um das 
einzudämmen, was zu einer pein- 
lichen Flut von Enthüllungen 
werden könnte — Enthüllungen, 
die sich wiederum sehr nachteilig 
auf die andauernde politische 
Nachgiebigkeit und finanzielle 


Großzügigkeit gegenüber dem - 


Judenstaat auswirken könnten. 


Wie es so oft der Fall ist, kommen 
die peinlichen Enthüllungen - 
"einige davon mit kriminellen Im- 
plikationen - erst lange nach der 
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Tat in Form von Erzählungen 
ehemaliger, sowohl amerikani- 
scher als auch israelischer Mit- 
spieler im Spiel der Geheimdien- 
ste ans Tageslicht. Die jüngsten 
Enthüllungen sind in drei er- 


staunlichen Büchern von nach- 


forschenden Journalisten enthal- 
ten. 


Ein Buch »Dangerous Liaison: 
The Inside Story of the U.S. Is- 
rael Covert Relationship« von 
Adrew und Leslie Cockburn ist 
soeben veröffentlicht worden. 
Ein anderes, von dem Gewinner 
des Pulitzer-Preises Seymour 
Hersh, in dem im einzelnen be- 
schrieben wird, »wie Israel zur 
Atombombe kam«, wird in 
Kürze gleichzeitig in den USA 
und acht weiteren Ländern veröf- 
fentlicht. Das dritte Buch, das 
wahrscheinlich das vernichtend- 
ste des Trios ist, wurde von Jo- 
seph Trento geschrieben und wird 
derzeit durch eine gemeinsame 
Aktion des CIA, des Mossad und 
pro-israelischer Aktivisten in der 
Buchindustrie unterdrückt. 


Zweifel am CIA und 
an der US-Politik 


Das Buch der Cockburss ist reich 
an Informationen über die Tiefe 
und Dauer der CIA-Mossad-Ver- 
bindung. Dabei erschüttert es 
den Mythos des Mossad als all- 
wissende und allmächtige Orga- 
nisation, ein Mythos, der mit 


Hilfe der israelfreundlichen Me- 
dien geschaffen und verbreitet 
wurde. Somit wirft das Buch 
ernsthafte Fragen darüber auf, 
wer bei dem Deal am besten ab- 
geschnitten hat, und enorme 
Zweifel hinsichtlich der Weisheit 
des CIA und der amerikanischen 
Politik auf. 


Der ehemalige stellvertretende 
Leiter des Mossad, David Kim- 
che — berüchtigt durch das Waf- 
fen-für-Geiseln-Abkommen mit 
dem Iran -, soll gesagt haben: 
»Die USA sahen in Israel einen 
Partner, mit dem sie ihre Meinun- 
gen, ihre Ansichten teilen und 
von dem sie sogar in ein oder 
zwei Dingen Hilfe erwarten 
konnten.« 


Eine andere israelische Quelle 
drückte es genauer aus. Es han- 
dele sich darum, »die amerikani- 
sche Kuh zu melken« ohne jede 
Gegenleistung. Das Hersh-Bush 
versucht, im einzelnen die Rolle 
des Mossad und des CIA bei Isra- 
els erfolgreichen heimlichen Be- 
mühungen zu schildern, Techno- 
logie und Materialien zu erwer- 
ben - von denen ein Großteil ge- 
stohlen — oder insgeheim ver- 
schenkt wurde durch wen? —, um 
das jetzt schon beachtliche Atom- 
waffenarsenal des Judenstaates 
zu entwickeln. Wie die Cock- 


‘ burns vertieft sich Hersh in die 


CIA-Mossad-Verbindung und 
wirft ähnliche Fragen bezüglich 
der Ratsamkeit des langjährigen 
intimen Verhältnisses auf. 


Peinliche Enthüllungen 
für die Geheimdienste 


Aber viel von dem, was Hersh er- 
fahren hat, wird wahrscheinlich 
nicht veröffentlicht werden. 
Seine Quellen in Kreisen der 
amerikanischen Geheimdienste 
und sein Nachforschungsge- 
schick sind in der journalistischen 
Welt legendär. Leider wird aus 
dem einen oder anderen Grund 
ein Teil seiner besten Ermittlun- 
gen niemals in Druck gehen. Was 
gedruckt wird, ist jedoch für das 
US-Geheimdienstwesen äußerst 
peinlich. Ob sein neues Buch für 
den Mossad ebenso peinlich sein 
wird, muß abgewartet werden. 


Trentos Buch über die CIA-Mos- 
sad-Connection könnte das ent- 
larvendste und für die beiden Ge- 
heimdienste schädlichste sein. 
Ursprünglich als Studie über die 
Berliner Tunnel-Operation des 


CIA der fünfziger Jahre undüber _ 
deren heimlichen Krieg mit dem : 
sowjetischen KGB konzipiert, : 


führten die Nachforschungen des : 


Verfassers ihn schließlich zu der : 
unverzeihlichen Verwicklung des : 


der langjährige Abwehrchef des 
CIA, James Jesus Angleton - 
einst eine Quelle geheimer Infor- 
mationen für Trento —, vom Mos- 


sad fast auf die gleiche Weise ge- : 


-CIA in den Mossad. Was danach 
folgte, war die Entdeckung, daß : 


täuscht worden ist, wie er vom : 


führt wurde. 


- KGB schamlos hinters Licht ge- 


Obwohl Angleton eine para- ° 


noide Furcht vor dem KGB ent- 


wickelte, war er völlig vom Mos- : 


sad beeindruckt. Das ehrfürch- 


tige Mißtrauen des Abwehr- : 


spions gegen den KGB war so : 
stark, daß die Sowjets ihn völlig : 
ausschalten konnten. Er wei- : 
gerte sich, sowjetische Überläu- : 


fer, deren bona fide vondemCIA : 
deutlich festgestellt wurde, alsle- : 


gitim zu akzeptieren, währender : 


von anderen betört wurde, deren: : 
Zuverlässigkeit mehr als fraglich . 
war. Indessen veranlaßte ihn : 
seine Furcht vor dem KGB dazu, : 
während der Jahre des Kalten 
Krieges zahlreiche potentiell er- : 


folgreiche amerikanische Spiona- 


getätigkeiten zu untergraben. 


Per 


Die gleichen Beurteilungsfehler 


führten Angelton dazu, den Mos- 


sad falsch einzuschätzen, mit : 
dem er eine enge undletztendlich : 
- für die USA - gefährliche Liai- ° 
son unterhielt. Während der : 
KGB dem CIA in eine Tasche : 
griff, griff der Mossad in die an- 
dere. Kein Wunder, daß der isra- - 


elische Geheimdienst Angleton 
nach seinem Tode ein Denkmal 
errichtete. 


Angletons entscheidende berufli- . 
che Fehler schufen ein Betriebs- : 


umfeld im CIA, das Trenton im 


einzelnen beschreibt, und das es : 
möglich machte, das mindestens : 
ein hochstehender Außendienst- ° 


beamter in Deutschland vom : 


Mossad angeheuert wurde. Jahre _ 
später, nachdem der Schaden an- 


gerichtet worden war, wurde der 
Tod des Beamten vorgetäuscht, 
und er verschwand aus der Ge- 


- fahrenzone. Der Fall blieb so- 


lange verborgen, bis ein weiterer 
Überläufer zum Gegner — wie 
man zuerst dachte zum KGB, wie 
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man aber bald feststellte zum - 
Mossad - in Zusammenhang mit 


einem kürzlichen sensationellen 


Spionagefall, der schließlich vom 
CIA unter den Teppich gekehrt . 
wurde, identifiziert wurde. DD: 


Israel 


Hoffnung auf 


amerikanische 
Milliarden- 


Hilfe 


John Springfield 


Steuerzahler der Mittelklasse sollen zehn Milliarden Dollar zahlen. 
Der US-Steuerzahler der Mittelklasse bekommt eine Dosis der jüdi- 
schen Chutzpe zu spüren, und das wird in den nächsten Monaten 
noch weit schlimmer. Die zionistische Pro—-Israel-Lobby, zusam- 
men mit vielen Freunden Israels im US-Kongreß und in den landes- 
weiten Medien - einige gekauft, einige hinters Licht geführt, einige 
äußerst verschreckt - sind dabei, den Amerikanern zehn Milliarden 
-Dollar zu entlocken, um den Wiederaufbau des wirtschaftlich 
Schwerbeschädigten ohne Arme und Beine, der als das zionistische 


Israel bekannt ist, zu finanzieren, 


Vor arroganter Selbstgerechtig- 
keit und beinahe hysterischer Un- 
vernünftigkeit überkochend - 
plus einem ganzen Einkaufswa- 
gen voller Halbwahrheiten und 
:Desinformationen - haben die 
professionellen zionistischen In- 
teressensgruppen sich selbst da- 
von überzeugt, daß Amerika Is- 
rael diese zehn Milliarden Dollar 
schuldet. Die Amerikaner sollen 
darum keine Fragen stellen. Sie 
sollen nur dem zionistischen 
Staat das Geld geben und schwei- 
gen. 


Ein Milliarden- 
Geschenk 


* Viele dieser Bettler mit Aktenta- 
schen, besonders die American 
‘Israel Public Affairs Committee 
(AIPAC), tun bereits so als sei 
die Zahlung eine beschlossene 
Sache. Traurigerweise tun das 
auch viele von Amerikas gewähl- 
ten Vertretern auf Capitol Hill. 
Selbst einige der »pragmati- 
schen« Politiker in der Bush-Re- 
“ gierung reden so daher. 


Und doch ist es in Washington all- 
gemein bekannt, daß dies keine 
»Wohnungsbau-Anleihegaran- 
tie« in Höhe von zehn Milliarden 
Dollar ist, die die USA mitunter- 
zeichnen sollen. Es ist ein »Infra- 


struktur-Geschenk« von zehn 
Milliarden Dollar plus Zinsen 
des amerikanischen Steuerzah- 
lers an Israel zum Bau von Stra- 
ßen, Schulen, Wohnungen und 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
im Judenstaat — genau .das, was 
die Amerikaner im eigenen 
Lande tun müßten, was aber, wie 
die Politiker in Washington sa- 
gen, sie sich nicht leisten können. 


Der Kredit ist im 
Grunde ein Geschenk 


Darüber hinaus, obwohl es nie- 
mand offiziell zugeben will, wird 


“immer offensichtlicher, daß der 


Ansturm sowjetischer Juden auf 
Israel zum Erliegen gekommen 
ist. Nach einem anfänglich star- 
ken Hereinströmen von Auswan- 
derern im vergangenen Jahr, hat 
sich die Flut zu einem Rinnsal 
verlangsamt. Es gibt jetzt etwa 
370000 sowjetische Juden in Is- 
rael, von denen die Hälfte - laut 
Einwanderungsministerium - 
nach Arbeit suchen. Aber die 
Aussichten auf Beschäftigung 
sind nicht gut. Israel kann ein- 
fach die Talente dieser Einwande- 
rer, von denen die-meisten für die 
vorhandene Arbeit überqualifi- 
ziert sind, nicht aufnehmen. 

Daher wird der eigentliche 
Zweck des Geschenks von zehn 


Milliarden Dollar des amerikani- 
schen Steuerzahlers jetzt von der 
israelischen Regierung darin ge- 
sehen, Arbeitsplätze zu beschaf- 
fen und die Infrastruktur auszu- 
bauen. Jetzt, wo die zionistische 
Rose verblüht ist, kommen so- 
wjetischen Juden nicht mehr 
nach Israel. Wie die meisten ihrer 
Brüder die bereits in Israel sind, 
würden sie es vorziehen, nach 
Amerika, das Land von Milch 
und Honig, auszuwandern. Das 
Zehn-Milliarden-Dollar-Ge- 
schenk wird daher mehr dazu be- 
nötigt, den sowjetische Juden in 
Israel Anreize zu geben und sie 
im Land zu halten, anstatt wei- 
tere Juden aufzunehmen. 


Ein weiteres Stück ungeheurer 
Desinformation, das die jüdische 


Interessensgruppe verbreitet, be- 


steht darin, daß Israel die zehn 
Milliarden Dollar zurückzahlen 
werde. Parker Payson, Nachrich- 
tenredakteur des »Washington 
Report.on Middle East Affairs« 
schreibt: »Die Export-Import- 
Bank, eine Agentur der US-Re- 
gierung, die den Außenhandel 
fördert, gibt der israelischen 
Wirtschaft in der Skala von A bis 
F die Note »D«, während die Fi- 
nanzzeitschrift »Institutional In- 
vestor« Israel auf der Skala der 
Kreditwürdigkeit direkt vor Mau- 
ritius und Papua Neuguinea und 
direkt hinter Algerien, Venezuela 
und Kolumbien einstuft. Der 
»Christian Science Monitor< 
schreibt, daß Israels langfristige 
Staatsschulden, die nicht durch 
amerikanische Versprechen ge- 
stützt sind, nach dem Investi- 
tions-Index von Standard and 
Poor ein »dreifaches B«, die nied- 
rigste Bewertung, bekommt. >Al- 
les was darunter ist wird als spe- 
kulativ betrachtet«, erklärt He- 
lena Hessel, eine Länderrisikoex- 
pertin für Standard and Poor.« 


Eigentlich rechnet Israel 
mit 40 Milliarden Dollar 


Payson kalkuliert, daß, wenn Is- 
rael hinsichtlich der Anleihega- 


rantien in Verzug gerät, die Ko- 


sten des amerikanischen Steuer- 
zahlers in die Höhe schießen wer- 
den. »Die USA müßten dann 
sämtliche _Verwaltungskosten 
und die ursprünglichen zehn Mil- 
liarden Dollar, plus Zinskosten, 
tragen, die, nach den Anleihega- 
rantien in Höhe von 400 Millio- 
nen Dollar des vergangenen Jah- 
res zu urteilen, im Schnitt 8,6 Pro- 
zent für 30-Jahres-Anleihen be- 


tragen. Die Gesamtkosten wür- 
den sich auf 112 bis 117 Milliarden 
Dollar belaufen.« 


Was auch gegen Israels Fähig- 
keit, die von Amerika garantierte 
Zehn-Milliarden-Dollar-Anleihe 
zurückzuzahlen, spricht, ist die 
selten erwähnte Tatsache, daß 
die Anleihe nur ein Teil dessen 
ist, was der Judenstaat benötigt, 
um den sowjetischen »Exodus« 
zu absorbieren. Israelische Füh- 
rungspersönlichkeiten sagen, 
daß sie 40 Milliarden Dollar be- 
nötigen, um die Aufgabe zu be- 
wältigen, wovon die Hälfte in 
Form von Spenden amerikani- 
scher und anderer Juden in der 
Diaspora bereitgestellt werden. 
Die restlichen zehn Milliarden 
Dollar werden von anderen Re- 
gierungen geliehen. 


Diese geplante 20-Milliarden- 
Schuld wird für Israel eine 
schwere Belastung sein. Mit Zin- 
sen entspricht dies mehr als 8000 
Dollar für jeden Mann, jede Frau 
und jedes Kind im Judenstaat. 
Das Pro-Kopf-Einkommen in Is- 
rael ist aber nur 2240 Dollar. 
Ergo ist der Zahlungsverzug 
praktisch vorprogrammiert, und 
der amerikanische Steuerzahler 
wird auf der ganzen Rechnung 
hängen bleiben, wenn es nach 
der zionistischen Lobby geht. 


Ein entscheidender Teil dieser 
Bemühungen ist natürlich die 
von Jerusalem hinausposaunte 
Propaganda, um die Amerikaner 
davon zu überzeugen, daß Israel 
diese riesige Summe verdient, 
jetzt, wo so viele Sozialdienste in 
Amerika wegen der Wirtschafts- 
flaute und des nicht ausreichen- 
den Staatshaushalts beschnitten 
werden. Dazu gehört der soge- 
nannte »moralische Aspekt«, ge- 
teilt. in zwei Unterargumente. 
Das erste besteht darin, daß, da 
die USA bei der Erlangung der 
Freiheit für sowjetische Juden 
eine Hauptrolle gespielt haben 
und dies zu einer Flut von Ein- 
wanderern nach Israel geführt 
habe, Amerika auch die morali- 
sche Verantwortung trage, die 
Fracht zu bezahlen. 


Lassen Sie sich keine grauen 
Haare darüber wachsen, daß der 
Kampf von und auf Geheiß von 
Israels Freunden und Unterstüt- 
zern in Amerika geführt wurde, 
und daß Israel nur dadurch ge- 


. winnen kann, daß es auf einen 


Schlag die Bedrohung, schließ- 
lich durch die Araber mit ihrer 
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Israel 


Hoffnung auf 
amerikanische 
Milliarden- 
Hilfe 


hohen Geburtenziffer zahlenmä- 
Big ins Hintertreffen zu geraten, 
beseitigen kann. 


Ein moralischer 
Makel der USA 


Das zweite Unterargument ist so- 
gar noch bösartiger: Amerika 
habe das Schicksal der Juden 
während des Holocaust »igno- 
riert«, indem es sich geweigert 
habe, die Einwanderungsquoten 
zu erhöhen und habe daher einen 
moralischen Makel auf seiner Ge- 
schichte, der dadurch wiedergut- 
zumachen sei, daß es heute tiefin 
die Tasche greifen müsse. 


Aber das bei weitem daneben ge- 
ratene Argument, das Israel be- 
nutzt, um die Gesetzgeber dazu 
. zu überreden, die Schlüssel zur 
Schatzkammer auszuhändigen, 
wird am besten in einer kürzlich 
in der »Washington Jewish 
News« erschienenen Kolumne 
von Larry Cohler zum Ausdruck 
gebracht, der herablassend 
schreibt: »Israel verlangt Garan- 
tien, keine Anleihen oder Bewil- 
ligungen oder Geschenke. Mit 
anderen Worten, Onkel Sam 
stehe zwar hinter Israel, gebe 
aber kein Steuergeld aus. Israel 
werde Gelder von Verleihern auf 
den Privatsektor borgen. Die Ga- 
rantien werden sicherstellen, daß 
Isrea] mit dem niedrigsten ver- 
fügbaren Zinssatz belastet wird 
und Hunderte von . Millionen 
Dollar spart. Sollte Israel nicht 
erfüllen, dann allerdings wäre die 
amerikanische Regierung haft- 
bar. Aber Israel habe niemals 
eine Zahlung versäumt, daher sei 
das Risiko gerinfügig, wozu also 
die ganze Aufregung?« 


Israels Wirtschaft ist 
ein hoffnungsloser Fall 


Der schlimmste Aspekt der Ver- 
wendung dieses Arguments be- 
steht darin, daß es technisch der 
Wahrheit entspricht und von 
Kongreßabgeordneten benutzt 
werden wird, die es besser wis- 
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Der AP »News service« im Dienste der Israel-Lobby am Werk. 


sen, um ihre Wähler dazu zu ver- 
leiten, dieser gewaltigen Schen- 
kung zuzustimmen. 


Tatsache ist jedoch, daß Israel 
niemals in Verzug geraten ist, 
weil die überwältigende Mehr- 
heit seiner Anleihen entweder er- 
lassen, zu günstigen Zinssätzen 
umgeplant oder aus den Erhö- 
hungen von amerikanischen Zah- 
lungen abgegolten wurden, die 
eigens zu diesem Zweck be- 
stimmt waren. Der US-Kongreß 
verabschiedete nämlich 1986 eine 
Resolution, mit der er sich dazu 
verpflichtete, daß die gesamte 
Wirtschaftshilfe niemals niedri- 
ger sein werde, als die Gesamt- 
summe von Israels Anleihever- 
pflichtungen. Eine weitere dies- 
bezügliche Tatsache ist, daß Is- 
rael bislang niemals eine derart 
hohe Summe geborgt hat, deren 
Zinsen sich im Schnitt auf 800 
Millionen Dollar, ein Drittel der 
gesamten amerikanischen Wirt- 
schaftshilfe, belaufen werden. 


Die israelische Wirtschaft ist ein 
hoffnungsloser Fall, und ihre 
Aussichten sind in der Tat trübe. 


Noch mehr durch die Notwendig- 
keit, bis zu einer Million neuer 
Einwanderer neu anzusiedeln 
und unterzubringen, wird die 
Wirtschaft möglicherweise zu- 
sammenbrechen. In diesem Falle 
werden weitere Aufrufe zu »zu- 
sätzlicher Nothilfe« durch die 
USA, und ein Plädoyer zum Er- 
laß der Zehn-Milliarden-Dollar- 
Anleihe erfolgen. Da das Geld 
auf dem Handelsmarkt geborgt 


wird, bedeutet dies, daß die 
amerikanischen Steuerzahler 
die Anleihe übernehmen wer- 
den. Sie werden natürlich das 
Hauptkapital nicht zurückzah- 
len, denn es ist nicht genügend 
da, um dies zu tun. Sie werden je- 
doch auf Ewigkeit die Zinslast 
übernehmen, zusätzlich zu den 
Zinsen, die jedes Jahr bezahlt 
werden müssen, um die eigenen 
Staatsschulden zu finanzieren. 


Die dramatischsten Erhöhungen 
der amerikanischen Hilfsleistun- 
gen an Israel über die Jahre hin- 
weg kam als unmittelbare Folge 
von Israels Unfähigkeit, seine 
Anleihen zu bedienen, zustande, 
die im Vergleich zu den heute vor- 
geschlagenen zehn Milliarden 
Dollar noch sehr geringfügig wa- 
ren. Nach dem Yom-Kippur- 


. Krieg von 1973 erhöhten sich die 


amerikanischen Hilfsleistungen 
an Israel um das siebenfache - 
von 57,5 Millionen Dollar: auf 
353,1 Millionen Dollar. Die ange- 
gebene Begründung dafür war, 
Israel zu helfen, sich von dem 
Krieg und der Olkrise in dem be- 
treffenden Jahr zu erholen. 


Nur Schulden hielten 
Israel am Leben 


Aber der eigentliche Grund war, 
daß die israelische Wirtschaft wei- 
ter bergab ging, wie das schon 
weit vor dem Krieg der Fall war, 
und Wirtschaftswissenschafler in 
beiden Ländern warnten, daß die 
einzigen Alternativen zu erhöh- 
ter Hilfe darin bestehen, zu be- 


haupten, man könne Israels 


Schulden nicht zurückzahlen und 


den Internationalen Währungs _ 
fonds ins Land zu rufen, um ein 
Sparprogramm zu entwerfen, . 
oder die Ausgaben drastisch zu 
kürzen, was wiederum politische 
Unstabilität hervorrufen würde. 


Die Israelis sagten schließlich, 
der einzige Ausweg bestünde. 
darin, daß die USA dem Land 
700 Millionen Dollar geben. 
Nachdem Israel sich aus dem Si- 
nai zurückgezogen und dieses . 
Gebiet an. Agypten zurückgege- 
ben hatte, verdoppelte US-Präsi- 

dent Ford die Hilfsleistung noch _ 
einmal auf 793 Millionen Dollar- 
die größte Summe an Wirtschafts- 
leistungen, die Israel jemals er- 
halten hatte und auch, nicht zu- 
fällig, die gleiche Summe wie Is- 
raels Zahlungsbilanzdefizit. 


Als die Reagan-Regierung kam, : 
begannen die Dinge sich von Isra- : 
els Standpunkt aus betrachtet zu : 
verbessern, obwohl seine Wirt- 


schaft inzwischen in einem derart : 


schlechten Zustand war, daß die - 
Lage ohne Hilfe von außen hoff- 
nungslos zu sein schien. Im 
Herbst des Jahres 1983 war Isra- - 
els vierteljährliches Revolving 
seiner kurzfristigen Handelsan- ° 
leihen fällig, und es war offen- -. 
sichtlich, daß die Regierung ih- 
ren Verpflichtungen nicht nach- 
kommen konnte. 


US-Außenminister Shultz zog 
ein einmaliges Bail-out in Höhe 
von zwei Milliarden Dollar in Er- 
wägung, was aber aufgegeben - 
wurde als darauf hingewiesen : 
wurde, daß dies Israels Beurtei- 
lung der Kreditfähigkeit derma- : 
Ben beeinträchtigten würde, daB 
es niemals mehr in der Lage sein 
werde, von irgendjemand außer 
der amerikanischen Regierung 
auch nur einen Cent zu borgen. 
Shultz stellte im US-Außenmini- 
sterium eine geheime Gruppe zu- 
sammen, um Möglichkeiten zu 
untersuchen, die israelische Wirt- 
schaft zu reformieren, um sie wei- 
terhin kreditwürdig zu halten, 
und sich mit ihren israelischen 


* Gegenstücken bezüglich spezifi- 


scher Empfehlungen in Verbin- 
dung zu setzen. Diese Bemühun- 
gen wurden jedoch Punkt für 
Punkt als politisch unmöglich zu- 
rückgewiesen. Die Studien- 
gruppe wurde aufgelöst. 


Es gab seinerzeit sogar ernsthafte 
Gespräche darüber, ob die USA 
nicht Israel alle Schulden erlas- 
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- sen sollten, obwohl dies schließ- 
- lich auch zurückgewiesen wurde, 


mit der Begründung, daß dies Is- 
rael auf Dauer davon aussperren 
würde, auf den Handelsmärkten 
Darlehen aufzunehmen. 


Aus US-Darlehen 
werden Zuschüsse 


1970 beliefen sich Israels Aus- 


“ landsschulden auf 2,6 Milliarden 


Dollar. 1984 waren es 23 Milliar- 
den, und 1988 waren sie auf 41 
Milliarden Dollar angestiegen. 
In dieser Zeit waren die USA Is- 
raels großzügigster Geldverlei- 
her, mit Rückzahlungsprogram- 
men, die sich auf 30 bis 40 Jahre 
erstreckten und mit Gnadenfri- 
sten von zehn Jahren, in denen 


‚nur Zinsen fällig waren. Als das 


_ erste größere Darlehen diese 
- Schonfrist durchlaufen hatte und 


KNIE 


das Kapital 1955 zum ersten Mal 


- fällig wurde, war Israel durch die 
Aufstockung der Hilfsleistungen 
seitens der Reagan-Regierung 
- auf einsame Rekordhöhe, sowie 
“durch Umwandlung aller Hilfs- 


leistungen von der Darlehens- 
form in direkte Bewilligungen, 


“was sich dahingehend auswirkte, 


daß Israels bestehende Schulden- 
last zumindest nicht erhöht 
wurde, aus dem Schneider. Dies 


wurde 1986 mit der oben erwähn- 
ten Resolution, die Hilfeleistun- 
gen an Israels auf ein seinen Aus- 


landsschuldverpflichtungen ent- 
sprechendes Niveau zu halten, 
gesetzlich verankert. 


Und im vergangenen Jahr, als Is- 
rael außer seiner Zahlung an Aus- 
landshilfe noch eine Menge 
Wohltaten zuteil wurden, be- 
stand eines der Geschenke darin, 
‚seine austehenden Darlehen ge- 
genüber den USA zu günstigeren 
Bedingungen auf den amerikani- 
schen Handelsmärkten umzupla- 
nen, wodurch Israel Hunderte 
von Millionen an Zinszahlungen 
erspart blieben. Dies kostete das 
amerikanische Finanzministe- 


- rium den entsprechenden Betrag 
* an Zinsforderungen von Israel. 


Die nackte Tatsache ist, daß Is- 
rael, basierend auf seiner Erfah- 
rung in der Vergangenheit, zuver- 
sichtlich ist, diese gewaltigen 


- Schulden machen zu können, mit 


der Versicherung, daß der ameri- 
kanische Steuerzahler die Zeche 
begleicht, wenn sie fällig wird. 
Anstatt die amerikanische Steu- 
erzahler keinen einzigen Penny 


= zu kosten, wie Israels Markt- 


ee 


schreier unbekümmert versi- 
chern, wird das Darlehenspaket 
den Steuerzahlern in Wirklich- 
keit ziemlich teuer zu stehen 
kommen. 


Die »Washington Jewish Week« 
schreibt: »Ein Informant, der mit 
dem Prozeß hinter den Kulissen 
in Verbindung steht, sagt, daß die 
Gehilfen der israelfreundlichen 
Senatoren im Subcommittee of 
Foreign Operations kurz davor 
stehen, sich über die Formulie- 
rung für die Darlehensgarantie 
zu einigen, die sie beschließen 
werden.« 


Kein Spielraum für 
den US-Präsidenten 


Die US-Senatoren Daniel 
Inouye und Robert Kasten sollen 
dabei sein, eine Sprachregelung 
zu entwickeln, »die die Regie- 
rung dazu verpflichten würde, je- 
des Jahr spezielle Termine zur 
Umsetzung der Anleihegarantien 
in die Tat einzuhalten«. Dies 
würde die Möglichkeit des US- 
Präsidenten, die Hilfe dazu zu be- 
nutzen, »die Bedingungen für die 
Anleihegarantie mit Israels Sied- 
lungspolitik am Westufer des Jor- 
dans oder mit seiner Position im 
Friedensprozeß zu verknüpfen, 
auf ein Mindestmaß verringern«. 
Pro-israelische Interessensgrup- 
pen erwarten, daß Hunderte von 
landesweiten und lokalen Füh- 
rungspersönlichkeiten jüdischer 
Gemeinden mithelfen beim 
Überreden auf Capitol Hill in 
Washington. Aber die Lobbyi- 
sten sind nur ein wenig nervös, 
weil Israel die Grundregeln für 
die Anleihe geändert hat. Nur 20 
Prozent des Geldes werden zur 
Unterbringung sowjetischer Ju- 
den verwendet. Weitere 20 Pro- 
zent werden zur Arbeitsplatzbe- 
schaffung verwendet, und die üb- 
rigen 60 Prozent werden dem 
Ausbau der Infrakstruktur zuge- 
teilt. 

Angesichts der Feigheit und Heu- 
chelei des »Parlaments von Hu- 
ren« wie der Autor P. J. 0’Rourke 
den US-Kongreß betitelt hat, 
werden die Pläne von AIPAC 
und der Freunde Israels nur dann 
durchkreuzt, wenn das amerika- 
nische Volk diesem Unsinn da- 
durch Einhalt gebieten kann, daß 
es dafür sorgt, daß seine gewähl- 
ten Vertreter vor ihnen - den 
steuerzahlenden Wähler — mehr 
Angst haben müssen, als diese 
Politiker vor den jüdischen Inter- 
essensgruppen haben. DO 


un a a u a en Fe 


Zionismus 


Politik mit 


Anti- 


semitismus 


Victor Marchetti 


Eine der ersten größeren Bemühungen der neu disziplierten und ge- 
einigten israelischen Interessensgruppe war der verleumderische 
Feldzug, der sich gegen die vermeintlichen Feinde Israels richtete, 
die damit drohten, von dem fahrenden Zug der amerikanischen öf- 
fentlichen Unterstützung für den Krieg am Persischen Golf abzu- 
springen. Die Kampagne wurde von der Anti-Defamation-League 
(ADL) koordiniert und kam aus allen Ecken der zionistischen Ge- 


meinde. 


Die Heftigkeit dieser Kampagne, 
vor allem während der Tage, die 
zu dem Schießkrieg führten - als 
Bushs Politik gegenüber dem 
Irak noch nicht unwiderruflich 
war und die Aufgabe der israeli- 
schen Interessensgruppe darin 
bestand, die Unterstützung der 
Öffentlichkeit für einen totalen 
Krieg gegen den Irak zu dirigie- 
ren —, war mit ihrem Appell an 
Emotionen und ihren Schmähun- 
gen ohne Präzedenzfall. Die zio- 
nistische Propagandaoffensive 
richtete sich gegen jede in der Of- 
fentlichkeit erhobene Stimme, 
die etwas anderes verlangte als 
sofortigen Krieg und völlige Ver- 
nichtung des Irak. Sie war beson- 
ders bösartig, wenn sie auf dieje- 
nigen abzielte, die die Frage stell- 
ten, was Amerika bei einem 
Krieg gewinnen könne, oder die 
darauf hinwiesen, daß es Israel 
sei, das am meisten dabei gewin- 
nen könne. 


Die überzeugendsten Sprecher 
gegen den Krieg waren die tradi- 
tionellen Konservativen, die die 
Zeit für gekommen hielten, eine 
»Amerika-zuerst«-Politik durch- 
zudrücken. Wäre eine solche Po- 
litik verfolgt worden, dann hätte 
es ein allmähliches Disengage- 
ment der Amerikaner im Nahen 
Osten gegeben, was natürlich für 
die israelische Lobby und ihre 
Freunde ein Greuel war. Was 
kaum überraschend ist, die bitter- 
ste Opposition gegenüber den 
traditionellen Konservativen 
kam von ihren einstigen antikom- 
munistischen Alliierten, den 


a Fr ehe 


Jeane Kirkpatrick gibt zu, daß 
es keine zufriedenstellenden 
Lösungen für das Palästina- 
Problem gibt. 


Neokonservativen, eine Samm- 
lung ehemaliger Liberaler und 
Radikaler, deren Wandlung zum 
Konservatismus ein taktischer 
Schritt war, um sich in die Lage 
zu versetzen, Israel besser unter- 
stützen zu können. 


Das erste Zielder»Neocons« war 
der ehemalige Leiter des Kom- 
munikatioinswesens des Weißen 
Hauses, Fernseh-Persönlichkeit 
und landesweit in mehreren Zei- 
tungen schreibender Kolumnist 
Patrick Buchanan, der sich den 
Zorn der Israel-Anhänger zuzog, 
indem er behauptete, die einzi- 
gen Leute, die Krieg wollen, 
seien das »israelische Verteidi- 
gungsministerium und seine Ja- 
und Amen-Ecke im US-Kon- 
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Zionismus 
Politik mit 
Anti- 
semitismus 


greß«. Dafür wurde Buchanan 
als »Antisemit« bezeichnet, was 
lange die letzte Waffe war, die 
von der Lobby angewendet 
wurde, um ihre Kritiker zum 
Schweigen zu bringen. Die Ver- 
leumdung blieb jedoch nicht an 
ihm hängen, noch ließ sich Bu- 
chanan dadurch einschüchtern. 
Zahlreiche Rufe nach seinem 
Kopf und Aufrufe an Zeitungen, 
seine Kolumnen nicht mehr zu 
veröffentlichen, und an Fernseh- 
stationen, seine Sendungen ein- 
zustellen - alle von der ADL an- 
gestiftet - wurden ignoriert. 


Der Knüppel für 
Gegner und Kritiker 


Da die israelfreundlichen Juden 
für einen blutigen und kostspie- 
gen-Krieg gegen den Irak eintre- 
ten, grenzt der Lackmus-Test des 
amerikanischen Antisemitismus 
an Wahnsinn. Buchanan und an- 
dere, die auch so denken wie er, 
als Antisemiten zu bezeichnen, 
war ein schwerer Fehler von gi- 
gantischen Ausmaßen. Die laut- 
halsigen Behauptungen der Ju- 
den über Antisemitismus in Ame- 
rika wurden als das entlarvt, was 
sie eigentlich sind - ein Knüppel 
für die israelfreundliche Lobby, 
mit dem sie auf ihre Kritiker ein- 
schlägt, um ihnen durch Ein- 
schüchterung ihren Willen aufzu- 
zwingen oder zumindest zum 
duckenden, unterwürfigen 
Schweigen zu bringen. 


Daß der Angriff auf Buchanan 
eine schwere Fehleinschätzung 
seitens der israelischen Interes- 
sensgruppe war, trat in den ersten 
Tagen nach dem Kriege sogar 
noch offensichtlicher in Erschei- 
nung. Die israelfreudigen Me- 
dien feuerten ihr größtes Ge- 
schütz - die Beschuldigung des 
Antisemitismus — ab, und der 
Schuß ging nach hinten los. 


Anstatt sich zu ducken und seine 
Erklärung zurückzuziehen oder 
sonstwie den Rückzug anzutre- 
ten, strafte Buchanan die An- 
klage mit der Verachtung, die sie 
verdiente, indem er sie höchst. 
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wirksam in einer einzigen Ko- 
lumne beantworte und gelobte, 
sie nie wieder einer Reaktion 
würdigen zu wollen. Er hielt 
nicht nur erfolgreich dem Gewit- 
ter stand - keine einzige Zeitung 
ließ seine Kolumne fallen und 
kein Sender weigerte sich, seine 
Programme auszustrahlen -, son- 
dern er zog sogar eine große An- 
zahl gleichgesinnter Konservati- 
ver — zum Beispiel den Kolum- 
nenschreiber Joe Sobran - auf 
seine Seite, die sich über das Ein- 
dringen der Sturmsoldaten der 
Neokonservativen in die traditio- 
nelle Rechte Gedanken mach- 
ten. Es gelang Buchanan auch, 
die Sache der Amerika-zuerst- 
Außenpolitik wieder einmal zur 
Debatte zu stellen. Er erhielt 
auch viel Zustimmung von denje- 
nigen, denen das Thema viel- 
leicht nicht einmal in der einen 
oder anderen Richtung sehr viel 
bedeutete, die aber über die 
Jahre hinweg der ständigen An- 
griffe auf prominente Leute, die 
es wagten, mit der israelischen Li- 
nie nicht übereinzustimmen, 


überdrüssig geworden waren. 


Die Waffe ist 
stumpf geworden 


Noch verheerender für die Lobby 
war die Tatsache, daß die Ver- 
leumdungswaffe Antisemitismus 
unwirksam geworden war, und 
sie dazu gezwungen wurde, auf 
die abgegriffenen Argumente zur 
Unterstützung Israels zurückzu- 
greifen, die schon längst ihre Ak- 
tualität und jede Gunst verloren 
haben, die sie einst in der ameri- 
kanischen Öffentlichkeit genos- 
sen haben mögen. 


Die Pro-Israel-Lobby und. ihre 
Freunde beherzigten die Moral 
der Fabel von dem Jungen, der 
Zeter und Mordio schrie, nicht. 
Nachdem sie einmal zuviel mit ih- 
rer Verleumdung des angeblichen 
Antisemitismus um sich geschla- 
gen hatten, mußten sie ihre 
mächtigste Waffe wieder in die 
Scheide stecken oder sie zumin- 
dest in Zukunft mehr mit Be- 
dacht benutzen. 


Obwohl die Pro-Israel-Lobby 
den Krieg bekam, den sie wollte, 
mußte sie bald erkennen, daß 
ihre wirksamste Waffe stumpf ge- 
worden war. Die Überverwen- 
dung der »Antisemit«-Verleum- 
dung diente auch dazu, unter den 
Konservativen der alten Schule 
oder Paläokonservativen ' dort, 


wo die Unterscheidung zwischen 
ihnen und den neokonservativen 
Neuankömmlingen sich weniger 
klar abzeichnete, eine Opposi- 
tionsbewegung ins Leben zu ru- 
fen. Die Angriffe der Lobby auf 
die Opposition gegen die Beherr- 
schung der politischen Szene in 


“ Amerika durch Israelfreunde 


sind unwirksam geworden, jetzt, 
wo Israels Stunde der Not gekom- 
men ist. 


Unfähig aus den 
Fehlern zu lernen 


Obwohl kühlere Köpfe in der 


Lobby ihren überstürzten Angriff 
auf Buchanan und andere Paläo- 
konservative wegen deren Anti- 
Kriegs- und Pro-Amerika-An- 
sichten bedauern mögen, ist es 
zweifelhaft, daß die Lobby als 
Ganzes in der bevorstehenden 
Debatte darüber, ob Israel Anlei- 
hegarantien in Höhe von zehn 
Milliarden Dollar zur Deckung 
der Kosten für die Neuansied- 
lung von Juden aus der Sowjet- 
union bekommt oder nicht, von 
Verleumdungsangriffen Abstand 
nehmen wird. Sie hat in der Ver- 
gangenheit eine bedauernswerte 
Unfähigkeit an den Tag gelegt, 
aus ihren Fehlern zu lernen, und- 
wir sagen voraus, daß sie, um die 
verminderte Wirksamkeit ihrer 
Antisemitismus-Kampagne aus- 
zugleichen, ganz einfach die 
Lautstärke höherstellen wird. 


‘Dies wird jedoch dazu beitragen, 


die Sache der America-firsters 


voranzutreiben, ebenso wie es 


die Lobby deutlicher als je zuvor 
in ihrem wahren Licht erscheinen 
lassen wird: als Pressuregroup, 
die die Interessen eines fremden 
Landes über die des eigenen 
stellt, und dessen Politik auf dem 
denkbar niedrigsten Niveau be- 
treibt, um das zubekommen, was 
sie haben will. 


Die Spuren werden 
verwischt 


Möglicherweise die bedeutsam- 
ste Entwicklung, die sich aus der 
hitzigen Debatte über die militä- 
rische Verwicklung der Amerika- 
ner in den Persischen Golf ergibt, 
ist die offene Spaltung in der 
amerikanischen konservativen 
Bewegung, die während der 
Krise eintrat - und die sich seit- 
dem verbreitert hat. Diese Spal- 
tung, zwischen traditionellen 
amerikanischen Konservativen, 
manchmal Paläokonservative ge- 


nannt, und den selbsternannten 
neokonservativen _ Zionisten, 
pro-israelischen Ursprungs, brach- 
te die Trennung zwischen dem, 
was bestenfalls ein seltsames 
Paar genannt werden konnte, zu- 
stande. 


Das einzige, was die beiden Grup- 
pen jemals wirklich gemeinsam 
hatten, war ihre Abneigungen ge- 
gen den Kommunismus. Die 
Hochzeit war daher von Anfang 
an fehlerhaft und blieb weiter 
gespannt, als die Neocons ihren 
unerwünschten Schwager, das 
zionistische Israel, mit nach. 
Hause brachte, um bei dem Paar 
zu wöhnen. 


Eine Gleichstellung des Anti- 


kommunismus mit Pro-lIsralis- . 


mus wäre letztendlich das Verder- 
ben der Neokonservativen. 


Der Kolumnist Pat Buchanan 
drückte es am besten aus: »Ihre 
Taktik — darunter die Verleum- 
dung von Gegnern als Rassisten, 


Nationalisten, Faschisten und . 


Antisemiten - ließ viele Konser- 
vative darüber nachdenken, ob 
wir nicht einen furchtbaren Feh- 
ler gemacht haben, als wir diese 
ideologischen Stadtstreicher von 
der Straße holten und ihnen ei- 
nen warmen Platz am Ofen frei- 
machten.« 


Und er setzte hinzu: »Wie die 
Flöhe, die meinen, sie steuern 
den Hund, war ihr Verhältnis zu. 
der Bewegung stets parasitischer 
Natur.« 


Seit dem Golf-Krieg haben die 
Neokonservativen ihre emotio- 
nellen Angriffe auf die traditio- 
nellen Konservativen zwar gemil- 
dert, aber ihre Politik des Pro- 
—Israelismus bleibt die gleiche. 
Jetzt versuchen sie jedoch, ihre 
Spuren zu verwischen, indem sie 
behaupten, sie seien für den Frei- 
handel und den Export der De- 


mokratie, im Gegensatz zu dem 


traditionellen konservativen Pro- 
tektionismus und Isolationismus. 


Es ist eine schwache Verteidi- 


gung, ebenso wie die Behaup- 
tung der Neokonservativen, daß 
viele Konservative der alten 
Schule - William F. Buckley, 
Jeane Kirkpatrick und Paul Wey- 
rich - ihrer Meinung seien. 


Es wäre richtiger zu sagen, daß 
diese »Konservativen« die Farbe 
des zionistischen Pro-Israel-Gel- 
des gesehen haben«. 


„ 


Cr 


Israel 


‚Verstoß gegen 
den gesunden 


Menschenver- 


stand. 


. Warren Hough und George Nicholas 


Israel den Blankoscheck »Anleihegarantie« zu geben, um den es die 
Vereinigten Staaten in diesem Monat formell ersucht hat, wäre ein 
»Verstoß gegen den gesunden Menschenverstand«, warnte der briti- 
sche Premierminister John Major den amerikanischen Präsidenten 
: Geroge Bush während seines kürzlichen Besuchs in den Vereinigten 


Staaten. 


In einem inoffiziellen Gespräch 
„mit britischen Zeitungsleuten, 
die über seine Reise berichteten 
— wozu auch unser Korrespon- 
‚dent Colin Turnbull gehörte -, 
stellte der Premierminister fest, 
daß Israels Behauptungen hin- 
sichtlich der Rückzahlung dieser 
“ gewaltigen Schuld bestenfalls als 
;»hohler Vorwand« bezeichnet 
.. werden könnten. 


Es geht um weitere 
39 Milliarden Dollar 


Auf Fragen aus der Gruppe von 
Reportern antwortend, bestä- 
tigte der britische Regierungs- 
-chef, der »nur über den Hinter- 
grund« sprach, daß die Regie- 
zung des Kleinstaats im Nahen 
Osten sich mit der Absicht trägt, 
die Hebelwirkung einer solchen 
enormen amerikanischen Anlei- 
hegarantie zu benutzen, um von 
‘den wohlhabenden Mitgliedslän- 
dern der Gruppe der Sieben wei- 
tere 39 Milliarden Dollar zu bor- 
‚gen. 


Es sind die amerikanischen Steu- 
erzahler, die in diesem Jahr mit 
einem Rekord-Defizit von 400 
«Milliarden Dollar konfrontiert 
‘werden, die auf die eine oder an- 


dere Weise mit dem Großteil der 


niederschmetternden Kosten, 
..die sich aus der Flutwelle sowjeti- 
scher Einwanderer in den Klein- 
staat ergeben, belastet werden, 
wärnte Dr. Ronald Fleming, der 


angesehene kanadische Wirt- 
schaftswissenschaftler, der inter- 
nationale Bewilligungen und Un- 
terstützungsleistungen für die 
Vereinten Nationen überwacht. 

Die sogenannte Cranston-Geset- 
zesänderung, von US-Senator 
Alan Cranston, der wegen seiner 
unangenehmen Deals mit Spar- 
und Darlehens-Bankern bekannt 
ist, arrangiert, garantiert Israel 
jährliche Hilfsleistungen durch 
Amerika, die niemals geringer 
als der Schuldendienst des Klein- 
staats sind — »ein skandalöses 
Stück Gesetzgebung, die aus po- 


litischen Gründen staatliche Zu- ° 


schüsse bewilligt«, wie ein Ex- 
perte des US-Kongresses es be- 
zeichnete, und mit der sicherge- 
stellt wird, daß, je mehr diese aus 
Streithammeln bestehende wi- 
dersprüchliche Regierung borgt, 
desto mehr von den Vereinigten 


Staaten bekommt. 
x 


Mehr Geld für 
neue Siedlungen 


Der explodierende »Einwande- 
rungs-Schlamassel« — Einwande- 
rer nach Israel strömen in immer 
größerer Anzahl durch die gebor- 
stenen sowjetischen Schleusen - 
wurde durch »sich in alles einmi- 
schende, ehrgeizige Politiker wie 
Cranston herbeigeführt, die eif- 
rig darauf bedacht sind, sich bei 
der Israel-Lobby einzuschmei- 
cheln«, stellte dieser altgediente 
Gehilfe des Kapitols fest. 


Jetzt wird Israel mit einer drama- 
tischen Vergrößerung seiner Ge- 
samtbevölkerung um rund 30 
Prozent konfrontiert, ohne daß 
es über die Mittel verfügt, Woh- 
nungen, Arbeitsplätze oder not- 
wendige Dienstleistungen für die 
meisten der Neuankömmlinge zu 
beschaffen. 


Halbherzige Behauptungen offi- 
zieller Sprecher, daß die »Initia- 
tive und Fachkenntnisse« dieser 
Einwanderer bald genug Wohl- 
stand erzeugen werden, so daß 
sie ihre Bedürfnisse selbst tragen 
können, werden in Israel verächt- 
lich zurückgewiesen. 


Die israelische Wirtschaft, ein Sy- 
stem des Dirigismus einer vom 
Gewinner einer Wahl betriebe- 
nen Amterpatronage, kopflastig 
mit korrupten Bürokraten, ist 
kaum geeignet, Unternehmer- 
geist oder wirkliche Privatinitia- 
tive zu pflegen, selbst wenn die 
sowjetischen Einwanderer diese 
im UÜbermaß besäßen, was zwei- 
felhaft ist, stellen Nahost-Exper- 
ten fest. 


Und über die wirtschaftliche Be- 
drohung, die diese Massenein- 
wanderung repräsentiert, hinaus, 
bleibt die Tatsache bestehen, daß 


irgend welche Gelder, die Israel. 


zugeschustert werden, dazu ver- 


“ wendet werden, weitere Siedlun- 


gen in arabischen Gebieten, die 
von der Armee des Kleinstaates 
illegal besetze wurden, wie Pilze 
aus dem Boden schießen zu las- 
sen, warnen nahöstliche Kreise. 


»Gewaltiger Betrug, 
tödliche Dummbheit« 


In diesem Sommer »nannte US- 
Außenminister James Baker 
selbst die wie Pilze aus dem Bo- 
den schießenden israelischen 
Siedlungen in den besetzten Ge- 
bieten das größte einzelne Hin- 
dernis zum Frieden im Nahen 
OÖsten«, warnte ein hochstehen- 
der saudi-arabischer Beamter, 
der bereit war, über die Frage der 
Einwanderung nach Israel zu 
sprechen. »Aber Israel wird das 
ganze Geld, das es erpressen 
kann, zum Bau neuer Siedlungen 
für seine Einwanderer genau in 
diesen Gebieten verwenden, die 
es später auf die eine oder andere 
Weise zu annektieren beabsich- 
tigt. Dies wird Israel in direkten 
Betrug und die Vereinigten Staa- 
ten in eine kriminelle Dummheit 
verwickeln«. 


Die Bedrohung für den Frieden, 
die von Baker und Bush durch 
die Siedlungsangelegenheit aus- 
gelöst wurde, ist der amerikani- 
schen Regierung nicht verborgen 
geblieben, die jetzt darum gebe- 
ten hat, daß der Kongreß die Be- 
ratung über des Darlehenspaket 
zunächst vertagen sollte, wenn 
die Friedensgespräche planmä- 
Big beginnen. Die israelische Re- 
gierung war wütend und be- 
hauptete, die amerikanische Re- 
gierung habe ein feierliches Ver- 
sprechen, das während des Krie- 
ges am Persischen Golf gegeben 
wurde, sie werde die Beratung 
über die Darlehen Anfang Sep- 
tember beschleunigen, gebro- 


chen. 


Die Falle 
für die USA 


Die Israel-Lobby in Amerika hat 
prominente führende Persönlich- 
keiten der Judenheit aus allen 
Teilen des Landes aufgefordert, 
sich immer wieder in Washington 
zu versammeln, um den Kongreß 
unter Druck zu setzen, das Ersu- 
chen der Regierung zu ignorieren 
und die Angelegenheit unverzüg- 
lich weiterzubearbeiten. 


Eine Finanzierung der katastro- 
phalen Flut von Einwanderern 
nach Israel würde »jede poten- 
tielle Verbesserung der Bezie- 
hungen zwischen den Vereinigten 
Staaten, und den ölreichen arabi- 
schen Staaten, die sich aus unse- 
rer kürzlichen ad hoc-Allianz er- 
geben, zum Scheitern verurtei- 
len«, warnte dieser hochste- 
hende Golf-Beamte. »Über die 
halsbrecherische Belastung, die 
dem Steuerzahler aufgebürdet _ 
wird, hinaus, ist diese israelische 
Darlehens-Forderung voller ver- 
steckter Kosten und verborgener 
Gefahren. Die Vereinigten Staa- 
ten dürfen nicht in diese Falle hin- 
eintappen.« oO 
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Naher Osten fie, 


Wasser ist der 
Schlüssel zum 


Frieden 


Peter Blackwood 


In der laufenden Runde der Friedensverhandlungen, in der alle vier 
arabischen Staaten in der Frontlinie ihre Bereitschaft zum Ausdruck 
gebracht haben, ihren Wirtschaftsboykott Israels als Gegenleistung 
für die Einstellung der Errichtung neuer Siedlungen in den besetz- 
ten Gebieten, zu beenden, lassen alle Teilnehmer, darunter die 
USA, die entscheidende Frage der Wasserresourcen völlig außer 


Acht. 


Die. Bedeutung des Wassers für 
‘die verschiedenen Länder der 
Region, seine Rolle bei der Um- 
gestaltung der politischen Land- 
karte und das Potential für ge- 
walttätige Konflikte über immer 
knapper werdende Wasserresour- 
cen sind in CODE oftmals behan- 
delt worden. Und doch sind nur 
sehr wenige von diesen Informa- 
tionen, die im übrigen vielen ein- 
schlägigen Fachzeitschriften zu 
entnehmen sind, über die Presse 
in die Öffentlichkeit durchgesik- 
kert. In der derzeitigen Runde 
des Kuhhandels und des Geran- 
gels, die der amerikanische Au- 
Benminister James Baker zur 
Schau trägt, um Israel und die 
arabischen Staaten an den Ver- 
handlungstisch zu bringen, ist 
kein Wort über irgendwelche Ge- 
spräche über eine gerechte Zutei- 
lung der Wasservorkommen ge- 
fallen. 


Wenn es um das Wasser 
geht, hört der Streit auf 


Wie CODE bereits schrieb: Die 
Bedeutung des Wassers in der Re- 
gion kann nicht überbetont wer- 
den. Der Irak ist zumindest zum 
Teil in Kuwait eingefallen wegen 
eines Streitfalls über seinen An- 
teil an den Mineralreserven der 
riesigen Ölfelder von Ramallah, 
die sich längst der Grenze zwi- 
schen den beiden Ländern er- 
strecken. Wenn die Wasserknapp- 
heit einmal das kritische Stadium 
erreicht - ein Zeitpunkt, der sich 
wegen des massiven Wachstums 
der Bevölkerung in allen arabi- 
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® Beersheba 


Negev 


schen Ländern und in Israeli, 

sehr schnell nähert - kann man 

dann von den involvierten Län- 

dern erwarten, daß sie von Feind- 

seligkeiten Abstand nehmen, 

wenn es um diese viel lebenswich- 
tigere Resource geht? 


Israels unversöhnlichster und 
tödlichster Feind, Irak, wurde in 
dem jüngsten Krieg von der alli- 
ierten Koalition praktisch ver- 
nichtet und läuft wegen seiner 
Weigerung, den Anordnungen, 
seine nuklearen Geheimnisse 
preiszugeben, die Gefahr weite- 
rer Luftangriffe. Der Irak ist also 
bestimmt keine Gefahr mehr für 
Israel. 


Es bleibt nur Syrien, geführt von 
dem starken Mann Hafez al-As- 
sad, als glaubwürdige Bedrohung 
für Israels Sicherheit, übrig. As- 
sads kürzlich verkündete Bereit- 


Die Wasserversorgung ist das eigentliche Problem des Nahen 
Ostens, wird es nicht gelöst, kann es in den nächsten Jahren ei- 
nen Krieg um die Resource Wasser geben. 


schaft, mit israelischen Führungs- 
persönlichkeiten zu Gesprächen’ 
zusammenzukommen, die zu ei- 
nem formalen Ende des seit 1948 - 
bestehenden Kriegszustands füh- 
ren sollen, hängt im wesentlichen 
mit seiner Erkenntnis zusam- 
men, daß sein ehemaliger Schutz- {| 
patron, die Sowjetunion, aufge- ' 
hört hat in Weltangelegenheiten 
ein Mitspieler zu sein, und daß er 
es nunmehr mit dem Westen zu 
tun hat. Er ist auch umsichtig ge- 
nug einzusehen, daß, falls er sich 
irgendwelche Hoffnungen 
macht, die Golanhöhen zurück- 
zubekommen, er dies nur mit 
Mitteln erreichen kann, die für 
die Westmächte annehmbar sind 
- das heißt über Verhandlungen 
und Tauschgeschäfte mit Israel. 


Der Streit um 
den Jordan 


Interessanterweise werden jene : 
Hügel, aus denen das Gebiet be- 
steht, das als Golanhöhen be- 
zeichnet wird, zwar als »strate- 
gisch wichtig, aber andererseits _ 
als wertlos erachtet«. In Medien- . 
berichten wird oft die Tatsäche, 
daß Israel dort keine dauerhaften - 
Siedlungen errichtet hat, als Be- 
weis dafür angführt, daß Israel " 
bereit wäre, das Gebiet im Falle : 
einer Friedensregelung an Syrien 
zurückzugeben. 


Von der strategischen Bedeutung 
der Höhen wird gewöhnlich ge- : 
sagt, sie habe Syrien die Fähig- 
keit verliehen, mit seinen Rake- 
tenangriffen Tod und Verderben 
auf Städte und Bauernhöfe in 
Nordgaliäa-zu bringen. Und doch 
ist das Gebiet auch für Israel stra- . 
tegisch bedeutsam, wenn auch 
aus einem ganz anderen Grund. 
Der Wasserexperte Leslie Schmi- 
dal sagt: »Israels Wasser-Strate- 
gie war der Kernpunkt seines 
Feldzuges, um die Golanhöhen 
dauerhaft zu beherrschen, was 
Israel in die Lage versetzt, jeder 
syrischen oder multilateralen ara- 
bischen Bemühung, den Ober- 
jordan wieder auf arabisches Ge- , 
biet umzuleiten oder den Yarmuk 
zu entwickeln, zuvorkommen. 


Israel nimmt das Recht auf 100 
Prozent des Wasserlaufs des Jor-: ' 
dans für sich in Anspruch, ob- 
wohl dieser die Grenze zwischen 
Israel und Jordanien und Israel 
und Syrien bildet. Der Yarmuk 
fließt sowohl durch Syrien als 
auch durch Jordanien und mün- 
det in den Jordan. 


z 


- Ein Plan der Weltbank, den Bau 

. eines Dammes in der Größenord- 

- nung von 450 Millionen Dollar zu 

finanzieren, wurde fallengelas- 

sen, nachdem’Israel anscheinend 

die Beamten der Weltbank davon 

- überzeugt hatte, daß es unter der 

Abzweigung von Wasser zu sei- 

nen arabischen Nachbarn leiden 
würde.« 


.. Syriens Probleme mit 


der Wasserversorgung 


Israel hat immer wieder erklärt, 
daß Syrien nicht an den regiona- 
len Verhandlungen über Wasser 
- beteiligt werden sollte, weil Is- 
rael keine Gewässer mit diesem 
Lande gemeinsam hat. Dies 
stimmt aber erst seit der Anne- 
-xion der Golanhöhen durch Is- 
.  rael im Jahre 1973, denn dort ent- 
springt der Jordan. Und der Yar- 
muk, der in den Jordan mündet, 
- der wiederum voll und ganz von 
Israel beansprucht wird, hat 
ebenfalls seinen Ouellfluß in Sy- 
rien. 


- Obwohl Syrien den Großteil sei- 
nes Wassers von den Euphratströ- 
men bekommt, füllt die Türkei 
- jetzt ihr durch den Atatürk- 
Damm geschaffenes neues Reser- 
voir aus den Euphratströmen 
oberhalb von Syrien. Dies wird 
- zu drastischen Verringerungen 
der Wasserversorgung Syriens 
- führen und dieses dazu zwingen, 
den Yarmuk zu entwickeln, wo- 
- durch wiederum der Zustrom des 
Jordans nach Israel verringert 
wird. 


Die Golanhöhen sind auch für Is- 
rael strategisch wichtig, weil sie 
seit langem als Schwelle zum Li- 
tanistrom in Südlibanon erachtet 
werden. Israel steht auch jetzt 
“noch unter dem Verdacht, Wasser 
aus dem Litani, der nur wenige 
Meilen nördlich der von Israel 
selbst erklärten »Sicherheits- 
zone« im Libanon verläuft, mit 
Tankwagen herbeigeschafft oder 
eine geheime unterirdische Pipe- 


* line gebaut zu haben, um die 


- 


kostbare Resource zu Bauernhö- 
fen und Kibbutze in Nordisrael 
zu pumpen. 


 Israelische Wasserexperten ha- 
ben tatsächlich einmal den Litani 
als Heilmittel für alle Wassersor- 
. gen Israels bezeichnet und- vor- 
ausgesagt, daß dieser die derzei- 


. tige Wasserversorgung um 50 Pro- 
zent erhöhen werde. Und doch 


haben das Anwachsen der Bevöl- 


kerung, die durch Einwanderer 
aus der Sowjetunion anschwillt, 
und der dramatische Anstieg des 
Pro-Kopf-Wasserverbrauchs die- 
se Vorstellung verwischt und Is- 
rael dazu gezwungen, sich über 
den Litani hinaus nach neuen Re- 
sourcen umzusehen. 


Dr. Uri Davis, ein britischer Ex- 
perte für Nahost-Fragen, führte 
vor sechs Jahren vorausschauend 
in einem veröffentlichten Artikel 
aus: »Nichts weniger als die Nut- 
zung eines Teils der großen Flüsse 
des Nahen Ostens - der Nil, der 
Euphrat und der Tigris - kann 
langfristig den Bedarf der Struk- 
tur der Wassserversorgung in Is- 
rael decken.« 


Israels Interesse 
am Blauen Nil 


Viele Beobachter in der arabi- 
schen Welt glauben, daß Israel 
bei seinen derzeitigen Abma- 
chungen mit Athiopien, nach de- 
nen Israel Waffen nach Athiopien 
liefert, um Aufständische in Eri- 
trea und in den Tigreprovinzen 
niederzuschlagen, als Gegenlei- 
stung dafür, daß 15000 Falasha- 
Juden nach Israel auswandern 


dürfen, die erste Phase dieses 


kollossalen Wasserraubs einlei- 
tet. 


Aber es gibt weitverbreitete Be- 
richte in der arabischen Presse 
darüber, daß Israels wirkliche 
Absicht darin bestehe, bei sei- 
nem Bestreben, den Nil in seine 
Gewalt zu bekommen, erst ein- 
mal dort Fuß zu fassen. In einem 
Bericht in einer in Paris ansässi- 
gen arabischsprachigen Zeitung 


heißt es, daß Israel Äthiopien mit 
Technologie und Konstruktions- 
zeichnungen versorgt, um den 
Blauen Nil, einen Nebenfluß des 
Nils, aufzustauen. 


In einem anderen Bericht in ei- 
nerin Zypern erscheinenden Zei- 
tung war zu lesen, daß Israel das 
Mengistu-Regime in Athiopien 
davon überzeugt habe, daß das 
Land bei dem 1902 zwischen 
Athiopien, Uganda, dem Sudan 
und Agypten abgeschlossenen 
Pakt über die Wasserrechte am 
Nil zu kurz gekommen sei. In die- 
sem Bericht wird behauptet, daß 
Israel den Bau von 26 Staudäm- 
men am Blauen Niel finanziere, 
die 5,4 Milliarden Kubikmeter 
Wasser für Israel erzeugen wer- 
den. 


Obwohl die meisten Beobachter 
bezweifeln, daß Israel tatsächlich 
in der Lage wäre, dieses Wasser 
zum eigenen Gebrauch umzulei- 
ten, könnte es seine politische 
Gewalt über das Wasser im Ein- 
vernehmen mit Äthiopien dazu 
benutzen, eine günstigere Vertei- 
lung der Wasserresourcen in sei- 
ner Region zu verlangen. 


Die Möglichkeit 
eines Krieges 


Ob dies den Tatsachen entspricht 
oder nicht, ist größtenteils neben- 
sächlich. Es zeigt, wieviel Miß- 
trauen auf allen Seiten vorhan- 
den ist und die Furcht, die eine 
mögliche Wasserknappheit ein- 
flößt. Es verdeutlicht auch das 
Potential für Konflikte und die 
Brisanz des Wasserproblems. 
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Für Israel war die Verständi- 
gung mit Ägypten in Camp Da- 
vid der erste Schritt, um das 
Wasser des Nils eines Tages in 
seine Gewalt zu bekommen. . 


Die meisten Experten in der Re- 
gion sagen schon voraus, daß der 
nächste größere Krieg wegen 
Wasser - speziell wegen des Zu- 
gangs zum Nil — geführt werden 
wird. Dr. Elias Salameh, Leiter 
der Abteilung für Wasserresour- 
cen an der Jordanischen Univer- 
sität, meint: »Schauen Sie, wenn 
Sie einem Land seine Wasser- 
quellen nehmen, berauben Sie 
die Bevölkerung des Essens und 
Trinkens und des Lebensunter- 
halts. Das führt zu inneren Unru- 
hen, die zu einem regionalen - 
und schließlich internationalen — 
Konflikt führen können.« 


Verhandlungen zwischen Israel 
und seinen Nachbarn, die zu ei- 
nem dauerhaften Frieden in der 
Region führen sollen, müssen 
sich auf die Verteilung der Was- 
serresourcen konzentrieren. Die 
Regelung muß allen Parteien ge- 
recht und durch internationale 
Verpflichtungen und Garantien 
durchgesetzt werden. 


Wenn Verhandlungen der Wasser- 
versorgung nicht Rechnung tra- 
gen, dann bedeutet das ein Versa- 
gen, das entscheidendste Pro- 
blem, mit dem es die Region zu 
tun hat, in den Griff zu bekom- 
men und einen größeren Krieg in- 
nerhalb, wie die meisten Exper- 
ten voraussagen, von fünf Jah- 
ren. oO 
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ai ra en a 


Waffen 


Jules Vernes 
Superkanone 


Mike Blair 


Die Kurzsichtigkeit des hohen Militärs im amerikanischen Verteidi- 
gungsministerium und die Kugel eines Mossad-Attentäters führten 
dazu, daß die Welt ein echtes Genie des 20. Jahrhunderts, das bei- 
nahe die Prophezeiung des französischen Autors des 19. Jahrhun- 
derts, Jules Vernes, erfüllt hatte, nicht erkannte. 


Eine Inspektionsmannschaft der 
Vereinten Nationen, die nach bal- 
listischen Waffen des irakischen 
starken Mannes Saddam Hussein 
suchte, entdeckte eine Super- 
waffe, die, wenn ordentlich ent- 
wickelt, letztendlich Jules Vernes 
Saga über den Abschuß eines 
Raumschiffes von der Erde zum 
Mond hätte erfüllen können. In 
seinem 1865 veröffentlichten 
Buch »Von der Erde zum Mond« 
sagte Verne die Superkanone vor- 
aus, die der in Kanada geborene 
amerikanische Wissenschaftler 
Gerald Bull für den Irak entwik- 
kelt hat. 


Höhepunkt des 
Projektes Babylon 


Die Kanone wurde entdeckt, in 
Schußposition auf Israel gerich- 
tet, im Hamreen-Gebirge, etwa 
160 km nördlich von Bagdad. Die 
Kanone, mit einem Kaliber von 
39 Zoll (99 Zentimeter), mehr als 
zweimal der Durchmesser einer 
Granate, die von den 16-Zoll 
Mammut-Kanonen des amerika- 
nischen Schlachtschiffs »Iowa« 
abgefeuert wurde, war in der 
Lage, eine Granate in den Subor- 
bit zu schießen und Ziele in Is- 
rael, 960 km entfernt, zu treffen. 


Die Superkanone war der Höhe- 
punkt des »Project Babylon«, das 
1988 unter Bulls Leitung begann, 
nachdem die Pläne des Wissen- 
schaftlers, eine solche Kanone zu 
bauen, mit dem Endziel, Satelli- 
ten in den Umlaufkreis der Erde 
abzuschießen, vom Westen und 
vor allem von den Vereinigten 
Staaten verworfen worden wa- 
ren. 


Bull sollte den ersten Schuß aus 
seiner Kanone nicht mehr erle- 
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ben. Im März 1990 wurde der 
Wissenschaftler von einer Mos- 
sad-Schlägerbande ermordet, als 
er seine Wohnung in Uccle, ei- 
nem Vorort von Brüssel, betrat. 


Bulls Pläne, die allerneueste Ar- 
tilleriewaffe zu bauen, wurden 
von der deutschen Entwicklung 
der Pariser Mammut-Kanonen 
inspiriert, die 1918 während der 
deutschen Frühjahrsoffensive 
eingesetzt wurden, um Granaten 
auf Ziele in Paris, eine Reich- 
weite von 118 km, abzufeuern. 


Nach dem Kriege beseitigten die 
Deutschen die Kanonen und ver- 
nichteten sie, bevor sie von den 
alliierten Streitkräften erbeutet 
werden konnten. 


Das amerikanische Verteidigungsministerium verlor das Inter- 
esse an Bulls Plänen, die allerneueste Artilleriewaffe zu bauen. 


General Bull (links) mit Quebecs Premierminister Jean Lesage vor 
der Superkanone, die in Kanada entwickelt wurde. 


Die Kanonen hätten kaum Ge- 
schichte gemacht, abgesehen von 
einem Tag im Jahre 1965, als Bull 
im Space Research Institut 
(Raumforschungs-Institut) an 
der MecGill University in Mon- 
treal, Quebec, Besuch von der 
Tochter von Fritz Rausenberger, 
eines deutschen Ingenieurs in 
Krupps Artillerie-Entwicklungs- 
und Produktionsabteilung und 
Erfinder der Pariser Kanonen, er- 
hielt. Die Dame übergab Bull 
Rausenbergers Tagebücher und 
Pläne für die gewaltigen Kano- 
nen, die Granaten bis auf eine 
Höhe von 40 km schießen konn- 
ten, eine Höhe, die erst mit der 
Entwicklung der V2-Rakete 
durch die Deutschen im Zweiten 
Weltkrieg übertroffen wurde. 


Nach den Plänen 
eines Deutschen 


Bull stellte sich sofort eine Ka- 
none vor, die Satelliten in den 
Umlaufkreis der Erde schießen 


* 
“ 


könne, ein Verfahren, das weit 
:, weniger kostspielig und genauer 
wäre als der Einsatz von gewalti- 


He gen Raketen. 


Mit Rückendeckung des Cana- 
dian Department of Defense Pro- 
duction, der McGill University 
und der US-Army erichtete Bull 
eine Versuchsstation auf der kari- 
bischen Insel Barbados, wo er 
mit Erfolg eine 36 Meter lange 
Kanone, die er baute indem er 
zwei 16-Zoll Schlachtschiffkano- 
nen der US-Navy zusammen- 
schweißte, zur Probe abfeuerte. 


Rückendeckung durch 
US-Senator Goldwater 


"Bulls High Altitude Research 
Project (HARP) wurde 1967 ein- 
‚gestellt, als Kanada und die Ver- 
“einigten Staaten beschlossen, 
daß die Zukunft der Raumfor- 
schung bei den Raketen liege. 
Bull erwarb zu Schrottpreisen 
HARPs Vermögenswerte auf 
‚dem Privatsektor und gründete 
„seine Space Research Corpora- 
tion, die sich über die Grenze 
zwischen Quebec und Vermont in 
;der Nähe von Highwater, Que- 
Dec, und North Troy, Vermont, er- 
“'streckte. Er baute auf einem 
20000 Acre-großen Gelände ein 
modernes Forschungslaborato- 
: rum und einen Schießstand. 
-1972 fand Bull anscheinend bei 
'US-Senator Barry Goldwater 
‘Gehör, der einen Gesetzesent- 
wurf vorlegte, der Bull um ein 
Jahrzehnt rückwirkend zum Er- 
werb der amerikanischen Staats- 
bürgerschaft und einer Einstu- 
fung als unbedenklich im Sinne 
der amerikanischen Atom-Si- 
cherheitsbestimmungen auf ho- 
:her Ebene berechtigte. ) 


<£ 


Bull erhielt anschließend ameri- 
kanische Verteidigungsaufträge 
in Höhe von neun Millionen Dol- 
lar, aber das Programm, das Bull 
vorschwebte, konnte nicht finan- 
ziert werden. Daher gründete 
Space Research Corporation 
1976 eine europäische Tochterge- 
sellschaft, Space Research Cor- 
poration International, die zu 45 
Prozent im Besitz der belgischen 
Munitionsfabrik Puderies Reunis 
de Belgique war. Dies ermög- 
“lichte Bull die Finanzierung zur 
‘Entwicklung der GC-45-Ka- 
none, ein 155-mm Artilleriege- 
schütz, das Granaten 40 km weit 
‚schießen konnte, mit dem zweifa- 
chen Schleudergewicht der größ- 
ten Kanonen westlicher Armeen. 


Schließlich interessierte sich die 
Republik Südafrika für die Ka- 
none und kaufte sich in Bulls 
Firma ein. 


Bull verletzte 
Waffenembargo 


Bull verkaufte den Südafrika- 
nern eine Lizenz zum Bau und 
Vermarktung der Kanonen, was 
1980 zu seiner Verhaftung führte, 
weil er das von den Vereinten Na- 
tionen gegen Südafrika ver- 
hängte Waffenembargo übertre- 
ten hatte. Bull bekannte sich 
schuldig und wurde zu sechs Mo- 
naten Freiheitsstrafe im Bundes- 
gefängnis in Allenwood, Pennsyl- 
vania, verurteilt. 


Seine Space Research Corpora- 
tion ging in Konkurs, und als er 
aus der Haftanstalt entlassen 
wurde, gab er die Einrichtungen 
in Quebec-Vermont auf und ver- 
legte seine Betriebe nach Bel- 
gien. 


Verbittert wie er war, nahm Bull 
Geschäfte mit dem Irak auf, der 
mehrere Hundert seiner 155 mm- 
Kanonen erwarb, die während 
des langen und, blutigen Iran- 
Irak-Krieges mit großer Wirk- 
samkeit eingesetzt wurden. Bulls 
Projekt zum Bau der Superka- 
none, die Hussein später zumf Ab- 


‚schuß von riesigen Granaten auf 


Israel verwenden wollte, wurde 
im vergangenen Jahr, vor dem 
Einmarsch in Kuba, vom briti- 
schen Zoll entdeckt. Die Fässer 
für die riesigen 39-Zoll Kanonen 
sollten von einer britischen 
Firma an den Irak geliefert wer- 
den, alssie vom Zollbeamten ent- 
deckt wurden. 


Wie berichtet wird, erhielt der 
Mossad von der israelischen Re- 
gierung den Auftrag, Bull zu be- 
seitigen, bevor das Großkano- 
nen-Projekt beendet werden 
konnte. E 
Bull wurde kurz darauf vor der 
Tür seiner Wohnung tot aufgefun- 
den, mit zwei Einschüssen einer 
7,65 mm-Pistole aus kürzester 
Entfernung im Genick. 


So endeten die Träume von Ge- 
rald Bull und Jules Verne. Do 
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Israel 


Palästinenser- 
Opposition 
wird zerrieben 


John Springfield 


Ein heftiger Kampf über Israels Forderung nach zehn Milliarden 
Dollar an Anleihegarantien, die von den amerikanischen Steuerzah- 
lern abgesichert werden, um den Wohnungsbau und Ansiedlungsko- 
sten für sowjetische Juden in Israel zu finanzieren, stellt den oft ver- 
kündeten Widerstand der Bush-Regierung gegen den Bau von neuen 
jüdischen Siedlungen in den besetzten Gebieten auf eine harte 


Probe... ö 


Die Israelis haben klar und deut- 
lich und wiederholt erklärt, daß 
der Bau von neuen Wohnungs- 
bauprojekten für jüdische Siedler 
weitergehen wird, und daß ihre 
Forderung nach zehn Milliarden 
Dollar von den USA in keiner 
Weise mit den Siedlungen ver- 
knüpft werden darf. Die israeli- 
schen Führer, vor allen Ariel Sha- 
ron, der jetzt das. Siedlungspro- 
jekt leitet, und Premierminister 
Yitzhak Shamir, haben nämlich 
immer wieder herausfordernd er- 
klärt, daß das Westufer des Jor- 
dans und der Gazastreifen mit Ju- 
den besiedelt werden, und daß, 
‚wenn die amerikanische Regie- 
rung dagegen ist, sie das Geld 
von ihren Freunden im US-Kon- 
greß bekommen werden. 


Bei der Aufmerksamkeit, die 
dem herannahenden Sturmgewit- 
ter zuteil wird, wird die fortdau- 
ende israelische Kampagne, die 
darauf abzielt, den Willen der Pa- 
lästinenser zu brechen, in der 
Hoffnung, daß sie schließlich auf- 
geben und ihre Heimat verlas- 
sen, übersehen. Die Israelis ha- 
ben die Palästinenser ständig be- 
lästigt, eingeschüchtert und ih- 
nen das Leben unmöglich ge- 
macht, eine Kampagne, die sich 
in den letzten Monaten, in denen 
der Streit um die Siedlungen hit- 
ziger geworden ist, noch be- 
schleunigt wurde. Außer der er- 
probten und bewährten Taktik, 
auf Demonstranten zu schießen 
und die Häuser von Protestieren- 
den in die Luft zu sprengen, hat 
die israelische Regierung arabi- 
schen Dörfern auch das Wasser 
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abgesperrtt, ihre Obstgärten und 
Bauernhöfe vernichtet, und sie 
en masse woandershin verlegt, 
um Platz für neue Siedlungen zu 
schaffen, und Schulen für lange 
Zeit geschlossen. 


Die neueste von den Israelis ge- 
gen die Palästinenser eingesetzte 
Waffe ist eine eigenartige aggres- 
sive Art des Steuereinzugs. Palä- 
stinensische Kaufleute, die be- 
reits durch Zwangsschließungen 
ihrer Läden als Folge der Intifada 
und die immer verzweifelter wer- 
dende Wirtschaftslage, unter der 
die meisten Palästinenser auf 
Grund der von den israelischen 
Besatzungsbehörden getroffenen 
Strafmaßnahmen leiden, in arge 
Bedrängnis geraten sind, leben 
jetzt in der Angst vor militär-ähn- 
lichen Razzien, die von israeli- 
schen Steuerbehörden durch- 
führt werden. 


Die israelische Besteuerung der 
Bewohner und Geschäftsleute 
des Westufers und des Gazastrei- 
fens war immer schon unbere- 
chenbar und eine Strafmaß- 
nahme, aber die neueste Marotte 
ist geradezu grotesk. Der Steuer- 
eintreiber fährt in einem gepan- 
zerten Jeep, komplett mit militä- 
rischer Eskorte bei einem Laden 
oder Betrieb vor und verlangt 
vollständige Bezahlung einer ex- 
orbitanten, oft sechsstelligen 
Rechnung für »rückständige 
Steuern«. Wenn das Opfer nicht 
zahlen kann, werden seine Waren 
und seine persönliche Habe be- 
schlagnahmt. 

Es erfolgt keine Vorwarnung bei 


diesen Razzien, oder auch nur 
eine Mitteilung, daß die Steuern 
angeblich geschuldet werden. 
Ibrahim Far, Vorsitzender der 
Handelskammer von Ramallah, 
beklagte sich darüber, daß seine 
Leute »durch hohe Steuern rui- 
niert wurden. Sie wurden durch 
hohe Besteuerung zu armen Leu- 
ten«. Schlimmer noch, es gibt 
keine festgesetzte Steuerstruktur 
für Palästinenser. Sie werden ein- 
fach an Ort und Stelle veranlagt. 
»Wir sind nicht gegen die Zah- 
lung von Steuern«, sagte Far. 
»Wir wollen nur, daß alles mit 
rechten Dingen zugeht.« Ein 
Großhändler in Bethlehem na- 
mens Khudarai erhielt eine Steu- 
errechnung in Höhe von 107000 
Dollar für Mehrwertsteuer aus 
dem Zeitraum von 1986 bis 1989. 
Sein gesamter Lagerbestand ist 
weniger als die Hälfte dieses 
Betrages wert. Ein anderer Le- 
bensmittelgroßhändler, Adnan 
Barakeh, dessen Laden im Gaza- 
streifen 42 Monate lang geschlos- 
sen war, wurde aufgefordert, 
120000 Dollar an rückständigen 
Steuern zu zahlen. Da er nicht 
zahlen konnte, machten Steuer- 
beamte eine Razzia aufsein Haus 
und nahmen ihm seinen Wagen 
weg. 


Steuerfestsetzung 
nach Willkür 


Andere Mittel des Wirtschafts- 
krieges, der von den Israelis ge- 
führt wird, sind die Einschnü- 
rung der palästinensischen Indu- 
strie und anderer Formen der 
Wirtschaftsentwicklung, die dar- 
auf abzielen, israelische Indu- 
strien gegen den Wettbewerb zu 
schützen. Seitdem die Gebiete 
vor 24 Jahren während des Sechs- 
Tage-Krieges erobert wurden, 
haben die Israelis regelmäßig die 
Erteilung von Konzessionen 
daran geknüpft, daß solche Pro- 
jekte außer Reichweite der mei- 
sten palästinensischen Geschäfts- 
leute waren. 


Die Steuern für Einzelpersonen 
in den besetzten Gebieten ist 
ebenfalls unzumutbar. Eine ara- 
bische Familie mit vier Personen 
beginnt mit der Steuerzahlung 
bei einem Einkommen von 140 
Dollar, während israelische Fami- 
lien erst ab 660 Dollar veranlagt 
werden. 

Sei Beginn des Palästinenserauf- 


stands hat sich die wirtschaftliche : 


Unterdrückung dramatisch ver- 
schärft. Als Reaktion auf Kritik 


von der Völkergemeinschaft : 


meinte Generalmajor Danny 
Rothschild, Chef der israelischen 


Polizei in den besetzten Gebie- 


ten, daß neuen palästinensischen - : 
Betrieben drei Jahre lang Steuer-  - 


ermäßigung gewährt werde, und :: 


daß mehr Konzessionen ausge- 
stellt werden sollen. 


Palästinenische Wirtschaft : 


wird erdrosselt 


Altere Betriebe wird jedoch 
keine Steuererleichterung ge- 
währt, so daß viel mehr Betriebe 
in den Bankrott getrieben als 
nach dem neuen Plan gegründet 
werden. Das israelische Fernse- 
hen drehte kürzlich einen Film 
ab, in dem gezeigt wurde, wie die 
Behörden 40 Konzessionen für 
neue Fabriken am Westufer aus- 


stellten, erwähnte jedoch nicht, : 
daß viele der angehenden Indu- : 


striellen jahrelang auf ihre Kon- 


zessionen warten mußten. Palä-- : 
stinensische Wirtschaftsexperten ‘ 
stellen zynisch fest, dies sei nur : 
die jüngste in einer langen Reihe : 


ähnlicher 


Bekanntmachungen, 


von denen keine in die Tat umge- ° 


setzt wurde. 


Selbst wenn neuen Betrieben das. : 
grüne Licht gegeben wird, wer-:- 


den sie durch einen Wust von an-.° 
deren Bestimmungen, die von - 


der israelischen Regierung aufer- 


legt werden, geradezu erdrossekt.." 


»Ich weiß von Geschäftsleuten, 
die Konzessionen für Fabriken er- 


hielten, die aber davon ausge- 


schlossen wurden, Maschinen zu 
importieren, so daß sie gezwun- 


gen wurden, gebrauchte Maschi: - 


nen von israelischen Fabriken zu 


kaufen«, sagte Abu Shakor, ein 


palästinensischer Wirtschaftswis- 
senschaftler. 


Bevor Konzessionen vergeben 


werden, muß eine Bescheinigung 
israelischen - 


von potentiellen 
Konkurrenten eingeholt werden, 
daß ihre Betriebe nicht darunter 
leiden werden. 


Die schändliche Behandlung der 


Palästinenser kommt nur der 
schamlosen Komplizenschaft der 
amerikanischen Regierung durch 
Finanzierung Israels, während 


das Land diese Politik fortsetzt, _ 


gleich. Die Israelis führen - mit 
amerikanischen Steuergeldern 
und ohne Widerstand seitens der 
USA - eine Politik, auf die die 
klassische 
mord zutrifft. 


Definition Völker- 
im) & 


- Palästinenser 


_Brutaler 


von Kindern 


Victor Marchetti 


- Der israelische Verteidigungsminister Moshe Arens bezeichnete auf 


dem Höhepunkt der Intifada die Palästinenser als »unzivilisiertes 


Volk«, das »menschliches Leben nicht achtet«. Diese Bemerkung lö- 


ste die Kritik der Völkergemeinschaft daran aus, daß israelische Sol- 
. daten während des Aufstands auf mehr als 10000 palästinensische 
- Kinder schossen. Arens behauptete, die Palästinenser seien selber 


= Selbst israelische Tauben schüt- 
-  telten die Verantwortung für 
diese Greueltaten ab. Yossi Sa- 


rd, ein Politiker des linken Flü- 
-  gels und Führer des Friedensla- 
ger, schrieb, daß »Querschlä- 


Aufstands 


 ger«, die palästinensische Kinder 


= »finden«, »auch unsere Herzen 


durchbohrten«. Und doch haben 
_ diese »durchbohrten Herzen« 


kaum ein Wort des Protestes ver- 


‚lauten lassen, als während des 
E insgesammt 55000 
- Kinder durch Schüsse, Tränen- 


gasbomben und Schläge schwer 


verletzt und 239 Kinder getötet 


wurden. 


"Kinderarbeit ist 
selbstverständlich 


‚ Diese eiskalte Einstellung gegen- 
‚über dem menschlichen Leben, 
besonders gegenüber den Hilf- 

. losesten in jeder Gesellschaft und 


denjenigen, die am .meisten des 


Schutzes bedürfen, erstreckt sich 
auch auf palästinensische Kinder, 
- die in Israel beschäftigt sind. Kin- 
.derarbeit ist im ganzen Lande 
gang und gebe, und die meisten 


r jungen Arbeiter sind Palästinen- 


F 
1} 
j2 
F 
13 
e 


kz 
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ser. Sie arbeiten auf einer Vielfalt 
. von Gebieten, einige gefährlich, 
einige ausbeuterisch, einige voll- 
bringen jene abstumpfende 
- Schufterei, die kein Erwachse- 
ner, noch viel weniger ein israeli- 
= - scher Erwachsener, auch nur in 
- Erwägung ziehen würde. Palästi- 
“ nensische Kinder in Alter von 
zehn Jahren arbeiten in Fabriken 
als Kellner, Abräumer, Tankstel- 
ngehilfen, Straßenverkäufer 


dran Schuld, weil sie ihre Kinder in die Schußlinie gebracht hätten. 


spezielle Beschwerde, und wenn 
ein Sicherheitsinspektor bei ei- 
nem Rundgang durch den Be- 
trieb einen flagranten Verstoß ge- 
gen die Vorschriften feststellt. 
Die Inspektoren beschränken 
ihre regelmäßigen Inspektionen 
auf Produktseinrichtungen und 
Anlagen. Diese sind nur einmal 
im Jahr vorgesehen und machen 
es den Arbeitgebern leicht, das 
Gesetz zu umgehen, indem sie ih- 
ren minderjährigen Beschäftig- 
ten einfach sagen, daß sie an dem 
betreffenden Tag zu Hause blei- 
ben sollen. 


Aber die überwältigende Mehr- 
heit der Kinder, die auf Arbeits- 
stellen beschäftigt werden, wer- 
den selten, wenn überhaupt, von 
Inspektoren aufgesucht. Dazu 


gehören Restaurants, Märkte un- 
ter freiem Himmel und Unterhal- 
Dies sind 


tungsetablissements. 


Ein 14jähriger Palästinenser wurde von israelischen Soldaten an 
der West Bank erschossen und von seinen Angehörigen wegge- 


bracht. 


oder sogar als Bauchtänzer. 

Obwohl das israelische Gesetz 
besagt, daß kein Kind unter 15 le- 
gal eine Beschäftigung aufneh- 
men kann — und daß alle Kinder 
unter 18 Jahren überwacht wer- 
den müssen —, wird das Gesetz 
überall im Lande praktisch igno- 
riert. Diejenigen, die für den 
Vollzug verantwortlich sind, der 
Inspektionsdienst des Arbeitsmi- 
nisteriums, sind auch dazu aufge- 
rufen, die Sicherheitsbedingun- 
gen am Arbeitsplatz zu überwa- 
chen. Bei Hunderttausenden von 
Arbeitsplätzen in Israel und nur 
65 Inspektoren nimmt der Voll- 
zug des Kinderarbeitsgesetzes 
eine sehr geringe Priorität ein. 
Der Inspektiondsdienst vollzieht 
das Gesetz nur unter zwei Um- 
ständen: als Reaktion auf eine 


auch die sichtbarsten Arbeitsstel- 
len. Kinder werden regelmäßig 
von jedem, der vorübergeht, ge- 
sehen - einschließlich natürlich 
den Inspektoren selbst - und wer- 
den sogar per Anzeige gesucht, 
wenn Nachtklubs minderjährige 
Tänzer beschäftigen. Und doch 
reagieren die Inspektoren nur auf 
spezifische Beschwerden, die bei 
ihrer Dienststelle eingehen, und 
sie sagen, ihre starke Überla- 
stung mache es ihnen unmöglich, 
in jedem Fall, der zu ihrer Kennt- 
nis gelangt, tätig zu werden. 


Dr. Yitzhak Kadman, leitender 
Direktor des Nationalen Rates 
für das Kind, ist Israels führender 
Fürsprecher im Namen von Kin- 
dern am Arbeitsplatz. »Letztes 
Jahr erfuhr ich, daß in einem Kib- 


Een 


butz in einer Dose Mixed Pickles 
ein menschlicher Finger gefun- 
den wurde« sagte er. »Die Polizei 
sagte, es sei der Finger eines 
13jährigen Mädchens. Wir wand- 
ten uns an die Inspektoren und 
baten sie, den Fall zu untersu- 
chen.« Sie ermittelten, daß es der 
Finger von Rawia Huyirat, eines 
13jährigen Mädchens vom West- 
ufer war, das in der Mixed—Pick- 
lefabrik Zan Lokol einen Unfall 
erlitten hatte. Der Kibbutz hat 
diesen Unfall niemals gemeldet. 
»Wenn niemand den Finger ge- 
funden hätte«, sagte Kadmann, 
»dann hätte ich niemals erfahren, 
daß dort Kinder beschäftigt wur- 
den.« 


Kinder als Bauch- 
tänzer für Parties 


Eine der schlimmsten und aus- 
beuterischten Verwendung von 
Kindern ist die Beschäftigung pa- 
lästinensischer Kinder als Bauch- 
tänzer. Diese Kinder dienen oft 
zur Unterhaltung auf privaten 
Parties für Israelis und werden 
von »Managementfirmen« ange- 
worben, die unter Mißachtung 
des Gesetzes offen in Zeitungen 
inserieren. 

Peter Magnes, Chef-Arbeitsin- 
spektor, verteidigt die geringen 
Bemühungen seiner Dienststelle 
auf diesem Gebiet, indem er fest- 
stellt, daß in einigen Fällen die 
Eltern des Kindes an dem Ge- 
schäft beteiligt sind. Er räumt 
auch ein, daß jene Fälle, von de- 
nen er Kenntnis erhält, diejeni- 
gen sind, auf die sich Kadmans 
Organisation bezieht: »Aber es 
ist nahezu ummöglich, diesen 
Dingen nachzugehen. Ein Groß- 
teil seiner Informationen stammt 
aus Anzeigen in der Presse, und 
wir haben es mit vielen abgemel- 
deten Telefonnummern und der- 
gleichen zu tun.« 


Nun, wenn ein Land das Ab- 
schlachten der Kinder eines ihm 
untergeordneten Volkes durch 
seine eigenen Söhne und Töchter 
im Militär dulden kann, dann hat 
es wohl wenig Gewissensbisse ge- 
gen die kommerzielle Ausbeu- 
tung der gleichen Kinder, beson- 
ders wenn sich dies als so vorteil- 
haft für die Ausbeuter erweist. 
Aber andererseits machen sich 
die USA, die pro Jahr mehr als 
drei Milliarden Dollar an Hilfslei- 
stungen in den Staat Israel hin- 
einpumpen, mitverantwortlich, 
wenn sie so tun, als sähen sie 
diese Mißstände nicht. Oo 
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Vertrauliches 


USA 

Es droht ein 
biologischer 
Holocaust 


In einer Ansprache zu Beginn des 
Schuljahrs der Eastern Virginia 
Medical School wies Dr. Henry J. 
Heimlich warnend darauf hin, 
daß die USA auf einen biologi- 
schen Holocaust auf der Grund- 
lage von Mehrfach-Epidemien 
von  Infektionskrankheiten zu- 
steuern. 
Der hoch angesehene Entwickler 
der Lebensrettungstechnik zur 
Rettung von Erstickungsopfern, 
das »Heimlich-Manöver», sagte, 
die Vereinigten Staaten steuern 
auf eine »große Katastrophe« zu 
Der Vorläufer, Aids, verbreitet 
sich rapide, »aber das ist erst der 
Anfang«. 
Syphilis, Tuberkulose, Masern, 
Malaria, die Lyme-Krankheit 
und sogar Tollwut verbreiten 
sich, berichtete Heimlich. Die 
mit dem Aufhalten dieser Krank- 
heiten beauftragten Behörden 
haken sie gewohnheitsmäßig in 
aller Stille ab. »Wir beobachten, 
wie sich Aids in der Gemeinde 
der Schwulen verbreitet, und die 
Antwort lautete: »Das sind die«. 
Wir haben es zugelassen, daß die 
Armut in dem reichsten Land 
. weiter besteht, und das ist mora- 
lisch falsch, und es ist destruktiv.« 
»Wenn wir die Probleme auf un- 
seren Straßen und in den Innen- 
städten weiterhin außer Acht las- 
sen, weil eine Krankheit Minder- 


\ heitengruppen und Nadelbenut- 


zer trifft, dann werden diese Seu- 
chen unsere Wohnungen, Büros 
und Krankenhäuser erreichen, 
wie das bei den Drogen, Verbre- 
chen und Aids geschah. Solange 
wie dieses wohlhabende Land 
der Armut in unserer Mitte den 
Rücken kehrt, werden sich Epi- 
demien weiter verbreiten« U 


USA 
Rinder-Aids- 
Virus verbreitet 
sich in Herden 


Ein Rinder-Aids-Virus ist in ame- 
rikanischen Herden weit verbrei- 
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tet und kann durch Stechfliegen 
übertragen werden, schreibt das 
»Wall Street Journal«. Infek- 
tionsquoten schwanken zwischen 
vier Prozent in den Staaten des 
Mittelwestens und den Grenz- 
staaten und acht Prozent in der 
Region Louisiana-Mississippi. 
Herden in Utah weisen keine In- 
fektion auf. 


»Forscher sagen, es gebe bislang 
»keine stichhaltigen Beweise« da- 
für, daß der Rinderinfektionsvi- 
rus BIV den Immunschutz von 
Rindern und Milchkühen besei- 
tigt, so daß sie für Krankheiten 
und Infektionen anfälliger wer- 
den«, schreibt die Zeitung. Mar- 
tin Van Der Maaten, Leiter des 
BIV-Forschungsteam im Natio- 
nal Animal Disease Center des 
US-Landwirtschaftsministeriums 
in Ames, sagt: »Wir haben keine 
klinischen Beweise dafür, daß 
diese Tiere von bakterischen Seu- 
chen befallen werden.« Die Viru- 


- lenz erhöht sich jedoch, wenn 


BIV von einer Kuh zur anderen 


- übergeht. 


Das »Wall Street Journal« fährt- 


fort: »Die Forscher wissen noch 
nicht, wie der Virus von Kuh zu 
Kuh übertragen wird, sie argwöh- 
nen jedoch; daß Stechfliegen sie 
verbreiten könnten.« 


Es scheint klar zu sein, daß BIV 
für Menschen nicht ansteckend 
ist; Forschungsmitarbeiter haben 
sich zufällig mit dem Virus ge- 
impft, ohne danach Antikörper 
zu entwickeln. Der Virus wird 
auch leicht durch das Kochen von 


Fleisch und die Pasteurisierung . 


von Milch abgetötet. 


Honduras 
Frauen zur 
Zwangs- 
sterilisierung 
gezwungen 


Wie Honduras Haupt-Arbeiter- 
verband behauptet, zwingen aus- 
ländische Firmen, die im nördli- 
chen Hondura Maquiladoras 
(Montagehallen) betreiben, 
weibliche Beschäftigte dazu, In- 
jektionen zur Geburtenverhinde- 
rung zu akzeptieren, um an Mut- 
terschaftsbeihilfen, die das hon- 
duranische Gesetz vorsieht, zu 
sparen. 

Laut Luis Vaquedano, Leiter der 


Konföderation Honduranischer 
Arbeiter, »verabreichen die Fir- 
men von Zeit zu Zeit Injektionen 
an Frauen zwischen 25 und 30. 
Wir wissen nicht genau, was die 
Spritze enthält, aber es handelt 
sich um ein Medikament zur 
Schwangerschaftsverhütung.« 


Die »Washinton Times« berich- 
tete, daß die Frauen zwischen 15 
und 20 Jahre alt seien. Rund 3000 
Frauen seien bislang davon be- 
troffen und könnten durch das 
Verfahren. unfruchtbar gemacht 
worden sein. Vaquedano meinte, 
die Frauen hätten aus Angst vor 
dem Verlust ihres Arbeitsplatzes 
nicht protestiert. 


Das honduranische Gesetz sieht 
vor, daß 40 Tage vor und nach der 
Niederkunft sowie Pausen auf 
der Arbeitsstelle für stillende 
Mütter vom Arbeitgeber bezahlt 
werden müssen. Das hondurani- 
sche Arbeitsminsiterium unter- 
sucht zur Zeit diese Anschuldi- 
gungen, und die katholische Kir- 
che hat diese Praxis entschieden 
verurteilt. DO 


Panama 


Eine völlig 


unfähige 
Regierung 


»Die Endara-Regierung ist die 
unfähigste, die wir jemals in Pa- 
nama hatten, selbst wenn wir die 
Jahre der Diktatur von 1968 bis 
1989 mit einbeziehen«, erklärte 
Tomas Herrera, ein Anführer von 
Panamas Bürger-Kreuzzug, der 
selbst dazu beigetragen hatte, 


“Guillermo Endara an die Macht 


zu bringen, in einem Interview 
mit der französischen Tageszei- 
tung »Le Monde«, Endara wurde 
nach dem Einmarsch in das Land 
im Dezember 1989 von der US- 
Army als Präsident eingesetzt. 


Der Artikel auf der ersten Seite 
trägt die Überschrift: »Panama 
von Diktatur zu Diktatur, Unfä- 
higkeit und Korruption. Ein Jahr 
nach dem Abgang des Generals 
Noriega befindet sich die Popula- 
rität des Präsidenten Endara im 
freien Fall.« Der Korrespondent 
von »Le Monde« für Mittelame- 
rika, Bertrand de la Grange, 
schreibt, daß Herreras Ansicht 
»in allen Schichten der Gesell- 
schaft immer offener zum Aus- 
druck kommt«. In ganz Panama 


hört man Anschuldigungen der‘ 


»Unfähigkeit«, »Korruption« 
und »Vetternwirtschaft«, die ge- 
gen Endara erhoben werden. 


Ein anderer Fall ist Roberto Tron;. 
coso, Präsident der Panamai-..: 
schen Kommission für Men-” 
schenrechte, der im Verhältnis zu .- 
dem, wie die Dinge unter Gene: : 


ral Noriega lagen, keine Verbes- 


serung in der. Situation der Men- 
schenrechte sieht. ; 


Es scheint so zu sein, heißt esin _ 


dem Artikel weiter, daß die ein- 


zige Auswirkung des amerikani- 


schen Eingriffs darin bestand, 
»Armut und Gewalttätigkeit zu 
verschlimmern«. 


»reichlicher vorhanden sind und. 


besser vermarktet werden als vor- : : 


her«. Die Arbeitslosigkeit unter 
der wirtschaftlich tätigen Bevöl- 


kerung beträgt 25 Prozent, und 


den Menschen werden endlos 
neue Opfer abverlangt. 


Es gebe Be- 
richte darüber, daß Drogen jetzt . 


Ein: 

Freund von Präsident Endara, 
der Anwalt Manuel Garcia, sagte : 
zu de la Grange, es sei unmög- ! 
lich, daß die Funktionäre der'un- '; 


er 


teren Ebenen immer wieder Spar- °, 


samkeit verlangen, wenn »unfä- .; 
hige Leute« zu »Beratern« der 


Regierung ernannt werden und 
riesige Gehälter beziehen. DO 


Naher Osten 


‚Kein Frieden 


ohne die PLO 


Der Vorsitzende der Palestine Li- 
beration Organization (PLO) 
Jassir Arafat wies in einem Inter- 
view mit dem Londoner »Inde- 
pendent« warnend darauf hin, 
daß im Nahen Osten kein wirkli- 


cher Friede möglich ist, ohne daß. . 


die Palästinenser daran beteiligt 
werden. 


Die Vereinten Nationen versu- 
chen, »weitere Camp Davids« in 
die Wege zu leiten, klagte Arafat 
an, verweigern aber den Palästi- 


nensern das Recht auf Selbstbe- . 


stimmung. »Unglaublich! Un- 
glaublich!«, rief er aus. Aber, 
warnte Arafat, »wir haben es 
nicht mit irgendwelchen Phanto- 


men zu tun. Niemand kann uns: 


umherstoßen, denn wir sind das 
bedeutsamste Element in der 
ganzen Nahost-Gleichung.« 


Der PLO-Führer fügte hinzu,. 
daß der »realen Situation der 


-Hungersnot« unter Palästinen- 


sern im Gaza-Streifen wenig Be- 
achtung geschenkt werde. »Die 
Amerikaner warfen mit Fallschir- 
men Lebensmittel über den Kur- 


. den ab, aber was ist mit Gaza, wo 


Hungersnot herrscht und nie- 
mand hilft?« im] 


China 
Fehlende 
Infrastruktur 


verursachte 


Flutkatastrophe 


Chinas Getreidereserven werden 
vernichtet, nicht nur durch Flut- 
katastropen, sondern durch das 
Nichtvorhandensein einer grund- 


“ Iegenden Infrastruktur, heißt es 


in Berichten. Das Ausmaß, der 
sich in China entfaltenden Kata- 


.. strophe, wurde von dem Regie- 
‘Tungsbeamten, der für die Lage- 
„rung und den Transport von Ge- 
:treide verantwortlich ist, bestä- 

tigt. Während die unmittelbar 


von den Fluten vernichteten Ern- 
ten zehn Millionen metrische 
‘Tonnen erreichen könnten, be- 
"läuft sich der Schaden an bereits 
eingelagtem Getreide bereits auf 


.80 Millionen Tonnen. Dazu gehö- 


. ren sechs Millionen Tonnen, die 
wegen fehlender Lagereinrich- 


m 


tungen einfach im Freien gelagert 
und alle hinweggespült wurden. 


»Mehr als 1300 Kornspeicher 
weisen Risse auf, haben sich zur 
Seite geneigt oder sind zusam- 
mengebrochen« schreibt das 
»Journal of Commerce«. Weitere 
60 Millionen Tonnen sind in ande- 
ren Gebieten, denen sich die Flu- 
ten nähern, in Gefahr. Bemühun- 
gen, das Getreide aus der Gefah- 
renzone zu bringen, sind wegen 
mangelnder Transportmöglich- 
keiten, und weiles in den benach- 
‚barten Provinzen keine Lager- 
möglichkeiten gibt, gescheitert. 
Während ein Teil des Getreides 
zur Tierfütterung gerettet werden 
kann, muß ein Großteil als unge- 
eignet zum Verzehr weggeworfen 
werden. 


Der Vorsitzende der Chinesi- 


“ schen Kommunistischen Partei 
"Jiang Zemin meinte, die derzeiti- 


E gen Fluten im Jangtse Tal seien 


»eine der schwersten Katastro- 
phen in der chinesischen Ge- 
schichte«, berichtete die BBC. 


4 Insgesamt seien 200 Millionen 


Menschen von der Überflutung 


betroffen, verlieren ihre Häuser 
und stehen vor Hungersnot und 
Krankheit. Rund 2000 werden 
bereits als tot gemeldet. Volle 20 
Prozent des chinesisischen Ge- 
treidelandes stehen unter Wasser. 
Ansteckende Krankheiten, dar- 
unter Ruhr und Cholera seien im 
Anstieg begriffen, und es wird da- 
mit gerechnet, daß sich die Lage 
weiter verschlimmert. 


Chinesische Experten machen 
die Olbrände in Kuwait für die 
heftigen Regenfälle verantwort- 
lich. . Oo 


Liberia 
Tuberkulose 
und Malaria 
geraten außer 
Kontrolle 


Arzneimittel werden dringend 
benötigt, um zu verhindern, daß 
die Verbreitung der Tuberkulose 
in Liberia außer Kontrolle gerät, 
soll eine für Katastrophen zustän- 
dige Stelle der Vereinten Natio- 
nen mitgeteilt haben. Die United 
Nations Emergency Relief Ope- 
rations in Libera rief zu der Be- 
reitstellung von Medikamenten 
auf, nachdem eine Überprüfung 
ergeben hatte, daß es im gänzen 
Lande Patienten mit Tuberkulose 
gibt. 


In gleicher Weise breitet sich lan- 
desweit eine Malaria-Epidemie 
in Vietnam aus, berichtete das 
Vietnam Television Network. In 
dem Fernsehbericht.wird festge- 
stellt, daß das Malaria-Beseiti- 
gungsprogramm, das seit mehr 
als 20 Jahren betrieben wird, hi- 
storisch zur Volksgesundheit bei- 
getragen habe. Es heißt jedoch 
weiter, daß auf Grund von sozial- 
wirtschaftlichen Veränderungen 
Zehntausende von Menschen aus 
dem Norden des Landes in das 
zentrale Hochland und die Ebe- 
nen des Südens gezogen seien, 
um dort ihren Lebensunterhalt 
zu verdienen. 


Die Bevölkerungsziffer steige 
ständig an und verschlimmere so- 
mit das Malaria-Problem. Die 
Gesundheitsdienste in den Dör- 
fern seien herabgestuft worden 
und die Gelder zur Malariabe- 
kämpfung und Verhinderung 
seien begrenzt. So sei in vielen 
Gebieten des Nordens, vor allem 
in den gebirgigen Gebieten - Ho- 


ang Lien Son, Nghe Tinh - die 
Malaria zurückgekehrt..In diesen 
Provinzen steige die Anzahl der 
Malaria-Parasiten ständig an, 
und die Epidemie breite sich wei- 
ter aus. 


Nach der ersten Statistik waren in 
den ersten fünf Monaten dieses 
Jahres 228659 Menschen landes- 
weit mit Malaria infiziert wor- 
den. Sowohl die Quote, der mit 
akuter Malaria infizierten, als 
auch die  Sterblichkeitsziffer 
seien sehr hoch. 


Was die lateinamerikanische 
Cholera-Epidemie betrifft, so 
brachte die Pan-American He- 
alth Organization, PAHO, ein 
hart zuschlagendes Dokument 
heraus, einschließlich einer Wie- 
derholung ihres Vorschlags zu ei- 
ner Investition in Höhe von 200 
Milliarden Dollar in die grundle- 
gende Sanierung und in das Was- 
sersystem, um den sich durch 
Trinkwasser verbreitenden Killer 
zu stoppen. In dem Dokument 
wird die Lage als »Gesundheits- 
Katastrophe« bezeichnet. Unge- 
achtet dessen, nachdem sie abge- 
stimmt hatten, den Freihandel 
und die wirtschaftliche Disinte- 
gration voll zu unterstützen, 
brachten die lateinamerikani- 
schen Präsidenten - darunter Fie- 
del Castro — auf ihrem jüngsten 
Gipfeltreffen nur leere Worte der 
Besorgnis über die Cholera-Epi- 
demie heraus. 


Asean-Länder 
Kampf gegen 
die Lügen 

in den Medien 


Die sechs Mitgliederstaaten der 
Association of Southeast Asian 
Nations (Asean) haben sich laut 
Radio Australia auf einer Sitzung 
der Informationsminister in 
Kuala Lumpur, . Malaysia, dar- 
über geeinigt, Schritte zu unter- 
nehmen, um einen ausgewogene- 
ren, weniger destruktiven Jour- 
nalismus zu fördern. 


Die Informationsminister sag- 
ten, daß die Medien nicht in einer 
Weise dazu benutzt werden soll- 
ten, die die Stabilität und das 
Wohlergehen der Länder unter- 
gräbt. Zu diesem Zweck werden 
ausländische Journalisten dazu 
ermuntert, eine Zeit in den ver- 
schiedenen Asean-Ländern zu 


verbringen. Andere Maßnahmen 
wurden noch nicht sofort spezifi- 
ziert. 


Der Premierminister Malaysias, 
Mahathir Mohammed, nannte 
die westliche Presse »eine Bedro- 
hung«. Es sei zwar nicht leicht, 
eine Zeitung zu verbieten oder ei- 
nen Journalisten auszuweisen, 
aber das muß manchmal getan 
werden. »Man tut solche Dinge 
nicht, ohne Prügel vom vierten 
Stand und von denjenigen zu be- 
ziehen, die sich für heiliger als 
wir halten«, sagte er. Aber »die 
hirnlose Akzeptanz der Ausle- 
gung des Begriffes Demokratie 
durch andere und eine wortlose 
Unterwerfung unter gewisse 
Praktiken, wie zum Beispiel das 
»Recht« zu fälschen und Lügen zu 
erzählen, wird nicht nur die auf- 
keimenden Demokratien, son- 
dern auch das demokratische Sy- 
stem selbst untergraben.« 0 


Brasilien 

Kritik an der 
Sterilisierungs- 
Kampagne 


Monsignor Moreir Neves aus 
Brasilien, ein Mitglied des Päpst- 
lichen Rats für die Familie, 
klagte in einem Interview in 
der italienischen Tageszeitung 
»Avennire« an, daß 25 Milliionen 
brasilianische Frauen zwischen 
18 und 45 - 45 Prozent aller 
Frauen - sterilisiert worden sind. 


Sterilisierung ist in Brasilien un- 
gesetztlich, erklärt Neves,aber es 
gibt eine massive vom Ausland fi- 
nanzierte Kampagne zu deren 
Beibehaltung. »Beispiele davon 
seien die International Planned 
Parenthood Federation (IPPF), 
eine internationale Agentur zur 
Bevölkerungsbeschränkung, und 
die US-Ford Foundation. Es 
gebe viele ausländische Organi- 
sationen, die Sterilisierungen fi- 
nanzieren. Es gebe auch interne 
Kanäle. oO 
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Briefe 


Betr.: Bonn »Hilflosigkeit 
in der Ausländerfrage«, 
Nr. 10/91. 


In seinem Aufsatz »Hilflosigkeit in der 
‚Ausländerfrage« schreibt Manfred Theis- 
sen über das Durcheinander im nationa- 
len Lager. Die Frage sei hier aber gestat- 
tet, wo bitte schön ist denn hier ein natio- 
nales Lager, oder was ist ein nationales 
Lager? 


Diese Frage klingt sicherlich in vielen 
Ohren als eine Provokation. Es stellt sich 
allerdings jene Frage, die schon die Rö- 
mer zu fragen pflegten: Wem nutzt es, 
um zu erkennen, wer warum etwas be- 
stimmtes tut, oder etwas andersherum, 
um zu erkennen, ob es nützlich ist etwas 
so zu machen. 


Um die nationale Idee einer breiten Be- 
völkerung nahe zu bringen, ist es aller- 
dings nicht nützlich, wenn selbster- 
nannte Nationale mit krimineller Ver- 
gangenheit lauthals Parolen verbreiten 
oder Funktionsträger werden; unifor- 
mierte Schlägertrupps in Verbindung mit 
politischen Veranstaltungen erscheinen, 
Jugendgruppen militär-ähnlich auftre- 
ten, um eine vergangene Zeit zu postolie- 
ren, berechtigte nationale Forderungen 
so formuliert werden, daß statt einem po- 
litischem Programm nur negative Verall- 
gemeinerungen - wie Hetze gegen alle 
Ausländer erkennbar werden. 

Diese Reihe läßt sich noch lange weiter- 
führen, aber jeder, der sich mit dieser 
Thematik auseinander gesetzt hat, kennt 
diese Problematik. 


Welche Forderungen sind aber an eine 
Partei oder Gruppierung zu stellen, 
wenn sie sich erfolgreich an unsere Be- 
völkerung wenden will? Diese Frage ist 
| sehr komplex und muß auf mehreren 
Ebenen gestellt und beantwortet wer- 
den. 


Die wichtigsten Ebenen sind: Die perso- 
nelle Ebene, das sind: Mitglieder und die 
daraus resultierenden in der Öffentlich- 
keit auftretenden Personen. 


Zweitens das Umfeld, das sind Personen- 
kreise mit denen Kontakt gepflegt wird 
und vor allem Kreise von denen man sich 
klar und eindeutig distanziert. 


Drittens das politische Programm. Die- 
ses Programm muß positiv in die Zu- 
kunft orientiert sein und dabei die Ver- 
gangenheit kennen; vor allem ihre Feh- 
ler und deren Ursache. 

Die esoterische Analyse der Vergangen- 
heit und der daraus entstandenen Gegen- 
wart, vor allem aber die Zukunftsper- 
spektiven: Gerade das Wissen um diese 
Zusammenhänge wird für die Zukunft 
entscheidend sein. 


Diese Punkte sollen nur im groben dar- 
stellen, unter welchen Voraussetzungen 
eine neue Volkspartei oder ähnliches ent- 
stehen kann. 


Da es gilt eine neue Form des Zusam- 
menlebens innerhalb eines Volkes und 


daheraus der Völker miteinander zu ent- 
wickeln, müssen unter anderem die 
Staatsform unserer vorchristlichen Vor- 
fahren und die Ideen von Rudolf Steiner 
- über die Dreigliederung der. Gesell- 
schaft sowie die Idee des alten Templer- 
Ordens zusammengefaßt werden. 


Leider hat das barbarische Christentum 
fast alles vernichtet, was unseren »heid- 
nischen« Vorfahren heilig war. Dieser 
Vernichtungsfeldzug hat nicht nur un- 
sere hohe Kultur zerstört, um uns eine 
fremde Nomadenkultur aufzuzwingen, 
sie hat auch Millionen Menschen unseres 
Volkes und anderer nordischer Völker 
das Leben gekostet. 


Es wird Zeit sich von dieser Vorherr- 
schaft zu befreien und unsere Kultur wie- 
der entstehen zu lassen. Jede Politik, die 
dieses nicht berücksichtigt, muß schei- 
tern. 


Als Beispiel hierfür möchte ich die India- 
ner Nordamerikas anführen. Diese wur- 
den unter dem Mantel der Christianisie- 
rung zuerst physisch und dann psychisch 
(bis heute) umgebracht. Psychisch, in 
dem die Christen ihnen ihre Kultur ge- 
raubt haben und ihnen diesen schwarz- 
magischen Glauben aufgezwungen ha- 
ben. Ein Volk, das seiner Kultur beraubt 
wird, stirbt aus. 


Es haben nur die indianischen Völker 
überlebt, die ihre Kultur und das wichtig- 
ste, ihren Glauben, behalten haben. 
Hier ist das Volk der Hopis zu nennen. 


Erst seit 15 Jahren kehren immer mehr 
Indianer zu ihren Göttern und damit zu 
ihrer Kultur zurück. Sie fangen an zu 
überleben. 


Ich erwähne gerade die Hopis, weil ihr 
Wissen sehr viel mit dem unserer Vorfah- 


. ren verbindet. Vieles, das uns geraubt 


worden ist, können wir bei ihnen wieder- 
finden. 


.Das vorrangige Ziel einer politischen 


Vereinigung darf aber nicht die mög- 
lichst schnelle Erreichung einer mög- 
lichst hohen Mitgliederzahl sein. Aller- 
dings darf das auch nicht heißen, einen 
elitären Club zu bilden. 


Wichtig ist, mit einem gut ausgesuchten 
Personenkreis einen Vorstand aufzu- 
bauen, der über die neu aufzunehmen- 
den Mitglieder befindet. Das wichtigste 
ist aber ein politisches Programm zu ent- 
werfen, welches inhaltlich den genann- 
ten Forderungen gerecht wird. 


Ausländer raus oder Deutschland den 
Deutschen ist kein Programm und taugt 
nicht mal als Parole bei öffentlichen Ver- 
anstaltungen. Auch ersetzt marchiali- 
sches, lautstarkes Auftreten kein Pro- 
gramm und ist dem Ansehen unseres Vol- 
kes in der Welt sehr schädlich. 


Da die sogenannte Vergangenheitsbe- 
wältigung in unserem Volk bislang ledig- 
lich in öffentlichen Selbstanklagen be- 
steht, ist hier eine wichtige Aufgabe vor- 
handen. Vergangenheitsbewältigung 
kann und darf aber nicht heißen, Sünden 


unter den Tisch zu kehren und politische 
Fehler totzuschweigen, das wäre fatal. 
Wer aus seiner Geschichte nicht lernt 
und damit vermeidet Fehler zu wieder- 
holen, der hat schon verloren, bevor er 
angefangen hat. 


Gerade unsere jüngere Vergangenheit la- 
stet schwer auf dem Gewissen unseres 
Volkes. Viele Zusammenhänge und ge- 
schichtliche Tatsachen sind nicht oder 
nur unbewußt in unserem Menschen be- 
kannt. Wenn unser Volk wieder zu einem 
gesunden Selbstbewußtsein kommen 
soll, muß hier sehr viel und sehr behut- 
same Arbeit geleistet werden. Allein das 
Bekenntnis vieler Politiker zur multina- 
tionalen Gesellschaft in unserem Staat, 
wird bei der Mehrheit unseres Volkes 
nicht verstanden. Denn was das tatsäch- 
lich inhaltlich bedeutet und welche Kon- 
sequenzen dessen Vollzug hat, ist ohne 
Wissen um die Hintergründe nicht er- 
kennbar. 

Hier ist eine sachliche Aufklärung von 
nöten. 


Ulrich Könning, Münsterdorf 


Betr.: George Bush »Voran 
auf dem Weg zur Neuen 
Weltordnung«, Nr. 8/91 


Es ist mir nach wie vor unverständlich 
wie wenige der mündigen Bürger Zusam- 
menhänge erkennen wollen, obwohl ich 
gestehen muß, daß die Medien es er- 
schweren diese zu sehen. 


In dem erwähnten Artikel schreiben Sie 
im letzten Teil, daß die Opposition zu der 
»Neuen Weltordnung« wächst. Sehr 
schön wenn es denn stimmt, ich frage 
Sie, wo ist diese Opposition, denn geben 
muß es sie, sonst könnte sie ja nicht Welt- 
weit wachsen, oder? 


Norbert Lütje, Hamburg 


Betr.: Paragraph 218 
»Der weiße Kindermord«, 
Nr. 991. 


Sie schreiben mit Recht von einer natio- 
nalen Aufgabe, aber sagen nicht, wie 
diese so ernste Angelegenheit gelöst wer- 
den kann!' Hier zeigt sich deutlich, daß 
die so viel gepriesene »freie Marktwirt- 
schaft«, gesteuert durch ein Marktbe- 
herrschendes Zinses-Zins-Geld, mit 
dem ganze Völker erpreßt werden, nicht 
das Richtige ist. Dieses Zinses-Zins- 
Geld hat auch indirekt Hitler an die 
Macht gebracht und die 40 Millionen To- 
ten des letzten Weltkrieges auf dem Ge- 
wissen! Erst wenn die freie Marktwirt- 
schaft mit einem zinslosen Geld gesteu- 
ert wird, haben wir eine echte, freie, so- 
ziale Marktwirtschaft, die allen armen 
Völkern helfen könnte und auch der Um- 
weltzerstörung ein Ende bereiten würde. 


Wie so eine soziale Marktwirtschaft auf- 
gebaut werden müßte, kann Ihnen Bri- 
gitte Cornelius aus Schondorf sagen. Sie 
hat in jahrzehntelanger Arbeit ein Mei- 


sterwerk für die Praxis geschrieben, in- 
dem alle Rezepte niedergeschrieben 
sind, wie einem darniederliegendem | 
Volk geholfen werden könnte. 


Der Kommunismus hat 70 Jahre lang 
seine Unfähigkeit bewiesen. Der Kapita- 
lismus hat mit seinem erpresserischen 
Geld, seiner rücksichtslosen Spekulation 
mit der Lebensgrundlage »Boden«» und 
seinen vielen Kriegen seine Unfähigkeit 
bewiesen. 


Nun bleibt nur noch eine Variante: Die |. 
echte, freie, soziale Marktwirtschaft 
nach dem Muster von Brigitte Cornelius, 
Maraschstr. 11, D-8913 Schondorf. 


S.Wanner, Thun 


Betr. Ostdeutschland »Der 
Verrat ist perfekt«, Nr. 8/91 


Bisher habe ich vergeblich gehofft, in |: 
CODE eine Widerlegung einer der größ- 

ten Lügen der Geschichte zu finden. 
Nach der bisherigen Geschichtsauffas- . 
sung gibt es eine »slawische Rasse«.“ 


Aber nach neueren Erkenntnissen ist} * 
dies eine Legende. Die ostgermanischen |. + 


Stämme östlich des Frankenreiches Karl “] :° 
des Großen (747 - 814), die noch nicht - 
zum Christentum bekehrt waren, wur- 
den damals als Sclawani oder Sclavi be- 
zeichnet. Dies griechisch-lateinische 
Wort heißt soviel wie Götzenanbeter 
oder Ungläubige. 


Erst der deutsch-russische Gelehrte Au- 


gust Ludwig Schlözer (1735 - 1809) i 


führte seiner russischen Arbeitgeberin 


der Zarin Katharina II. zuliebe durch | : 


Weglassen des »c« bei Sclavi den Begriff 


»Slawen« in das Schrifttum ein. Das. |: 


Wort Slawen ist also kein völkischer oder 
rassischer Begriff, sondern eine religiöse 
Bezeichnung. 


Die Polen sind eine Mischung aus Kel- 
ten, Ostgermanen, Nordgermanen (Wi- | 


kinger) und Sarmaten (vom südlichen 
Ural stammend). 


Die sogenannten »Slawischen Sprachen« 
sind aus der Glagolica, geschaffen von 
den Missionaren Cyrillos (826 - 869) und 
Methodius (815 - 885), hervorgegangen. 
Diese Glagolica wurde im 10./11. Jahr- | 
hundert im germanisch besiedelten Ruß- 
land durch die Ostkirche eingeführt. Im 


15. Jahrhundert wurde sie durch die -]* 


Romkirche im wendischen Weichselgau 
zwangseingeführt. Vor dem 14. Jahrhun- 
dert gab es keine polnische Sprache. Im 
14. Jahrhundert wurde an den Schulen 
Polens noch in Deutsch unterrichtet. In 
den Kirchen wurde in Deutsch gepre- 
digt, gesungen und gebetet. Die Univer- 
sität Lemberg lehrte noch bis 1882 in 
deutscher Sprache. 


Durch diese Slawenlüge ist es doch erst 
möglich geworden, den deutschen Osten 
in so einem großen Umfange zu entdeut- 
schen. Hier sind die Historiker gefor- 
dert! 


Waldemar Neumann, Dannewerk 
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